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Vorrede. 



Der zweite und letzte Band des Crirainalrechtes der Römischen 
Republik, welchen ich wohlwollender ßeurtheilung empfehle, 
beschäftigt sich mit den in der Mitte des zweiten Jahrhun- 
derts V. Chr. entstandenen Schwurgerichten. Er schildert de- 
ren Entwickelung bis zu den Kämpfen, welche den Uebergang 
des Staates in eine Monarcliie und in Folge davon eine Umge- 
staltung der Criminalgerichte lierbeiführten. Es ist ein Zeitraum 
von kaum hundert Jahren, aber reich an gewaltigen inneren 
Erschütterungen, die sich an die Veränderung des Criminalrechtes 
knüpften. Es bildete bei den Gracehen einen Hauptpunkt des 
Streites, war bei Marius’ und Sullas Kriege von entscheidender 
Wichtigkeit und verlor selbst bei Pom|)ejus’ und Caesars Kampfe, 
wenngleich das Streben nach persönlicher Macht in den Vorder- 
grund trat, nicht alle Bedeutung. Keiner der Männer, welche 
in den letzten Zeiten des Freistaates durch Erhalten des Alten 
oder Erstreben des Neuen, durch Gesetz oder Waffengewalt her- 
vorragen, ist an der Förderung und Ausbildung desselben un- 
betheiligt. In eben diese Zeit föllt die Blüthe der Lateinischen 
Prosa. Die Beredsamkeit insbesondere steht mit den Schwur- 
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gerichten in enger Verbindung. Alle grossen Redner Roms bil- 
deten und entfalteten ihre Talente in den meist politischen 
Processen, welche vor Geschworenen zur Entscheidung kamen. 
Die Bedeutung der Personen und Gegenstände, um welche es 
sich handelte , die Auslegung der neu erfundenen Rechtsbegrifte, 
die Einwirkung auf die nach ihren Ansichten und Leidemschafteu 
urtheilenden Richter Hessen alle Seiten der Beredsamkeit zur 
Geltung gelangen. 

Trotz der Wichtigkeit, welche das Verständniss der Schwur- 
gerichte für die Erkenntuiss der interessantesten Zeit der Rö- 
mischen Republik hat, ist man auf eine zusammenhängende 
Untersuchung derselben seit mehr als zwei Jahrhunderten nicht 
eingegaugen: es fehlte die aus dem unmittelbaren Bedürfnisse 
hervorgehende Anregung, welche alle -bedeutenden Geister für 
das Römische Privatrecht in Anspruch nahm. Die Forschung 
wurde erst in neuerer Zeit durch die Wiederentdeckung der 
grossen Bruchstücke eines Criminalgesetzes erregt, blieb aber an 
Einzelheiten haften. Sie musste in den wesentlichsten Punkten 
misslingen, weil ihr die Erkenntniss der grossen Gesichtspunkte, 
nach denen die Entwickelung erfolgte, mangelte. Sie kann auf 
dem bisher eingesehlagenen Wege nicht fortgehen, ohne zu 
einem falschen Resultate zu gelangen. Nach einem deutüch 
ausgeprägten Bilde der Schwurgerichtsverfassung sucht man selbst 
bei den neuesten Gelehrten vergeblich , und wer es unternimmt, 
aus ihren gelegentlichen Bemerkungen über einzelne Erscheinun- 
gen eine Anschauung des Ganzen zu gewinnen, kommt zu einem 
Phantasiegemälde, wie es in Wirklichkeit weder bei den Römern 
noch bei irgend einem anderen Volke bestehen konnte. 

Ich habe die drei Abschnitte meiner Untersuchungen nach 
den Zeiträumen, welche sie umfassen, bezeichnet. Der erste 
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heisst „die Schwurgerichte bis auf L. Sullas Gesetzgebung”, der 
zweite „die Sullanische Gesetzgebung”, der dritte „von L. Sulla 
bis zu Ende des Freistaates”. Den Mittelpunkt also bildet 
L. Sulla. Er ist der Schöpfer des Römischen Criminalrechtes, 
das bis zu seiner Zeit im Vereine mit dem Privatrechte stand: 
er vollendete es auch, indem er das Schwurgericht bei demsel- 
ben einführte. Ihrem inneren Wesen nach hätte ich die drei 
Abschnitte auch anders nennen können. Der erste handelt von 
den Schwurgerichten über Amtsverbrechen, der zweite von den 
Scliwurgerichten, die über Amts- und gemeine Verbrechen, aber 
in getrennten Formen entschieden, der dritte schildert die Zeit, 
in welcher der Unterschied zwischen Amts- und gemeinen Ver- 
brechen aufgehoben und der beiden gemeinsame Begriff von Cri- 
minalverbrechen geschaffen wurde. Ich wählte diese Bezeichnung 
nicht, weil es mir auf die Darstellung der geschichtlichen Ent- 
wickelung ankam: bei ihr allein konnten die Einzelheiten ohne 
Vorurtheil und im Anschlüsse an die Ueberlieferung untersucht 
werden. Vergleiche mit modernen Einrichtungen vermied ich, 
so nahe dieselben oft lagen. Dies ist eine verschiedene Betrach- 
tungsweise, welche erst nach der Erkenntniss der wirklichen 
Verhältnisse ihre Bereclitigung erhält. 

Die Eintheilung des Stoffes ergab sich mit Nothwendigkeit 
theils aus der eigenthümlichen Entwickelung des Römischen 
Criminalrechtes, theils aus dem Plane einer, geschichtlichen Dar- 
stellung. Wäre das Schwurgericht mit einem Male fertig einge- 
führt worden, so würde eine systematische Behandlung möglich 
sein. Aber es entstand aus unscheinbaren Anfängen und kam 
durch eine Reihe von Gesetzen zu derjenigen Vollständigkeit, 
welche es am Ende der Republik hatte : die zu gleicher Zeit von 
Sulla getroffenen Anordnungen über die gemeinen Verbrechen 
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habe ich mich bemüht, systematisch nach damaliger Römischer 
Anschauung darzustellen. 

Bei der Erforschung des älteren Römischen Criminalrechtes 
im ersten Bande war ein Eingehen auf die gesammte Staats- 
verfassung nothweudig: bei den Schwurgerichten war dies nur 
in Bezug auf die Sullanischen Einrichtungen der Fall. Dennoch 
ist die Menge des unmittelbar nothwendigen Stoffes gross und 
die Untersuchung oft weitverzweigt. Ich bedauere, dass es mir 
deshalb unmöglich geworden ist, innerhalb des zweiten Bandes 
eine Schilderung auch des Römischen Criminalprocesses zu geben 
und die an verschiedenen Stellen zerstreuten Ergebnisse zu einem 
allgemeinen Bilde zu vereinen. Die Vorarbeiten dazu sind voll- 
endet. Ich behalte mir vor, sie zu einer besonderen, nach an- 
derem Plaue angelegten Arbeit zu verwenden. 

Berlin, den 2. Juni 1868. 
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Die Schwurgerichte bis auf L. Sullas fiesetzgebsng. 

Seite 

Erstes Capitel 1 

Gegenstand der Untersuchung die Schwurgerichte. Ihre Wichtig- 
keit für die Zeit der Republik. Gewölmliche Meinung über ihren 
Ursprung aus den Volksgericliten und deren Widerlegung. Ent- 
stehung der Schwurgerichte aus dem Senate. Das erste Schwur- 
gericht oder der erste stehende Gerichtshof wird über Erpressung 
(rejteiuHdae) eingesetzt, aber nicht unmittelbar durch das Calpur- 
nische Gesetz vom Jahre 149 v. Chr. Er wird der Bundesgenos- 
sen halber gegründet. Beispiele von Untersuchungen über Be- 
drückung der Bundesgenossen vor dem Calpurnischen Gesetze, 
namentlich gegen Statthalter Spaniens. Sie werden im Namen des 
Senates geführt. Recuperatores. Verfahren. 

Zweites Capitel 19 

Befugniss des Senates, selbständig über die Klagen der Bundes- 
genossen zu entscheiden. Schilderung des Verfahrens nach dem 
Erlasse des Calpurnischen Gesetzes. Klagen der Macedonier gegen 
D. Junius Silanus und väterliches Gericht darüber, obwohl die 
Entscheidung vor den Senat gehört. Andere Proccsse nach dem 
Calpurnischen Gesetze und Folgerungen aus den Berichten über 
dieselben. Verfahren bei dem stehenden Gerichtshöfe über Er- 
pressung. Vorsitzende, Einleitung des Processes, Richter, ihre 
Zahl und Ernennung. 

Drittes Capitel 32 

Die Einsetzung des ersten stehenden Gerichtshofes erfolgte nicht 
durch ein Gesetz, sondern durch Senatsbeschluss. Früheres Ver- 
hältniss der Römischen Beamten und der unterworfenen Völker, 
nur durch die Sitte, nicht durch ein Gesetz geregelt. Vermeint- 
liches Porcisches Gesetz. Porcisches Gesetz über die Thennesser. 
Leistungen der Bundesgenossen an die Römischen Beamten. In- 
halt des Calpurnischen Gesetzes. Es handelte über Gelder, welche 
von den Beamten zurückgefordert werden durften, nicht über die 
Form des Verfahrens. Erwähnung bei den Schriftstellern und in 
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den uns erhaltenen Bruchstücken eines Gesetzes. Aciio sacramenlo, 
angewendet auf Klagen wegen Erpressung und aus alter Zeit stam- 
mend, beibehaltcn für Römische Bürger durch das Calpurnische 
Gesetz. Die erste gunesiiu iierpeiini nur für Bundesgenossen er- 
richtet. Junisches Gesetz und dessen verinuthlicher Inhalt. Zu- 
sammenfassen der Ergebnis.se der Untoreuebnug. 

Viertes Capitel 54 

Bis zu den Gracehen gab es keinen stehenden Gerichtshof als den 
über Amtsverbiveheu. Versuch von Ti. Gracchus, ein Richterge- 
setz zu geben. C. Gracchus’ Gesetz. Nachrichten der Schriftstel- 
ler darüber und Widerspruch unter denselben. Ansichten dei- Neue- 
ren, welche denselben nicht gelöst haben. Livius’ Zeuguiss erklärt, 
die der übrigeu Schriftsteller vereint. Die Theiliing der Gerichte 
nach dem Seinpronischen Gesetze, welches den Rittern allein die 
ncucu Schwurgerichte überträgt, dagegen die Privat- und gewöhn- 
lichen Criminalgcrichte den Senatoren lässt. 

Fünftes Capitel 68 

Tacitus’ Zeugniss, in welchem das Seinpronische Gesetz mit den 
Anordnungen der Kaiser verglichen wird. Nachricht Appians über 
die Folgen des Seiujironischen Gesetzes. Schlüsse daraus über den 
Umfang desselben. Es enthielt eine Bestimmung über ungerechte 
ürtheilsprüche, welche in spätere Gesetze überging, umfasste auch 
Amtserschleichung. Seine Ausdrücke- waien so allgemein, dass es 
auf alle Amtsverbrechen angewendet werden konnte. 

Sech stes Capitel - 81 

C. Gracchus machte die Geschworenen zu Stellvertretern der Volks- 
gemeinde und gab ihnen die Befugniss zu strafen; sie selbst sind 
unverantwortlich. Entstehung des Ritterstandes aus den Richtern: 
welche Bedingung Gracchus für die Wahl dazu aufstellte. Die von 
ihm selbst angefertigte Richtcrliste ist eine dauernde, nicht eine 
jährliche. Die Vorsitzenden der Schwurgerichte. Zahl der Präto- 
ren und der Provinzen, verlängerte Amtsdauer der Prätoren. C. 
Gracchus’ Gesetz über die consularischen und prätorischen Pro- 
vinzen. Schwanken in dem Amte, der Prätur: ein, später zwei 
Prätoren ausschliesslich für die Schwurgerichte bestimmt. Anzahl 
und Auswahl der Geschworenen für den einzelnen Process. Be- 
amte und Senatoren werden von dom Sempronischen Gesetze, be- 
troffen, die ersteren nur nach Ablauf ihres Amtes. Politische und 
rechtliche Folgen des Gesetzes. 

Siebentes Capitel 99 

Nothwendigkeit eines neuen Richtergesetzes. Verschiedene Ansich- 
sichten über die uns erhaltenen Bruchstücke eines Richtergesetzes. 
Nachrichten über den Inhalt des von den Schriftstellern erwälm- 
ten Acilischeu und Sorvilischen Gesetzes und Beweis , dass beide 
über alle Amtsverbrechen, nicht über Erpressungen allein handeln. 
Inhalt des uns inschriftlich überlieferten Gesetzes : es bezog sich 
ebenfalls nicht ausschliesslich auf das Verbrechen der Erpressung, 
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sondern auf alle Aintsverbrecheii üborhaupt. Dw Name Repetmi - 
deiigesctz und der Spracbgebraucli in Bezug auf die Gesetze und 
die Verhrecben. Name des Gesetzes , welchem die iiiscliriftlichcn 
BnnhstOcke angehören. Verliältiiiss des Acllischen und Servili - 
sflicn Gesetzes zu einander. Zeit des Acilisclien Gesetzes, Er - 
wähnung desselben in einer Griecliischen Inschrift. Beweis, dass 
die uns erlialtencii Bruchstücke dem Acilisclien Gesetze aiigeliöreii. 
Err^'äliuuiig des Rubrischen Gesetzes. 

Achtes ü apitel 116 

Die jährliche Aufstellung der Richterliste war der Haiiptfoi-tschritt 
des Afilischcii (iesetzes und voitlnllhaft für den Senat. Ein be - 
sonderer Prätor damit beauftragt. Ricditeiliste sowohl fiir das 
laufende Jahr, als aucli für die fiilgeiidcii. Zaiil der jilhrlicheii 
Richter. Bedingungen für die Wahl derselben und Pflicht des 
PiStoi-s dabei. Auswahl der Richter für den einzelnen Process. 
Lückenhaftigkeit der uns erhaltenen Bruchstücke, welche kein siche- 
res Verständniss ermöglichen. Bisherige Ansichten und Wider- 
legung derselben. Vermnthung über die Auswahl der Richter, be- 
griindet durch das in den früheren recuperatoriseben Gerichten 
übliche Verfahren. Möglichkeit einer Ergiinzmig der Bruchstücke 
und Erklärung derselben. Zahl der Geschworenen in den eiuzel- 
nen Processen. 

Neuntes Capitel 131 

Die von dem Acilisclien Gesetze Betroffenen; cs sind nur Beamte 
und Senatoren. Wie dieselben aufgezählt und bezeichnet waren. 

Die Vei brechen im Acilischen Gesetze: cs sind alle Anitsverhre - 
chen. Aufzählung derselben, Betrachtung der uns erhaltenen 
Bruchstücke, Erpressung und Annahme von Geschenken. Vermu- 
thung der Gelehrten über das mit dem 1. März beginnende, mit 
dem 1. September schliessende sogenannte Gerichtsjahr. Bestim - 
mungen über die Anwälte. Anklage der Beamten während ihres 
Amtsjabres. 

Zehntes Capitel 146 

Weitere Bestimmungen des Acilischen Gesetzes, nach den uns er- 
haltenen Bruchstücken dargestcllt. Untersuchung gegen die Erben 

de..s Veriii-theilten. He.rbeischaffen der Beweismittel namentlich der 

Zeugen, deren Zahl beschränkt wird. Venneintlicher Eid der Ge- 
schworenen. Aufschub des Termines. Füllen des ürthcils, Ricli - 
tereid, Berathung der Richter, Abstimmung. Zwei Drittel der An- 
wesenden müssen das ürtheil fidlen. Folgerungen ans dieser Be - 
stimmung. Art der Abstimmung. Gegen den Angeklagten ist keine 
zweite Anklage vor demselben Gerichtshöfe zuliissig, ausser in be- 
stimmten Fällen. Nach der Verurtheilung Stellen von Bürgen, 
die Strafsnmme vorläufig vom Prätor festgesetzt. Schätzung der 
Proccsse (liiium aesiimniio). Auszahlung des Geldes an die Klä- 
ger. Verfahren, wenn der Vemrtheilte die Strafsumme nicht ent - 
richten kann, Sicherung des Proccssverfahrens gegen den Eiu - 
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Spruch der Beamten und Volkstribunpn. Erwähnung dcä üalpur- 
nischeii und Junischen Gesetzes. VraevaricatiQ. Belolmuii};oii der 
RliicklichPD Ankläger, Bürgerrecht, Provocationsreebt , andere Be - 
lohmmsen: Abstufung: dabei nach dem Stande des Anklägers. Ende 
des Gesetzes, lückenhaft und unverständlich. Inhalt des uns feh - 
lenden Theiles. 

Eilftes Capitel 183 

Wichtigkeit der uns erhaltenen Bruchstücke des Acilischeii Ge - 
setzes. Charakter und Bedeutmi}; desselben. Seine Geltung für 
den einzigen, damals bcsteliciideii Gerichtsliof über Aintsv(‘rbrechen. 
Stellung des Gesetzes zu den politischen Parteien. Streben nach 
Gerechtigkeit in der Verwaltung, worauf das Bestehen des Reiches 

lieruhle. Dauer des Acilischeii Oes<'tzes. Die beiden Servilisehen 

Gesetze und die Zeit, in welcher sic gegeben wurden. Inhalt des 
Gesetzes, welches der Consul Q. Servilius Caepio erliess. 

Zwölftes Capitel 196 

G(‘setz des Vnlkstrihiinen G. Serrilins Glaiieia. Politis(dier Anlass 

zu deniselbep. Es hetrifl’t nicht nur das Verbrechen der Erpres- 
sung, sondern alle Aintsverbrecheu, welche allein vor das Schwui'- 
gerieht gehören. Es änderte weder den Begriff der Verbreehen 
noch die Strafen der Verurtlieilten, noch den Kreis der vom 
Schwurgericht betroffenen Persouen. Dagegen gab es neue Be - 
stiinimingeu über die Beloliuungen der Anklilger, über die Ein - 
treibung der Strafgelder, welche auch von Andern als den unmit - 
telbar Schuldigen beigetriehen werden dürfen. Einführung der 
romiierendiiiaiio statt der bisherigen nmpliatio. Verschiedenheit 
beider, Arten des Verfalirens, von denen die ampHaiin auch ferner 
iui übrigen Gerichtsverfahren gilt, die comperendinniio nur hei den 
Schwurgerichten zur Anwendung kommt. Veränderungeii in der 
Anordnung des Processcs durch die ciiinpcrnu/inriiio. 

Dreizehntes Capitel 213 

Die Aiiitsvcrbrechcn hatten ihren Griiiul meistens in der Habsucht: 
deren Verbreitmig. Die Gesetze über das Schwurgericht uiufassen 
nicht alle Verbrcclicu, welche von Beamten begangen werden köii - 
nenii : daher das Streben, dieselben aiiszudehneti. Erste derai-tige 
Erweiterung durch das Gesotz des Volkstribuncn Sex. Peducaeus 
vom Jahre 113 v. dir. Incest der Vestalischen Jungfrauen und 
Bestrafung desselben durch ein weltliches Gericht. Memmisches 
Gesetz. Allgemeine Geltung des Pedueäiseheo Gesetzes. Gesetz 
des Tribunen C. Manilius Limetanus vom Jahre 110 v. Chr. über 
die vom Könige lugiirtha verübten Bestechungen. Es ist auf einen 
einzelnen Fall bcschriinkt und ordnet ein ausserordentliches Ge - 
richt an. 

Vierzehntes Capitel 226 

Weitere Bemühungen , den regierenden Stand zu beaufsichtigen. 

L. Appulejus Saturninus’ Volkstribuiiat, sein Getreidegesetz imd 
die Veranlassung, welche es zum MajestStsgesetze gab. Verschie - 
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(lene Meinungen über dasselbe und Beweis, dass cs in A[i|)iil(\jus’ 
ci-steiii Trilmnate gegeben wimle. Boe:riffsbostiiiiiiiuns der N'errin - 
Rcruiis der Majestät, einzelne Fälle derselben und AmveiKlmiR 
nameiiflicli auf die Unverletzlichkeit der tnbiiniei.selicii (.lewalt. 
Fortscliritt dos Rechtes im Apiiiilcjischeii Gesetze. MaiesUts und 
penluetlia. Weiterer Inhalt des Gesetzes. Livisches (jeactz des 

Yolkstribuueu M . Liviu» ürusua , Verscliiedcne Nacliricliten über 

dasselbe, Widerspruch unter ihnen und ihre richtige Erkläruns. 

Die Verthcilung der Schwurgerichte unter Seuatoreii und Ritter 
zu gleichen Thcilen, bei dauernder Ricliterliste. Auch die Ritter 
sollen als Geschworene verantwortlich sein. Allgemeiner Charakter 
des Livischen Gesetzes. AbschafFuiiK desselben. Durch die Nach- 
richten über Drusus’ Gesetz wird die Befugniss der Schwurgerichte 
bestimmt. 

Fünfzehntes Capitel 249 

Das Gesetz des Volkstribunen Q. Varius vom Jahre PO v. Chr. 
über Majestätsverbrechen. Die Zeit desselben, Nachrichten über 
seinen Inhalt. Sie bezeugen nur die besondere Veranlassung des 
Gesetzes. Es selber batte allRemeine Bedeutung und übertrug den 
Begrifl der verrinKerten Majestät auf die auswSrtigen Verhältnisse 
711 fremden Völkern. Beweise dafür. Das Verfahren wird nicht 
geändert Umgestaltung der politischen Lage durch Erthei- 
Inng des vollen Bürgerrechtes an die, Italiker. Das Gesetz des 
VoUtstribnnen M. Plautius Silvanus vom Jahre 89 v. Chr.: cs 
überträgt unter Aufliebung aller Beschränkungen die Wahl der 
Geschworenen an die einzelnen Tribns. Zcitbestimmiing. Zahl 
der Geschworenen und Beweis, dass alle bisherigen Schwurgerichte 
nur für Amtsverbrecheu galten. 

Sechzehntes Capitel 264 

Geltung des Plautischen Richtergesetzes bis auf Sulla. Sein In - 
halt scheint noch umfassender gewesen zu sein. Plautius’ Gesetz 
über Gewaltthätigkeit. Nachrichten darüber, sein Urheber und 
seine Entstehungszeit, Es bezog sich nur auf die Gewalttbätig- 

keit von Beamten und Senatoren. Lutatisches Gesetz über Gewalt - 

thätigkeit. Die Zeit, in der cs gegeben wurde, und Widerlegung 
derjenigen, welche cs bezweifeln. Inhalt desselben. Process gegen 
M. Caelius Rufus und Ciceros Vertheidigung. Der Process wurde 
nach dem Lutati.scheii Gesetze geführt und Caclius war Römischer 

Ritter. Unterschied des Plautischen und Lutatischen Gesetzes. 

Besondere Be.stinimung des letzteren über das Verfahren. Begriff 
der Gewaltthätigkeit. Es ist ein politisches Verbrechen und schon 
der Versuch dazu strafbar. Der Begriff ist in den beiden Gesetzen 
verschieden aufgefasst. Strafe. 
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Zweiter Abschnitt. 

Die Snllaniscbe Cesetzgebnng. 

Erstes Capitel 282 

Rückblick auf den vergangenen Zeitraum, der kein allgemeines 
Gesetz über das Criminalrccht hervorbraebte, sondern nur nach 
politischen Rücksichtet) das Schwurgericht schuf. Das gewöhnliche 
Stratverfahreu befriedigte. Ucbersicht über die Entstehung dessel- 
ben und Zustand vor Sulla. Es war dreifach. Erstlich das ordent- 
liche durch die beiden Prätoren oder andere Vcrwaltuugsbeamtcn. 

Das Recht der Provocation und die richterliche Thätigkeit der 
Volkstribuncn. Veränderungen dimch die Verleihung des Bürger- 
rechtes an Italien. Zweitens das ausserordentliche Verfahren der 
Volkstribunen vor dem Volke. Seine Beschränkung durch die 
Schwurgerichte. Drittens die Schwurgerichte über Amtsverbrechen, 
durch welche eine Controlle der Regierung geführt werden sollte. 

Sie entscheiden nur über streitige Fälle, wo der Angeklagte we- 
der gestand noch auf der That ertappt war. Die Veranlassung 
zur Aenderuug wai' eine äussere und politische. 

Zweites Capitel. 293 

Zeit und Veranlassung der Sullanischen Gesetzgebung. Sullas Aen- 
derungen der Verfassung im Jahre 88 v. Ohr. , bald nachher auf- 
gehoben. Unbegründete Zweifel der Neueren an den damaligen 
Gesetzen. Absicht, den Senat durch eine gleiche Zahl von Römi- 
schen Rittern zu ergänzen. Die Proscriptionen, zuerst die Sullas 
im Jahre 88, welche auf gesetzliche Weise durch Volksbeschluss 
geschahen, dann die der Volkspartei, endlich die Sullas vor und 
während seiner Dictatur, welche anfangs nach Kriegsrecht gescha- 
hen, später gesetzlich bestätigt wurden. Wiederherstellung der Ver- 
fassung vom Jahre 88 v. Chr. Sullas Dictatur und das Valerische 
Gesetz. Wie Sulla dasselbe benutzte. Die Wirksamkeit der Sul- 
lanischen Gerichtsverfassung begann am 1. Januar 80 v. Chr. 

Drittes Capitel 307 

Sullas Verfassung beruht auf der Einschränkung der tribunicischen 
Macht, welche in dem damaligen Zustande des Staates schädlich 
war. Allgemeine Schilderung von Sullas Verfassung, ihre Schwäche. 
Worin die Einschränkung der Volkstribunen durch Sulla bestand. 

Sie verlieren das Recht, Comitien zu halten, damit also das Recht 
der Gesetzgebung und die ausserordentliche Gerichtsbarkeit vor 
dem Volke. Wahl der Volkstribunen in dem Senate und nur Be- 
stätigung durch das Volk. Sie behalten das Recht, cotilionfs zu 
halten, ferner das Recht des Hülfeleistcns gegen Beamte, auch den 
Einspruch gegen Senatsbesch Ittsse, der aber nur aufschiebende Wir- 
kung hat. Strafe der Tribunen, welche ihre Befugnisse überschrei- 
ten. Allmälige Authebung der Beschränkungen des Tribunates. 
Einfluss der Tribunen auf die Gerichtsbarkeit zur Zeit ihrer Be- 
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Schränkung. Wie Sulla die dui-ch die Beschränkung der Tribunen 
in der Veifassung entstandene Lücke ausfulltc. 

Viertes Capitel 

Anordnungen Sulla.s in Bezug auf die richterlichen Beaniten. Die 
Befugnisse der Consuln nicht verändert. Die Prätoren. Ihre 
Anitskreise vor Sulla, Aeuderung durch C. Gracchus. Anordnung 
Sullas, dass die Prätoren der Provinzen vorher ihr Amt in der 
Stadt bekleiden. Zahl der Prätoren auf acht erhöht. Poinponius’ 
Nachrichten darüber uud ihre Glaubwürdigkeit. Seine Nachricht 
über Sullas Anordnungeu in Bctrctf der Schwurgerichte bestätigt 
und erklärt. Poinponius und die Geschichtschreiber über die Zahl 
der Prätoren unter den Kaisern. Ihr Widerspruch und Lösung 
desselben. Pomponius spricht von der Zahl der ordentlichen Prä- 
torcnstcllen, die Geschichtschreiber über die Zahl der wirklich er- 
nannten Prätoren. Bedeutung dieses Unterschiedes und Nachweis 
desselben zur Zeit der Kaiser. Eigenthünilichkcitcn der Prätur 
im Gegensätze zum Consulato. Pomponius’ Ausdruck und Nach- 
richten über die Vermehrung der Prätoren zur Zeit der Republik 
erklärt. Seine Nachricht über Sullas Anordnung : dieser schuf 
vier ordentliche Prätorenstcllen für die Leitung der von ihm er- 
richteten Schwurgerichte über gemeine Verbrechen. 

Fünftes Capitel 

Das Recht der Provocation im Strafverfahren. Nachricht, dass 
Sulla es aufgehoben habe. Innere Wahrscheinlichkeit derselben. 
Wie dieselbe zu verstehen ist. Die Wirkungen des Provocations- 
rechtes bleiben nach Sulla bestehen, die Gewalt der Beamten wurde 
von ihm nicht erhöht. Das Provocationsrecht bei Amtsverbrechen 
imd bei gemeinen Verbrechen. Eine Folge desselben ist eine Be- 
schränkung der Strafen des Schwurgerichtes. Sulla verminderte 
die richterliche Gewalt der Beamten und schuf eine mildere Art 
des Strafverfahrens. Andere Vertheilung der Criminalgerichtsharkeit. 

Sechstes Capitel 

Classon von Amtsverbrecheu und iVunahme, dass Sulla ein Gesetz 
gegen Erpressung gegeben habe. Angebliche Erwähnung desselben 
in Ciceros Rede für C. Rabirius. Strafe der Erpressung, welche 
Sulla, wie man glaubt, erhöht habe. Sullas Gesetz über die Pro- 
vinz Asien. Vermeiutliche Bestimmungen des Cornelischen Gesetzes 
über Erpressung. Die Provinzen sammeln Gelder zu Statuen für 
die Statthalter uud zu Festen für ihr Andenken. Beisteuern der- 
selben für Feste und Denkmale in Rom. Angebliches Verbot Sullas 
gegen den Wucher und die Käufe der Statthalter in den Provin- 
zen. Alle diese Bestimmungen beweisen nicht den Erlass eines 
Gesetzes über Erpressung durch Sulla. Gründe gegen den Erlass 
eines solchen Gesetzes. Erhaltung des allgemeinen Schwurgerich- 
tes über Amtsverbrechen durch Sulla. Seine Anordnungen über 
die Wahlen der Beamten: ein besonderes Cornelisches Gesetz ge- 
gen Wahlumtriebe giebt es nicht. 



Seite 

324 



346 



357 



Digiiized by Google 




XVI 



Inhalt. 



Sieben tes Capitel 

Das Cornelisohe Gesetz über Majestätsverbrechen. Veranlassung 
dazu, Kr^'älinung desselben. Es bezog sich nur auf Beamte oder 
Senatoren. Gründe für diese Besehränktuig und politischer Cha- 
rakter des Gesetzes. Der Begritf des Verbrechens besteht iin Ver- 
ringern der Majestät. Auslegungen desselben. Anwendung auf 
die Beamten, welche entweder Unerlaubtes thun, sowohl in der 
Stadt als in den Provinzeif, oder Gebotenes unterlassen. Dadurch 
wird das Gesetz zu einem allgemeinen Gesetze über die Verant- 
wortlichkeit der Beamten. Anwendung desselben auf die Militair- 
vcrhältnisse. Besondere Bestimmungen über das Verfahren ent- 
hielt es nicht. 
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Erster Absclinitt. 

Die Schwurgerichte bis auf L. Sullas Gesetzgebung. 



Erstes Capitel. 

Gegenstand der Untersnchnng die Scbwnrgerichte. Ihre Wichtigkeit Ihr 
die Zeit der Republik. Gewöhnliche Meinung über ihren Ursprung ans 
den Tolksgerichtennnd deren Widerlegung. Entstehung der Schwurgerichte 
aus dem Senate. Das erste Schwnrgericht oder der erste stehende 
Gerichtshof wird über Erpressung (repetundae) eingesetzt, aber nicht 
unmittelbar durch das Calpnmische Gesetz vom Jahre 149 v. Chr. Er wird 
der Bundesgenossen halber gegründet. Beispiele von Untersuchungen über 
Bedrückung der Bundesgenossen vor dem Calpurnischen Gesetze, nament- 
lich gegen Statthalter Spaniens. Sie werden im Namen des Senates 
geführt. Recnperatores. Verfahren. 

Im ersten Bande habe ich das Römische Strafrecht und dessen 
Entwickelung von den Anfängen der Königszeit an verfolgt und 
einen Theil desselben bis zum Ende der Republik geschildert. 
Es erscheint beim Beginne des Staates im engsten Vereine mit 
dem Privatrechte: den Unterschied bildet nur das ürtheil, das 
bei dem einen auf eine Entscheidung über Eigenthum , bei dem 
andern auf Verhängung einer Strafe hinausläuft. Die Trennung, 
welche Servius Tullius versuchte, hatte keinen Bestand: erst 
nach Gründung der Republik wurde, im Anschlüsse an die Vor- 
gänge der Königszeit, derjenige Grundsatz aufgefunden, an dessen 
Entwickelung sich die Ausbildung des Strafrechtes knüpft, die 
Provücation, d. h. das Recht, dass, wo der Verbrecher nicht auf 
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der That ertappt war oder selbst sein Vergelien eingestand, die 
Entscheidung über Schuld oder Unschuld von dem Volke gegeben 
werden durfte. Dieser Grundsatz wurde später erweitert und näher 
bestimmt. Es knüpfte sich an ihn eine Milderung der Todesstrafe 
und zuletzt das tliatsächliche Ergebniss, dass dieselbe selten an- 
gewendet und durch den bürgerlichen Tod ersetzt wurde. Am 
Ende der Republik ging P. Clodius’ Gesetz so weit, jede Hin- 
richtung Römischer Bürger ohne Einwilligung des Volkes zu 
untersagen.“) Damit war der Grundsatz, auf welchem das Rö- 
mische Strafrecht ruhte, umgestossen ; folgerichtig hätte die Ge- 
richtsbarkeit des Volkes häufigere Anwendung finden müssen. 
Indessen die Unmöglichkeit davon sahen Alle ein. Selbst die 
eifrigsten Freunde des Volkes erkannten, dass es wegen seiner 
Unbeständigkeit und Leidenschaftlichkeit bei einem vorgerückteren 
Standpunkte des Rechtes für das Richteramt untauglich .sei. 
Dazu kam die äussere Schwierigkeit, eine Volksversammlung zu 
berufen. Sie war vom Beginne der Republik an bedeutend ge- 
wesen, und ihrethalben zuerst und hauptsächlich liatte man ein 
eigenthümliches System von Beamten geschaffen, welches in der 
Regierung selbst einen Gegensatz und eine Vertretung des Volkes 
hervorbrachte. Mit dem Wachsen des Staates und der Stadt 
wurde die Volksversammlung zu richterlichen Zwecken immer 
untauglicher. Man konnte auch die Macht der Beamten nicht 
erweitern : es galt als oberster Staatsgrundsatz und auf ihm be- 
ruhte die Freiheit der Bürger, der Beamte habe das Urtheil nur 
zu veranlassen und durchzuführen, fällen aber dürfe er es nicht 
Es musste also eine andere Form der Gerichte erfunden werden. 
Sie hatte die Rechte des Volkes zu wahren, die Stellung der 
Beamten in ihrer Würde, aber auch in ihrer Beschränkung zu 
erhalten, endlich ein stetiges und gleichmässiges Verfahren her- 
beizuführen. Dies waren die Schwurgerichte. Ueber sie soll 
der zweite Band meiner Untersuchungen handeln. 

In der Blüthezeit der Römischen Republik erscheinen als 
die Hauptträger der Strafgerichtsbarkeit „stehende Gerichtshöfe”, 
quaestioms perpetuae. Sie werden in der Zeit, als das Reich 



ai Mau sehe Bd. I, 2, 417. 
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die gebildete Welt belierrschte und Rom der Mittelpunkt aller 
Nationen war, fast als einzige Stätte des Criminalverfalirens be- 
zeichnet. Da die Verbrechen bei dem Wachsen der Herrschaft 
und der Stadt Zunahmen, da innere Zwistigkeiten und Aufruhr 
den Staat zu zerrütten aufingen und die Democratie die Leiden- 
schaften in Hohen und Niedrigen, in Regierenden und Regierten 
entfesselte, waren sie die Bewahrer und Rächer des Gesetzes. 
Fast alle auf Verbrechen bezüglichen Reden Ciceros sind in 
ihnen gehalten. Die classische Zeit der Staatsverfassung und 
der Literatur ist mit ihnen auf das Genaueste verknüpft. Durch 
die Schwurgerichte wurden allmälig die Beamten- und Volks- 
gerichte verdrängt , nicht weil in jenen die Möglichkeit lag, den 
Willen des Volkes auf bequeme Weise zur Geltung zu bringen, 
sondern weil in ihnen eine Trennung der richterlichen von der 
verwaltenden Gewalt hervortrat, wie sie früher nicht bestanden 
hatte und doch von dem fortschreitenden Rechtsbewusstsein ge- 
fordert wurde. Die Entwickelung des Criminalrechtes in der 
Kaiserzeit schloss sich durchaus an die Schwurgerichte an, welche 
selbst für späte Zeiten gültige Gesetze und Grundsätze hervor- 
riefen. Die Erkenntniss der Geschwornengerichte ist somit für 
das Verständniss des Römischen Alterthums überhaupt uoth- 
wendig. Interessant aber ist auch eine Vergleichung mit den 
Schwurgerichten der jetzigen Völker, die von anderm Ursprünge 
ausgehend, vielleicht scheinbar ähnliche Einrichtungen schufen, 
aber dennoch in allen Hauptsachen verschieden sein mussten. 

Ueber die Entstellung der Römischen Schw'urgerichte ist man 
jetzt übereinstimmender Meinung. Ihre Entwickelung, Verviel- 
fältigung, die Abgrenzung der verschiedenen Gerichtshöfe, auch 
deren innere Einrichtung — alles dies, giebt man zu, bedürfe 
der Untersuchung; aber über ihren Ursprung und über die Stel- 
lung, welche sie in dem Systeme der Römischen Gerichtsver- 
fassung einnahmeu, glaubt man im Klaren zu sein. Die ganze 
peinliche Gerichtsbarkeit, nimmt man an, habe während der 
früheren Zeit in den Händen des Volkes unmittelbar geruht, d. h. 
sie sei von der Volksversammlung geübt worden. Indessen diese 
Gerichtsbarkeit war langsam und unsicher. Wie daher das Volk 
früher für einzelne Fälle einen Untersuchungsrichter zu erneuneu 
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pflegte, der an seiner Stelle das Verbreclien aufspürte und strafte, 
so, meint man, habe es jetzt stehende Gerichtshöfe mit Ge- 
schworenen als Vertretern des Volkes eingesetzt, um für alle 
Verbrechen und Verbreolier die Pflicht des Richters zu üben. 
Die Unbehülflichkeit also und die Unzuverlässigkeit des früheren 
Verfahrens soll die Veranlassung zur Gründung der Schwur- 
gerichte gegeben und dieselben stets die Stelle des Volkes als 
obersten Richters vertreten haben. 

Diese allgemein angenommene Meinung halte ich für nicht 
riclitig. Die Geschworengerichte der Römer haben einen andern 
Ursprung geliabt und sind in ihren Befugnissen und Einrichtun- 
gen stets von den Volksgerichten verschieden geblieben: es haben 
bis zum Untergange der Republik Schwurgerichte, so wie Be- 
amten- und Volksgerichte neben einander bestanden, es können 
die ersten nicht aus den letzten hervorgegangen sein. Man darf 
die Geschworengerichte der Römer nicht denen der neueren Völ- 
ker gleich stellen. Es ist eine moderne Idee, das Volk durch 
eine kleine Anzahl von Bürgern darstellen zu lassen : die Römer, 
so sehr sie auch die Uebelstände einer zufällig, aus den ver- 
schiedensten Bestandtheilen zusammengesetzten Volksversamm- 
lung erkannten, haben nur spät und in unvollkommenem Grade 
in wenigen Punkten die Vertretung der Massen durch einzelne 
Abgeordnete versucht. Die Geschworenen können nicht die Ver- 
treter des Volkes gewesen, die Gerichte, in welchen sie ent- 
schieden, nicht an die Stelle der beim Beginne der RepubUk 
geschaffenen Volksgerichte getreten sein. 

Diese in dem Wesen der beiden Gerichte liegende Verschie- 
denheit zeigt sich selbst zu der Zeit, wo die Schwurgerichte auf 
dem Höheupunkte ihrer Entwickelung standen. Bei den Volks- 
gerichten konnte die Anklage nur von den Beamten erhoben 
werden"); dagegen vor den Geschworenen konnte Jedermann 
als Ankläger auftreten: die Beamten waren, wenn auch nicht 
durch ausdrückliches Gesetz, so doch durch die Sitte und weil ihnen 
andere Processformen zu Gebote standen, ausgeschlossen. Zwei- 
tens das Strafmass war bei den Geschworengerichten geringer 

a) Mud sehe unsere Auseiuaudersetzuug 1, 2, 217. 
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als bei denen des Volkes. Dieses konnte zu jeder beliebigen 
Strafe, selbst zum Tode, verurtlieileu; dagegen die höchste Strafe, 
welche Geschworene verhängen durften, bestand iin bflrgerlichen 
Tode.*) Noch in vielen geringeren Punkten lässt sich diese 
Verschiedenheit darthun: es lag in ihrem Ursprünge, in ihrer 
Einrichtung so viel von einander Abweichendes, dass sie neben 
einander bestehen mussten. Auch an die Stelle der qxaestores 
parrichUi*') können die Schwurgerichte nicht getreten sein. Denn 
jene wurden von dem Volke für einzelne Fälle bevollmächtigt, 
konnten mithin auch, wenn ihr Auftrag so lautete, auf eben die- 
selben Strafen, wie die Volksversammlung selbst, erkennen. Aus 
ihnen konnte höchstens bei Aufgabe der Provocation eine neue 
Art von Beamten entstehen, deren Geschäft im Richten bestand. 

Die Unbehöltlichkeit also des Verfahrens gab nicht die Ver- 
anlassung zur Einsetzung der Schwurgerichte. Man hatte an- 
dere Vorkehrungen dagegen getroffen. Von Anfang an hatte der 
Schwerpunkt des Criminalverfabrens in dem Systeme der Be- 
amten, das sich nach Einsetzung der Volkstribunen ausbildete, 
gelegen und damit kam man thatsächlich aus: länger als fünfzig 
Jahre bestanden Schwurgerichte, ehe man daran dachte, aus 
ihnen für die Verbesserung der gewöhnlichen Rechtspflege Nutzen 
zu ziehen. Es bedurfte der gewaltsamen Erschütterung des ge- 
summten Staates und der Talente eines grossartigen Staatsmannes, 
um die Schwurgerichte, wie sie am Ende der Republik bestan- 
den, zu schaffen. Das Volk hat keinen Theil daran. Es würde 
auch eine wunderbare Entäusserung seiner eigenen Macht geübt 
haben, wenn es bei der Gründung derselben an einen Ersatz für 
diejenigen Gerichte, welche den Comitien zirstanden, gedacht 
hätte. Die Geschworenen bestanden anfangs nur aus Senatoren. 
Wie kam das Volk dazu, seine richterliche Gewalt an sie zu 
übertragen? Es war weder so aristocratisch gesinnt noch so sehr 
von der Trefflichkeit des Senatorenstandes überzeugt, dass es 
die Absicht haben konnte, diejenigen Processe, über welche es 
bisher selbst geurtheilt hatte, seiner Entscheidung zu überlassen. 
Die zunehmenden Klagen der Bundesgenossen in der Mitte des 

a) Wir haben über sie I, 2, 92 gesprochen. 
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zweiten Jalirliunderts v. dir. bezeugen das Verscliwindeu der 
alten Isittenreinlieit bei den Voruelunen: sie veranlassten Jene 
tribunieisehen Aufreizungen, welche nicht lange nachher den 
Staat in eine Deniocratie verwandelten und die Macht des Se- 
nates brachen. Kine so starke Vergrösseruug seines Kinflusses, 
wie sie in der Uebertragung auch nur eines Theiles der dem 
Volke zustehenden Richtergewalt liegen würde, lasst sich mit 
den sonstigen Bestrebungen der Zeit nicht vereinigen. 

Da sonach die Scliwurgerichte weder durch eine Abzweigung 
aus den V^olksgerichten , natürlich auch nicht aus der Gerichts^ 
barkeit der Beamten bervorgegangen sein können, bleibt nur die 
eine Möglichkeit übrig, dass ihr Ursprung aus dem Senate her- 
zuleiten ist. Entscheidend hierfür ist eine Betrachtung der Ver- 
brechen, welche bei den ersten Schwurgerichten zur Aburtheilung 
kamen. Sie gehörten nicht ausschliesslich vor das Gericht der 
Volksversammlung. Das Volk konnte über alle Vergehen ohne 
Unterschied urtheilen, somit auch über diejenigen, welche den 
ersten Gescliw'orenen anheimfieleu ; aber wenn die letzteren Ver- 
gehen eigentlich vor den Senat gehörten und die Art und Weise, 
wie sie geahndet wurden, in dessen Befugnissen lag, so ist da- 
mit der Beweis geliefert, dass die stehenden Gerichtshöfe aus 
dem Senate hervorgingen. Zugleich findet damit die Erscheinung, 
dass die Geschworenen ursprünglich Senatoren waren, ihre voll- 
ständige Erklärung. Später können Veränderungen eingetreten 
sein, welche die Schwurgerichte mit der Gerichtsbarkeit der 
Volksversammlung in eine gewisse Verbindung bracliton, auch 
eine theilweise Ersetzung derselben herbeiführten; ihr Ursprung 
indessen ist auf den Senat und die demselben gesetzlich zu- 
stehende Gewalt zurückzuführen. 

Der erste stehende Gerichtshof war der über Erpressungen, 
qtiaestio repetundarum, nämlicli pecaniarum, genannt. Man 
nimmt an, er sei im Jahre 149 v. dir. von dem Volkstribunen 
L. Calpurnius Piso durch einen Beschluss der Tributcomitien ein- ^ 
geführt worden.^) Diese Annahme berulit nicht auf Ueberliefe- 
rung, sondern auf einem Schlüsse, den man aus einer uns über- 
kommenen Nachricht macht. Cicero spricht von dem Redner 
C. Carbo, der, wie er erwähnt, für den besten Vertheidiger sei- 
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ner Zeit gegolten liabe. Es hätten claiuals begonnen die Proeesse 
zahlreicber zu werden. „ Denn es wurden , als er ein junger 
Mann war, die stehenden Gerichtsliöfe eingesetzt, welclie es vor- 
her niclit gegeben hatte. Nämlich der Volkstribun L. Piso gab 
zuerst ein Gesetz über Erpressungen unter dem Consulat von 
Censorinus und Manilius”, d. h. 149 v. Clir.") Diese Stelle be- 
weist, erstlich dass es vor dem genannten Jahre keine stehenden 
Gerichtshöfe gegeben hat, zweitens, dass der erste derartige Ge- 
richtshof, welcher errichtet wurde, der über Erpressungen ge- 
wesen ist. Sie zeigt drittens auch, dass die Errichtung dieses 
Gerichtshofes über Erpressungen in einem gewissen Zusammen- 
hänge mit dem Calpurnischen Gesetze über Erpressungen stand; 
aber dass dieselbe durch dieses tribunicische Gesetz und zwar 
unmittelbar dadurch herbeigeführt wurde, beweist sie nicht. Dies 
ist nur eine Folgerung und zwar, wie wir beweisen werden, 
eine nicht gerechtfertigte. Das Gesetz Pisos betraf die Er- 
pressungen, wie Cicero sich ausdrückt. Daraus darf man nur 
schliessen, es habe bestimmt, was Erpressungen seien und dass 
dieselben bestraft oder wieder gut gemacht werden sollten. Dass 
es aber zugleich über die Art und Weise der richterlichen Ent- 
scheidimg gehandelt und eine so wichtige Veränderung in dem 
Processverfahren , wie es die Einsetzung stellender Gerichtshöfe 
war, bestimmt habe, folgt daraus nicht. Man darf die linwahr- 
scheinlichkeit davon an sich behaupten. Denn die Gründung 
eines neuen Criminalverfahrens war so viel bedeutender als die 
Begriffsbestimmung eines Verbrechens, dass, wenn das erste der 
Inhalt des Gesetzes gewesen wäre, Cicero es erwähnt und dessen 
Namen nicht ausschliesslich von den Erpressungen hergenommen 
haben würde. Eine weitere Nachricht aber über die Entstehung 
der Criminalgerichtshöfe haben wir nicht: nur von L. Piso wird 
noch öfter erzählt, er habe das erste Gesetz über Erpressungen 
gegeben, und dies als ein Beweis seiner Rechtlichkeit angeführt; 

a) Cic. Brut. 27, lüti llie (C. Carbo) optimus illis teinporibus cst pa- 
tronus habitus eoque fornm tenente plura fieri iudicia coeperunt. Nam — 
quaestiones perpetuac hoc adolescente coiistitutae suiit, quae autea uullae 
fuerunt. L. eniin Piso tribunus pl. legem jirimus de iiecuniis repetundis 
Ceosorino et Mauilio cousulibus tulit. 
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dass er dabei unuiittelbar oder auch nur mittelbar der Stifter 
der stehenden Gerichtshöfe geworden wäre, wird nicht er- 
wähnt.*) 

Angenommen, der Gerichtshof über Erpressungen verdankte 
sein Entstehen unmittelbar dem tribunicischeu Gesetze Pisos vom 
Jahre 149 v. Chr., so würde man deshalb doch nicht glauben 
dürfen, die stehenden Gerichtshöfe seien an die Stelle der Volks- 
gerichte getreten und hätten die denselben zustehende richter- 
liche Gewalt ersetzen sollen. Denn die Volksversammlung war 
nach Römischem Staatsrecht Herrin über den gesammten Staat 
und konnte alle in demselben gültigen Gewalten, also aucli die 
des Senates, von dem wir die stehenden Gerichtshöfe herleiten, 
ändern. Die Befugnisse des Consulates waren durch das Volk 
beschränkt, die Censur und Prätur von ihm getrennt worden 
und unzweifelhaft stand ihm dem Senate gegenüber da.sselbe 
Recht zu. Es gehörte z. B. zur Machtvollkommenheit desselben 
ganz eigentlich die Vertheilung der Provinzen und die Verwal- 
tung des Staatsschatzes. Aber iu beide Sachen griff das Volk 
im Ganzen und im Besonderen ein; ohne Zweifel durfte der 
Vülkstribun Piso mittelst der Volksversammlung dem Senate 
ein bis dahin besessenes Recht entziehen, durfte durch Gründung 
stehender Gerichtshöfe seine Befugnisse verringern. 

Ein solcher Hergang ist aus zwei Gründen unwahrscheinlich. 
Erstlicl) wäre es eine Veränderung in der Staatsverfassung über- 
haupt gewesen, und würde in den uns erhaltenen Schriftstellern 
nicht mit Stillschweigen übergangen werden. Selbst diejenigen 
Fälle, wo das Volk im Einzelnen eingriff und gegen das Gut- 
achten des Senates Provinzen oder Geld vertheilte, pflegen an- 
gemerkt oder getadelt zu werden : viel mehr müsste dies bei 
dem Aufheben eines allgemeinen Vorrechtes des Senats ge- 
schehen. Von irgend einer Beschränkung aber, die demselben 
durch das Calpurnische Gesetz widerfahren wäre, findet sich keine 
Spur. Zweitens der Urlfeber desselben, L. Piso, hatte nicht eine 
politische Gesinnung, um gegen die Interessen des Senates auf- 
zntreten und die Macht des Volkes zu erweitern. Selbst von 
seinen Vorfahren und dem Calpurnischen Geschlechte, an dessen 
Politik er nach Römischer Sitte gebunden war, wird dergleichen 
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nielit gemeldet: vou ihm selbst wissen wir sogar, dass er später 
der erbittertste Feind vou C. Gracchus war.“) Er gehörte also 
zu den Anliängeru der Seuatspartei und eine Massregel, welche 
vermittelst des Volkes dem Senate ein Recht nahm und dessen 
Macht verringerte, konnte von ihm nicht ausgehen. Er zeichnete 
sich durch Rechtlichkeit und üneigenuützigkeit aus : seine Ab- 
sicht konnte nur sein , eben dieselben Eigenschaften seinen 
Standesgenossen zu erhalten. Davon musste sein Gesetz aus- 
gehen: die stehenden Gerichtshöfe sollten das Ansehen und den 
schon sinkenden Einfluss des Senates zu heben suchen. 

Also, selbst wenn wir Nachricht von der Einsetzung der 
(juaestiones, perpetuae durch das Calpurnische Gesetz hätten, 
würde daraus weder ihr Ursprung aus der Volksgerichtsbarkeit, 
noch als ihr Zweck eine Schmälerung der Rechte des Senates 
zu folgern sein. Indessen wir haben keine solche Nachricht: 
nur über Erpressung hat L. Piso, wie es heisst, ein Gesetz ge- 
geben. Es ist aber möglich, gesetzliche Bestimmungen über ein 
Verbrechen zu erlassen, ohne zugleich ein neues Gerichtsver- 
fahren zu schaffen. Viele Gesetze sind z. ß. über perduellio 
gegeben worden, mit neuen und besonderen Strafen, aber mit 
dem alt hergebrachten Gericlitsverfahren. Ueber Amtserschlei- 
chung (ambitas) wurden frühzeitig Bestimmungen erlassen, und 
zwar von den Volkstribunen in Tributcomitien, wie Piso es mit 
dem Verbrechen der Erpresäflug gethan haben soll , z. ß. 432 
V. Chr. und 358 v. Chr.*’); aber von einem Verfahren, das zu- 
gleich eingerichtet worden sei, hören wir nicht. Aehnlich konnte 
Piso durch sein Gesetz den neuen Begriff von Erpressungen 
schaffen, ohne damit einen neuen Gerichtshof oder gar denjeni- 
gen, welcher später bestand, einzusetzeu. Jedoch ein mittelbarer 
Zusammenhang soll nach dem von uns angeführten Zeugnisse 
Ciceros zwischen dem Calpurnischen Gesetze und der Errichtung 
des ersten stehenden Gerichtshofes bestanden haben. Um den- 



a) Schol. Bob. in orat. p. Flacc. p. 233 primus hoc (cognomentum 
friigalitatis) meruit L. Piso, qui legem de pecuniis repetundis tulit et fuit 
C. Graccho capitalis inimicus, in quem ipsius C. Gracchi extat oratio 
maledictonun raagis plena quam criminum. 

b) Liv. IV. 25; VII, 15. 



Digitized by Google 




10 



lef^riff der Erpressung. 



selben zu erkennen, wollen wir untersuchen, welcher Staatsge- 
walt nach (lera früheren Römischen Staatsrochte das richterliche 
Urtheil über das Verbrechen der Erpressung zustand : daraus 
wird sich nicht blos die Entstehung der ersten qiawctio perpetua, 
sondern auch deren Befugniss und Charakter ergeben. 

Der Begriff der Erpressung (repetntulae) , über welche 
L. l’iso sein Gesetz gab, wird durch eine doppelte Einschrän- 
kung bestimmt. Erstlich eine Erpressung kann nur begangen 
werden von einem Beamten des Römischen Staates, nicht von 
einer Privatperson. Lieber die Klassen der Beamten, welche Er- 
pressungen begehen konnten, wurden später allerdings erwei- 
ternde Bestimmungen getroffen; so lange indessen es im Römi- 
schen Rechte dieses Verbrechen gab, hat es sich nur auf Beamte 
bezogen. Zweitens Erpressungen werden begangen hauptsächlich 
gegen Bundesgenossen. Die Börger selbst konnten durch den 
Einspruch der Volkstribunen Schutz finden, hatten auch eine 
althergebrachte Klageform, um einen Beamten zur Rechenschaft 
zu ziehen. Wo Cicero von dem Processe, welchen er gegen 
Verres anstrengen wollte, spricht, erwähnt er ausdrücklich, das 
Gesetz über Erpressungen sei der Bundesgenossen halber aufge- 
stellt worden und er wiederholt dies öfters.*) Die Frage ist 
also, wer vor L. Piso Entscheidung und Abhulfe gewährte, wenn 
Römische Beamte in Italien oder den Provinzen sich Bedrückun- 
gen der Bundesgenossen zu Schulflbn kommen Hessen. Polybius 
berichtet in seiner Darstellung der Römischen Verfassung'’): 
„wenn ein Privatmann oder eine Stadt in Italien einer Au.s- 



a) Cic. div. 5, 17 Quasi vcro dubiuiu sit, (jiiin tota Ic.'c de pccuniis 
repetundis socioniin causa constituta sit. Nam civibus cum sunt ereptae 
jmcuniae, civili fere actione et private iure repetuntiir; haec lex socialis 
est, hoc ins nationum exterarum cst, haue habent arceui, minus aUf|uanto 
nunc quidem munitam quam antea, venmtumen si qua reliqua spes est, 
quae sociorum animos consolari [xjssit, oa tota in hac lege posita est; ibid. 
20, 65 cum lex ipsa de pccuniis rc|Kdundis sociorum atque amicorum po- 
puli Romani patrona sit; in Verr. II, 6, 15 in hac quaestione de pccuniis 
repetundis, quae sociorum causa constituta est lege iudicioque sociali. 

b) Polyb. \’I, 13 £1 Ti{ iSuÜTr ,5 f; ndXi; Töiv xara ’lTaJ.tav oiaXioeu); r; 

lr:iTt|ji7|Oeu)4 7; ßar,8£(a; ;p'j?.axf,s apotSElTai, Toi-u)v nävTiov äaxt 

Tj ojyx/.yjTtp. 



Digilized by Google 




Dor Senat ontschoidot ülier Krpressung. 



11 



sölinung oder Strafe oder Hülfe oder Scluitz iiötbig hat, so liegt 
die Sorge dafür dem Senate ob.” Er spriclit nicht von den 
Provinzen, weil diese erst uacli seiner Zeit in grösserer Zahl 
und geordneter Gestaltung entstanden; aber ilire Stellung znm 
Senate war dieselbe wie früher die Italiens. Zn diesem Ver- 
hältidsse stimmt die Oberaufsicht, welche der Senat über alles 
in den Provinzen und Italien Vorkommende und namentlich auch 
über die dort geschehenen Criminalverbrechen fülirte.“) Poly- 
bius behauptet nicht, diiss Beamte, welche sich Erpressungen 
erlaubt hatten, vom Senate gestraft werden durften. Das war 
niemals der Fall, der Senat hatte keine richterliche Befugnisse 
über Römische Bürger, sondern, wie es anderswo bei Polybius 
beissf’), das Volk allein ist Herr über Strafen und Belohnungen 
der Bürger. Indessen die ersten Gesetze über Erpressungen be- 
stimmten auch nicht Strafen gegen die Schuldigen. Sie gingen 
nur auf Wiedererstattung des widerrechtlich Geraubten , verord- 
neten also nichts, was nicht innerhalb der Befugnisse des Sena- 
tes, welcher die oberste Aufsicht über die Bundesgenossen führte, 
gelegen hätte. 

Die uns überlieferten Beispiele stimmen mit Polybius’ Zeug- 
nisse überein. Im Jahre 187 v. Chr. kamen Gesandte der Stadt 
Ambracia nach Rom, um sich über Mitshaudlungen, welche sie 
vom Proconsul M. Fulvius Nobilior erlitten hätten, zu beklagen. 
Sie erhielten Gehör beim Senate durch die Vermittelung des 
einen der damaligen Consuln M. Aemilius Lepidus, der Fulvius’ 
persönlicher Feind war. Die Verhandlungen fanden nur im Se- 
nate statt und nach mehrtägigem Streiten zwischen den beiden 
Consuln ward beschlossen, den Einwohnern von Ambracia sollte 
ihr Eigenthum wiedergegeben, die Anordnungen von Fulvius 
aufgehoben werden. Eine Erwähnung des Volkes findet sich in 
der ausführlichen Erzählung, welche Livius') giebt, nicht; eben 
so wenig ist die Rede von einer etwa beabsichtigten Bestrafung 
von Fulvius. Es handelt .sich nur um Wiedergutmachen des 



a) Vcrgl. Baad 1, 2, 366. 

b) Polyb. VI, 14. Vergl. Band 1, 1, 100. 

c) Liv. XXXVllI, 43 und 44. 
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gesclielienon Unrechtes und dazu ist der Senat allein, ohne Zu- 
ziehung der Volksversammlung oder der sonstigen richterlichen 
Behörden befugt. Kürzer ist Livius'*) Erzählung von den Be- 
schwerden, welche die Cenomanen gegen den Prätor M. Furius, 
der sie ungerechter Weise bekriegt und dabei ausgeplündert 
hatte, vor den Senat bringen. Dieser wünscht die Sache an Ort 
und Stelle untersucht zu sehen und überträgt deshalb die Ent- 
scheidung dem in Ligurien weilenden Consul M. Aemilius Lepi- 
dus. Sein Ausspruch fällt zu Gunsten der Klagenden aus: sie 
erhalten ihre Waffen zurück, der Prätor dagegen bekommt den 
Befehl, nach Hause zurückzukehren. 

Am lehrreichsten ist der Bericht, der uns über die Vor- 
gänge des Jahres 171 v. Chr. gegeben wird.'’) ln diesem Jahre 
kamen Gesandte der beiden Provinzen Spaniens nach Rom : vor 
den Senat gelassen klagten sie über die Habsucht und den üeber- 
muth der Römischen Beamten, versichernd, sie würden schlim- 
mer als Feinde behandelt.') Die Klagen betreffen also ganz 
eigentlich Sachen, welche unter den Begriff der Erpressungen 
fallen, nicht bloss, wie in den beiden vorigen Beispielen, die 
Frage, ob die Beamten überhaupt Unrecht gethan, die Bundes- 
genossen als Feinde zu behandeln und ihnen als solchen die 
Kriegslasten aufzulegen die Beschwerde geht dahin, es sei von 
ihnen widerrechtlich Geld erpresst worden. Die Sache wird im 
Senate untersucht und es ergiebt sich handgreiflich, dass die 
Beamten schuldig sind."*) Es kam also auf zweierlei an, erstens 
ob dieselben bestraft werden sollten, zweitens wie den Bundes- 
genossen Ersatz geschafft werden könnte. Das erste war auf 
gewöhnlichem Wege nicht möglich, aber leicht hätte einer der 
Volkstribuneu eine Klage unmittelbar beim Volke, entweder in 
Tribut- oder in Centuriatcomitien , anstellen können. Es lagen 
indess nicht eben schlimme Sachen vor, man scheute sich auch. 



a) Liv, XXXIX, 3. 

b) Bei Liv. XLllI, 2. 

c) Liv. 1. 1. li de magistratuum Romanorum avaritia superbiaque 
conquesti, nisi genibus ab senatu pctiermit, ne se socios foedius spoliari 
vexarique quam hostes patiantur. 

d) Liv. 1. 1. Cum — manifestum esset pecunias cajdas. 
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durch Bestrafung der höchsten Beamten alle Provinzen gegen 
ihre Stattlialter aufzuregen. Der Senat an sich konnte über 
seine Mitglieder oder andere Römische Bürger keine Strafe ver- 
hängen. Kurz man entschloss sich, von der Bestrafung abzu- 
seheu und den Spaniern nur Wiedererstattung des Geraubten 
zu gewähren. 

Der Senat konnte, w^enn er die Klagen der Provinzialen 
gehört und sich von ihrer Begründung überzeugt hatte, auch 
die Untersuchung gegen die Einzelnen in seiner Gesammtheit 
w'eiter führen. Aber für eine grosse Versammlung passt eine 
solche, ins Einzelne gehende Untersuchung nicht und der Senat 
hatte melir zu thun. Er beauftragte einen Ausschuss und setzte 
vor demselben eine Art von richterlichem Verfahren ein. Livius 
sagt, der Senat habe den Beschluss gefasst, dem Prätor L. Ca- 
nulejus, der Spanien zur Provinz erhalten hatte, den Auftrag 
zu ertheilen , er sollte für jeden Beamten , w'elchen die Spanier 
wegen Erpressungen anklagen wollten, fünf Reeuperatoren aus 
dem Senatorenstande geben, auch den Klägern erlauben, sich, 
wen sie wollten, zu Sachwaltern zu wählen.*) Der Senat hatte 
damit seinerseits die Klagen der Bundesgenossen erledigt: er 
hatte dem von ihm eingesetzten Ausschüsse seine Rechte über- 
tragen. Derselbe sollte die Summe der Entscliädigung für die 
Bundesgenossen festsetzen, aber auch, wie man aus dem Erfolge 
sieht, in den einzelnen Fällen entscheiden, ob eine solche über- 
haupt zu zahlen sei. 

Zum Vorsitzenden dieses Gerichtshofes (denn Lateinisch 
wurde ohne Zweifel der Ausdruck quaestio gebraucht) war ein 
Prätor ernannt und zwar, weil es sich um Spanien handelte, der- 
jenige, welcher zum Statthalter dieser Provinz bestimmt w'ar. 
Seine Amtsgewalt war also gleich derjenigen, welche sonst im 
ordentlichen Gerichtsverfahren über Criminalsaclien zu entscheiden 
hatte; aber seine Stellung eine verschiedene. Der gewöhnliche 
Prätor konnte den Angeklagten , wenn er ihn für unschuldig 

a) Liv. 1. 1. L. Canuleio praetori, qui llispaniam sortitus ei-at, nego- 
tium datum est, ut in singulos, a quibus Hispani pecunias petcrcnt, quinos 
recuperatores ex ordine seuatorio daret patronosque quos vellent, sumcndi 
facultatem faceret. 
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hielt, nicht vor Gericht stellen, er konnte ihn ferner, wenn er 
auf der That ertappt und sein Vergehen offenbar erschien, ohne 
eigentliche, gerichtliche Untersuchung verurtheilen. Beides durfte 
der zum Vorsitzenden der Recuperatoreu ernannte Prätor nicht 
thun. Denn über die Schuld im Allgemeinen hatte schon der 
Senat erkannt und es kam darauf an, die von den Einzelnen zu 
zahlende Entschädigung festziisetzen. Auch zu den Reciipera- 
toren war Canulejus’ Stellung eine andere, als diejenige, welche 
der gewöhnliche Prätor zu den in seinem ßeirathe sitzenden 
Richtern hatte, wenigstens der Idee und dem strengen Rechte 
nach. Der Letztere sprach das Urtheil allein, auf eigene Ver- 
antwortung, ohne an die Mehrheit der Beisitzer, deren Wahl 
überdem in seinem Ermessen lag, gebunden zu sein; dagegen 
Canulejus verkündete nur, was seine fünf Recuperatoren ent- 
schieden, ohne seinerseits den Spruch zu vertreten. Im Uebrigen 
w’ar sein Einfluss gleich gross. Er leitete das Verfahren, führte 
das Urtheil aus, und wie viel er dabei vermochte, lehrte der 
Erfolg, der durch seine Abneigung auf ein geringes Mass be- 
schränkt wurde. 

Livins nennt die Richter, welche in jedem Falle entscheiden 
sollten, recuperatores. Das ist ein schwer zu erklärender Name, 
der viele gelehrte Untersuchungen hervorgerufen hat, ohne dass 
bis jetzt ein sicheres Ergebniss gewonnen ist. Man nimmt an, 
die recuperatores seien eine internationale Einrichtung, erfunden, 
um die Rechtsverhältnisse zwischen Römischen Bürgern und den 
Bewohnern fremder Staaten zu ordnen. Der Beweis für diese 
Annahme ist unzulänglich und jedenfalls wurden die recupera- 
tores, wenngleich ursprünglich für die Angehörigen verschiedener 
Staaten bestimmt, später für viele Verhältnisse unter Römischen 
Bürgern angewendet. Mit mehr Grund wird man sagen können, 
die recuperaiores aus uralter Einrichtung zwischen den Bürgern 
selbst entstanden, seien, als die Verhältnisse der Bürger und 
der Bewohner fremder Staaten sich regelten, auf diese über- 
tragen worden.^) Der Unterschied von dem jatZc-r besteht er- 
stens darin , dass dieser in der Einzahl ernannt wird , während 
der recuperatores mehrere, in der Regel drei oder fünf sind. 
Zweitens wurden, wenigstens bis zu einem gewissen Zeitpunkte, 
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die Richter ausschliesslich aus dem Senatorenstande genommen, 
während jeder Bürger recupei-ator sein durfte. Das Richteramt 
galt seinem Ursprünge gemäss als ein Theil der Regieraugsge- 
walt und wurde deshalb dem regierenden Stande allein zuge- 
wiesen. Damit stimmt Polybius’ Aeusserung*), die Senatoren 
seien Richter in allen Privat- und öffentlichen Processen. Dass 
dagegen die recuperatores aus allen Ständen genommen werden 
können, beweist selbst Livius’ Bericht über die Klagen der Spa- 
nier: die Bestimmung, die recuperatores sollten i)i diesem Falle 
aus dem Senatorenstande genommen werden, wäre unnütz, wenn 
überhaupt recuperatores nur Senatoren sein durften. Ausserdem 
scheint es jedoch auch einen inneren Unterschied zwischen dem 
judex und den recuperatores gegeben zu haben. Die Regierungs- 
gewalt konnte nicht zugeben, dass die Entscheidung über eigent- 
liche Rechtsfragen von anderen als Mitgliedern des regierenden 
Standes gefällt würde, während nach Feststellung des Rechts- 
punktes das Mass der zu leistenden Entschädigung Leuten aus 
dem nicht regierenden Stande überlassen werden konnte. Eine 
Andeutung davon findet sich in den beiden Beispielen, wo re- 
cuperatoi'es im Repetundenprocesse erwähnt werden. Bei den 
Klagen der Spanier stand es durch die Ueberzeugung des Se- 
nates fest, dass Erpressungen vorgefallen seien : es handelte sich 
um das Mass der Wiedererstattung. Ein ähnlicher Process kam 
unter dem Kaiser Tiberius im Senate vor.**) Der Prätor Bithy- 
niens Granius Marcellus wurde wegen Majestätsverbrechens, aber 
zugleich auch wegen Erpressungen angeklagt. Wegen des ersten 
Verbrechens wurde er freigesprochen, dagegen des zweiten er- 
schien er dem Senate schuldig. Es wurden also recuperatores 
bestellt, um die Summe des Geraubten und Wiederzuerstatten- 
den zu bestimmen. 

Ueber die Wahl der recuperatores ergiebt sich aus Livius’ 
Bericht, dass beide Parteien, sowohl die Ankläger als auch die 
Angeklagten betheiligt waren, dass aber die eigentliche Ein- 
setzung und Beauftragung durch den Vorsitzenden Prätor geschah. 

a) Polyb. VI, 17. 

b) Tac. Anu. 1, 74. Vergl. buet. Tib. 58. 
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Von diesem heisst es zuerst, er solle für jeden Anzuklagenden 
fünf Recuperatoren geben*), nachher aber von den Anklägern, 
sie hätten mit einem der Angeklagten Recuperatoren genommen 
oder gewählt*“), mit einem für diesen Fall, wie es scheint, eigen- 
thümlichen Ausdrucke. Zwei Recuperatoren durfte jede Partei 
aus ihren Freunden wählen, über den fünften, bei dem die Ent- 
scheidung der Mehrheit lag, hatten sich die Kläger und der An- 
geklagte zu vereinen, oder der Prätor gab ihn aus denen, welche 
möglichst unparteiisch waren. Alle erhielten erst durch den 
Vorsitzenden Prätor die Befugniss ein Urtheil zu sprechen. So 
geschah es in einem ähnlichen Falle, wo der Oberfeldberr 
P. Scipio zur Entscheidung darüber, wer von seinen Soldaten 
zuerst bei der Eroberung von Neu-Carthago die Wälle der feind- 
lichen Stadt erstiegen hätte, drei Recuperatoren einsetzte, von 
denen zwei die Beschützer der beiden Anspruch machenden 
Soldaten, der dritte unparteiisch war.') 

Eine freiere Wahl als bei den recuperatores, hatten die An- 
kläger bei den patroni. Der Senat gab dem Prätor den Auf- 
trag, er solle ilinen erlauben, wen sie wollten, dazu zu ernen- 
nen und sie ernannten deshalb in dem einen Falle vier, in dem 
andern zwei patroni'^) Diese sollten dazu dienen, die Ankläger, 
welche der Lateinischen Sprache und der Römischen Rechtsge- 
bräuche minder kundig waren, mit ihrem Käthe zu unterstützen : 
sie beweisen, dass das Verfahren, welches stattfinden sollte, ein 
Römisches, nicht ursprünglicli für die Rechtsverhältnisse mit 
Fremden berechnet war. Man nimmt an, das Verfahren vor 



a) Liv. XLlll, 2 L. Canuleio praetori — uegotium datum est, ut in 
singulos, a quibus llispaiii pecuuias pctereiit, quinos recuperatores ex or- 
dine senatorio darct. 

b) Liv. 1. l. Cum M. Titinio primum, qui praetor A. Manlio M. lunio 
consulibus in citeriore llispania fuerat, recuperatores sumpserunt. lieber 
die Bedeutung von sumere in diesem Falle vergl. Cic. in Verr. III, 13, 32 
und 60, 140. 

c) Liv. XXVI, 48 Scipio tres recuperatores cum sc daturum pronuu- 
ciasset, qui cognita causa testibusque auditis iudicarent, utcr prior in oppi- 
dum transcendisset, C. Laclio et M. Sempronio, advocatis partis utriusque, 
P. Corneliura Caudinum de medio adiecit. 

d) Liv. XLIII, 2 patronosque quos vellent sumendi potestatem faceret — 
iussi nomiuare patronos qiiattuor nomiuaverunt. 
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7-ecuper(Uores sei ein beschleunigtes gewesen. Ich finde zu die- 
ser Annahme in den Nachrichten von sonstigen Recuperatoren- 
processen keinen Grund : an sich lag in ilim weder Länge noch 
Kürze; es setzte nur voraus, dass über den Rechtspunkt selbst 
das Urtheil fest stand.“) Einen Beweis davon liefeni die Pro- 
cesse gegen die Statthalter von Spanien. Wären dieselben vor 
das gewöhnliche Gericht gekommen, so hätte zunächst entschie- 
den werden müssen, ob Erpressung stattgefunden hätte: darüber 
hätten viele und lange Verhandlungen eintreten können. Jetzt 
war dieser Punkt von dem Senate, als Aufsichtsbehörde über 
die Provinzen, entschieden: unmittelbar trat das Recuperatoren- 
gericht zusammen, um zu bestimmen, wie gross die Erpressun- 
gen gewesen seien und wie viel Entschädigung zu gewähren sei. 
Diese Entscheidung dauerte lange und kostete viel Verhandlun- 
gen. Bei dem zweiten Angeklagten verfloss viel Zeit, ehe die 
Ankläger sich über die Wahl der patroni einigten, auch bei der 
Anklage, welche gegen einen andern Statthalter geschehen sollte, 
deutet Livius vielfache Verhandlungen zwischen den Anklägern 
und dem Vorsitzenden Prätor an. Ferner nach dem Zusammen- 
treten des Gerichtes landen bei dem ersten Angeklagten drei 
Termine statt, ehe das Urtheil gefällt wurde. Es hätten noch 
mehr statttinden können, wenn es im Interesse der Richter oder 
des Prätors gelegen hätte. Von irgend einer Beschleunigung des 
Verfahrens ist nicht die Rede. 

Der Erfolg der Anklagen entsprach nicht den Wünschen 
der Spanier oder dem guten Willen, welchen der Senat anfäng- 
lich gezeigt hatte. Zuerst wurde M. Titinius, der im Jahre 
178 V. Ohr. im diesseitigen Spanien befehligt hatte, angeklagt. 
In zwei Terminen kamen die Richter zu keiner Entscheidung, 
im dritten wurde der Angeklagte freigesprochen, d. h. die Re- 
cuperatoren t^lärten, die Annahme von Erpressungen, welche 
der Senat im Allgemeinen, ohne auf die einzelnen Statthalter 
einzugehen, ausgesprochen hatte, fände auf ihn keine Anwen- 
dung. Demnächst wurden P. Furius Philus, Statthalter des dies- 
seitigen Spaniens im Jahre 174, und M. Matienus, Statthalter 
des jenseitigen Spanien im Jahre 173 v. Ohr. angeklagt. Die 
Beschuldigungen gegen sie, heisst es, waren sehr schwer. Deii- 
111 . 2 
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noch verstriclien zwei Termine ohne Entscheidung, weil die das 
Recuperatorenamt verwaltenden Senatoren sich nicht eutschliessen 
konnten, ihre Collegen zu verurtheilen, eine Freisprecliung aber 
nicht wagten. Am dritten Termine erschienen die Angeklagten 
nicht: sie machten es so, wie es die Angeklagten im gewöhn- 
lichen Processverfaliren, wenn sie an ihrer Freisprechung ver- 
zweifelten, machten. Sie Hessen erklären, sie seien in die Ver- 
bannung gegangen und Furius zog nach Präneste, Matienus nach 
Tibur. Damit war der Process gegen sie zu Ende und zwar 
oliue ein Ergebniss für die Ankläger, nur dass sie in Zukunft 
gegen die Erpressungen der Statthalter mehr geschützt waren. 
Denn nach der freiwilligen V'erbannung der Angeklagten trat 
der Unterschied dieses senatorischen Verfahrens von dem im 
ordentlichen oder ausserordentlichen Criininalproees.se hervor. 
In den beiden letzteren Fällen fand gegen den seiner Schuld 
geständigen Angeklagten die Vollziehung der Strafe, mochte sie 
in Geld oder dem bürgerlichen Tode bestehen, statt. Dagegen 
der Ausschuss von Senatoren, welcher das Recuperatorencollegium 
gebildet hatte, war zu einer Strafe irgend einer Art nicht be- 
fugt : er konnte keinen Zwang ausüben, sondern nur vermittehst 
des Ansehens des Senates, auf das er sich stützte, auch durch 
Androhung einer Klage vor dem Volke die Verurtheilten zur 
Herausgabe des Erpressten bewegen. Nachdem die Ange- 
klagten freiwillig ihre Vertheidigung aufgegeben, wäre es mög- 
lich gewesen, durch die V^olkstribunen Aechtung gegen sie oder 
Einziehung des Vermögens beim Volke zu beantragen; aber wir 
hören davon nichts und man hat es schw'erlich gethaii. Die 
Angeklagten hatten, indem sie den Besitz des erpressten Raubes 
vorzogen, sich .selbst gestraft, sie hatten ihren Rang als Sena- 
toren, auch ihr Bürgerrecht aufgegebeu: das erschien als ge- 
nügende Strafe. ^ 

Es sollten noch andere Anklagen gegen Statthalter von Spa- 
nien folgen, wenigstens wünschten dies die Ankläger. Aber die 
patroni selber riethen ihnen ab, vornehme und mächtige Männer 
anzugreifen : der Prätor Canulejus wollte sich auch nicht weitere 
Feindschaften zuzieheu. Er schützte seine militärischen Geschäfte 
vor und ging plötzlich in die Provinz ab. Der Senat erkannte 
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iudesseu die Notliwendigkeit, für die bessere Verwaltung von 
Spanien zu sorgen und erliess einige Vorschriften, w'odurch den 
Erpressungen der Statthalter vorgebeugt wurde. 



Zweites Capitel. 

Befagniss des Senates, selbständig über die Klagen der Bundesgenossen 
zn entscheiden. Schilderang des Verfahrens nach dem Erlasse des Gal- 
pnrnischen Gesetzes. Klagen der Hacedonier gegen D. Jonins Silanns 
and väterliches Gericht darttber, obwohl die Entscheidang vor den 
Senat gehört. Andere Processe nach dem Calparnischen Gesetze and 
Folgerungen aus den Berichten über dieselben. Verfahren bei dem ste- 
henden Gerichtshöfe über Erpressnng, Vorsitzende. Einleitung des Processes, 
Richter, ihre Zahl and Ernennung. 

Aus (len angeführten Beispielen ist einleuchtend, dass der 
Senat befugt war, ohne Einmischung des Volkes und der Volks- 
tribunen über die Klagen der Provinzen gegen ihre Stattlialter 
zu entscheiden und namentlich Erpressungen wieder gut zu 
machen; ein Ergebniss, das mit der Oberaufsicht des Senates 
über die Provinzen übereinstimmt.“) Ob er das Urtheil selbst 
sprechen oder einen Ausschuss aus seiner Mitte zum Fällen des- 
selben ernennen will, hängt von seiner Entscheidung ab: das 
Letztere war, wo es sich um verwickelte Verhandlungen, um 
Verhör von Zeugen, um Vorbringen von Beweisen handelte, das 
Natürlichste. Es war dann ein doppeltes Verfahren möglich. 
Entweder wurde der Ausschuss nur zur Untersucliung ernannt, 
mit dem Aufträge, die Ergebnisse derselben dem Senate zur 
Entscheidung vorzulegen. Dies scheint hei der Beschwerde der 
Cenomanen, welche wir angefülirt haben'’), stattgefunden zu 
haben. Oder der Ausschuss wurde zugleich bevollmächtigt, das 
entscheidende Urtheil zu fällen und, wenn eine Verurtheilung 
geschah, im Namen des Senates die Wiedererstattung des Ge- 
raubten zu veranlassen: so war es bei den Klagen der Spani- 
schen Provinzen geschehen. Von einer Bestrafung der schuldigen 



a) Vergl, Band 1, 2, 366. 

b) S. oben S. 12. 

2 * 
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Beamten ist nicht die Rede: sie konnte überhaupt nur von den 
ordentlichen Gerichten oder ausserordentlicher Weise von dem 
Volke durch Vermittelung der Volkstribunen ausgehen. Das 
Erste war bei einenr Verbreclien gegen die Bundesgenossen nicht 
möglich; denn das alte Römische Reclit, in dem es allerdings 
die strengsten Bestimmungen gegen L’ngereclitigkeit der Ricliter 
gab“), schützte nur die Bürger, war auch, da das System der 
in sich einen Gegensatz bildenden Beamten jede Unbill verhütete, 
fast ausser Gebraucli gekommen. Somit blieb nur die aus.ser- 
ordentliche Gerichtsbarkeit durch die Volkstribunen übrig. Diese 
waren im Senate zugegen und luden, wenn eine schwerere Klage 
der Bundesgenossen vorkam, entweder auf den Wunscli des Se- 
nates selbst oder nach eigenem Ent.scldusse den Schuldigen vor 
das Volksgericht. So gescliah es ira Jahre 170 v> Clir. bei der 
Beschwerde, welche die Einwohner von CJialcis gegen C. Lucre- 
tius, der früher als Priltor den Befehl in Griechenland geführt 
hatte, und gegen L. Hortensius, der damals dort Prätor war, 
vorbrachten. An den Letzteren wurden vom Senate bestimmte 
Verhaltungsbefehle geschickt, damit er den Klagen abhelfe; gegen 
Lucretius, der in Rom anwesend war, wurde im Senate verliaii- 
delt. Hätten .sich gegen ihn nur Sachen vorgefunden, die wie- 
der gut gemacht werden konnten, so hätte der Senat einen Aus- 
schuss von Senatoren als Recuperatoien ernannt und diese hätten 
die zu erstattende Geldsumme bestimmt. Es fanden sich in- 
dessen schwerere Vergehen und zwei Volkstribuuen, M. Juven- 
tius Thalna und Cu. Aufidius, zogen ihn vor das Gericht der 
Tribus, welche ilm einstimmig verurtheilten. ’’) Etwas verschie- 
den war das Verfahren gegen Q. Pleminius, P. Scipios Legaten, 
im Jahre 204 v. dir. gewesen, der sich in Locri Bedrückungen 
und Grausamkeiten erlaubt hatte. Die vom Senat an Ort und 
Stelle geschickte Commission führte die Untersuchung und ver- 
gütete den augerichteten Schaden; die Bestrafung der Schuldigen 
erfolgte in Rom durch ein Volksgericht auf Anklage eines Volks- 
tribunen. ') 



a) Vergl. Band 1, 1, 380. 

b) S. Band I, 2, 320. 

c) S. Band I, 2. 342. 



Digitized by Google 




Verfahren nach dem Oalpurnischen Gesetze. 



21 



Wir haben geschildert, wie das Verltrechen der Erpressung, 
wenn es in den Provinzen begangen wurde, vor dein Calpurni- 
schen Gesetze und vor Gründung des stehenden Gerichtshofes 
über Erpressungen behandelt wurde. Es wurde, sobald nicht 
andere schwerere Verbrechen hinzukamen, nicht als Verbrechen 
mit Strafe geahndet, sondern im Wege der Verwaltung von der 
obersten Verwaltungsbehörde, dem Senate, wieder gut gemacht, 
wobei die Formen des Verfahrens freilich eben dieselben waren, 
wie sonst bei jedem Processe, ein Beweis, dass überhaupt die 
Verwaltung von der Rechtspflege nicht getrennt war. Nach dem 
Calpurnischen Gesetze und nach Gründung der stehenden Ge- 
richtshöfe erscheint dies Verfahren bei einer von Bundesgenossen 
gegen Beamte gerichteten Klage wegen Erpressung kaum geän- 
dert. Ein eigenthümliches Gericht soll einige Jahre nach dem 
Calpurnischen Gesetze stattgefunden haben, üm das Jahr 141 
V. dir. war D. Junius Silanus Manlianus Prätor in Macedonien 
gewesen^): nach seiner Rückkehr wurde er wiegen Erpressungen 
angeklagt. Gesandte aus der Provinz trugen im Senate ihre 
Beschwerden vor. Während der Verhandlungen trat") der natür- 
liche Vater des Angeklagten T. Manlius Torquatus, Consul 165 
V. Chr., auf und bat den Senat, ihm die Untersuchung zu über- 
tragen, wie Livius sich ausdrückt, oder, wie Valerius Maximus 
sagt, nicht eher etw^as über diese Klage zu bestimmen, als bis 
er selbst die Sache der Macedonier und seines Sohnes angesehen 
hätte.'’) Der Senat willigte ein, ebenso die Gesandten : der Va- 
ter stellte in seinem Hause zwei Tage lang eine Untersuchung 
an und zwar allein, ohne ßeirath: am dritten entschied er, „da 
mir bewiesen worden ist, dass mein Sohn Silanus von den Bun- 
desgenossen Geld genommen hat, so erkläre ich ihn des Staates 
und meines Hauses für unwürdig und befehle ihm sofort aus 

a) So sagt Livius per. LIV cum Maccdonum legati rpiestuni de D. lunio 
Silano praetore vcnisscut, «piod aceeptis i>ecuuiis provinciam spoliasset, et 
senatus de querellis eorutn vellct cognoscerc, T. Maulius Torc|uatus, pater 
Silani, petiit impetravitipie, ut sihi coguitio mandaretur. 

b) Val. Max. V, 8, 3 Nam cum ad senatum Maccdonia de filio eins 
D. Silano, <pü cam provinciam obtinuerat, querellas per logatos detulisset, 
a patribus conscriptis petit, ne quid ante de ea re statuerent, quam ipse 
Macedonum filiique sui causam inspexisset. 
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meinen Augen zu gelien.”") Der Sohn endigt darauf, aus Seliam 
über sein Vergehen, freiwillig sein Leben und kein Zweifel, dass 
der Vater in Uebereinstimmung mit seinem Spruche den Mace- 
(loniern das widerrecbtlicb Genommene ersetzte. Dieses Gericht, 
wenn man es so nennen will, ist weder ein ausserordentliches 
öftentliches Gericht, noch ein sogenanntes gemischtes, wofür man 
es gehalten hat. Denn in beiden Fällen hätte der Urtheilssprucli 
nicht lauten können, der Vater halte seinen Sohn seines Hauses 
und seiner Vorfahren für unwürdig: ein Gericht, das mit dem 
Staate in Verbindung steht, kann solchen Spruch nicht thun.*’) 
Es war vielmehr ein iudicium daniesticum, das Torquatus ver- 
möge der väterlichen Gewalt, welche er über den .Angeklagten 
hatte oder gehabt hatte, hielt : der Adoptivvater war wahrschein- 
lich schon gestorben, sonst hätte er wenigstens hinzugezogen 
werden müssen. Torquatus verhörte, wie es heisst, Zeugen in 
seinem Hause, ohne Zweifel sprachen vor ihm auch die Ge- 
sandten der Macedonier. Gezwungen konnten beide nicht wer- 
den, vor ihm zu erscheinen; sie thaten es freiwillig und gern, 
weil es der kürzeste Weg zur Erledigung der Sache war. üeber- 
dem hatte der Senat dem Vater eine Ermächtigung gegeben und 
deshalb war das Verfahren nicht ein Familiengericht im eigent- 
lichen Sinne des Wortes: der Vater verhängte keine Strafe gegen 
den Sohn, wozu er .sonst befugt gewesen wäre, führte auch die 
Lntersuchung allein und ohne ßeirath, was sonst gegen die Sitte 
war.”) Eine Art von aussergerichtlicher Wiruntersuchung hielt 
Torquatus, wie sie bei allen öffentlichen Processen, ehe der Be- 
amte sich zur Anklage und zum Berufen der V^olksversammlung 
entscheidet, stattzulinden pflegt. Das Ergebuiss dieser Vorunter- 
suchung berichtete Torquatus an den Senat, der in Folge davon 
die Sache ruhen lassen oder weiter verfolgen konnte. Im vor- 



a) Val. Max. I. c. Cum .Silanum filium meuin pecimias a soeüs acce- 
pisso (irobatum mihi sit , et rcpublica euin et domo mea indigiium iudieo 
juotiiiusinie e cons[)eetu meo abire iubeo. Etwas anders im .\usdruck 
und wahrscheinlich weniger genau ist der Bericht l)ei Cie. de fin. 1. 7, 24 
ut — pronuntiaret , cum non talem videri fuisse in imperio, quales eius 
maiores fuissent, et in conspectum suum venire vetuit. 

b) Man sehe Band I, 1, ä49 flgd. 
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liegenden Falle, wo die Gereditigkeitsliebe des Vaters bekannt 
und sein Spnicli streng war, erfolgte natürlich nach Torquatus’ 
Entscheidung kein weiteres Verfahren. 

Dieser Process von D. Silanus, wenn man diesen Ausdruck 
gebrauchen will, ist mit dem Bestehen einer quaestio perpettta 
über Erpressungen, wie sie das erste Jahrhundert v. Chr. kennt, 
unvereinbar. Angenommen, sie hätte bestunden und hätte im 
Namen des Volkes entschieden, so hätten sich die Gesandten 
der Macedonier mit ihren Beschwerden nicht an den Senat ge- 
wendet. Sie wären mit dem Patroniis, welchen die Provinz in 
Rom hatte, in Verbindung getreten, hätten den Beistand anderer 
mächtiger Männer gesucht, sich einen passenden Anwalt ver- 
schafft; aber mit dem Senate hätten sie nichts zu thun gehabt, 
sondern nur mit dem Vorsitzenden des Gerichtshofes, der ihnen 
Hülfe und Anweisung für die Führung des Processes zu leisten 
verpflichtet war. Vielleicht hätten sie sich auch, da neben den 
Gerichtshöfen immer noch die Gerichtsbarkeit des Volkes be- 
stand, vermittelst eines Volkstribunen unmittelbar an dieses 
wenden können, vielleicht auch hätte Torquatus von diesem die 
Erlaubniss zur aussetgerichtlichen, von ihm allein anzustellenden 
Untersuchung erlangt. Aber des Volkes geschieht keine Er- 
wähnung und das Stillschweigen darüber auf die Kürze unserer 
Quellen zu .schieben, ist nicht gerechtfertigt. Eben so wenig ist 
das Verfahren in Silanus’ Processe erklärlich, wenn damals ein 
vom Senate abgelöster Gerichtshof bestand, der, mochte er auch 
nur eine vom Senate übertragene und deshalb nicht auf Bestra- 
fung ausgedehnte Befugniss haben, doch innerhalb dieser Befug- 
niss selbständig da stand: auch dann hätten sich die klagenden 
Gesandten nicht an den Senat gewendet. Es heisst aber aus- 
drücklich, derselbe hätte über die Klagen der Macedonier erken- 
nen können, und Torquatus hätte gebeten, ehe er dies thäte, 
möchte er eine väterliche Untersuchung abwarten. Kurz, schein- 
bar kann man in Silanus’ Process keine Verschiedenheit von 
dem Verfahren der früheren Zeit, wie wir es z. B. bei den Kla- 
gen der Spanischen Provinzen gegen ihre Statthalter kennen ge- 
lernt haben, entdecken. Jetzt, wie damals, wendeten sich die 
Provinzialen an den Senat, jetzt, wie damals, kann der Senat 
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die Klagen der Beselnverdefülirer abweisen, jetzt, wie damals, 
handelt es sich nur um die Wiedererstattung des Geraubten, 
nicht um Bestrafung der Angeklagten. 

Die andern Processe, w'elche nach dem Calpurnischen Ge- 
setze, aber vor den späteren Gesetzen, durch welche das gericht- 
liche Verfahren geändert wurde, erwähnt werden, geben nur 
geringe Ausbeute zur Erkenntniss; aber sie widersprechen den 
gewonnenen Ergebnissen nicht. Von Q. Pompejus, der um das 
Jahr 139 v. dir.") nach der Verwaltung des diesseitigen Spa- 
niens®), von M.’ Aquilins, der im Jahre 126 v. Chr. nach der 
Verwaltung der Provinz Asien •’), von Livius Salinator, der nach 
der Verwaltung einer uns unbekannten Provinz') angeklagt wurde, 
erfahren wir eben niebts näheres, als da.ss sie freigesprochen 
wurden und bei ihren Processen Zeugen auftraten, was bei jeder 
Art von gerichtlichem Verfahren und nur nach väterlicher Autori- 
tät geführten aussergerichtlichen Untersuchung der Fall war. 
Wer die Richter waren und in welcher Anzahl sie den Gerichts- 
hof bildeten , wird nicht angegeben. Cicero») nennt diejenigen, 
welche über Pompejus entschieden, „sehr weise Richter”, mit 
vieldeutigem Ausdrucke, und Appian') deutet an, es seien Se- 
natoren gewesen und Gesandtschaften der Provinzen seien, um 
die Processe zu betreiben, mich Rom gekommen. Von den An- 
klägern hören wir bei Aquiliu.s’ Processe durch Cicero f), es sei 
P. Lentulus, der damalige Erste des Senates, gewesen, sein Ge- 
hülfe (suhücri'ptor) dabei C. Rutilius Rufus. Auch dies stimmt 
zu dem Verfahren, wie wir es bei dem Processe der Spanischen 
Provinzen kennen gelernt. Jede von ihnen wählte sich für jeden 
Process zwei patroni; einer derselben war der Hauptankläger, 
der andere unterstützte ihn und sein Name war nach Römischer 
Sitte suhiicriptor. Von L. Aurelius Cotta, welchen P. Africanus, 



a) Man .scho Cic. p. Font. 7; Val. Max. VIII, 5, 1. 

b) Cic. div. in Caor.. 21, 09; App. boll. civ. I, 22. 

c) App. bell. civ. I, 22. 

(1) Cic. p. Font. 7 [lersafiK’. et nostra et patnim memoria sapientissiini 
iudices de darissimis nostrao civitatis viris dubitaudum non putavcriint. 

e) App. 1. 1. oX Te rpiapEi; ol xa-’ xOTüiv Iti ^ip'IvTEt etc. 

f) Cic. div. 1. 1. 
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der Zerstörer Carthagos, um 131 v. Clir. wegen Krpressungen, 
man weiss nicht aus welclier Provinz, anklagte, wird berichtet»), 
er sei nach siebenmaliger Vertagung des Gerichtes beim achten 
Termine freigesprochen worden. Dies passt zu dem Verfahren, 
wie es vor dem Calpuruischeu Gesetze bestand: wenn damals 
drei Termine stattfimden, so durften es auch mehrere und über- 
haupt so viele als nöthig waren. Die Anklage soll durch Afri- 
cunus vor einem Prätor geschehen sein. Aber ebenfalls ein 
Prätor entschied vor dem Calpurnischen Gesetze über die Be- 
schwerden Spaniens. Die Richter werden in Cottas Processe 
von Cicero'’) genannt „sehr weise Männer, welche damals in 
jener Sache das Urtheil sprachen”; er- will damit aber nur an- 
deuten, dass sie im Gegensätze zur späteren Zeit aus dem Se- 
natorenstande waren. Er hätte sie eben so gut auch Richter 
nennen können. Eine werthvolle Bemerkung liefert die Nach- 
richt über einen Process des gewesenen Consuls L. Lentulus'), 
der nach dem Calpurnisclien Gesetze wegen Erpressungen ver- 
urtheilt und darauf mit L. Censorinus zum Censor erwählt wor- 
den .sein soll. Dieser Lentulus kann nur derjenige .sein, welcher 
147 V. Chr. Censor wurde, Consul war er 156 v. Chr. mit C. 
Marcius Figulus II. gewesen und hatte in die.sem Amte, so wie 
nachher als Proconsul Gallien und Ligurien als Provinz gehabt. 
Er muss also zu den Ersten, welche nach dem Calpurnischen 
Gesetze angeklagt wurden, gehört haben, sowie bald nachher 
zum Censor ernannt worden sein. Also eine mit Ehrlosigkeit 
verbundene Bestrafung des Veriirtheilten , wie sie in späterer 
Zeit stattfand, eine Ausstossung aus dem Senate oder Verban- 



a) Val. Max. VIII, 1, 11 P. Scipio .^omiliauus Cottain apiul praetorem 
accnsavit. Cuius causa <iuanK|uam gravissiniis criminibus erat confossa, 
septics ampliata et ad ultimum octavo iudicio absoluta cst 

b) Cic. p. Mur. 28, 58 Nolucrunt sapieiitissimi homirics, qui tum rem 
illam iudicabant, ita qiiemquam caderc in iudicio, ut nimiis adversarii 
opibus abiectus videretur. Vcrgl. div. in Q. Caec. 21, G9. 

c) Bei Val. Max. VI, 9, 10 L. Lentulus imnsularis lege Gaccilia repe- 
tundarnm criminc oppressus censor cum L. Ccnsorino creatus est. Dass 
OS hier statt lege Caecilia heissen muss lege Calpuriiia, haben Sigon. de 
iud. 2, 27 und nach ihm Andere bemerkt. Vorgl. die lückenhafte Bemer- 
kung bei Festus v. religionis p. 285. 
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nung trat naili dem Calpurnisclien Gesetze und bei der in Folge 
davon eingesetzten quaestio perpetua über Er|)ressungen nicht 
ein. Nur eine Geldstrafe wäre möglich, ist aber nicht wahr- 
scheinlich. Denn in einem jüngeren Gesetze, das neben anderen 
Amtsverbreehen auch Erpressungen behandelte, wird nur das 
Doppelte des Erpressten als Strafe bestimmt und da, wie Ci- 
cero“) bemerkt, von den Repetundengesetzen jedes spätere immer 
strenger und schärfer war als das frühere, sind wir zu der An- 
nahme berechtigt, dass bei den ersten stehenden Gerichtshöfen 
die Verurtheilung nur auf einfachen Schadenersatz lautete und 
keine Strafe irgend einer Art mit sich brachte. Dasselbe war 
bei denjenigen Urtheilen der Fall gewesen, welche vor dem 
Calpurnisclien Gesetze auf Veranlassung des Senates erlassen 
worden waren. 

Einen Unterschied des Verfahrens, wie es nach der Ein- 
richtung der stehenden Gerichtshöfe stattfand, mit dem der frü- 
heren Zeiten haben wir nicht gefunden. Dennoch soll es einen 
gegeben haben.*’) Cicero sagt, in der Jugendzeit von C. Papirius 
Carbo seien die stehenden Gerichtshöfe erriclitet worden. Carbo 
aber war Volk.stribun im Jahre I3l v. dir. , so dass seine Ju- 
gend in die Zeit unmittelbar nach der Durchbringung des Cal- 
purnischeu Gesetzes, des ersten über Erpressungen, fällt. Der 
Unterschied gegen früher kann eben nur darin bestanden haben, 
dass die Gerichtshöfe, welche bis dahin einzeln für jeden Fall 
ernannt worden w’aren, dauernd für alle Fälle wurden. Darin 
bestand die ganze Veränderung : das V'erfahren in den Gerichts- 
höfen und ihre Befugniss blieben dieselben, wie sie früher ge- 
wesen waren. Dies war ein bedeutender Fortschritt und hatte 
vollkommen die Wichtigkeit, welche Cicero ihm beilegt. Die 
Provinzialen wandten kich, da sie von dem stehenden, eigends 
für diese Zwecke errichteten Gerichtshöfe hörten, oft mit ihren 
Klagen nach Rom, die Processe wurden häutiger, die Anregung, 

a) Cic. de off. II, 21, 75 Noiuliun centum et decem anui sunt, cum 
de pecuniis repetundis a L. Pisone lata le.x est, mdla antea cum fuisset. 
At postea tot leges ot pro.ximao quaeipie duriorcs, tot rei, tot damtiati 
u. s. w. 

b) Siehe obcu S. 7. 
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welche dadun li der Beredsamkeit, und der Kunst des Vertheidi- 
gers gegeben wurde, war bedeutend, der Nutzen endlieli auch 
für die bessere Verwaltung der Provinzen nicht hoch genug an- 
zuschliigen. 

Die Einrichtung der neuen Gerichtshöfe, wie sie seit 149 
V. Chr. über zwanzig Jahre laug zum Besten der Bundesgenossen 
bestanden, war mithin folgende. Jährlich ernannte der Senat einen 
Vorsitzenden für den Gerichtshof, an den alle Klagen der Pro- 
vinzen über Erpressung gebracht wurden. Das Amt des Vor- 
sitzenden ist also ein vom Senat gegebener Auftrag, wie der- 
gleichen zur raschen Erledigung der Geschäfte viele ertheilt 
wurden. Es ist venschieden von demjenigen, welches öfters an 
Ausschüsse von Senatoren auf Antrag des Senates durch Volks- 
beschluss übertragen wurde. Dergleichen Ausschüsse von drei, 
fünf und mehr Senatoren, oft mit einem gewesenen Consul als 
Vorsitzenden, wurden zur Besorgung verschiedener Geschäfte 
eingesetzt, aber ihr Amtskreis ging über den Senat hinaus und 
deswegen war, so lauge die Republik bestand, die Betheiligung 
des Volkes nothweudig. ‘"j Dagegen der Auftrag, welchen der 
Vorsitzende des neuen Gerichtshofes erhielt, lag innerhalb der 
Befuguiss des Senates und die Erneiiiiung ging nur von diesem 
aus, ähnlich wie der Senat, um nicht mit den Eiuzeluheiten be- 
helligt zu w'erdeu, andere Untersuchungen und die V'orbereitung 
seiner Entschlüsse ;ui einen oder mehrere Senatoren zu über- 
tragen pflegte. Wen der Senat jährlich zum Vorsitzenden des 
Gerichtshofes ernannte, weiss man nicht. Bei der Klage der 
Spanischen Provinzen vor dem Calpurnischen Gesetze war es 
der Prätor von Spanien gewe.sen und nach jenem Gesetze wird 
ebenfalls ein Prätor genannt.") Da jetzt für alle Provinzen ein 
einziger Gerichtshof eingerichtet werden sollte, war es nicht 
möglich, den Prätor derjenigen Provinz, aus welcher Klagen 
einliefen, mit der Leitung der betreffenden Processe zu beauf- 
tragen. Eben so wenig wurde einem der Prätoren dieses neue 
Amt als sein ausschlies-slicher Geschäftskreis zugewiesen. Denn 
dasselbe war nicht angenehm'’), gewährte auch zu wenig Be- 

a) S. oben S. 18 und 24. 

b) Vergl. oben S. 18 a. E. 
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sdiäftigiing: es wäre kaum als gleichstelieml mit den Statthaltor- 
scliaften in deu l’rovinzen oder der suiistigeu Keehtspflege iu 
Hom betrachtet worden. Zweitens entstanden bald nach Ein- 
frdirung der stellenden Geriebtsböfe zwei neue l’rovinzen, Afriea 
und Macedonien, ohne dass die Zahl der jährlichen Prätoren ver- 
mehrt wurde. Es bedurfte oft der Verlängerung der Statthalter- 
schaften, auch zuweilen der Zu.sanimenzielnmg der beiden städti- 
schen Präturen, um mit den jährlich erwählten Prätoren alle 
nothwendigen Aemter zu besetzen : um so weniger wird man 
daran gedacht haben, einen eigenen Prätor für die l>eitung der 
Repetundenprocesse zu verwenden. Denn an die spätere Ein- 
richtung, dass alle Prätoren während ihres Amtsjahres in der 
Stadt blieben und erst nachher in die Provinz abgingen, ist in 
damaliger Zeit noch nicht zu denken.*') Wenn man also einen 
andern Prätor nebenbei mit dieser Gerichtsbarkeit beauftragte, 
so war es am natürlichsten, den Fremdenprätor dazu zu neh- 
men, der seinem Amte nach auf den V’erkehr mit den Fremden 
angewiesen und weniger beschäftigt war. Im Acilischen Gesetze 
findet sich sogar ein bestimmtes Zeugniss dafür. Im Jahre 14.3 
v. Chr. war wahrscheinlich das Amt des städtischen und des 
Freindenprätors in einer Person verbunden'^): dann wählte man 
entweder einen andern Prätor, wie z. B. den von Sardinien, der 
wegen .seiner unbedeutenden und nahe gelegenen Provinz öfters 
zu ausserordentlichen Geschäften verwendet wurde“), oder nahm 
einen der Prätur nahe stehenden Senator, welchen der Senat mit 
der für die Leitung der Processe nöthigen Vollmacht versah. 

Die Einleitung des Processes geschah vor dem gesammten 
Senate. An ihn wendeten sich die Gesandschaften der fremden 
Provinzen zuerst und er nahm etwa diejenige Stelle ein, welche 
im gewöhnlichen Civilprocesse der Prätor hatte: er entschied 
nach allgemeine» Kenntuissnahme der Beschwerden, ob über- 
haupt eine gerichtliche Untersuchung stattfinden sollte oder nicht. 
Es konnten politische Gründe eintreten, welche die strenge, 
selbst die ungerechte Behandlung eines Volkes rechtfertigten. 
Zugleich gab der Senat wohl die Gesichtspunkte an, nach denen 

a) Man sehe Band I, 2, 96. 
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(las richterlicbe Verfaliren stattfinclen sollte. Durch dieses sollte 
dann festgestellt werden, ob und in welchem Grade eine Er- 
pressung vorgekommen und welche Entschädigung dafür zu 
leisten sei. Audi nach diesem Urtheile konnte noch ein weiteres 
Einschreiten des Senates notliig sein. Entweder konnte der Be- 
amte der Bestrafung werth erscheinen und daun veraulasste der 
Senat die Einleitung eines Volksgerichtes. Oder es musste das 
von den Beamten gescheliene Unrecht auf andere Weise als 
durch Geld gut gemacht werden, wenn z. B. einer Völkerschaft 
ihr Gebiet genommen oder Leute als Sclaven verkauft waren: 
auch dann liatte der Senat durch Aufträge an die betretfeudeu 
Statthalter Abhülfe zu veranlassen. Für die Beitreibung der 
Entscliädigungssumme, zu welclicr der Beamte verurtlieilt wurde, 
genügte die Gewalt des Vorsitzenden und die Aussicht, dass im 
Falle der Weigerung eine Anklage vor dem Volke erfolgen 
könne, bewirkte, dass der Verurtheilte sieh fügte. 

Der stehende Gerichtshof, der in Folge des Calpuruischen 
Gesetzes, nicht durch dasselbe eingerichtet wurde, bestand also 
aus dem Prätor, welcher die Leitung des ganzen Verfahrens 
hatte: er erhielt für dasselbe ünterbeamten , namentlich Schrei- 
ber, einen Herold und andere. Dies sind die dauernden Be- 
amten des Gerichtshofes, welche das ganze Jahr hindurch, wel- 
cher Prozess auch verhandelt werden mag, ein und dieselben 
bleiben. Dagegen die Personen der Richter wechseln in jedem 
Processe. Sie sind eigentlich recuperatores und wenn bei dem 
Recuperatorenprocesse besondere Eigenthümlichkeiteu stattfanden, 
so muss mau eben dieselben auch für diese ersten stehenden 
Gerichtshöfe über Erpressungen annehmen. Wenn die Richter 
in den Processen, welche die Spanischen Provinzen gegen einige 
ihrer Statthalter unter Vorsitz eines Prätors anstrengten, Recu- 
peratoren hiessen, so können die Richter in den ersten stehen- 
den Gerichtshöfen, welche über ähnliche Beschwerden der Pro- 
vinzen unter gleichen Vorsitzenden entschieden , nicht einen 
andern Namen, einen andern Character gehabt haben: ihre Be- 
fugniss war dieselbe, die Gewalt derjenigen, an deren Stelle sie 
richteten, die gleiche. Indessen heissen sie auch Richter (judicesj, 
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Cicero“) nennt sie wirklicli so : das ist ein allgemeiner Aus- 
druck, bei dem kleine ßesonderlieiten der richterliclien Eigen- 
schaft unberücksichtigt bleiben.*^) Ueber die Zahl der Richter 
in jedem Processe haben wir keine Nachricht. Wahrscheinlich 
waren ihrer fünf, wie in dem Processe der Spanischen Provin- 
zen, vielleicht aber auch sieben, wahrscheinlich eine ungerade 
Zahl; der Vorsitzende Prätor selbst hatte keine Stimme. Denn 
wäre die Sache im Senate selbst verhandelt worden, so würde 
er ebenfalls keine Stimme gehabt haben, da Beamte bekanntlich 
im Senate nicht mitstimmten : diese seine Stellung musste in 
dem Ausschüsse des Senates dieselbe bleiben. Sein Amt bestand 
darin, die von den Richtern gegebene Entscheidung zu verkünden 
und auszuführen.'*) Leber das Verfahren bei der Wahl der 
Richter hören wir nichts: es ist kein Grund, weshalb es gegen 
früher verändert gewesen sein sollte.’’) Die Einsetzung also 
ging von dem Prätor, weicherden Vorsitz führte, aus: die Hälfte 
wurde von den Anklägern , die andere Hälfte von dem Ange- 
klagten vorge.schlagen : über einen musste Vereinigung der Par- 
teien stattiinden. Von Verwerfung (rejectio) durch die Pai'teieu 
kann noch nicht die Rede sein : sie setzt ein vorher stattlindeii- 
des Einsetzen, wie es später durch das Loos geschah, voraus. 
Jetzt geschah die Einsetzung durch den Prätor erst nach An- 
hörung der Parteien. Dass nur Senatoren als Richter geuommen 
werden durften, ergiebt sich aus den früheren Beispielen , sowie 
aus den Veränderungen, welche C. Gracclius in den Gerichten 
vornahm. Dass die Richter, ein Jeder vor dem Abgeben seiner 
Meinung, einen Eid leisteten, ist wahrscheinlich. Der gesammte 
Senat pflegte”), sobald er eine Art von richterlichem Urtheil zu' 
fällen hatte, dies mit einem Schwure zu thuu, welchen der Eiu- 
zelne, ehe er seine Stimme abgab, leistete. Die Form der 
Eidesleistung war selbst in späterer Zeit, als die Gewalt und 
das Ansehen der Gerichtshöfe geändert worden war, dieselbe 
wie früher bei dem gesammten Senate. 

Die 'patroni wählte jede Partei frei nach ihrem Ermessen 

a) S. oben S. 25. 

'b) S. oben S. 15. 

c) S. Baud 1, 1, 259. 
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und in unbestimmter Anzahl. In den Processen vor dem Cal- 
purnischen Gesetze batten zwei genügt: gesetzlich war die Zahl 
schwerlich bestimmt. Man kann fragen, weshalb sie für den 
Ankläger überhaupt nöthig w'aren. Im Senate selbst konnten 
die Gesandten der Provinzen persönlich ihre Anträge Vorbringen : 
folgerichtig mussten sie auch vor einem Ausschüsse des Senates 
sprechen und ihre Sache führen können. Ohne Zweifel waren 
sie daran gesetzlich nicht gehindert. Hätte es einen Provinzialen 
gegeben, vollkommen kundig der Latoini.sclien Sprache und der 
Kömischen Sitten, welche bei diesen Processen ebenso gut wie 
im ganzen Römischen Staate galten, so hätte er die Sache seiner 
Auftraggeber selbst führen können. Aber dies war kaum der 
Fall. Ueberdem fehlten selbst einem solchen die Familienver- 
bindungen, welche in einem aristocratisch regierten Staate von 
dem höchsten Einflüsse sind. Aus diesen Gründen, aus Für- 
sorge für die Provinzen beauftragte der Senat den Wirsitzenden 
des Gerichtshofes, den Klägern die Wahl von patroui zu ge- 
statten und diese zu dem Processe zuzulassen. So allein stan- 
den sie dem Angeklagten gleich, der, nach der damals schon 
ausgebildeten Sitte, seinerseits ebenfalls Vertheidiger und ad- 
vocati hinzuzog. Ueber das sonstige Verfahren fehlen uns Nach- 
richten, ausser dass die Zahl der in jedem Processe zulässigen 
Termine unbeschränkt war: acht Termine sollen in einem Falle 
gehalten worden sein.“) Es konnten also weniger oder mehr 
sein, je nach dem Ermessen der Richter. Im Uebrigen wird 
die allgemeine Gerichtssitte über das Verhör und die Aussagen 
von Zeugen, über Zeugnisse, andere Empfehlungen entscheidend 
gewesen sein. Wir lernen aus Cicero*'), wie sehr die Einsetzung 
der stehenden Gerichtshöfe mit dem Aufblühen der Beredsam- 
keit zusammenhing. Der Ehrgeiz bemächtigte sich dieser Pro- 
cesse, welche einen politischen Character trugen und die günstigste 
Gelegenheit darboten, durch Verfolgung oder Vertheidigung be- 
rühmter Männer die Volksgunst und damit Ehre und Ruhm zu 
gewinnen. 

a) S. oben S. 25 a A. 

b) S. oben S. 7 die aus Gic. BruL 27, lOü angeführte Stelle. 
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Drittes Cajtitel. 

Die Einsetzung des ersten stehenden Gerichtshofes erfolgte nicht durch 
ein Gesetz, sondern durch Senatsbeschlnss. Frilheres VerhUtniss der Römi- 
schen Beamten nnd der onterworfenen Völker, nnr durch die Sitte, nicht 
durch ein Gesetz geregeit. Vermeintliches Porcisches Gesetz. Porcisches 
Gesetz Aber die Thermesser. Leistangen der Bundesgenossen an die 
Römischen Beamten. Inhalt des Calpnmischen Gesetzes. Es bandelte 
öber Gelder, welche von den Beamten znrllckgefordert werden durften, 
nicht Ober die Form des Verfahrens. Erwähnung bei den Schriftstellern 
nnd in den uns erhaltenen Brncbstttcken eines Gesetzes. Actio sacra- 
mento, angewendet auf Klagen wegen Erpressung und aus alter Zeit 
stammend, beibehalten für Römische Börger durch das Calpurnische 
Gesetz. Die erste quaestio perpetua nur für Bundesgenossen errichtet. 
Jonisches Gesetz nnd dessen vermutblicber Inhalt. Zusammenfassen der 
Ergebnisse der Dntersuchnng. 

Der erste .stellende Gerichtshof wurde um das Jahr 149 v. Chr. 
eingesetzt. Au die Errielitung desselben durch das Calpuruisclie 
Gesetz oder durch ein Gesetz überhaupt ist niclit zu deukeu. 
Wir finden bei dem Gerichtshöfe nicht eine einzige Sache, bei 
der es eines Volksbeschlusses bedurfte. Die frülier bei einzelnen 
Klagen von Provinzen durch Senatsbeschluss eingesetzten beson- 
deren Gericlitshöfe hatten eben dieselben Einriclitungen und Be- 
fugnisse: selbst die Bestrafung der Scliuldigen konnte bei ihnen 
so weit gehen, dass dieselben, um ihr zu entgehen, die freiwillige 
Verbannung vorzogen.*) Eine Mitwirkung des Volkes wird in 
dem ausführlichen Berichte, welchen wir über sie besitzen, nicht er- 
w'ähnt : folglich wird sie, da von ihr auch bei Errichtung der stehen- 
den Gerichtshöfe nicht die Rede ist, hier nicht in unnützer Ver- 
muthung anzunehmen sein. Ja diese Vermuthung widerspricht 
der sonst bekannten politischen Stellung, welche der Urheber 
des Calpurnischen Gesetzes einnahm. Es lag in der Gründung 
der stehenden Gerichtshöfe nur eine Veränderung in der Ge- 
schäftsordnung des Senates, welche durch diesen Staatskörper 
selbst vorgenomraen wurde. Eine mittelbare Verbindung zwischen 



a) S. oboii S. 18 , 
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dem ersten stehenden Gerichtshöfe und einem Gesetze, insbe- 
sondere dem Calpurnischen , kann bestanden haben: eine solche 
wird uns augedeutet. In Folge eines vom Volke angenommenen 
Gesetzes konnte sich der Senat bewogen fühlen, eine in seiner 
eigenen Befugniss liegende Massregel zu ergreifen. Wir werden 
also zunächst über das Calpurnische Gesetz zu sprechen haben, 
um den Zusammenhang, in dem dasselbe mit früheren ähnlichen 
Verordnungen und mit den Gerichtshöfen steht, zu ermitteln. 

Von allgemeinen Verordnungen über das, was die Römi- 
schen Beamten von den Bundesgenossen zu fordern oder nicht 
zu fordern hätten, kann nicht die Rede sein. Theilen wir die 
Beamten ein in solche, die in ausserordentlichen Aufträgen ent- 
sendet wurden, und in solche, die ordentliche Statthalterschaften 
bekleideten, so haben wir in Bezug auf jene ein bemerkens- 
werthes Zeugniss vom Jahre 173 v. Chr. Der damalige Cou- 
sul L. Postumius Albinus, dessen Provinz Ligurien war, erhielt 
ausserdem den Auftrag, in Campanien öffentliche Staatsländereien, 
welche von Privatleuten in Besitz genommen waren, wieder für 
den Staat in Anspruch zu nehmen. Er zürnte auf die Einwoh- 
ner von Präneste, welche ihm früher, als er noch nicht Consul 
war und zu einem Opfer im Tempel der Fortuna in ihre Stadt 
kam, keine Ehre erwiesen hatten. In diesem Zorne schrieb er 
an die Pränestiner, durch deren Stadt sein Weg nach Campanien 
führte, die städtischen Beamten sollten ihm entgegen kommen, 
ihm auf Kosten der Stadt eine Wohnung zum Einkehren an- 
weisen und Pferde zur Weiterreise stellen. „Vor ihm, bemerkt 
Livius zu dieser Erzählung“), verursachte Niemand jemals den 



a) Liv. XLII, 1 Ante huue consulem nemo unquam so.iis in ulla re 
oucri aut sumptui fuit. Ideo magistratus mulis tabeniaculisque et omni 
alio instrumento militari ornabantur, ne quid tale imperarent sociis. Pri- 
vata liospitia habebant, ea benigne comiterqmi colebaut domusque eorum 
Roinae liospitibus patebaut, apud quos ipsis deverti mos esset. Lcgati, 
qui reirente aliquo mitterentur, singula iumenta per oppida, iter qua fa- 
ciundum erat, imperabant: aliam impensam socii in magistratus Romanos 
non faciebant. Iniuria consulis, etiamsi iusta , non tarnen in magistratu 
exercenda, et silentium nimis aut modestum aut timidum Praenestinorum 
ius velut probate exemplo inagistratibus fccit graviorum io dies talis generis 
imperiorum. 

m 3 
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Bundesgenossen in irgend einer Beziehung Beschwerde oder 
Kosten. Deshalb wurden die Beamten mit Maulthieren , Zelten 
und allen möglichen anderen militärischen Gegenständen ausge- 
rüstet, um nicht dergleichen den Bundesgenossen auferlegen zu 
dürfen. Ihre Wohnung hatten sie bei Privatleuten. Diese be- 
handelten sie mit Güte und Freundlichkeit, und ihrerseits stan- 
den in Rom ihre Häuser den Gastfreunden, bei denen sie selbst 
einzukehren pflegten, offen. Gesandte, die plötzlich irgend wo- 
hin geschickt wurden, verlangten von den Städten, durch welche 
ihr Weg sie führte, immer ein Pferd: anderen Aufwand hatten 
die Bundesgenossen für die Römischen Beamten nicht zu machen. 
Der Zorn des Cousuls über die ihm widerfahrene Beleidigung, 
der, wenngleich er gerecht war, doch nicht im Amte hätte ge- 
übt werden müssen, und das allzu bescheidene oder furchtsame 
Schweigen der Pränestincr gab den Beamten, gleichsam nach 
einem mit Beifall aufgenommenen Vorgänge, das Recht, von 
Tage zu Tage schwereres der Art den Bundesgenossen aufzu- 
legen.” Das Verfahren des Consuls Postumius muss einen be- 
deutenden Abschnitt in der Regierung der abhängigen Völker 
gebildet haben, da es, an sich unbedeutend, von Livius einer 
Erwähnung für werth gehalten wurde. So viel ist aus seiner 
Bemerkung ersichtlich, dass es bis zum Jahre 173 v. dir. keine 
gesetzlichen Bestimmungen über die Leistungen der Bundes- 
genossen an die Römischen Beamten gab. Denn, hätte es sie 
gegeben, so durfte sie L. Postumius nicht verletzen und die 
Prüne.stiner hätten geklagt: Livius selbst würde nicht den Zorn 
des Consuls als den alleinigen Grund seiner Forderungen hin- 
steilen und sein V'^erfahren, abgesehen von den Folgen desselben, 
für ungerechtfertigt erklären: es hatte sich eine Sitte gebildet, 
wie sie der Rechtlichkeit der Beamten jener Zeit und dem Stre- 
ben, durch billige Regierung die Neigung der unterworfenen Völ- 
ker zu gewinnen, entsprach. 

Man nimmt jetzt allgemein aiC^), ein Porcisches Gesetz 
habe über die Leistungen der Bundesgenossen an die Römischen 
Beamten gehandelt und schreibt es dem berühmten älteren Cato 
zu. Von ihm heisst es nämlich im Jahre 198 v. Chr. , wo er 
die Provinz Sardinien verwaltete, er sei rechtlich und unbe- 
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schölten gewesen, hätte indessen für zu rauh gegolten in Be- 
schränkung des AVuchers: es seien von ihm die Wucherer aus 
der Insel verjagt und der Aufwand, den die Bundesgenossen für 
das Leben des Prätors aufzubringen pflegten, theils verringert 
theils ganz aufgehoben worden.*) Wie diese Verringerung des 
Aufwandes der Prätoren zu verstehen sei, zeigt Plutarchs^) Be- 
richt über eben dieselbe Sache, während die früheren Statthalter 
Zelte und Ruhebetten und Teppiche auf Kosten der Provinz ge- 
habt, und derselben durch die Zahl ihrer Diener, sowie durch 
Aufwand bei den Malilzeiten beschwerlich gefallen wären, hätte 
Cato unglaublich einfach gelebt, und keines Aufwandes von Sei- 
ten der Provinz bedurft: er sei in den Städten allein, ohne 
Wagen umhergegangen, begleitet nur von einem einzigen Scla- 
ven, der ihm ein Kleid und Opfergefass nachtrug. Von einem 
Gesetze Catos ist hier nicht die Rede, sondern nur davon, dass 
er durch einfache Lebensweise den Bundesgenossen den grössten 
Theil der Kosten, welchen die früheren Statthalter verursachten, 
erspart habe. Dass die späteren Prätoren seinem Beispiele ge- 
folgt sind, ist nicht wahrscheinlich: sein Leben konnte selbst 
von denen, welche sonst rechtlich waren, nicht gebilligt werden. 
Zu einem Gesetze hatte Cato weder Zeit noch Gelegenheit, da 
er während seiner ganzen Prätur in Sardinien blieb. So wird 
jeder Widerspruch mit der von uns angeführten Bemerkung von 
Livius zum Jahre 173 v. dir. gehoben. 

Indessen ein Porcisches Gesetz wird erwähnt in dem- uns 
erhaltenen Autonischen Gesetze über die Thermesser: es soll 
eben dasjenige sein, welches von dem älteren Cato über die Lei- 



a) Liv. XXXll, 27 Sardiiiiani M. Porcius Cato obtinebat, sanctus et 
innocens, a.sperior tarnen in fenore coerceiido Habitus, fugatique ex insula 
fencratores et sumptus , quos in cultum praetoinim socii facere soliti erant, 
circumcisi aut sublati. 

b) Plut. Cat. niai. 6 äTtapy tav 8e 7aßü>v Xap58va , tiüv -pö outoO 

OTpaTTifäiv EiiuSoTwv ypqoS^ii jxqviupctoi Srjpiosioi? xal xXi'voc; xal Ipiaxfoit, 
r.o\).7i TE SEpaiTSta xal (pil.tu-/ nX/jÖEi xal KEp'i SslTiva SaTtävan xat 5tapa- 
oxEuatE ßapuv8vT(uv , txEtvos äinoTOV Tqv Sincpopav ttj« sitEXEfas* 

taTTdvTjt fih fip Ei« oiJtv oiSEpiä« rpaoEtEi^Sq Sqpooia«, tTTEcpoixa 5t T:i- 
Xsatv. aätä; p.ev ävEo Cs^T'^o« TTOpEoifps’^o;, Et« 5' TijXoXo'jSEt OTjpitlait«;. io8(,xa 
xal onovSstov a’jTtü rrpo« lEpo’jpYixv xop.tJiuv. 

3 * 
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stungen der Bundesgenossen an die Römischen Beamten erlassen 
wurde. Jenes Antonische Gesetz ist gegeben etwa 71 v. Chr. 
während des dritten Mithridatischen Krieges und hat den Zweck, 
der Stadt Thermessus in Pisidien alle' diejenigen Rechte wieder- 
zuverleihen , welche dieselbe vor dem ersten Mithridatischen 
Kriege gehabt hatte. Für die Beziehungen zwischen Römern 
und Thermessern wird das Jalir 91 v. Chr. als Normaljalir an- 
gegeben. Dort heisst es also, kein Römischer Beamter solle 
etwas thun oder befehlen, dass die Thermesser etwas geben oder 
leisteu sollten oder dass ilinen etwas fortgenommen würde, 
ausser dem, was sie nach dem Porcisclien Gesetze zu geben oder 
zu leisten verpiliclitet wären.") Dieses Porcische Gesetz kann 
unmöglich 198 v. Chr. gegeben worden sein und vom älteren 
Cato herröhren, selbst wenn es im Allgemeinen über die Leistun- 
gen der Bundesgenossen gehandelt hätte. Denn seit jener Zeit 
hatte sich das Verhältniss derselben gänzlich geändert: es waren 
seitdem das Calpurnische und andere Gesetze über eben den- 
selben Gegenstand erlassen, so dass Niemand auf Catos ver- 
altete Anordnungen zurückkommen konnte. Zudem konnte der- 
selbe nur Italien und Sicilien, Sardinien, allenfalls Spanien be- 
rücksichtigen. Wie verschieden waren davon die Verhältnisse 
Kleinasiens, von denen die "Römer zu seinerzeit noch keine 
Kenntniss hatten! Es kann aber auch in den Worten des An- 
tonischen Gesetzes nicht der Sinn liegen, dass das Porcische 
Gesetz ein allgemeines über die Leistungen aller Bundesgenossen 
an Rom gewesen wäre. Denn Thermessus ist eine bevorzugte 
Stadt: sie ist frei und hat ihre eigenen Gesetze, sie erhält ihr 
ganzes Gebiet zurück, sie ist von Einquartierung befreit, sie hat 
ihre besonderen Zölle , kurz ihr Bundesverhältniss zu Rom ge- 
währt ihr so viele Vortheile, wie wenige andere Gemeinden sie 
besitzen. Sonach kann ein allgemeines Gesetz über die Leistun- 
gen der Bundesgenossen auf sie keine Anwendung finden und 



a) Corp. Inscr. Lat. 1, 204 lex Antonia de Termessibus II, 13 Neive 
(juis luagistratus prove inajfistratu legatu» neive quis alias fa<ato ueive in- 
perato, quo quid luagis iei deut praebcant ab ieisve auferatur, nisei quod 
eos ex lege Porcia dare praebere oportet oportebit. 
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jenes Porcische Gesetz ist für die besonderen Beziehungen zwischen 
Thermessus und Rom berechnet. Es gab jenem diejenige Frei- 
heit, welche das Antonische Gesetz bestätigt. Dass wir von 
dem ersteren keine weitere Kunde liaben, ist natürlich: hätten 
wir nicht zufällig jenes Bruchstück, so würden wir auch von 
dem Antonischen Gesetze nichts wissen. Der Antragsteller des 
Porcischeu Gesetzes war entweder M. Porcius Cato, der Vater 
Catos von Utika, oder dessen Bruder L. Porcius Cato: Beide 
waren Volkstribunen und lebten um die Zeit, wo Rom bei dem 
drohenden Kriege mit Mithridates die Verhältnisse von Klein- 
asien zu ordnen und seine dortigen Freunde durch feste Bünd- 
nisse zu fesseln suchte.*) 

Also bis zum Jahre 173 v. Chr. gab es keine gesetzlichen 
Be.stimmungen über die Leistungen, welche Römische Beamte, 
die ausserordentlicher Weise bei den Bundesgenossen verweilten, 
zu fordern hatten. Aber Livius spricht so, als ob auch in der 
Folge kein solches Gesetz erlassen worden ist. Er sagt, durch 
den Vorgang des Consuls L. Postumius hätten die Beamten das 
Recht erhallen, immer Schwereres den Bundesgenossen aufzuer- 
legen. Wenigstens zunächst kann keine gesetzliche Beschrän- 
kung eingetreteu sein. Es mag auch unmöglich gewesen sein, 
genaue Verordnungen zu erlassen, selbst w'enn dies im Interesse 
des regierenden Standes gelegen hätte. So gross war die Ver- 
schiedenheit der unterworfenen Völker und Provinzen , so gross 
die Mannigfaltigkeit der Bedürfnisse, welche befriedigt werden 
mussten. Wir finden auch später die grösste Verschiedenheit 

in dem Verhalten der Beamten. C. Gracchus rühmte sich'’) in 

> ' 

einer Rede, die er nach der Verwaltung Sardiniens hielt, er habe 
sich in der Provinz so benommen, dass er auch nicht für einen 
As Geschenke erhalten oder irgend Jemanden Kosten verursacht 
hätte, gesteht aber, dass Andere angefüllt mit Geld nach Hause 
zurückkehrten. In einer anderen Rede”) erzählt eben derselbe 
von einem Römischen Consul, der in Teanum Sidicinum die 



a) Man vergl. besonders Gell. XIII, 19. 

b) Bei Gell. XV, 12. 

c) Ebenfalls bei Gell. X, 3. 
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stiliHischen Beamten, als sie seiner übermüthigen Forderung nicht 
sogleich uachkamen, auf diis Grausamste bestraft hatte, und von 
einem andern Römischen Beamten, einem jungen Manne, der 
aus Asien als Prolegat zurückkehreud bei Venusia Jemanden, 
der ihn zufällig beleidigte, bis zum Tode misshandelte. Die 
Anforderungen an die Bundesgenossen stiegen, je fester die Herr- 
schaft Roms wurde. Zu Ciceros Zeit war es allgemein entweder 
gesetzlich oder gebi äuchlich , dass die Römischen Beamten von 
den Bundesgenossen Wohnung, Unterhalt und die Mittel zur 
Beförderung erhielten: so wird uns von 0. Verres’ Reisen in 
Asien“), so von Cicero selbst, der auf Rhodischen Schiffen in 
seine Provinz fuhr*’), erzählt. Das war eine grosse, kaum er- 
trägliche Last für die Bundesgenossen: sie wurde vergrössert 
durch den Missbrauch, an solche, die in Privatangelegenheiten 
reisten, den Charakter öffentlicher Beamten zu übertragen.') 
Dennoch fand auch hierbei vielfaches Schwanken statt, da es an 
gesetzlichen Bestimmungen fehlte. Als Cicero, damals zum 
Aedilen erwählt, auf seiner Untersucbungsreise gegen Verres in 
Sicilien nach Messana kam, wurde er von dieser Stadt, welcher 
die Anklage gegen Verres unangenehm war, nicht eingeladen: er 
wohnte bei einem Privatgastfreunde. Darüber ist Cicero sehr 
ungehalten. Er droht der Stadt und erklärt, es gäbe keine Stadt 
im ganzen Reiche, welche nicht jeden Senator begrüsste und 
einlüde.*') Man erkennt, wie die Sitte mächtiger war als das 
Gesetz und eigener Vortheil die Bundesgenossen bew'og, auch 
unbillige und ungesetzliche Forderungen der Beamten bereitwillig 
zu befriedigen. 

Verschieden indessen hiervon musste die Stellung der or- 
dentlichen Beamten einer Provinz sein, welche an die Stelle der 
früheren einheimischen Obrigkeiten getreten waren. Es konnte 
unentschieden sein, wie viel die Beamten von einem Lande zu 



a) Cic. in Verr. I, 24, 63. 

b) Cic. ad Aft. V, 13 ; VI. 8. 

c) Cic. de leg. agr. II, 17, 45 Legates vestros, homines auctoritate 
tenui, qui rerum privatarum causa legationes liberas obeunt, tarnen exterae 
nationes ferre vix possunt. 

d) Cic. in Verr. IV, 11, 26. 
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fordern bereclitigt wären, so lauge dessen Eroberung dauerte: 
so lange herrschte das ßedürfoiss, die Willkür des Siegers, der 
Krieg. Dennoch stand auch in diesem Falle den Besiegten die 
Bitte an den Senat frei. So beklagten sich Gesandte der Bür- 
gerschaft von Syrakus über die Härte ihres Eroberers M. Clau- 
dius Marcellus*), so die Einwohner Capuas über die Grausam- 
keit, welche Q. Fulvius bei der Bestrafung der eroberten Stadt 
gezeigt habe*’), und unter den früher angeführten') Beispielen 
befinden sich einige , wo Völkerschaften klagten, als F'einde be- 
handelt worden zu sein, obgleich sie nichts Feindseliges gethan 
hätten. Aber wenn der Friede hergestellt und die Verwaltung 
der Provinz geordnet war, mussten die Leistungen für die Rö- 
mischen Beamten bestimmt werden, und wir haben über die- 
selben Nachrichten genug, namentlich in Bezug auf Sicilien. 
Naturgemäss mussten diese Leistungen verschieden sein nach 
der Grösse, dem Reichthum und den Verhältnissen der Provinz: 
sie wurden durch dasselbe Gesetz, welches die Verwaltung über- 
haupt regelte, festgestellt. Dabei blieb sowohl der übertriebenen 
Einfachheit eines Cato wie der Habsucht entgegengesetzter Cha- 
raktere ein weiter Spielraum. 

Das Calpurnische Gesetz fand nur Sitte und Herkommen, 
nicht gesetzliche Bestimmungen, an welche es sich anschliessen 
konnte, vor. Es war das erste, welches über Gelder, die von 
Römischen Beamten zurückgefordert werden dürften, handelte. 
Ueber die Art und Weise der Zurückforderung gab es unmittelbar 
keine Verordnung, sondern überliess dieselbe dem Senate. Es war 
eine Vorschrift, wie derselbe in Zukunft die Aufsicht über die Ver- 
waltung der unterworfenen Völker führen sollte. Diese Absicht des 
Gesetzes entspricht der politischen Stellung, welche sein Urheber, L. 
Calpumius Piso Frugi, eiunahm.'*) Als Consul im J. 133 v. Chr. 
führte derselbe einen Sclavenkrieg in Sicilien') und zeigte sich 



a) Liv. XXVI, 26; 29 flgd.; Plut. Marc. 23; Val. Ma.\. IV, .1, 7; Dio 
Cass. fragm. 16. 

b) Liv. XXVI, 30; 33 flgd. 

c) S. oben S. 11. 

d) Vergl. oben S. 8. 

e) Man sehe besonders Val. Max. IV, 3, 10 und II, 7, 9. 
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dann als Gegner der leidenschaftlichen Massregeln, durch welche 
Ti. Gracchus blutigen Aufruhr im Staate erregte.*) Zu dem 
Gesetze, das er vorher in seinem Tribunate, 149 v. dir., über 
Erpressungen gab, konnte er nicht durch politische Gründe, weil 
er den damals noch mächtigen Senat unterdrücken wollte, son- 
dern nur durch den Wunsch, die Rechtlichkeit der Beamten zu 
fördern, bewogen werden, i*) Er selbst zeichnete sich durch Sit- 
tenstrenge und Ehrlichkeit aus, die auf seinen Sohn überging 
und als ein Erbtheil der Familie erschien.“) 

Ueber den näheren Inhalt des Gesetzes liaben wir bei den 
Schriftstellern keine sichere Nachricht. Mit Wahrscheinlichkeit 
lassen sich indessen zwei Bemerkungen auf dasselbe beziehen. 
Wo Cicero über die Ankäufe von Kunstwerken, welche Verres 
in Sicilien gemacht hatte, spricht, sagt er, es sei den Beamten 
nicht erlaubt, in den Provinzen dergleichen zu kaufen. Er lobt 
die Sorgsamkeit der Vorfahren, die zwar die grösseren Erpres- 
sungen, wie sie später stattfanden, noch nicht für möglich hiel- 
ten, aber doch gegen kleinere Vergehungen Vorkehrung trafen. 
Sie bestimmten deshalb, Niemand sollte in der Provinz einen 
Sclaven kaufen, ausser an Stelle eines dort gestorbenen. Damit 
stellten sie überhaupt den allgemeinen Grundsatz auf, ein Be- 
amter solle in der Provinz nichts kaufen.'*) Diese Bestimmung 



a) Cic. Tusc. 111, 20, 48. 

b) Dies Gesetz wird envähiit Uic. Brut. 27, 100 L. cnini Piso tr. pl. 
legem priinus de pecuniis re|)etiindis Ceiisürino et Manilio consulibu.s hdit; 
de off. 11, 21,75 Noudum centum et decein aiini sunt (im Jahre 44 v. Chr), 
cum de pecuniis repetuudis a L. Pisone lata le.\ est, nulla antea cum 
fuisset; in Verr. 111, 84, 195 L. Piso ille Frugi, qui legem de [mcuniis re- 
petundis primus tulit; ibid. IV, 25, 50 filius cnim L. Pisonis erat eins, qui 
primus de pecuniis re|>etundis legem tulit; Tac. .\nn. XV, 20 magistratuum 
avaritia Calpuiuia scita (peperit); schol. Bob. in Cic. p Flacco p. 233 (s. 
oben S. 9); Val. Max. VI, 9, 10; Festus s v. religionis p. 285 (vergl. oben 
S. 25). 

c) Man sehe die Erzählung von Cic. in Verr. IV, 25, 50. 

d) Cie. in Verr. IV, 5, 9 Videte maiorum diligcntiam, qui nihil dum 
etiam istius modi suspicabantur , verum tarnen ea , quae parvüs in rebus 
accidere poterant, providebant. Neminem, qui cum potestate aut legatione 
in provinciam esset profectus, tarn ainentem fore putaverunt, ut emeret 
ai^entum; dabatur enim de publico: ut vestem; praebebatur enim legibus: 
mancipium putarunt, quo et omnes utimur et non praebetur a populo- 
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fand sich wahrscheinlich in dem Calpurnischen Gesetze. Denn 
Cicero schreibt sie den Vorfahren zu, nicht den Vfitern: er deu- 
tet damit auf die Zeit, wo die Repetundengesetze entstanden. 
Damit stimmt das Verfahren von C. Piso, dem Sohne dessen, 
der dieses Gesetz gegeben. Als er in der Provinz Spanien, die er 
regierte, seinen goldenen Fingerring zerbrochen, wog er öftentlich 
auf dem Markte in Corduba dem Goldschmiede das Gold zu 
und hiess ihn dort seine Arbeit verrichten*): er wollte jeden 
Schein, als ob er in der Provinz einen Ankauf gemacht hätte, 
vermeiden. Zweitens wird in dem Titel der Digesten über die 
Pflicht des Statthalters folgendes Bruchstück angeführt: „Durch 
ein Plebiscit wird bestimmt, kein Statthalter solle eine Lei- 
stung oder ein Geschenk annehmen, ausser Esswaaren oder Ge- 
tränk, das innerhalb der nächsten Tage verbraucht wird.“"’) Diese 
Bestimmung rührt vom Calpurnischen Gesetze her. Denn sie 
wird einem Plebiscite zugeschrieben : so aber kann das Julische 
Gesetz nicht heissen und ausser ihm und dem Calpurnischen gab 
es kein Gesetz über Erpressungen. Zu dem Character des letz- 
teren passt auch die Allgemeinheit der gesetzlichen Bestimmung. 

Ausser diesen beiden Erwähnungen finde ich bei den Schrift- 
stellern nichts'®), was sich auf das Calpurnische Gesetz be- 
. ziehen Hesse. Nach ihnen enthielt dasselbe einige allgemeine 
Bestimmungen für die Statthalter und Beamten in den Provinzen, 
ein Verbot des Kaufens und Verkaufens, mit einigen bestimmt an- 
gegebenen Ausnahmen, ein Verbot Geschenke anzunehmen. Das 
Geld, was der Beamte auf diese Weise gewonnen, sollte von ihm 
vermittelst des Senates zurückgefordert werden können, und der 
Senat, um die Absicht des Gesetzes zu unterstützen, bestimmte 
einen Prätor, der mit den jedesmal gewählten Senatoren die Ent- 
scheidung über die ihm zugewiesenen Fälle hatte. 

Wir haben eine weitere Erwähnung des Calpurnischen Ge- 



Sanxeruüt, ne quis eineret nisi in demortui locuin. Quae tüit causa, cur 
tarn diligenter nos in provinciis ab emptionibus renioverent? 

a) S. die kurz zuvor angeführte Stelle l>ei Cie. in Verr. IV, 25, 56. 

b) 1. 18 Big. de officio praesidis (I, IS): Plebiscite continetur, ne quis 
praesidum munus, donum caperet nisi esculontum potulentumve, quod intra 
dies proximos prodigatur. 
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setzes in den Bruchstücken des Acilischen Gesetzes, welche, so 
lückenliaft sie auch sind, doch einige Schlüsse gestatten. Zuerst 
wird dasselbe erwähnt in einem Capitel, das die Ueberschrift 
führt: Ueber die Anklage und die Wahl der Richter (de nomine 
de/erundo iudicibusque legundeis). ln dessen zweitem Theile 
werden die verschietlenen Classen von Bürgern aufgezählt, welche 
nicht Richter sein dürfen : es heisst : „weil nach dem (’alpurni- 
nischeu oder Jonischen Gesetze saeramento verhandelt worden 
wäre oder weil nach dem vorliegenden Gesetze die Anklage 
geschehen wäre.“*) Die Ergänzung der zunächst vorhergehen- 
den Worte ist auf verschiedene Weise versucht worden.*’) Mit 
Sicherheit ergiebt sich nur, dass auch nach der Veränderung der 
Gerichte, wie sie die Gesetzgebung der Gracchischen und nächst- 
folgenden Zeit mit sich brachte, eine Verhandlung saeramento 
nach dem Calpurnischen Gesetze stattfinden konnte. 

Wir haben oben”) nach einem uns überlieferten Beispiele 
geschildert, welches Verfahren nach dem Erlasse des Calpurui- 
.scheu Gesetzes auf die Klage von Bundesgenossen über Erpres- 
sungen stattgefunden hat. Dass dasselbe nicht mit sacramentum 
verbunden war, ist ersichtlich. Wenn die Bundesgenossen sich 
an den Senat wenden, dieser über die Thatsache der Erpressun- 
gen entscheidet nnd dann einen Ausschuss ernennt, um die Höhe 
der Entschädigung zu bestimmen, so kann Niemand hierin die 
actio sacramenti erkennen.*®) Die Repetundengesetze aber, und 
somit auch das Galpurtdsche, sollen, wie ausdrücklich gesagt 
wird”), hauptsächlich der Bundesgenossen halber gegeben w'or- 
den sein. Es bleibt deshalb nur die Möglichkeit, dass das Calpur- 
nische Gesetz nicht eine einzige Art von Process gestattete, son- 
dern wenigstens zwei Arten, diejenige, wo ein Senatsausschuss 
entschied und die leqis actio saeramento. Üeber die Bedeutung 
der letzteren herrscht Meinungsverschiedenheit, und der Nach- 
weis des Zusammenhanges zwischen ihr und einer Klage wegen 



a) Zeile XXIII des Acilischen Gesetzes (p. 59 im Corp. luscr. Lat 1): 
lege Calpu)rnia aut lege lunia saeramento actum siet aut quod h(ac) 
1 (ege) nomen (delatum si)ct. 

b) S. oben S. 23 flgd. 

c) Man sehe die S. 10 angeführte Stelle aus Cicero. 
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Erpressungen ist noch nicht versuclit worden. Wir kennen nur 
eine legis actio sacramento, deren Wesen darin besteht, dass die 
streitenden Parteien unter Einsetzung einer Geldsumme eine ge- 
richtliche Wette eingehen, so dass der vor dem Richter unter- 
liegende mit dem streitigen Gegenstände auch die eingesetzte 
Geldsumme verliert. 

Am gewöhnlichsten ist diese aus den ältesten Zeiten her- 
stammende Klageform bei dem Streite um Eigenthum, mag das- 
selbe in Grundstücken oder Geld oder anderem bestehen. Indes- 
sen wird von den Rechtsgelehrten bemerkt, dass eben dieselbe 
Form auch auf viele andere Gegenstände angewendet wird. Eine 
Anwendung beim Criminalprocesse haben wir früher angeführt. 
W’o es sich um Thatsachen handelte, sowohl beim ordentlichen 
Criminalprocesse als auch beim ausserordentlichen, der in der 
Volksversammlung geführt wurde, kam es vor, dass Kläger und 
Verbrecher eine gerichtliche Wette eingingen und die Entschei- 
dung derselben bei einem frei gewählten Richter suchten. ■') Nach 
dieser Feststellung der Thatsache wurde dann die Erörterung 
des Rechtspunktes und die etwaige Bestrafung des Schuldigen 
der criminalgerichtlichen Verhandlung überlassen. Zu einer sol- 
chen gerichtlichen Wette schritten also nicht nur einander gleich- 
stehende Privatpersonen, sondern auch Beamte boten sie Privat- 
personen, welche sie anklagen wollten, und umgekehrt Privat- 
personen den Beamten, gegen deren Anklage sie sich vertheidi- 
gen wollten, an. Es war eine ächte actio sacramento, da das 
für einen religiösen Zweck verwendete Succumbenzgeld den 
scheinbaren Gegenstand des Streites bildete und die Verurthei- 
lung zu demselben mittelbar die Entscheidung über eine That- 
sache und weiter noch über Schuld oder Unschuld herbeiführte. 

Es wäre wunderbar gewesen, W'enn man dies im Römischen 
Rechte herkömmliche Verfahren nicht auf die Fälle von Erpres- 
sung angewendet hätte, und da in denselben dies Acilische Gesetz 
eine Verhandlung vermittelst eines Succumbenzgeldes erwähnt, 
kann kein Zweifel sein, dass man hieran zu denken hat. Es 

a> S. unsere Auseinandersetzung und die angeführten Beispiele Band 
1, 2, 286 flgd. 
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bot noch den besonderen Vortheil dar, dass es die Möglichkeit 
gewährte, einen Beamten während seiner Amtszeit anznklagen. 
Die uns überlieferten Beispiele und die Natur der Verhältnisse 
zeigen, dass z. B. ein im Amte befindlicher Tribmi mit einem 
Privatmanne, welchen er vor dem Volke anklagen wollte, eine 
solche Wette über eine fragliche Thatsache einging. Weshalb 
sollte nicht auch ein anderer Beamte während seines Amtes eine 
gleiche Wette eingehen ? Er konnte es, ohne seiner Würde zu ver- 
geben, thnn und moralisch oder durch die öffentliche Meinung 
dazu gezwungen werden. Nehmen wir also den Fall an. Jemand 
hätte geglaubt, ihm sei von einem Beamten ungesetzlich Geld 
genommen, so konnte er diesen zu einer gerichtlichen Wette über 
die Thatsache auftbrdern , dass er ihm gegen die Gesetze eine 
bestimmte Summe genommen habe: der Beamte konnte sieh 
gezwungen sehen, diese Wette einzugehen, es wurde ein Richter 
vereinbart und, wenn er dem Kläger Recht gab, so folgte die 
Erstattung des genommenen Geldes von selbst. Hatte der Beamte 
sein Amt niedergelegt, so konnte er sowohl zur Wette als zur 
Wiedererstattung selbst gesetzlich augehalten werden. Als durch 
das Calpurnische Gesetz dem Beamten bestimmte Vorschriften ge- 
geben waren über Geld, das er nicht fordern durfte, konnte es 
mithin geschehen, dass Jemand denselben zu einer gerichtlichen 
Wette über die Thatsache aufforderte, er habe ihm gegen das 
Calpurnische Gesetz Geld entrissen: der dann gewählte Rich- 
ter entschied lege Calpurnia und der Beamte war im Falle der 
Verurtheilung genöthigt, das streitige Geld zu erstatten. Dies 
ist die actio saeramento nach dem Calpurnischen Gesetze, welche 
in den oben angeführten Bruchstücken des Acilischen Gesetzes 
erwähnt wird. 

Zu der Annahme, das Calpurnische Gesetz habe jene actio 
sao'amento eingeführt, ist kein Grund. Ohne Zweifel könnte 
dieser Sinn in den Worten liegen; auch wenn das Calpnrnische 
Gesetz jene actio erst geschaffen, würde es heissen: es würde 
nach demselben saeramento verhandelt. Aber eine Nothwendig- 
keit, die uns überlieferten Worte so zu erklären, ist nicht vor- 
handen. Die actio saeramento ist uralt, und wenn zur Zeit der 
Zehnmänner der Volkstribun Verginius dem gestürzten Decemvir 
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Ap. Claudius eine Wette darüber anbot, ob er wirklich eine un- 
gesetzliche That begangen hätte oder nicht, so kann man nicht 
zweifeln, dass schon in alter Zeit Streitigkeiten zwischen Beam- 
ten und Privatpersonen über die Reclitmässigkeit von Staatslei- 
stungen auf gleiche Weise entschieden worden sind. Auf der an- 
dern Seite darf man auch nicht einwenden, die legis actiones 
seien um die Zeit des Calpuruischen Gesetzes abgekommen und 
durch den Formularprocess ersetzt worden, folglich hätte auch 
bei einen Processe über Erpressungen keine actio sacramento 
stattfinden können. Die Fälle von gerichtlichen Wetten, welche 
uns überliefert werden, reichen bis in die Zeit des Calpurni- 
schen Gesetzes und mochten auch, was auf keine Weise begründet 
w'erden kann, für den gewöhnlichen Civilprocess die legis actiones 
als zu scl)wei'fällig ausser Gebrauch kommen, so folgt daraus 
nicht, dass eine die Freiheit so fördernde Form auch für andere 
Verhältnisse aufgegeben wurde. Cicero *) sagt von seiner Zeit, 
Bürger, denen von Beamten ungesetzlicher Weise Geld genommen 
wäre, klagten dies in der Regel im Civilprocesse und nach dem 
Privatrechte ein. Er kann damit nicht meinen, Bürger hätten 
vor den damals bestehenden Gerichtshöfen über Erpressungen 
einen Civilprocess anstrengen können : dies war unmöglich. Denn 
jene hatten schon längst den Charakter als Criminalgerichtshöfe 
und verhängten Strafen der härtesten Art: es ist undenkbar, dass 
vor ihnen zu gleicher Zeit ein Civilverfahren hätte anhängig 
gemacht werden können. Da man aus den Bruchstücken des 
Acilischen Gesetzes w'eiss, dass über Erpressung sacramento ver- 
handelt werden konnte, liegt der Schluss nahe , dass eben das- 
selbe auch noch zu Ciceros Zeit geschah, dass folglich die cLCtio 
sacramento, mochte sie auch für andere Verhältnisse abgeschaffl; 
sein, in diesem Falle in Gebrauch blieb.'®) Dass die actio saet'o- 
mento auch für die Bundesgenossen erlaubt gewesen ist, glauben 
nicht nur Einige, welche dieselbe mit dem ihrer Annahme nach 
durch das Calpumische Gesetz gegründeten stehenden Gerichts- 

a) Cic. div. 5, 17 Quasi vero dubiura sit, quin tota lex de pecuniis rc- 
petundis sociorum causa coiistituta sit. Nam civibus cum sunt ereptae 
pecuuiac, civili fere actioue et private iuie repetuntur: liaec lex socialis 
est u. s. w. 
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hofe über Erpressungen verbinden™), sondern aucli Andere, die, 
ohne eine solche Verbindung anzuerkennen, doch eine Uebertra- 
gung der eigentlicli Römisclien Klagefonn sacramento auf die 
Bundesgenossen durcli eine Art juristisclier Fiction aunelimen.^') 
Ihnen entgegen beliauptet man, die kijis tictiones und somit aucl» 
die actio sacraniento wegen Erpressungen hatten von den Bun- 
desgenossen niemals in Anwendung gebracht werden können.™) 
Ich halte es für unwahrscheinlich, dass die actio sacramento Aon 
Bundesgeno.ssen gegen Römische Beamte verstattet worden ist. 
Abgesehen von politischen Gründen, aus denen man die unterwor- 
fenen Völker nicht durch Gestattung einer sie dem Beamten gleich- 
stellenden Klageform zum Ungehorsam anregen mochte, beweist 
dies die Geschichte des Repetundenprocesses selbst. Wenn die 
Klageform vermittelst einer gerichtlichen Wette den Bundesge- 
nossen schon vor dem Calpurnischen Gesetze frei stand, wozu 
nutzte es, durch dieses oder vielmehr nach diesem noch eine 
neue Klageform für eben dieselben zu schaffen? Es wurde da- 
durch nichts gewonnen. Bei dem Verfahren durch den Senat 
und dessen Ausschuss erhielt der Kläger Wiedererstattung des 
Geraubten, der schuldige Verklagte keine Strafe, sondern nur 
die Verpflichtung, das Geraubte herauszugeben : bei einer gericht- 
lichen Wette war das Ergebniss auf beiden Seiten ein gleiches. 
Nimmt man dagegen an, erst nach dem Calpurnischen Gesetze 
sei die actio sacramento auch den Bundesgenossen verstattet 
worden, so begreift man nicht, weshalb man ein doppeltes Verfahren 
geschaffen haben soll, von denen keines einen Vorzug vor dem 
andern gewährte, sondern nur das eine küi-zer war als das an- 
dere. Es ist undenkbar, dass die gerichtliche Wette, die actio 
sacraniento, den Bundesgenossen gestattet gewesen ist, und an 
sich begründeter wäre die Ansicht derjenigen, welche bei dem 
Verfahren vermittelst des Senatsausschusses eine actio saci-amen- 
to annehmen, wenngleich sie eine Art und Weise dieser Ver- 
bindung weder angeben noch wahrscheinlich machen können. 
Dazu kommt, dass Ciceros oben*) angeführte Worte beweisen, 
dass zu seiner Zeit ein für Bürger allein mögliches Verfahren 

a) S. oben S. 45. 
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bei Klagen wegen Erpressungen bestanden hat. Er sagt aus- 
drücklich, wenn Bürgern Geld von Beamten genommen wäre, 
so pflegten sie nach Civilreclit auf Wiedererstattung desselben zu 
klagen. Diesen Vorzug vor den Bundesgenossen haben sie im- 
mer gehabt, indem den letzteren vor dem Calpurnischen Gesetze 
keine Möglichkeit war, auf Schadenersatz zu klagen, nach dem- 
selben nur ein mühsamer und doch keine Vortheile gewährender 
Weg offen stand. 

Indessen man muss noch weiter gehen. Nach dem Calpur- 
nischen Gesetze blieb den Römischen Bürgern die Klage an den 
Senat und die Entscheidung des Senatsausschusses eben so, wie 
früher, verschlossen: dieser Weg wurde ausschliesslich den Bun- 
desgenossen eröffnet. Dies ergiebt sich aus dem Wege selbst. 
Bei keinem andern, weder Civil- noch Criminalprocesse findet 
eine Einmischung des Senates statt, der keine richterliche Pflicht 
über Bürger, die nicht Beamte gewesen sind, übt.*) Dagegen 
bei den Bundesgenossen, deren Schicksal überhaupt und in der 
Regel ausschliesslich von dem Senate abhängt, ist derselbe die 
natürliche Behörde, der auch eine richterliche Thätigkeit zu ihren 
Gunsten anheimfällt. Dies Verhältniss änderte sich, als die Se- 
natsgerichte aufhörten und statt ihrer vom Senate unabhängige 
Gerichte eingefübrt wurden, die zugleich den Character von Cri- 
minalgerichten annahmen. Als einmal Erpressungen von Beam- 
ten strafwürdig erscliienen, musste nothwendiger Weise den Bür- 
gern die Möglichkeit gegeben werden, die Bestrafung von schul- 
digen Beamten zu erlangen : sie hatten in Folge davon eine dop- 
pelte Art von Klage in ihrer Hand, entweder die kürzere alt 
hergebrachte, vermittelst einer gerichtlichen W'ette, die ihnen 
nur Schadenersatz brachte, oder die neu eingesetzte, welche, wenn- 
gleich mühvoller und langwieriger, doch zugleich Bestrafung 
des Beamten herbeiführte. Sie wählten, wie Cicero bemerkt, 
in der Regel die erste Klageform sacramento, ohne Zweifel, weil 
sie bei gleichen Vortheilen für sie selbst kürzer und leichter 
durchzusetzen war, während die zweite nicht bloss langwieriger. 



a) Vergl. Band I, 1, 100. 
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sondern auch von den vielen Zufälligkeiten eines Schwurgerich- 
tes abhängig war. 

Durch dieses Verhältniss wird unsere frühere“) Behauptung, 
das Calpuinische Gesetz habe nichts über die Klageform be- 
stimmt, bestätigt. Nehmen wir au, es hätte dies beabsichtigt, 
so w'äre es uatürlicli gewesen, eine Klageform für alle Betheilig- 
ten einzusetzen; entweder hätte es die actio sacramento auch auf 
die Bundesgenossen übertragen oder den Bürgern den neuen Ge- 
richtsgang eröffnet. Daraus dass später beide Processarteu, aber 
mit getrennten Befugnissen nach der Verschiedenheit der Kläger 
bestanden, kann man mit grosser Walirscheinlichkeit folgern, dass 
der Gesetzgeber, als er den neuen Begr iff der Erpressungen feststellte, 
sich damit begnügte, die ricliterliche Entscheidung über die Ver- 
gehen, von denen er handelte, an die Behörden, welche seit alter 
Zeit über die Kläger verfügten, zu verw'eisen, bei den Römi- 
schen Bürgern an die ordentlichen Gerichte, bei den Bundesge- 
nossen an den Senat, der in Folge davon, um den Äljsichten des 
Gesetzes nachzukommen, einen stehenden Ausschuss nieder- 
setzte. 

Man nimmt allgemein an, das Calpurnische Gesetz habe nur 
den Bundesgenossen das Recht der Klage gegen Römische Be- 
amte gegeben , die Römischen Börger hätten nach ihm keinen 
Process anstrengen können: daraus entsprang die Ansicht so- 
wohl derer, welche in dem Verfahren vor dem Senatsausschusse 
eine actio saa-amento zu erkennen glaubten, als auch der an- 
dern, w’elche eine Uebertragung der ächt Römischen actio auf die 
Bundesgenossen annahmen. Beide mussten wegen der von uns 
angeführten*') AVorte aus den Bruchstücken des Acilischen Ge- 
setzes diese Ansichten aufrecht erhalten.“) Als Beweis für die 
Ausschliessung der Bürger von dem ersten Repetundengesetze 
führt man ein paar Stellen aus Ciceros Verriuischen Reden au. 
An der hauptsächlichsten derselben wird von Verres’ Behauptung, 
die Römischen Bürger Siciliens seien mit .seiner Verwaltung zu- 
frieden gewesen, gehandelt. Dagegen führt der Redner an „die 



a) S. oben S. 32. 

b) S. oben S. 42. 
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Richter müssten bei dieser Untersuchung über Erpressungen, 
welche der Bundesgenossen halber nach einem zum Besten der 
Bundesgenossen bestehenden Gesetze und Gerichte eingesetzt sei, 
die Klagen der Bundesgenossen hören“*). Hierin liegt nicht, 
bei dem Erlasse des ersten Repetundengesetzes seien die Bun- 
desgenossen ausschliesslich berücksichtigt worden. Der Gerichts- 
hof über Erpressung, wie er bei Verres’ Processe bestand, war 
aus dem Senatsausschusse, der nach dem Calpurnischen Gesetze 
eingeführt wurde, hervorgegangen, dieser Senatsausschuss aber 
hatte nur über die Klagen von Bundesgenossen entschieden. Mit- 
hin konnte Cicero mit Recht behaupten, der Gerichtshof über 
Erpressungen sei der Bundesgenossen halber gegründet worden. 
Indessen es bedarf nicht so strenger Worterklärung. Der Ge- 
danke Ciceros ist vielmehr, die Bundesgenossen hätten die Ver- 
anlassung zu der ganzen Gesetzgebung über Erpressungen gege- 
ben, worin nicht liegt, dass die Bürger von den Wohlthaten der- 
selben ausgeschlossen waren. Dies erkennt man aus einer an- 
dern Stelle, wo er von dem Gewichte, welches die Bitten der 
Bundesgenossen bei den Richtern haben müssten, redet. Es sei 
nicht zweifelhaft, sagt er, dass das ganze Gesetz über Erpres- 
sungen der Bundesgenossen halber gegeben sei*“), d. h. nicht für 
sie ausschliesslich, sondern hauptsächlich, weil die Bürger auf 
andere Weise geschützt waren. Denn Cicero fügt selbst hinzu. 
Römische Bürger richteten in der Regel gegen Beamte, von denen 
sie sich bedrückt glaubten, eine Civilklage. Sie können zwar 
auch eine Criminalklage austrengen, thun dies aber meist nicht. 
Die Bundesgenossen haben keine weitere Hülfe als die in Folge 



a) Cic. in Yerr. 11, 6, 15 At euim istum Siculi soli persequuntur, cives 
Romani, qui in Sicilia negotiantur. defendunt, diligunt, salvum esse cupiunt. 
Primum si ita esset, tarnen vos in hac quaestione de pecuniis repetundis, 
quae socionuu causa constituta est lege iudicioque sociali, sociomm queri- 
monias andire oporteret. 

b) Cic. div. 5, 17 quasi vero dubium sit, quin tota lex de pecuniis 
repetundis sociorum causa constituta sit. Nam civibus cum sunt ereptae 
pecuuiac, civili fere actione et privato iure repetuntur: haec lex socialis 
est, und später § 19 : Quis ei'go est qui neget oportere eorum arbitratu lege 
agi, quorum causa lex sit constituta? Vergl. oben S. 45. 
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der Gesetze über Erpressungen gegründeten Gerichtshöfe, und 
deshalb heissen diese Gesetze ihr Schutz und Hort.*) 

Wenn das Calpurnische Gesetz in seinen Bestimmungen 
über den Begriff der Erpressungen auch das Römischen Bürgern 
widerfahrene Unrecht umfasste, so folgt daraus die Nothwen- 
digkeit, dass es als anklagbar nicht nur, wie man bisher an- 
nahm, die Römischen Beamten in den Provinzen, sondern auch 
die in der Stadt aufstellte. Es wäre auch unmöglich gewesen, die 
letzteren auszunehmen. Denn die Consuln z. B. hatten oft beide, 
regelmässig wenigstens einer Italien zur Provinz, in welchem die 
meisten Völkerscliaften zur Zeit des Calpurnischen Gesetzes das 
Verhältniss von Bundesgenossen hatten. Ebenso standen die 
Prätoren, die oftmals sowohl in der Stadt als auch ausserhalb 
thätig waren. Sie mussten also in dem Gesetze genannt werden 
und geschah dies, so wäre es kaum möglich gewesen, ihr Ver- 
fahren gegen Bürger von dem gegen Bundesgenossen zu tren- 
nen. Es wurde mithin in dem Calpurnischen Gesetze über Er- 
pressungen, gerade so wie in den späteren, von denen uns eines 
in Bruchstücken erhalten ist, als gebunden genannt alle Beamte, 
welche es überhaupt im Römischen Staate gab oder geben konnte, 
sowie alle Senatoren, die als stehende Beamte betrachtet wur- 
den, dagegen als geschützt Bürger, Latiner, Bundesgenossen, 
auswärtige Nationen, die sich in der Botmässigkeit oder Freund- 
schaft des Römischen Volkes befinden.*’) 

Noch zweimal wird das Calpurnische Gesetz in den Bruch- 
stücken des sogenannten Repetundengesetzes, welche uns erhalten 
sind, erwähnt: wir werden später über den Zusammenhang, in 
dem es geschieht, und die Folgerungen, welche daraus für andere 
Gesetze zu ziehen sind, sprechen.*) Für das Calpurnische er- 



a) Cic. div. 20, 65 Etenim cum lex ipsa de pecuniis repetondis socio- 
rum atque amicorum populi Honiaui patroua sit 

b) Wie es in dem sogenannten Aeilischen Gesetze , Z. 1, heisst civis 
Roinanus sociumve nominisve Latini exterarumve nationum quive io arbi- 
tratu, dicione, potestate amicitiave populi Romani sunt. 

C) Die Erwähnungen sind Z. 74 (im Corp. Inscr. Lat. 1, 62) indicium 
fuit fueritve ex lege quam L. Galpuroius L. f. tr. pl. rogavit exve lege 
quam M. Junius D. f. tr. pl. rogavit, qui eomm eo iudicio und dieselben 
Worte Z. 76. 
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giebt sich daraus nichts, ausser dass der Urheber desselben, 
Consul im Jahre 137 v. Chr., der Sohn eines Lucius war, was 
man sonst nicht weiss.^^) Au allen drei Stellen aber wird mit 
dem Calpuruischen Gesetze das Junische verbunden und dessen 
Urheber M. Junius, des Decimus Sohn, ein Volkstribuu genannt. 
Dies Gesetz muss gegeben worden sein nach dem Calpurnisclien, 
also nach 149 v. Chr., und vor demjenigen, von dem uns Bruch- 
stücke erhalten sind, wahrscheinlich auch vor dem Tribunate 
von C. Gracchus, der nicht nur in den Gerichtshöfen, sondern 
auch in den Gesetzen gegen Beamte eine bedeutende Verände- 
rung vornahm. Es fällt in diese Zeit ein Juuisches Gesetz, 
welches den Nichtbürgern den Aufenthalt in Rom erscliwerte 
oder versagte. Sein Urheber war M. Junius Pennus, Volkstri- 
buu im Jahre 126 V. Chr., indessen eines Marcus Sohn '’), folglich 
verschieden. Dieser, nimmt man an, sei M. Junius Silanus, der 
als der erste aus seiner Familie iin Jahre 109 das Consulat er- 
langte und später von dem Volkstribunen Cn. Domitius Aheuobar- 
bus vor dem Volke augeklagt wurde.') Da er Emporkömmling 
war und sich den Weg zur höchsten Ehreustelle mühsam bah- 
nen musste, ist es möglich, dass er das Volkstribunat schon 
vor C. Gracchus bekleidete.^) Die weiteren Vermuthungen, 
welche man über den Inhalt des Gesetzes aufgestellt hat, sind 
theils offenbar unbegründet theils unsicher. Die älteren Gelehr- 
ten glaubten, M. Junius haben als Strafe die Verbannung hinzu- 
gefügt*), was unmöglich war, so lange nicht die Zusammen- 
setzung und Befugniss der Gerichtshöfe verändert war, andere, 
den in der Provinz lebenden Römischen Bürgern habe er das 
Recht der Klage gegeben^), noch andere, überhaupt allen Rö- 
mischen Bürgern. ®) Die neuesten Gelehrten begnügen sich, das 
Junische Gesetz ein Repetundengesetz, den sonstigen Inhalt aber 
unbekannt zu nennen. Freilich auch dies ist noch zu viel. Dass 

es über Erpressungen handelte, schliesst man nur daraus, weil 
\ 

a) Cic. de off. 111, 11, 47. 

b) Cic. Brut. 28, 109 Fuit — M. Lcpido et L. Oresto consulibus (d. h. 
120 V. Chr.) quaestor Gracchus, tribunus Peuous, illius Marci tilius, qui 
cum y. Aelio (d. h. 167 v. Chr.) coosul fhit. 

c) Mau sehe über ihn und seiueii Process Baud 1, 2, 351. 

4* 
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es mit dem Calpurnischen Gesetze zusammen genannt wird und 
weil man glaubt, dasjenige Gesetz, in dessen Bruchstücken es 
vorkommt, habe sich ausschliesslich auf Erpressungen bezogen. 
Dies Letztere werden wir als irrig nachweiseu, in dem Erstereu 
aber liegt kein genügender Beweis, dass auch das Junische Ge- 
setz als Repetundengesetz aufzufasseu ist. Aus den Erw'ähnun- 
gen in den angeführten Gesetzesbruchstücken ergiebt sich nur, 
dass nach dem Junischeu Gesetze die actio aacramento eingelei- 
tet werden konnte, zw'eiteus, dass die in diesem Processe Ver- 
urtheilteu oder damit Bedrohten unfähig zum Richteramte waren, 
drittens, dass die nach dem Junischeu Gesetze Verklagten auch 
noch uacli dem Gesetze, dessen Bruchstücke uns erhalten sind, 
als Crimiualverbrecher belangt werden durften. Eine gewisse 
Gleichartigkeit musste also zwischen dem Calpurnischen und dem 
Junischen Gesetze vorhanden sein, aber Gleichheit des Gegen- 
standes, über den beide handelten, ist nicht nothwendig. Sie ist 
nicht einmal wahrscheinlich. Denn hei den häufigen Erwähnun- 
gen des Calpurnischen Gesetzes wird das Junische von deu 
Schriftstellern nicht genannt. Auf das Verfahren konnte es sich 
nicht beziehen : wenn es heisst, nach ihm und nach dem Calpur- 
nischen Gesetze hätte die actio aacramento stattgefunden, so be- 
stand die letztere schon vor ihm und davon, dass es eine Ver- 
änderung in den Gerichten der Senatsausschüsse eingeführt, 
haben wir keine Nachricht : die allgemeine Erzählung der Schrift- 
steller, dass erst die Gracchen eine Veränderung mit ihnen vor- 
genommen, spricht dagegen. Folglich bezog sich Junius’ Gesetz 
auf die Verbrechen. C. Gracchus wies alle möglichen Ver- 
brechen, selbst solche, die mit Verbannung geahndet wurden, 
vor die neuen Gerichte und doch heisst es von ihm nur, er habe 
eine Bestimmung über die capitale Bestrafung der ungerechten 
Richter gegeben. Calpurnius’ Gesetz handelte nur über Erpres- 
sung. Es fehlt also in der Mitte zwischen beiden ein Gesetz, 
welches die andern Amtsverbrechen, ausser dem der Erpressung 
behandelte: es konnte selbst über ungerechte Richter handeln, 
wenn es nur nicht deren capitale Bestrafung, welche erst von 
Gracchus ausging, verordnete. Dies Gesetz, vermuthe ich, ist 
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das Junische gewesen; es bereitete die auf alle Amtsverbrechen 
bezügliche Sempronische Gesetzgebung vor. 

Fassen wir die Ergebnisse der Untersuchung zusammen, und 
knüpfen wir daran das über die ältesten Zeiten des Staates Be- 
kannte“). Kein geordnetes Gemeindewesen kann eines Gesetzes 
entbehren, das Bestechlichkeit, Erpressung und andere Ver- 
brechen der Beamten straft : auch der Römische Staat musste es 
von Anbeginn an haben, zumal die Könige deshalb vertrieben 
worden waren, um der Gewaltthätigkeit der Regierung zu be- 
gegnen und eine Verantwortlichkeit derselben herbeizuführen. 
In den zwölf Tafeln war ein Gesetz, das bei Todesstrafe den 
Beamten Annahme von Geschenken verbot, ein Begriff, der nach 
Römischer, in den späteren Gesetzen nachweisbarer, Ausdehnung 
sich auf Erpressung aller Art bezog. Die Ausführung des Ge- 
setzes mochte schwer, mochte selten sein; aber es bestand und 
hatte die Rechtlichkeit, welche an den alten Römischen Beamten 
bewundert wird, zur Folge. Mit der Milderung der Sitten und 
Gesetze wurde dieses Gesetz unausfülirbar und konnte nament- 
lich in leichteren Fällen keine Anwendung finden. Wie der 
Diebstahl aus einem Criminalverbrechen ein Privatverbrechen 
wurde, so geschah es bei den Amts verbrechen. Dazu kam, dass 
die Entscheidung darüber, was Erpressung und was gesetzmäs- 
sige Forderung sei, oft schwer war. Man wandte also ein im 
Criminalprocesse liäufiges Verfahren an, durch einen von beiden 
Parteien gewälilten Richter diese Entscheidung treffen zu lassen : 
verurtheilt, leistete der Beamte Wiedererstattung des Erpressten, 
ohne Strafe zu leiden. Dies war die actio sacramento, die Rö- 
mischen Bürgern freistand. Die Bundesgenossen liatten gegen 
die Römischen Beamten keinen Schutz: es w'ar ihnen nur Be- 
schwerde beim Senate erlaubt, der Unrecht wieder gut machen, 
auch Anklage des Schuldigen vor dem Volke veranlassen konnte. 
Sie waren unterjocht, mussten durch Krieg im Zaum gehalten 
werden und im Kriege schien gegen die Besiegten Alles erlaubt. 
Erst in der Mitte des zweiten Jahrhunderts v. Chr., als Roms 
Weltherrschaft entschieden war und es auf friedliche Verwaltung 



a) Man veigl. Baud I, 1, 387. 
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der eroberten Länder ankara, dachte man daran, der unter den 
Bundesgenossen hervortreteiulen Habsucht der Römischen Beam- 
ten zu steuern und L. Calpurnius Piso gab ein Gesetz, worin er 
den Begriff der unrechtmässig erhobenen Gelder, die von den 
Betroffenen zurück verlangt werden durften, bei Bundesgenossen 
und Bürgern feststellte. Auf die Art und Weise der Zurückfor- 
derung ging sein Gesetz nicht ein: sie blieb die hergebracbte, 
bei den Bürgern die durch einen Privatprocess, bei den Bundes- 
genossen durch den Senat. Dieser indessen, um das Verfahren 
zu erleichtern, setzte jährlicli einen Prätor ein, an den alle ein- 
laufenden Beschwerden zur Entsclieidung in bestimmten Formen 
und mit Hinzuziehung anderer von den Parteien vereinbarter 
Senatoren überwiesen wurden. Das Juuische Gesetz behandelte 
in gleicher W^eise die übrigen Amtsverbrechen. 



X'iertes Capitel. 

Bis zu den firaccben gab es keinen stehenden Cericbtshof als den über 
Amtsverbrechen. Versuch von Ti. Gracchus ein Richtergesetz zu geben. 
C. Gracchus' Gesetz. Nachrichten der Schriftsteller darüber und Wider- 
sprach unter denselben. Ansichten der Neueren, welche denselben nicht 
gelüst haben. Livius’ Zeugniss erklärt, die der übrigen Schriftsteller ver- 
eint. Die Theilung der Gerichte nach dem Sempronischen Gesetze, welches 
den Rittern allein die neuen Schwurgerichte überträgt, dagegen die Pri- 
vat- und gewühnlicben Criminalgerichte den Senatoren lässt. 

Der Anfang zu einer Aenderung des Criniinalprocesses war 
gemacht; aber wie wenig ahnte L. Calpurnius, was sich aus 
der in Folge seines Gesetzes gegründeten ersten quaestio per- 
petua entwickeln würde! Wie verschieden waren die späteren 
stehenden Gerichtshöfe von jenem ersten aus einem Senatsaus- 
schusse gebildeten in Bezug auf Einsetzung, auf Befugniss, auf 
Wirkungskreis! Es bedurfte vieler Stufen, ehe das nach neuen 
Grundsätzen gescljaft'ene Strafverfahren sicli ausbildete und ver- 
hältnissmässig am längsten dauerte es, bis die erste Grundlage 
für das Schwurgericht, unabhängige Geschworene, gefunden 
wurde. Bis zum Jahre 122 v. Chr. fand kein weiterer Fort- 
schritt statt. Es bestand der Senatsausschuss mit dem jährlich 
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dazu ernannten Prätor als Vorsitzenden: er entschied über die 
Vergehungen der Beamten, wie sie durch das Calpurnische und 
Junische Gesetz aufgestellt waren. Ich finde in dieser Zeit 
keine Spur einer neu errichteten quaestio perpetua. Man hat 
freilich darauf bezogen einen Bericht, den wir aus dem Jahre 
142 V. Chr. haben. In ihm war L. Hostilius Tubulus Prätor 
und es heisst, er habe eine Untersuchung über Mordthaten ge- 
führt.“) Man erklärte dies, es habe damals schon einen stehen- 
den Gerichtshof über Mord gegeben und Tubulus habe dessen 
Vorsitz geführt.^) ln den Worten der Nachricht ist diese Er- 
klärung nicht begründet; denn von jedem Beamten, mag er im 
ordentlichen oder im ausserordentlichen Verfahren vor dem Volke 
thätig sein, heis.st es, er führe eine Untersuchung. Tubulus’ 
späteres Schicksal spricht gegen diese Erklärung. Er hatte sich 
bestechen lassen und so allgemeinen Unwillen erregt, dass im 
folgenden Jahre ein Volkstribun den Antrag beim Volke machte, 
einen ausserordentlichen Untersuchungsrichter gegen ihn zu er- 
nennen. Hätte es einen stehenden Gerichtshof über Mord, wie 
er nach Sullas Zeit bestand, gegeben, so würde ein Antrag beim 
Volke, der immer mit vieler Schwierigkeit verbunden war, un- 
nöthig gewesen sein. Denn sich als Richter bestechen lassen, 
um Unschuldige zu verurtheilen, galt immer als todeswürdiges 
Verbrechen und wurde auch von Sulla in seinem Gesetze über 
Mord verboten. Entweder war Tubulus städtischer Prätor oder 
der Senat hatte, weil der Angeklagten viele waren, einem an- 
dern Prätor ausserordentlicher Weise die Untersuchung über- 
tragen : dann war Tubulus vielleicht Fremden prätor. Ein Schwur- 
gericht über Verbrechen ist damals nicht denkbar. Denn die 
Geschworenen bildeten einen, vom Senate bevollmächtigten, Se- 
natsausschuss: ihre Befugniss ging nicht dahin, Strafe zu ver- 

a) Die Berichte über ihn sind folgeude. Cic. de fiu. 11, 1(1, 54 An tu 
ine de L. Tubulo putas dicere? Qui cum praetor quaestionem iiiter sicarios 
exereuisset, ita aperte cepit pecunias ob rem iudicandam, ut anno proximo 
P. Scaevola tribunus pl. ferret ad plebem vellentne de ea re quaeri. Quo 
plebiscito decreta a senatu est cousuli quaestio Cn. Caepioni : profectus in 
ezilium Tubulus statiin nec respondere ausus est; erat enim res aperta. 
Heber die Zeit des Vorfalles spricht Cic. ad Art. XII, 5, 3. Vergl. Band I, 
2, 157 und 208 und 215. 
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hängen, sondern nur Wiedererstattung des gesetzwidrig Geraubten 
zu veranlassen: auf diese Weise kann selbst bei ausserordent- 
licher Milde der Gesetze kein Verbrechen geahndet werden. Das 
erste Erforderniss war, den Richterstand zu ändern und dem 
Gerichtshöfe Befugniss zum Strafen einzuräumen. 

Eine solche Aenderung versuchte Ti. Gracchus. Als sein 
Tribunal im J. 133 v. dir. zu Ende ging und er sich von sei- 
nen Feinden bedroht sah, suchte er durch neue Gesetzvorschläge 
die Gunst der Plebs, auf welcher seine Macht beruhte, zu ge- 
winnen, auch die Macht des Senates, die er fürchtete, zu brechen. 
Zu diesen Gesetzvorschlägen gehörte der über die Umgestaltung 
der Gerichte. Wir haben über ihn einen doppelten, scheinbar 
widersprechenden Bericht. Plutarch sagt*), er habe beabsichtigt, 
zu den damals die Gerichte verwaltenden Personen, die zum 
Senatorenstande gehörten, die gleiche Anzahl aus dem Ritter- 
stande hinzuzufugen. Dagegen Dio Cassius bericlitet, er habe die 
Gerichte vom Senate auf die Ritter übertragen wollen*’). Der 
eine schreibt den Rittern fortan eine Theilnahme än den Ge- 
richten zu, der andere sagt, sie hätten dieselben allein und aus- 
schliesslich erhalten. Wie dieser Widerspruch, in dem die beiden 
einzigen, zwar erst später lebenden, aber doch wohl unterrichteten 
und glaubwürdigen Berichterstatter mit einander stehen , auszu- 
gleichen ist, kann erst .später bei dem Gesetze, welches Cajus 
Gracchus gab, auseinander gesetzt werden. Denn Tiberius’ Vor- 
schlag wurde nicht ausgeführt. Es scheint, dass er eine vor- 
bereitende Versammlung, bei der er keine Beistimmung fand, 
entliess. Ehe die eigentliche Abstimmung geschehen konnte, 
brach der Aufstand aus, in welchem er sein Leben verlor. Da- 
mit scheiterte auch sein Richtergesetz und bis zu dem Tribunate 
seines Bruders wurde nichts geändert. 

a) Plut. Ti. Gracch. 16 ajttts iXloi; vijiois <ävtXafiftcivE tö :tXTj8ot — 

xai xol; xpfvo'joi xiixe, aa|xXTjTixoIi ouoi, xatapuyv-jt £x tmv ir^i^tuv täv toov 
öpiHjiov. xal -civTH Tfir.O'i ttj{ ßo'jXf,j r>jv isyüv xoXojtuv, öpyljv 

xal aiXovE'.xi'av jxäXXov. tov toO Sixaioj xal o'j(i®dpovTO{ XoyiS|j.<v. 

b) Dio Gass. fr. 83 Sturz xai xa Sixnaxif,pia drö xt,{ ßo'jXf|C M xobt 
iTtiteas (lexfjyc. Auch Flor. II, 5 deutet diesen Gesetzesvorschlag au: ludici- 
aria lege Gracchi diviseraut populum Koinatium et bicipitem ex una fe- 
ceraut civitatem. 
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Auch C. Gracduis begann seine Staatsumwälzung nicht mit 
dem Richtergesetze. Erst nachdem er durch das Acker- und Ge- 
treidegesetz der Plebs unmittelbare Vortbeile verschtifft und sich 
dadurch seine Wiederwahl zum zweiten Tribunate gesichert 
liatte*), trat er mit jenem Vorschläge auf, welcher die Macht 
des Senates brechen und in der Staatsverfassung eine wichtige 
Veränderung hervorbringen sollte. Es wäre zu wünschen, dass 
wir darüber ausführliche Nachrichten hätten, welche uns eine 
zweifellose Einsicht in eine Einrichtung, die beinahe fünfzig Jahre 
lang bestand, gestattete. Indessen wir besitzen nur kurze Be- 
merkungen meist spät nach Gracchus’ Zeit lebender Schrift- 
steller; sie geben den Erfolg seiner Massregel an, berichten aber 
über die Einzelheiten nichts. Daher das Schwanken der Ge- 
lehrten, die, weil sie die Wichtigkeit dieses Sempronischen Ge- 
setzes erkannten, vielfach darüber geschrieben, aber dennoch keine 
befriedigende Lösung gefunden haben. 

Wir besitzen eine kurze Nachricht von Cicero, der dem 
Senatorengerichte, vor welchem er den Process gegen Verres 
führte, droht, er wolle eine Vei’gleichung zwischen ihm und den 
früheren Richtern anstellen.*’) „Erfahren soll von mir das Rö- 
mische Volk, weshalb, so lange der Ritterstand Richter war, bei- 
nahe fünfzig Jahre hinter einander, bei keinem Ritter, als er 
Richter war, der Verdacht begründet wurde, er hätte, um ein 
ürtheil zu fällen, Geld genommen.” Der falsche Asconius macht 
dazu die von selbst einleuchtende Bemerkung, so lange, nämlich 
fünfzig Jahre, wäre der Ritterstand nach dem Sempronischen Ge- 
setze Richter gewesen.“) C. Gracchus’ Anordnung der Gerichte 
dauerte also trotz mancher Veränderungen im W’esentlichen bis 
auf Sulla. Zweitens heisst es, der Ritterstand hätte gerichtet: 
in diesem Ausdrucke liegt nicht die Ausschliessung der anderen 

a) Dies ergiebt sich aus App. bell. civ. I, 21, während Plutarch, wie 
er cs öfters thut, die Zeiten nicht genau scheidet. 

b) Cic. in Verr. Act 1, 13, 38 Cognoscet ex me iwpulus Roinanus, 
quid sit, quamobrem, cum equester ordo iudicaret annos prope quinqua- 
ginta continuos, in nullo iudice equite Romano iudicante ne tenuissima 
quidem siispicio acceptae pccuniae ob rem iudicaudam constituta sit. 

c) Pseudo -Ascon. in Verr. p. 145 Tanto enim feie tempore equester 
ordo iudicavit lege Sempronia. Man vergl. eben denselben in div. p. 103. 
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Stände: auch Senatoren können zum Theil unter den Richtern 
gewesen sein. Etwas verschieden spricht der Redner unmittel- 
bar darauf von Sullas Richtergesetze, das „die Gerichte auf den 
Senatorenstand übertragen” habe.") Hierin liegt nach natürlicher 
Erklärung der Sinn, der Senat allein habe seit Sulla den Ge- 
richten vorgestanden. Man wird also eben denselben auch in 
den früheren, an sich zweifelhaften, Worten finden und annehmen 
müssen, Ciceros Zeugniss ginge dahin, C. Gracchus habe die 
Gerichte den Rittern allein übergehen. Es stimmt also mit der 
Nachricht bei Vellejus überein, der, wo er von dem späteren 
Aurelischen Gesetze spricht, die Bemerkung hinzufügt, C. Gracchus 
habe das Richteramt auf die Ritter, Sulla von jenen auf den 
Senat übertragen*’): er setzt nur hinzu, vor Gracchus hätte der 
Senat dasselbe besessen. Dieselbe Ansicht sprechen andere Ge- 
schichtschreiber in kurzen Bemerkungen aus, Florus, der von 
der üebertragung der Gerichte an den Senat erzählt und damit 
die spätere Rückübertragung derselben an den Senat zusammen- 
stellt ■’), ferner Tacitus, durch die Sempronischen Gesetz- 
vorschläge sei der RittersUuid in den Besitz der Gerichte ge- 
setzt worden, und die Serdlischen Gesetze hätten dem Senate 
die Gerichte wieder gegeben. '*) Die Auszüge aus Livius be- 
richten mittelbar eben dasselbe. In ihnen heisst es bei einem 
nach den Sempronischen Gesetzen Verurtheilten, der Ritterstand, 
in dessen Gewalt damals die Gerichte waren, hätte ihn zur Ver- 
bannung verurtheilt.') Am ausführlichsten endlich berichtet 



a) Cic. 1. 1. quid sit, (|uod iudiciis ad senatorium ordinem translatis 
sublataque poimli Romani in unumquem(|ue vestrum potestate u. s. w. 

b) Vellei. II, 32 Per idem teinpus Cotta iudicandi munus, quo<l C. 
Gracchus ereptum senatui ad (‘quites, Sulla ab illis ad senatum ti-anstulerat, 
acqualitcr inter utrumque ordinem partitus est. 

c) Flor. 11, 1 Quid ad ius libertatis aequaudae magis efficax quam ut 
senatu regente provincias ordinis C(|uestris auctoritas saltem iudicionim 
rcgno niteretur? und nachher : uam et a s«matu in equitem trauslata iudi- 
ciorum potcstas. 

d) Tac. Aim. Xll, 60 cum Scmproniis rogationibus equester ordo in 
possessione iudiciorum locaretur aut rursum Serviliae leges senatui iudicia 
redderent. 

e) Liv. per. LXX P. Rutilius — iuvisus equestri ordini, penes quem 
iudicia erant, repetundarum damnatus in exilium missus est 
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Appian über das Sempronische Gesetz; auch er sagt, Gracchus 
habe die Gericlite von den Senatoren .auf die Ritter übertragen ■*), 
was nacli den eben angeführten Zeugnissen nur den Sinn haben 
kann, er habe sie ihnen ganz und ausschliesslich übergeben. 
Zu diesen Zeugnissen kann man noch die wahrscheinliche 
Erwähnung des Sempronischen Richtergesetzes in einem uns er- 
haltenen Bruchstücke Varros fügen. Darin heisst es, ohne Nen- 
nung von C. Gracchus: „er übergab die Gerichte dem Ritter- 
stande und machte die Bürgerschaft zweiköpfig, was eine Quelle 
bürgerlicher Zwistigkeit war.’’ Es scheint, dass dieser über- 
tragene Ausdruck von den zwei Köpfen der Bürgerschaft, die 
aus Gracchus’ Gesetze hervorgingen, ein bei den Römischen Ge- 
schichtschreibern häufiger war: er findet sicli wenigstens auch 
bei Florus.'*) 

Die glaubwürdigsten Gewährsmänner sind also darin einig, 
dass C. Gracchus durch sein Gesetz den Senatoren die Gerichte 
nahm und sie an die Ritter übertrug. Indessen Plutarch erzählt 
anders: sein Bericht ist folgender. „Zu den Gesetzen, welche 
Gracchus einbrachte, um dem Volke zu willfahren und die Macht 
des Senates zu vernichten, gehörte das Riclitergesetz, wodurch 
er den zum Senate Gehörigen den grös.sten Theil ihrer Macht 
nahm. Denn bis dahin richteten sie allein in Processen und 
waren deshalb dem Volke und den Rittern furchtbar; er aber 
erwählte zu ihnen, die dreihundert betrugen, dreihundert von 
den Rittern, und machte die Gerichte den 'sechshundert gemein- 
schaftlich.”') Also nicht den Rittern allein übertrug C. Gracchus 



a) App. bell. civ. 1, 22 xi ?txciaT/,p!ci — ij -vJt irrr^ot? ir.', -riüv ßou/.tv)- 

x<üv und nachher xai p.£XTjv^/8rj piv cüSe xoä? ctrö xfjs 

)3ou/.f|? Ta 5ixaar/|pia. 

b) Nonius p. 454 s. v. bicipitem, quod ineorporatum est, posso dici 
Varro de vita p. R. lih. 1111 aperuit: in spcni adducebat, non plus solu- 
turos quam velleut; iniquius eqiiostii ordini iudicia tradidit ac bicipitem 
civitatem fecit, discordiarum civilium fontom. Die Stelle ist sonst zusam- 
menhangslos und vielfach dunkel. Flor. 11, G iudicioiia lege Gracchi divi- 
serant populum Romanum et bicipitem ex una fecerant civitatem. 

c) Plut. G. Gracch. 5 o 5t 5ixaiTtx5{. ip to nXciaxov antxo'iE xf,s xiöv 

0'jf*l-XjXix<öv ooväpEtu; • p5vot fxpivov xa? oi'xa; xai 5iä xoüxo <fOfi£pol 
xcii xai xoR cintEÖoiv f,3av. 6 6t xpiaxooici’J! xiüv imtto>v TtpojxaxE- 

XeJev aöxot«, ouoi xpiaxoaioit, xai xa? xpiaeic xoivaj xiüv tjaxoafujv tnolx/OE. 
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hiernach die IJerichte, sondern er setzte einen neuen Richter- 
stand ein, gleichmässig gemischt aus Rittern und Senatoren. 
Das ist ein gerader Widerspruch mit den früheren Zeugnissen 
und man wird fast versucht, nacli einem sonst in der Critik 
vielfach beliebten Verfahren die Glaubwürdigkeit der Gewährs- 
männer nach dem Zeitverhältniss abzumessen und demgemäss 
Flutarch als spät lebend der Beachtung für unwürdig zu er- 
klären. Indessen er giebt genaue Zahlen, die sonst von Nie- 
manden erwälint werden: dazu musste er einen Grund in der 
üeberlieferung finden. Ferner berichtet er eben denselben In- 
halt des Richtergesetzes schon unter den von Ti. Gracchus ein- 
gebrach ten Entwürfen*), und ebenso in der Vergleichung zwischen 
Cleomenes und C. Gracchus.”) Es kann bei ihm nicht ein aus 
Flüchtigkeit entstandenes Verseilen sein: er muss zu seinem Be- 
richte Anlass in den Quellen gefunden haben. 

Mit diesem Widerspruche in der üeberlieferung ist es noch 
nicht genug. Wir haben ausserdem einen merkwürdigen Bericht 
in den Auszügen aus Liviu.s’ Geschichte. „C. Gracchus, heisst 
es dort, gab etliche verderbliche Ge.setze, darunter ein Getreide- 
gesetz — , zweitens ein Ackergesetz — , drittens eines, wodurch 
er den damals mit dem Senate übereinstimmenden Ritterstand 
bestechen wollte, dass sechshundert aus den Rittern in die Curie 
nachgewählt werden, und weil in jenen Zeiten nur dreihundert 
Senatoren waren, sechshundert Ritter zu den dreihundert Sena- 
toren hinzugefügt werden, d. h. dass der Ritterstand zweimal so 
viel Kraft im Senate haben sollte.”') Auch hier i.st von einem 
Vermischen des Senates und des Ritterstandes die Rede; aber 
es sollen doppelt so viel Ritter zu den Senatoren gekommen 
sein. Mithin sind die beiden Berichterstatter, welche von der 



a) S. oben S. 56. 

b) Plut. Comp. Agid. et Cleom. cum (jraccli. I'ab« 5 e Sixa- 

fltVjpia, 7TpO{E(i.ßa>.iivTt Tiüv iuTTixAv Tpiaxoa(o'j{. 

c) Liv. per. LX C. Gracchus, Tiberi fratcr, trib. pleliis, — peruiciosas 
aliquot leges tulit, inter ()uas fiumeiit.ariam altcram legem agrariam — . 
tertiam, qua e<|uestrem oi-dinem tune cum senatu conseiitienteni corrumpe- 
ret, ut »csccuti ex cquitc in curiam sublegereiitur et, (juia illis temporibus 
CCC tantum senatores eraut, DC equites CCC scnatoribus admiscerentur, 
id cst ut equestor ordo bis tantum virium in senatu Imberet. 
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gewöhnlichen üeberlieferung, dass Gracchus den Rittern allein 
die Gerichte übertragen habe, abweichen, unter sich selbst un- 
einig, und zwar in einem wesentlichen Punkte. 

Bei diesem doppelten Zwiespalte der Quellen hat man ver- 
schiedene Wege der Erklärung eingeschlagen, von denen keiner 
allgemeinen Beifall gefunden hat. ln älteren Zeiten waren be- 
sonders zwei Ansichten beliebt. Entweder man gab den Wider- 
spruch der Berichterstatter zu, erkannte ihn aber als berechtigt 
an. C. Gracchus, sagte man, habe in dem Streite mit dem Se- 
nate um die Gerichte wirklich so viele Gesetze erlassen, als es 
Ueberlieferungen gäbe, nämlich drei. Zuerst habe er sechshun- 
dert Ritter in den Senat aufnelimeu wollen, als er damit nicht 
durchdrang, wenigstens dreihundert; als er endlich auch dieses 
Gesetz nicht durchbringen konnte, habe er sich damit begnügt, 
dem Senate die Richtergewalt zu nehmen und sie ausschliesslich 
an die Ritter zu übertragen.^) Diese Erklärung beruht auf 
einer Vermuthung, welche durch die üeberlieferung nicht bestätigt 
wird. Denn nirgends heisst es in derselben, Gracchus habe ver- 
schiedene Gesetzvorschläge versucht, eben so wenig wird der- 
artiges bei irgend einem der Sempronischen Gesetze berichtet 
und sie waren grossen Theils eben so neu, eben so verhasst 
beim Senate wie dies Richtergesetz. Ausserdem besteht der 
gleiche Widerspruch bei der Üeberlieferung über das von Ti. 
Gracchus vergeblich eingebrachte Richtergesetz: man müsste also, 
was ganz unwahrscheinlich ist, auch bei diesem Versuche zu 
verschiedenen Anträgen annehmen. Endlich folgten die Gracchen 
einem bestimmten, naturgemässen Grundsätze, der nur bei einer 
einzigen Erklärung des Gesetzes hervortritt. Andere ältere Ge- 
lehrte nehmen einen Irrthum von Plutarch an: er habe C. Gracchus’ 
Gesetz mit dem späteren Livischen Gesetzesvorschlage ver- 
wechselt: Livius’ Nachricht lassen sie unerklärt. Sie sind also 
der Ansicht, die Erzählung der meisten Berichterstatter, die Ge- 
richte seien den Rittern allein übertragen worden, sei richtig.^*) 
Eine missRche Erklärung, die einen Irrthum der Quellen voraus- 
setzt: Plutarchs Nachricht erweist sich schon dadurch als be- 
gründet, dass sie mehrere Male und an verschiedenen Stellen 
wiederholt wird. Bei den neuesten Gelehrten ist, wenn man 
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von einigen ganz unhaltbaren Vermutbungen absiebt, Livius’ Be- 
richt wieder zu Ehren gekommen und auch Plutarcb wird nicht 
mehr verschmälit. Graccliu.s, sagt man, stellte eine alljährliche, 
nach den Rittercenturien geordnete Geschworenenliste von sechs- 
hundert oder neunhundert aus den ritterfähigen Familien auf und 
schloss die Senatoren geradezu, die jüngeren Mitglieder der re- 
gierenden Familien durch Festsetzung einer Altersgrenze aus. 
Dies soll angeblich eine Vereinigung der widersprechenden Be- 
richte sein, in der That ist es keine. Es wird nur aus dem 
einen Bericht die Angabe über den Ausschlu.ss der Senatoren, 
aus dem zweiten und dritten die Zahl genommen und Beides 
willkürlich zusammeugestcllt. Plutarcb aber sagt, Senatoren und 
und Ritter hätten gemeinschaftlich die Gerichte gehabt und auch 
bei Livius wird von eiuer Verschmelzung des Senates mit dem 
Ritterstande gesprochen.*^) 

Ich will versuchen, die Schwierigkeit auf eine andere Weise 
zu lösen und darzuthun, dass Plutarchs Nachricht von dem ge- 
meinschaftlichen Richteramte der Senatoren und der Ritter voll- 
kommen richtig ist, dass dabei aber auch das Zeugniss der an- 
dern Berichterstatter von dem alleinigen Richteramte der Ritter 
besteht Freilich mit Livius ist nichts anzufangen: sein Zeug- 
niss ist mit den übrigen auf keine Weise vereinbar. Indessen 
es bezieht sich nicht auf Gracchus’ Richtergesetz: nur eine vor- 
urtheilsvolle Critik , die überall nach Bestätigung von Plutarchs 
Nachricht suchte, konnte es damit in Verbindung bringen. Livius 
sagt, die Absicht des Gesetzes sei gewesen, den Ritterstand zu 
bestechen: diese Bestechung konnte auch auf andere Weise als 
durch Verleihung des Richteramtes geschehen. Als Inhalt giebt 
er an: sechshundert Ritter sollten mit den dreihundert vorhande- 
nen Richtern gemischt werden und die erstereu demnach im Se- 
nate noch einmal so viel vermögen als die letzteren. Also im 
Senate sollte dasjenige verhandelt und entschieden werden, wo- 
bei sich das doppelte Uebergewicht der Ritter zeigen sollte. Dies 
können nicht die Gerichte gewesen sein, deren Verhandlung nicht 
im Senate geschieht. Mithin spricht Livius von einer Vermeh- 
rung des Senats durch Aufnahme von sechshundert Rittern, nicht 
von den Gerichten, die er weder meint noch andeutet, ja die er 
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durch seinen Ausdruck ausschliesst. Er sagt, Gracchus habe 
etliche verderbliche Gesetze gegeben : dazu zählt er dies über die 
Aufnahme der Ritter in den Senat. Das Sempronische Richter- 
gesetz konnte er dazu nicht zählen. Es bestand nach Gracchus, 
es führte anerkannter Massen Gerechtigkeit in die Gerichte ein, 
es bildete die Grundlage des späteren Strafprocesses und es giebt 
keinen Schriftsteller, der es als verderblich bezeichnete. Anders 
verhält es sich bei dem Getreidegesetze, das für den Staatsschatz 
unerträglich war und bald abgeschaift wurde, anders mit dem 
Ackergesetze, das grosse Unruhen hervorrief. Livius muss also 
ein anderes Sempronisches Gesetz meinen, das eine Aenderung 
des Senates und seiner Zusammensetzung herbeiführen sollte. 

Indessen von einem solchen, das auch nur beantragt worden 
wäre, wissen wir nichts. Dagegen über das Bürgerrecht der 
Bundesgenossen, sowohl der Latiner als der übrigen Italiker, 
soll Gracchus einen Antrag gemacht haben. Wie dieser beschaf- 
fen war, hören wir nicht, aber da es sich bei den Latinern, 
von denen ein grosser Theil schon das Bürgerrecht besass, ♦ 
hauptsächlich darum handelte, dass sie auch zu den Ehrenstellen 
und zum Senate zugelassen wurden“), musste Gracchus’ Vorschlag 
auch eine Vermehrung des Senates bezwecken. Von dieser ist 
in dem Auszuge aus Livius die Rede, nicht von dem Richtergesetze. 

Jene Vermehrung des Senates kam nicht zu Stande, wurde auch 
überhaupt in dem Sinne, wie es Gracchus gewollt, niemals aus- 
geführt : sie konnte mit Recht als verderblich, als zerstörend für 
den Römischen Staat bezeichnet werden. Wären die Auszüge 
aus Livius’ Geschichtswerk geschickt angelegt, so würde sich in 
ihnen abgesondert eine andere Erwähnung des Semprouischen 
Richtergesetzes finden, das, weil es einen wichtigen Fortschritt 
in der Rechtsentwickelung bezeichnet, bemerkenswerther war als 
ein allerdings kühner, aber niemals ins Leben getretener Ge- 
danke des begabten Volkstribunen. 

Durch die Abweisung von Livius’ Zeugniss ist die Schwie- 
rigkeit sehr erleichtert. Es bleiben übrig Plutarch, der die 
Richtergewalt den Senatoren und Römischen Bittern gemein- 



a) Mau sehe lutsere Studia Romana p. 369. 
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schaftlich übertragen lässt, und die übrigen Gewährsmänner, 
welche sie den Rittern ausschliesslich zuweisen. Ein scheinbar 
unlösbarer Widerspruch. Die Lösung kann nicht darin liegen, 
dass Plutarch sich unter Rittern und Senatoren etwas anderes 
dachte als Cicero, Vellejus und die übrigen. Denn jene Begriffe 
lassen nur die eine herkömmliche Erklärung zu. Dagegen bei 
dem Begriffe der Gerichte ist dies nicht Fall : Plutarch kann da- 
mit etwas anderes gemeint haben als die ihm scheinbar wider- 
spreclienden Schriftsteller. Hierin muss die gesuchte Lösung 
liegen. Plutarcli gebrauclit au zwei Stellen, wo er vom Gracchi- 
schen Gesetze spricht, die allgemeinsten Ausdrücke: er sagt: 
„die richtenden” „diejenigen, welche die Processe richteten”''), 
au der dritten Stelle den Ausdruck „Gerichte”, der ebenfalls 
allgemein von allen richterlichen Versammlungen aufgefasst wer- 
den kann. Auf der andern Seite gebrauchen auch Cicero und 
die übrigen Vertreter seines Zeugnisses den an sich allgemeinen 
Ausdruck. „Gerichte”, aber der Zusammenhang giebt ihm eine 
besondere Bedeutung. Cicero handelt von dem Processe gegen 
Verres und ähnlichen Anklagen wegen Staatsverbrechen: solche 
Gerichte, sagt er, würden jetzt von Senatoren entschieden, ehe- 
mals seien sie von den Rittern ohne Verdacht der Bestechung 
entschieden worden. Er kann zwar, wenn es in der Leitung der 
Gerichte keinen Unterschied gab, den Ausdruck Gerichte im all- 
gemeinen Sinne nehmen, wahrscheinlich indessen ist, zumal 
wenn es einen solchen Unterschied gab, die Bedeutung „Gerichte 
über Verbrechen”. Ebenso verhält es sich mit den Stellen von 
Florus, Vellejus und Tacitus. Noch deutlicher tritt dies bei 
Appian hervor. Er erzählt, Gracchus habe die Gerichte, 
weil sie wegen Bestechlichkeit in üblem Rufe standen, an die 
Ritter übertragen und führt dann vier Beispiele an, wo Frei- 
sprechung durch Bestechung erfolgt war, alle diese Beispiele aber 
betreffen, wie die Erwähnung der Gesandten aus den Provinzen 
beweist, Processe wegen Erpressung. Mithin spricht alle Wahr- 
scheinlichkeit dafür, dass er mit den an die Ritter übertrage- 



a) toi; xpho'jst, Ixpivtiv ti; Si'/ot; . t 4; xpiaei;, an der dritten Stelle 
td SixaotTjpiot, Siehe den Wortlaut der Stellen oben S. 59. 
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nen Gerichten die über Erpressung oder ähnliche Verbrechen 
meint. Kurz, Plutarch erzählt von den Richtern im Allgemeinen, 
wie sie sowohl in Privat- als allen Criminalprocessen entschie- 
den, die übrigen Schriftsteller von denjenigen Richtern, welchen 
die damals wichtigen politischen Criminalprocesse auheimfielen. 
Jener sagt ferner, C. Gracchus habe zu den dreihundert Sena- 
toren dreihundert Ritter hinzuerwählt und dann diesen sechs- 
hundert die Gerichte gemeinschaftlich übergeben. Diese Gemein- 
schaft lässt sich auf doppelte Weise verstehen. Entweder, Rich- 
tercollegien aus Senatoren und Rittern gemeinschaftlich zusam- 
mengesetzt entschieden über alle Processe, oder von den sechs- 
hundert entschieden die Senatoren über eine, die Ritter über eine 
andere Art von Processen. In letzterem Falle liegt die Gemein- 
schaft in der Unterordnung unter den allgemeinen Begiüft' der 
Gerichte, und ähnlich ist das Verhältniss z. B. bei den curuli- 
scheu Aedilen, die gemeinschaftlich aus den Patriciern und 
Plebejern erwählt wurden, d. h. abwechselnd in dem einen Jahre 
Patricier, in dem andern Plebejer.“) Dass die zweite Art der 
Auffassung von Plutarchs Worten die richtige ist, beweisen die 
Zeugnisse der anderen Gewährsmänner. 

Auf diese Weise werden alle Widersprüche in den Berichten 
über das Seinpronische Richtergesetz gelöst. Alle Schriftsteller 
erzählen, dreihundert anserwählte Ritter hätten fortan die öffent- 
lichen Processe entschieden, Plutarch setzt hinzu, die Senatoren 
hätten, wie früher, so auch fernerhin die Privat- und gewöhn- 
lichen Criminalprocesse behalten. Seine Nachricht dient dazu, 
das Gesetz genauer zu beschreiben und uns einen Fingerzeig für 
dessen richtige Auffassung zu geben. Die Richtigkeit dieser Lö- 
sung wird dadurch verbürgt, dass sie keinem der an sich völlig 
glaubwürdigen Zeugen zu nahe tritt. Weitere Beweise ergeben 
sich aus der Betraclitung des natürlichen Laufes, welchen die 
Entwickelung des Römischen Strafproccsses nehmen musste. 

Plutarchs Nachricht bedarf indessen der Erläuterung. Er 
sagt, ein Theil der Gerichte sei von Gracchus den Senatoren, 
ein anderer Theil den Rittern übergeben worden. Den letztem 



a) Vergl. Baud 1, 2, 118. 

in. • 5 
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Theil bildeten, wie die übrigen Berichterstatter beweisen, dieje- 
nigen Gerichte, welche über Krpressung und ähnliche Verbrechen 
entschieden, d. h., wie wir e.s kurz bezeichnen wollen, die Schwur- 
gerichte. Der erste Theil bestand aus allen übrigen Gerichten, 
sowohl denen, die über Privatjirocesse als denen, welche über 
Verbrechen entschieden. Damit, dass er alle Gerichte ausser 
den Schwurgerichten dem Senate üherliess, fülirte Gracchus.keine 
Neuerung ein ; es war dies die alte, seil dem Beginne des Staates 
bestehende Ordnung. Romulus soll, wie Dionysius erzählt“), die 
Einrichtung getroffen haben, dass die l’atricier, d. h. nach dama- 
liger Anschauung der Senat, niclit nur regierte, sondern auch 
richtete, und l’olybius'’) sagt ausdrücklicli, die Macht des Se- 
nates gründe sich hau|)tsäclilich darauf, dass aus ihm die Richter 
sowohl für die Privat- als für die Criminalprocesse genommen 
würden. Bei den letztem nimmt er allerdings die unbedeuten- 
den, bei denen die Beschuldigung nicht .schwer sei, aus: er 
meint damit die Polizeivergehen, welclie den .Aedilen, zum Theil 
auch den Dreimäuuern anheimfielen.'') Alle übrigen Proces.se 
wurden von den Senatoren entschieden. Dies leuchtet bei den 
Criminalprocessen ein : sie fielen in Rom den beiden in der Stadt 
befindlichen Prätoren zu, welche entweder selb.ständig oder nach 
Befragung des Volkes urtheilten. Sie waren Senatoren, ebenso 
alle anderen Beamten, welche eine Gerichtsbarkeit zu üben hatten, 
selbst die Volkstribunen, welche vor dem Volke ausserordent- 
liche Processe anstellen konnten. Die Privatprocesse wurden 
ebenfalls von den Beamten senatorischen Standes geleitet, ent- 
schieden wurden sie von den unter Aufsicht des Beamten durch 
die Parteien gewählten Privatrichtern. Dass auch diese vor C. 
Gracchus und auch nach seinem Gesetze aus den Senatoren ge- 



a) Dionys. II, 9. 

b) Polyb. VI, 17 To oi li^ycotov, tx -xitTj; (■:?,; o'JYx'A.rj-r/j) äiio^täovTai 

XpiTx'l TÜIV -),E13T(UV XCtI TÜiV XOtl TIÜV iiuuTlXÜiv O'JVxXXxYllXTOJV, 

So« [jleyeIIijc E/_Ei T(üv £YxXr,fiXT(uv. Auf die gewöhnlich bei dieser Frage 
angeführte Stelle aus Plaut. Rud. IIl, 4, 7 lege ich geringes Gewicht. Es 
heisst dort, es solle ein nrbitei- aus dem Senat von Cyrene gegeben wer- 
den: es findet also eine Vcrniiscbuiig der Griecbischen und Römischen Sitte 
statt, die keinen sichern Schluss gestattet, 
ei Vergl. Band I, 2, 119. 
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wäl)lt wurden ^), beweisen Polybius’ Worte, der vom Geben von 
Privatriebtern spricht, und es findet sich kein Grand dagegen, 
lieber die Rechtspflege ausserhalb Roms und unter Nichtbürgeru 
spricht Polybius nicht. Dort konnten die Privatrichter allerdings nicht 
aus Römischen Senatoren genommen werden, aber die oberste 
Leitung aller Processe lag dennocli in der Hand der Statthalter, 
die senatorischen Ranges waren. Auf die Beisitzer, welche die 
Beamten oder auch die Privatrichter zu wählen pflegten, bezielit 
sich die Sitte niclit: sie hatten nur Ratli zu ertheileu, für wel- 
chen der Richtende die Verantwortung trag, sie wurden deshalb 
frei aus allen Ständen gewählt und waren namentlich in den 
Provinzen vielfach einfache Römische Bürger. Durch diese Ein- 
richtung hatte man die Möglichkeit, trotz der gesetzlichen Be- 
schränkung die Einsichtigen aus allen Ständen für die Fällung 
des ürtheils benutzen zu können. Eine weitere Erleichterung 
schaffte man sich dadurch, dass mau das Gesetz auf die eigent- 
lich so genannten Richter beschränkte: die recuperatores durften 
aus allen Ständen genommen werden.“) 

Vor C. Gracchus also war alle Richtergewalt bei den Sena- 
toren gewesen. Eine Scheidung zwischen ihr und der Regieruugs- 
gewalt war nicht bekannt, und wer die Kriege führte, Gesetze 
vorschlug, die Verwaltung leitete, der hatte auch die Entschei- 
dung in allen Privat- und Criminalprocessen. ln der ältesten 
Zeit waren dies die Patricier, nach Ausgleiclnuig der Stände die 
Senatoren.'’) In diesem Verhältnis.sc änderte C. Gracchus nichts: 
Verwaltung und Rechtspflege blieben auch nach ihm in eben 
denselben Personen, in demselben Stonde vereint und selbst die 
Formen, in welchen die beiden Thätigkeiten geübt wurden, wa- 
ren die gleichen. Er trennte nur vom Senate diejenigen Ge- 
richte, welche zuerst in Folge des Galpurnischen Gesetzes ein- 
gerichtet worden waren oder, um es richtiger auszudrücken, er 
machte die damals eingesetzten Senatsausschüsse zu Gerichten, 
welche er mit Römischen Rittern als Geschworenen besetzte. 



a) S. oben S 15. 

b) Man vergleiche hiermit unsere Auseinandersetzung über die Ver- 
bindung der Richtorgewalt und der Regiening Band I, 2, 132. 
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Tacitus’ Bemerkung über das Sempronische Gesetz. 



Füliftos Capitol. 

Tacitus' Zeagniss, in welchem das Sempronisebe Gesetz mit den Anord- 
nnngen der Kaiser verglichen wird. Racbricbt Appians über die Folgen 
des Sempronischen Gesetzes. Schlüsse daraus über den Umfang desselben. 
Es enthielt eine Bestimmung über ungerechte Urtheilsprüche , welche in 
spätere Gesetze überging, umfasste auch Amtserschleichung. Seine Aus- 
drücke waren so allgemein, dass es auf alle Amtsverbrechen angewendet 
’ werden konnte. 

Um die Bedeutung dieser Massregel zu verstehen, gehen 
wir von einer Stelle aus, die sich über das Seuiproni.sche Rich- 
tergesetz bei Tacitus findet. *) Er erzählt zum Jahre 54 n. Chr. 
vom Kaiser Claudius, derselbe habe öfters geäussert, seine Pro- 
curatoren müssten bei ihren Pintscheidungen eben dieselbe Amts- 
gewalt haben, wie wenn er selbst entschieden hätte und darauf 
hätte er einen Senatsbeschluss veranlasst, in welchem diese Be- 
stimmung ausführlicher und genauer als früher getroffen worden 
wäre. Dieselbe Nachricht giebt Sueton''), der Kaiser hätte bitt- 
weise durchgesetzt, dass die Entscheidungen seiner Procuratoren 
beim Urtheilen Geltung hätten. Tacitus fügt eine längere ge- 
schichtliche Bemerkung hinzu. Der Kaiser Augustus, sagt er, 
hätte schon die Bestimmung getroffen, dass die Präfecten Ae- 
gyptens, wenngleich ritterlichen Standes, dieselbe Machtvollkom- 
menheit haben sollten, wie Römische Beamte, und später sei in 
den Provinzen und in der Stadt den Procuratoren sehr Vieles 
eiugeräumt worden, worüber sonst die Prätoren erkannt hätten. 
Claudius hätte ihnen alles Recht eingeräumt, worüber man so 
oft im Aufstande oder mit den VV affen gestritten hätte, zur Zeit 
als durch die Sempronische Gesetzesvorschläge der Ritterstand 
in den Besitz der Gerichte gesetzt wurde oder wiederum die 
Servilischen Gesetze dem Senate die Gerichte Zurückgaben und 
Marius und Sulla einst darüber hauptsächlich kämpften. Also 



a) Tac. Ami. XII, 60. Verp;!. oben S. .öS. 

b) Suet. Claud. 12 ut rata essent, quae procuratores siii in iudicaiido 
statuere.nl, preeario exegit. 
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gleich bei der Einrichtuug der Provinz Aegypten hatte Augustus 
bestimmt, die von ihm daselbst eingesetzten Präfecten aus dem 
Ritterstande sollten die vollständige Gerichtsbarkeit gleich den 
senatorischen Statthaltern der andern Provinzen haben. Dadurch 
war die Stellung des Ritterstandes im Staate eine andere ge- 
worden, noch mehr wurde sie gehoben, als die Procuratoren, 
welche nur die kaiserlichen Einkünfte verwalteten , einige Vor- 
redite erhielten. Claudius endlich gab allen Procuratoren die 
Macht Recht zu sprechen, natürlich nicht in allen Angelegen- 
heiten, sondern in denen, welche sich auf ihren Geschäftskreis 
bezogen. Früher konnte derjenige, von welchem der Procurator 
Geld verlangte, wenn er die Forderung für unbillig hielt, die 
Entscheidung des Provinzialstatthalters und- des Kaisers oder in 
Rom die des ordentlichen Gerichtes anrufen: jetzt erhielt der 
Procurator die Befugniss selbst zu entscheiden. 

Tacitus vergleicht jene kaiserlichen Verordnungen mit den 
Sempronischen Gesetzen, d. h. mit dem von Ti. Gracchus ver- 
suchten, von C. Gracchus durchgesetzten Richtergesetee, in dop- 
pelter Beziehung. Erstlich wurde durch beide Massregeln der 
Ritterstand gehoben, es wurde ihm, während er h-üher zu den 
Regierten gehört hatte, ein Theil der Regierungsgewalt übertragen. 
Zweitens vor Claudius war die kaiserliche Finanzverwaltung abhän- 
gig gewesen von den Statthaltern, ln den kaiserlichen Provinzen 
bildeten die kaiserlichen Legaten, die senatorischen Standes waren, 
und über ihnen der Kaiser selbst als oberster Statthalter die Instanz. 
In den senatorischen Provinzen standen zunächst die Proconsuln, 
dann der Senat über den Procuratoren und wenngleich auch hier der 
Kaiser vermöge seiner allgemeinen proconsularischeu Gewalt die 
höchste Entscheidung hatte, so blieb doch die Unterordnung der 
Procuratoren unter die Gerichte der senatorischen Beamten. 
Fortan standen dagegen die Procuratoren in Finauzsachen unab- 
hängig. Umgekehrt waren vor den Gracchen die senatorischen 
Beamten der Provinzen unabhängig gewesen und nur verantwort- 
lich dem Senate selbst, im Falle der Bestechung oder anderer 
Vergehen dem vom Senate eingesetzten Senatsausschusse: nach 
dem Sempronischen Gesetze kamen sie vor das Gericht der Rit- 
ter. Diese wichtige .Aenderung ihres Verhältnisses hatte in der 
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repiiblieanisclieu Zeit mir diircli Aufstand und WatVengewalt voll- 
zogen worden können und viele Kämpfe hatten deshalb stattge- 
funden: Kaiser Claudius setzte seine Massregel durch einen Se- 
natsbesehluss, den er auf blosse Vorstellungen hin erlangte, durch. 

Tacitus hätte diesen seinen Vergleich schwerlich angestellt, 
wenn das Sempronische Gesetz nur bestimmt hätte, dass künftig 
Römische Kitter über die Erpressung von Beamten entscheiden 
sollten. Er hätte dann vielleicht bemerkt, von jenem Gesetze 
an hätte ein Umschwung zu Gunsten der Ritter begonnen; aber 
eine -Art von Herrschaft der Kitter hätte er nicht auuehraeii 
können. Das Sempronische Gesetz musste viel mehr als Er- 
pressungen umfassen. Dies deuten selbst die andern Schrift- 
steller an, wenn sie die auf die Ritter übertragenen Gerichte mit 
den späteren Geschworengerichten zusammenstellen; denn diese 
entschieden über viel mehr Verbrechen. .\m unverkeunbar.sten 
erklärt dies Appian, der nach dem Berichte über das Sempro- 
nische Gesetz sich über seine Folgen ausspricht.*) „Man er- 
zählt, heisst es bei ihm, Gracchus habe, als das Gesetz duich- 
gegaugen, gesagt, er hätte mit einem Male die .Macht des Se- 
nates vernichtet." Dies kann unmöglich nur auf die Processe 
wegen Pirpressung gehen. .Man zer.stört nicht die Jlacht Jeman- 
des, wenn man ihn zwingt rechtlich zu sein. Weiter sagt Ap- 
pian: „Als die Sache zur Probe kam, offenbarte sich die Wahr- 
heit von Gracchus’ Worte in noch höherem Grade. Denn dies, 
dass sie Richter waren über die Römer und alle Einwohner Ita- 
liens und die Senatoren selbst, bis zu jedem Masse, sowohl um 
Geld als Pihrlosigkeit und V'erbannung, erhob die Ritter über sie, 
als ob sie eine .\rt von Beamten wären und machte die Sena- 
toren gleichsam zu Unterthanen.” Diese Strafen, Geld, Ehrlosig- 
keit und Verbannung, passen auf keine Wei.se zu Processen über 
Erpressung. Denn vor den Graceben hatte die Verurtheilteu 

a) Appian. bell. civ. I, '22 ibciai ii *jf,(i)llivTO{ »[.tt -o'i v'tp.o’j xöv 
I'fixyov Efreix, dStpiicii; Jüo'j/.Tjv xxi)r,rijjXOi , T<i\i 5’ Ipyo'j “o&tÄvxcis 
ä« itclpav piEiC'IvuK 2 ti 2x.'.pxvYjVxi xo iz'ji -Z'j'i I pax/ti'j' xi X£ yip äixot- 
Ceiv a'jxdbj l’uifjiaion xai 'lxa/,uuxai{ S-aoi xa'i auxoTt ßouXcjxai?, 2wi itavxl 
p.2xpi;i. ypT||jidxiuv xe T.ifi xai ixi|i(a 5 xai xoä; (lEV 'Kr.itti old xtvat 

ipyovxas aüxüiv 'jT:epE7r?,pE, xoäs St ßo'j>,Euxät laa xai unrjxSaus Stxoiei. 
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keine Strafe getroften, nur \Vie(lererstatlung des Erpressten: 
nach den Graeeiien trat allerdings Strafe ein, aber nicht Ver- 
bannung. Es müssen mithin nach dem Semproidsehen Gesetze 
noch andere Verbrechen ids das verhältuissmilssig leichte der 
Erpressung vor die Gerichte der Ritter gekommen sein. Appiau 
erzählt dann, wie die Kitter mit den Volkstribuneu gemeinschaft- 
liche Sache machend, den Senatoren furchtbar wurden und ein 
vollständiger Umschwung in der politischen Gewalt eintrat, so 
dass der Senat nur die äussere Würde behielt, die wirkliche 
Macht auf die Ritter überging. Sie waren nicht nur die Herren, 
sondern fügten Üebermuth gegen die Senatoren hinzu in den 
Gerichten: sie liessen sich ihrerseits Bestechung zu Schulden 
kommen und als sie den Gewinn daraus gekostet hatten, suchten 
sie ihn noch schimpilicher und massloser : sie stellten bestochene 
Ankläger gegen die Reichen auf und „die Pi’ocesse über Be- 
stechung hoben sie ganz und gar auf, sich mit einander verbin- 
dend und Gewalt brauchend, so dass sogar die Sitte einer solchen 
Rechenschaftslegung gänzlich auf hörte."“) Auf diese Weise er- 
klärt .\ppian die späteren Unruhen, welche wegen des Richter- 
gesetzes entsUuulen. ln seinen Worten bedarf noch die letzte 
Bemerkung über das Aufhoren der Processe wegen Bestechung 
einer Erläuterung. Er kann damit nicht die Processe gegen 
Beamte, wie sie früher vor den Senatsaussehüs.seu , dann vor 
den Rittern geführt wurden, meinen: denn sie bestanden immer; 
sondern nur Processe gegen die Ritter, welche wegen Bestech- 
lichkeit zur Recdienschaft gezogen werden konnten, nach den ur- 
alten über die Richter bestehenden Gesetzen und vor den ge- 
wöhnlichen Gerichten. Diese letzteren hoben die Ritter auf, 
indem sie sich theils mit einander verbündeten, Beamte, welche 
gegen sie auftreten wollten, ihrerseits anzuklageu und zu ver- 
urtheilen, theils geradezu Gewalt brauchten. Die Folge davon 
war, dass, während die Senatoren auf alle Weise unterdrückt 
wurden, die Ritter unverantwortlich waren und selber nicht 
wegen Bestechlichkeit vor Gericht gestellt werden konnten. 

a) App. 1. 1. vmi -i{ Tiüv 5(ufiCi5'>xi«)v 5(xac , o jvtoT«|j.£v(ii o’ftotv cciToI« 
xal ^mCöpev'ii avi’po'jv, ib; xat tÖ tltoj oX(o; Tf,s toiäoöe tüö’ivr,; 

ETuXt-etv. 



Digitized by Google 




72 



Das Seinproiiisclie Gesetz umfasste 



Appian berichtet also, dass über die Senatoren, welche die 
Staatsverwaltung führten, vielfache Gerichte mit verschiedenen 
Strafen vor den Rittern gehalten werden konnten, und die übri- 
gen Schriftsteller deuten dies ebenfalls au. Vor Gracchus aber 
kennt man, abgesehen von der Vermuthuug über das Junische Ge- 
setz"), vor den stehenden Seuatsausschüssen nur eine einzige Klage 
gegen die Senatoren, nämlich die über Erpressung. Daraus folgt, 
dass das Sempronische Gesetz nicht nur den Stand der Richter än- 
derte, sondern auch andere Verbrechen umfasste. Es kann nicht 
zweifelhaft sein, was dies für Verbrechen waren. Unmöglich 
konnte es Gracchus’ Absicht sein, die Senatoren für gewöhnliche 
Criminalverbrechen vor einen andern Gerichtshof zu stellen als 
die übrigen Römischen Bürger. Das wäre gegen den Grundsatz 
der Gleichheit, den er in seinen sonstigen Anordnungen befolgte, 
gewesen , hätte auch dem ganzen Römischen Sinne nicht ent- 
sprochen. Bis zum Kaiserreiche hat es für alle Römische Bür- 
ger ohne Standesunterschied nur ein Gesetz, nur gleiche Gerichts- 
höfe gegeben und ein darin bevorzugter Stand war mit Ausnahme 
der kurzen Zeit, wo Patricier den plebejischen Gerichten nicht 
unterworfen waren, unbekannt. Auch war der Gracchen Stre- 
ben nicht auf Verbesserung der Rechtspflege, sondern auf eine 
Aenderung in der politischen Maclit gerichtet. Den Einfluss des 
Senates wollte Ti. Gracchus breclieu und brach sein Bruder 
Cajus: diese Absicht gelang vollständig. Wenn sich Verbesse- 
rungen der Rechtspflege daran knüpften, so geschah dies in an- 
derem Sinne als die Gracclien beabsichtigt hatten. Nur Amts- 
verbrechen können von dem Sempronischen Gesetze betroffen 
worden sein, aber diese alle, von denen an, welche durch Geld- 
strafe gesühnt wurden, bis zu denjenigen, auf welchen die här- 
testen Strafen standen. Es war eine Controlle der Staatsver- 
waltung, welche Gracchus schaffen wollte. Die Senatoren blieben 
in dem Besitze der Regierung, so wie sie dieselbe gehabt hatten, 
aber für die Art und Weise, wie sie dieselbe geführt, wurden 
sie den Römischen Rittern verantwortlich, während sie früher 
für die Verwaltung der Provinzen nur dem Senate oder dessen 

a) Man sehe oben S. 51. 
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Ausschüssen, im Uebrigen den ordentlichen Gerichtshöfen Rechen- 
schaft schuldig gewesen waren. Die Folgen einer solchen Mass- 
regel mussten diejenigen sein, welche Appian schildert. Der 
Senat behielt den alten Schein, die wirkliche Macht ging auf 
die Ritter über, welche ihre neue Stellung rücksichtslos aus- 
beuteten. Es war eine gewaltige Veränderung, welche Gracchus 
mit der Staatsmaschiue vornahm. Sie wäre nicht in Frieden 
durchzusetzen gewesen, wenn nicht der Senat selbst die Uebel- 
stände der Unverantwortlichkeit in eigenem Schamgefühl aner- 
kannt und zugleich die öffentliche Meinung, aufgeregt durch ein- 
zelne auffallende Beispiele, einen unwiderstehlichen Druck ausgeübt 
hätte. Schwerlich auch ahnte der Senat die Folgen des Gesetzes 
und als er sie erkannte, begann er trotz seiner Unterdrückung 
den Widerstand, der am Ende zu dem Bürgerkriege zwischen 
Marius und Sulla führte. 

Es fehlt nicht an andern Berichten, welche die weite Aus- 
dehnung des Sempronischen Richtergesetzes beweisen. C. Gracchus 
soll ein Gesetz gegen ungerechte Richter und deren Genossen 
gegeben haben. Ausfülirlich spricht darüber Cicero in seiner 
Vertheidigungsrede für Cluentius“): er erklärt den Ursprung 
und die Bedeutung des Gesetzes, um darzuthun, dass Cluentius 
nicht von demselben betroffen würde. Dasselbe lautete, wenn 
man die verschiedenen, von Cicero angeführten Ausdrücke zu- 
sammenstellt, so: „Welcher tribunus militum in den vier 
ersten Legionen, oder welcher Quästor, Volkstribun oder sonst 
welcher Beamter oder wer im Senate seine Stimme abgegeben 
hat oder abgegeben haben wird, wer von diesen zusammenge- 
treten ist, zusammengetreten sein wird, zusammengekommen 
ist, zusammengekommen sein wird, eine Verabredung getroffen 
hat, getroffen haben wird, damit Jemand in öffentlichem Gerichte 
verurtheilt werde, oder ein falsches Zeugniss ausgesagt haben 
wird, über dessen caput .soll eine Untersuchung angestellt wer- 
den.”**) Die Ansichten über dieses Ge.setz sind zwiefach.®^) 

a) Man sehe Cic. p. Cluent. c. 52 — 58. 

b) Cic. p. Clueut. 54, 148 Recita. Deque eins capite quaerito. 
Cuius? qui coierit, convenerit? Non ita est. Quid ergo est? Die. Qui tri- 
bunus militum legiouibus quattuor prirais quive quaestor, 



Digitized by Google 




74 



Gracchus’ Gesetz über ungerechte Richter. 



Einige nelinieii an, es sei ein selbständiges, besonders gegebenes 
Gesetz gewesen. Sie können sich dafür auf Ciceros Ausdruck 
berufen, der von einem Gesetze spricht.") Indessen Gesetz lieisst 
bei den Lateinern nicht nur ein mehrere gesetzliche ßestimraun- 
geii umfa.ssendes Ganze, sondern auch jede einzelne der gesetz- 
lichen Bestimninngen, wie dies deutlich bei der Bezeichnung des 
ältesten Gesetzbuches der Körner, der zwölf Tafeln, und den ein- 
zelnen in demselben enthaltenen Bestimmungen hervortritt. 
Gegen die erste Auffassung aber spricht das Schweigen der 
Schriftsteller, während sie das Acker- und Richter- und Getreide- 
und Wegegesetz von C. Gracchus erwähnen. Noch mehr sprechen 
dagegen die Bemerkungen, welche Cicero maclit. Er sagt, Sulla 
habe eben diese Sempronische Verordnung in sein Gesetz über 
Mord aufgenommen'’), und ids ein Bestandtheil des Cornelischen 
Gesetzes wird sie in den Digesten angeführt'). Ein besonderes 
Sempronisches Gesetz hätte Sulla nicht wörtlich aufgenommen, 
sondern bestehen lassen. Cicero nennt es sogar ein Capitel des 
Cornelischen Gesetzes'') und zwar das nächste nach demjenigen, 
welches über Giftmischerei handelte.') Folgt man den Andeu- 
tungen des Digestentitels , .so dürfte es etwa das vierte oder 
fünfte gewesen sein. 

Deshalb haben Andere eine Verbindung dieses Capitels mit 



tribunus plcbis. Deiiiccps oinnes magistratiis nominavit. Quive in 
senatu scntentiam dixit dixerit. Quid tum? ()ui eorumcolt 
coierit, convcnit, conveiiorit, quo qnis iudicio publico con. 
deinnaretur. Da.ss liiennit das Gesetz nicht vollständig ungefiihrt ist, 
sondern zu ergänzen ist coit, coierit, convenit, convimerit, consensit, eoii- 
seuscrit und am Ende hiuzuznfiigen ist fulsumve testiinoniuin dixerit, er- 
giebt sich aus 57, 157. Eine Anspielung auf das Gesetz yuo i/uis iiut'uio 
rirciimrenireiiir, aber ohne Namen des Urhebers, findet sieh bei Cic. Brut. 
12, 48. 

a) So 55, 151 hanc ipsam legem ne <|iiis iudicio circumveuiretur 0. 
Gracchus tulit: eam legem pro plebe, non in plebem tulit. 56, 154 llli 
non hoc recusabant, ne ea lege accusarentiir, qua nunc Habitus accusatur, 
quae. tune erat Sempronia u. s. w. 

b) Cic. I. 1. 55, 151 und .56,154, welche Stellen eben angeführt wurden. 

c) Mareian. I, 1 l)ig. ad leg. Cornel. (.XLVIll, 8). 

d) Cic. 1. I. .52, 144 dixi llabito statim eo capite qui coisset, <iuo 
([uis con dem naretur, illnm esse liberum. 

c) Man sehe Cic. l. 1. 54, 148. 
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einem anderen Seinpronischen Gesetze angenommen nnd dazu 
dasjenige vorge.sclilageu, das C. Gracehus über die Provoeation 
erliess. Sie fanden wohl in so fern eine Aelinliehkeit des In- 
halts, als aiudi das Provoeationsgesetz eine nngereclite Verur- 
theilung durch einen Beamten verbot. Wir iiabeu über C. 
Gracchus' Erneuerung des Provocationsgesetzes früher gesprochen*). 
Sie hatte nur den Zweck, ihm Rache für seinen ungerecht ge- 
tödteten Bruder zu verschaffen: sie verbot in denjenigen Fällen, 
wo Provoeation zulässig war, d. h. wo weder Geständniss noch 
Ergreifung auf fi'ischer That stattfand, die Vernichtung des capiit, 
sie bezog sich nur auf Römische Bürger, sie band nur die curu- 
lischeu Beamten und Senatoren, sie be.stimmte für den Schuldigen 
ein Vulksgericlit. Alles dies passt nicht für das vorliegende 
Sempronische Gesetz. Es bezog sich auf alle Gerichte, umfasste 
alle Unterthanen Roms, band auch die Volkstribuneu und be- 
stimmte endlich als Richter den Ritterstand. Bei solcher Ver- 
schiedenartigkeit darf man die Zusammengehörigkeit der beiden 
genannten Gesetze nicht annehmen. Dagegen mit dem Gesetze 
über den Richterstand hat die Be.stimmung über das Verbot un- 
gerechter Gerichte die grösste Verwandtschaft. Jenes traf den 
gesammten regierenden Stand, bestimmte verschiedene Strafen, 
liess namentlich auch die Strafe der Aechtung zu: beide Ab- 
sichten konnten nicht anders erreicht werden als durch die Bestim- 
mung über die cajütale Bestrafung ungerechter Richter. Erscheint 
hiernach die Verbindung der beiden Anordnungen zu ein und 
demselben Gesetze als wahrscheinlich, so wird sie zur Gewiss- 
heit erhoben durch Vergleichung mit einem Gesetzesvorschlage, 
den der Volkstribun M. Livius Drusus in der Folge machte. In 
ihm wurde die Anordnung eines neuen Richterstandes mit Be- 
stimmungen über die Verantwortlichkeit desselben verbunden und 
diese Bestimmungen werden von Cicero mit dem Capitel des 
Sempronischeu Gesetzes über die Bestrafung ungerechter Richter 
zusammengestellt. Das IJvische Gesetz enthielt ebenfalls An- 
ordnungen über Veränderung des Richterstandes zusammen mit 
jenem Capitel des Sempronischeu Gesetzes. 

a) Man sehe Biual I, 2, 70. 
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Das Scraproiiischc Gesetz über Amtsersehleichuiig. 



Der Inhalt des Sempronischen Richtergesetzes hasst sich noch 
weiter verfolgen. PluUuch erzählt*), C. Marius, der später be- 
rühmte Feldherr, sei, nachdem er mit Mühe und an letzter Stelle 
zum Prätor ernannt worden, wegen Amtserschleichung 
augeklagt worden. Den Hauptgrund zur Anklage gab der Um- 
stand, dass ein Sclave des Cassius Sabaco, eines Freundes von 
Marius, in der Mitte der Abstimmenden gefunden worden war. 
Deshalb fand ein Process gegen Marius statt, ln ihm wurde zu- 
erst Sabaco als Zeuge vorgefordert und gab vor den Richtern 
an, sein Sclave habe ihm einen Trunk frischen Wassers gebracht, 
sodann C. Herennius, der aber von den Richtern als Patron des 
Marius und seiner Familie von der Zeugenaussage entbunden 
wurde. Der Process dauerte einige Tage: anfangs ging es Ma- 
rius schlecht, arn Ende aber kam er, da die Stimmen gleich 
waren, wider Erwarten davon. Dies geschah im Jahre 117 v. Chr., 
also etwa fünf Jahre nach dem Sempronischen Richtergesetze* 
Nach der Schilderung Plutarchs kann man unter den Richtern 
nicht das Volk verstehen. Denn dann hätte der Process nicht 
mehrere Tage hinter einander gedauert, auch wäre der Ausdruck 
Stimmengleichheit unpassend. Man hat also an den Richter- 
stand zu denken, so wie er durch Gracchu.s’ Gesetz eingeführt war 
Folglich muss das Gesetz, nach welchem der Process geführt 
wurde, entweder durch Gracchus, als er den Rittern die Gerichte 
übertrug, aufgenommen oder gegeben oder nach ihm neu bean- 
tragt worden sein. Nun findet sich bei den Schriftstellern keine 
Erwähnung eines vor Marius' Prätur und nach Gracchus’ Tri- 
bunale eingebrachten Ge.setzes über Amtserschleichung. Man 
hat zwar gemeint^), Marius selbst während seines Tribunate.s 
119 v. Chr. habe ein solches gegeben. Denn es heisst von ihm, 
er habe die sogenannten Brücken, über welche die Bürger zum 
Abstimmen gingen, verengert.'') Dies Gesetz konnte auf die 
Gerichte nur in so fern Bezug haben, als es die Art der Ab- 
stimmung änderte. Mit den Verbrechen, welche zur Anklage 



a) Plut. Mar. c. 5 -joTEpov 5’ oO TroXXifi 3T[y«TyjYi'c<v |jiETeX8(uv iXf^ov 

48^r(OEv ExzESEiv, t<r/«TO{ JtävTtuv dvaYopE'jÖEic Sixrjv eo/e 

b) Cic. de leg. 111, 17, 38 Pontes etiara lex .Maria fccit augustos. 
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kamen, hatte es nichts zu thun: Marius hatte nur die Absicht, 
die Macht der Vornehmen, welche durch ihr Erscheinen und Zu- 
reden Einfluss auf die Stimmenden zu üben suchten, zu brechen. 
Das sagt Plutarch ausdrücklich“): einen auf die Gerichte selbst 
bezüglichen Inhalt desselben, der bei weitem wichtiger gewesen 
wäre, würde er nicht haben verschweigen können. Au sich ist 
es nicht wahrscheinlicli, dass unmittelbar nach C. Gracchus ein 
Gesetz, welches die Macht der Seuatspartei noch mehr ver- 
ringerte, gegeben worden ist. Dieselbe hatte durch Gracchus’ 
überstürzende Massregelu die Oberhand gewonnen : selbst C. Opi- 
mius, der offenbar gegen die Gracchischeu Gesetze gefehlt und 
C. Gracchus getödtet hatte, wurde im Jahre 120 v. dir. frei- 
gesprochen. Die Macht des Senates wuchs trotz der ihm durch 
die Sempronischen Massregeln auferlegten Unterordnung unter 
den Kitterstand fort, bis ihr durch den Manilischen Vorschlag, 
welcher neue Untersuchungen wegen Bestechungen auordnete, ein 
weiterer Schlag bereitet wurde. 

Man kommt zu der Folgerung, dass das Sempronische Richter- 
gesetz selber eine Bestimmung über Amtserschleichung enthalten 
hat. Das Gedächtniss an sie ist verloren gegangen , weil erst 
das spätere Calpurnische Gesetz eben diesen Gegenstand aus- 
führlich behandelte und an dieses schlossen sich die weiteren 
Anordnungen an. Die Schriftsteller aber erwähnen die Bestim- 
mungen über Amtserschleichung nicht besonders, weil sie nach 
Römischer Auffassung mit denen über Bestechungen und Er- 
pressungen Zusammenhängen, auch in dem Gesetze mit ihnen 
verbunden waren. Diese Auffassung ist von der unsrigen ver- 
schieden, herrschte auch nicht mehr allgemein zu der Zeit, als 
sich durch das Calpurnische Gesetz der besondere Begriff’ der 
Amtserschleichung gebildet hatte. Indess, dass sie dem älteren 
Römischen Rechte geläufig war, ergiebt sich'*) aus den zwölf 
Tafeln und noch Cicero in seinem kurzen Entwürfe einer der 
älteren Römischen nachgebildeten Staatsverfassung bedient sich 



a) Plut. Mar. 4 iv Sä vojiiov -tivi nefii -[p'xtfO'/rot 

o'jToS, Soxoüvta T<üv S'jvaTiö'/ ä'faipEiatlai T/jv ntp'i xpiaci: io/Ov u. s. w. 

b) Mau sube Band 1, 1, 3Bti. 
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ihrer. Walinselieinlicli enthielt selb.st da.s 149 v. Chr. gegebene 
Calpurnische Gesetz über Erpressungen eine auf Amtserschleichung 
bezügliche Bestimmung, welche von dort in das Serapronische 
überging. Jedenfalls musste dieses sie enthalten, wenn es alle 
Amtsverbrechen umfas.sen und den Bittern zur Entscheidung 
überweisen wollte. 

Das Sempronische Ge.setz, welchem man bisher nur Anord- 
nungen über den Kichterstand, wohl auch über das gerichtliche 
Verfahren zuschrielj, enthielt demnach viel mehr. Es gab min- 
destens drei auf Wrbrechen selbst bezügliche Bestimmungen. 
Erstens enthielt es das Verbot von Erpre.ssung, zweitens habeli 
wir ihm zugewiesen die Bestrafung ungerechten Urtheils, drittens 
die der Amtserschleichung. Von diesen drei Bestimmungen ist 
die wichtigste und mit den härtesten Strafen bedrohte die mitt- 
lere, sie ist dem Wortlaute nach überliefert. Es heisst, wenn 
ein Senator dazu beiträgt, dass Jemand in einem öttentlichen 
Gerichte fälschlich verurtheilt werde, so soll derselbe w'egen eines 
Capitalverbrechens vor Gericht gestellt werden. Unter einem 
öffentlichen Gerichte wird ein Criminalgericht verstanden. Wo 
es sich um Ungerechtigkeit in einem Civilprocesse handelte, hätte 
gegen den Beamten nur eine Untersuchung über Betrug, über 
Erpressimg stattgefunden; dagegen wo ein Unschuldiger verur- 
theilt worden war, musste billiger Weise eine Caj)italstrafe eiu- 
treten: in den alten Bömischen Gesetzen war sie sogar für jeden 
ungerechten Bichterspruch bestimmt gewesen.*) Dabei macht 
es keinen Unterschied, ob der ungerecht Verurtheilte Bömischer 
Bürger ist oder nicht; es heisst allgemein, sobald irgendjemand 
ungerecht verurtheilt wäre, solle den Beamten Capitalstrafe 
treffen, und diese Allgemeinheit des Ausdrucks und der Auf- 
fassung ging von dem Sempronischen Gesetze in das Oornelische, 
sowie in die spätere Gesetzgebung über. Diese Bestimmung war 
also eben so wohl gegen die Beamten in der Stadt, wie gegen 
die in den Provinzen gerichtet, und war dies hierbei der Fall, 
so kann kaum ein Zw'eifel sein, dass auch das Verbot von Er- 
pressung auf gleiche Weise zu Gunsten der Römischen Bürger, 

a) Mau sehe Band I, 1, 385. 
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wie der Bundesgenosseu abgefasst war. Es bestätigt sich für 
das Sempronische Gesetz, was wir“) für das Calpurnische nach- 
gewieseu haben. Ebenso bestätigt sich , was wir als Ergebniss 
der uns überlieferten Berichte über das Sempronische Gesetz 
gefunden haben'*), dass nämlich nach demselben die Gerichts- 
barkeit zwischen dem Senate und dem Ritterstande getheilt 
wurde, dass der erstere alle ihm vor dem Calpurnischen Er- 
pressungsgesetze' zustehende Rechtsptlege über die Staatsange- 
hörigen beibehielt. Allen Beamten, die senatori.schen Standes 
waren, drohte Gracchus mit den schw’ersten Strafen für jede 
Ungerechtigkeit bei einem Crimmalurtheile. Folglich behielten 
sie die Griminalgerichtsbarkeit. Man glaubte'*), es hätten sich 
allmälig mehrere stehende Gerichtshöfe über die gew'öhnlicheu 
Criifiinalverbrechen gebildet und nahm z. B. eine solche quaestio 
perpetiui über Mord an. Diese Annahme erweist sich durch die 
Worte des Sempronischen Gesetzes selber als unrichtig. Die 
Griminalgerichtsbarkeit muss dem Senatorenstaude verblieben 
sein, wenn Gracchus es für nöthig erachtete, zur Ueberwachung 
derselben ein so strenges und umfangreiches Gesetz zu erlassen. 

Denn der Wortlaut desselben war so, dass alle Unregel- 
mässigkeiten in der Rechtsprechung umfasst wurden. Cicero 
selbst spricht sich darüber aus: „In dem Gesetze heisst es: Wer 
zusammen getreten ist: Ihr seht, welch weiten Umfang dies 
hat. Uebereingekommen ist: ist eben so schwankend und un- 
bestimmt. Uebereingestimmt hat. Dies ist ebenso unbestimmt, 
in höherem Grade noch unklar und dunkel.”'*) Gracchus hat 
diese vieldeutigen Ausdrücke mit Absicht gew'ählt, um alle mög- 
lichen Ungerechtigkeiten, mochten dieselben mit Bestechung ver- 
bunden sein oder nicht, zu umfassen. Er hat seine Absicht er- 
reicht. Die spätere Gesetzgebung fand in dieser Beziehung nichts 



a) S. oben S. 49. 

b) S. oben S. 67. 

, c) S. oben S. 55. 

d) Cie. p. Glucnt. 57, 157 Qua in lege est qui coierit, quod quam 
late pateat, videtis: convenerit, aeque incertuui et infinituiu est: eon- 
seuserit; hoc vero cum infinitum, tum obscuium et occultum : falsumve 
testiinonium di.verit. 
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hinzuzufügen und gab die Erklärung, jeder Beamte, der um den 
Tod eines Menschen herbeizufüliren , etwas Ungesetzliches ge- 
gethan hätte, falle selbst in die Strafe des Mordes.*) Auftallend 
für uns ist, dass bei einem Beamten auch die Ablegung von 
falschem Zeuguiss, sobald es zur Verurtheilung Jemandes führt, 
.so hart geahndet wird, während eben dasselbe Verbrechen bei 
Privatpersonen mit keiner gerichtlichen Strafe belegt wird. Es 
scheint indessen, dass der Ausdruck des Sempronisclieu Gesetzes 
von Cicero gekürzt oder vielmehr unvollständig angegeben wird. 
Allerdings kam in demselben auch das Ablegen von fakschem 
Zeugniss selbst vor. Denn Cicero stellt ihm die Zeugenaussagen 
der Römischen Plebs, welche durch das Ge.setz nicht gebunden 
wurde, gegenüber'*); indessen die Hauptsache bestand in dem 
V^erbote, Andere zum falschen Zeugniss zu verleiten, wie sich 
aus der Erklärung dieser Worte in den Digesteu ergiebt.') 

Wie die Bestimmung über das Verbot von Bestechung und 
Erpressung abgefasst war, wissen wir nicht: wahrscheinlich 
schloss sich Gracchus au das frühere Calpurnische Gesetz, wel- 
ches diesen Punkt zum besonderen Gegenstand genommen hatte, 
an. Wahrscheinlich war auch die Strafe dieselbe, d. h. ein- 
facher Schatlenersatz : erst in einem späteren Gesetze scheint 
weitere Strafe an Geld und Ehre eingeführt worden zu sein. 
Aber freilich musste sich dann heraussteilen, dass die Erpressung 
nicht mit andern Verbrechen verbunden war: sonst konnte eine 
höhere Strafe eintreten. Am wenigsten entwickelt war in dem 
Gesetze der Begriff der unrechtmässigen Bewerbung: er wurde 
erst durch das spätere Calpurnische Gesetz festgestellt. Es 
konnte nichts Ungesetzliches von einem senatorischen Beamten 
geschehen, das nicht fortan vor den Rittern zur Anklage und 
Entscheidung kommen konnte und wahrscheinlich enthielt das 



a) ülpian. I. 4 Dig. ad legem Corncl. (XLVIll, 8): Lege Cornelia de 
sicariis teuetur, qui cum in magistratu esset, eoruin quid f(y;crit contra 
hominis necem, quod legibus imrmissum nou sit. 

b) Cic. p. Cluent. 57, 157. 

c) Marcian. 1. 1 Dig. ad leg. Corn. (.XLVIll, 8) quive cum magistra- 
tus esset publicove iudicio pi-aeesset, operam dedisset, quo quis üilsum iu- 
dicium profitcretur, ut quis inuoceus conveuiretur, condemnai'etur. 
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Sempronische Gesetz deshalb noch andere Bestimmungen, nament- 
lich solche, welche Geldstrafen verhängten. Darin bestand der 
politische Fortschritt von C. Gracchus’ Gesetz. In den früheren 
Zeiten hatte es zwar schon Amtsverbrechen gegeben; aber ihre 
Entscheidung fiel dem gewöhnlic^jen Gerichte anheim: die in 
Folge des Calpurnischen Gesetzes gegründeten Senatsausschüsse 
sind kaum als Gerichtshöfe im eigentlichen Sinne aufzufassen. 
Gracchus schuf einen besonderen, nur für Amts verbrechen be- 
stimmten Gerichtshof, welcher durch stetige Controlle der Ver- 
waltung anfangs ohne Zweifel viel Gutes wirkte , aber allmälig, 
durch politische Leidenschaft und Habsucht verführt, ausartete. 
Der weitere Fortschritt in der Entwickelung besteht darin, dass 
der ßegriflf der Amtsverbrechen zwar beibehalten, aber mit dem 
der übrigen Verbrechen in Verbindung gesetzt wird. 



Sechstes Capitel. 

C. Gracchus machte die Geschworenen zu SteUvertretem der Volksge- 
meinde und gab ihnen die Befngniss zu strafen: sie selbst sind unver- 
antwortlich. Entstehung des Ritterstandes ans den Richtern : welche Be- 
^ dingung Gracchus flr die Wahl dazu anfstellte. Die von ihm selbst 
angefertigte Richterliste ist eine dauernde^ nicht eine jährliche. Die 
Vorsitzenden der Schwurgerichte. Zahl der Frätoren und der Provinzen, 
verlängerte Amtsdaner der Prätoren. C. Gracchus' Gesetz über die con- 
sularischen und prätorischen Provinzen. Schwanken in dem Amte der 
Frätnr : ein, später zwei Prätoren ausschliesslich für die Schwurgerichte 
bestimmt. Anzahl und Auswahl der Geschworenen für den einzelnen 
Process. Beamte und Senatoren werden von dem Sempronischen Gesetze 
betroffen, die ersteren nur nach Ablauf ihres Amtes. Politische und 
rechtliche Folgen des Gesetzes. 

lu dem Sempronischen Richtergesetze lag eine grosse Umän- 
derung der Verfassung, auch der Keim zu einem peinlichen Ver- 
fahren, der, als die politische Leidenschaft unterdrückt war, eine 
neue Art der Rechtspflege hervorbrachte. Als C. Gracchus die 
Controlle der Staatsverwaltung dem Senate entzog, hätte er sie 
ohne Zweifel am liebsten der Volksgemeinde übertragen. Denn 
dabin ging sein sonstiges Streben. Die Ackergesetze hatte er 
in Tributcomitien gegeben, ebenso ein Getreidegesetz, ein Gesetz 

III 6 



Digilized by Google 




82 



Die Geschworenen als Vertreter des Volkes. 



Über die Anlage von Strassen: kurz die gesetzgebende GevValt 
hatte die Plebs durch seine Vermittelung in einem so hoben 
Grade, wie nie zuvor, geübt. Auch die höchste richterliche Ent- 
scheidung über das Leben Römischer Bürger hatte Gracchus durch 
ein von Neuem verschärftes ^Gesetz der Volksversammlung Vor- 
behalten.*) Während er die Durchführung seines Richtergesetzes 
betrieb, heisst es, zeigte er in vielfacher Hinsicht, dass es sakie 
Absicht sei, den Schwerpunkt der Verfassung in das Volk zu 
legen. Früher pflegten die Tribunen bei ihren Reden auf dem 
Markte sich nach der Seite des Senates zu wenden, von jetzt 
an wendete er und die Späteren nach ihm sich nach ausserhalb 
zum Markte: darin sollte die Andeutung liegen, dass die Lei- 
tung des Staates dem Volke und nicht dem Senate gehöre.*’) 
Indessen dass die Volksversammlung über die Verwaltung keine 
stehende Controlle ausüben, dass sie nicht Leichtigkeit der Be- 
schwerde und Gleichmässigkeit der Entscheidung darbieten 
konnte, erkannte Gracchus wohl. Nur auf die Berufung von 
Beamten durfte sie handeln, auch die Volkstribunen waren Se- 
natoren und meist im senatorischen Interesse: schon dies musste 
gegen sie sprechen. Er kam also natürlicher Weise auf die 
Idee, wie bis dahin ein Ausschuss des Senates die Beschwerden i 
gegen die Beamten entschieden hatte, so fortan einem Ausschüsse 
des Volkes als Richtern das, was das Volk selbst nicht thun 
konnte, zu übertragen. Er konnte dabei, weil ein Gegensatz 
gegen den ganzen Senatorenstand geschaffen war, zugleich den 
Kreis derjenigen, über welche Bescli werde geführt werden durfte, 
erweitern. 

Gracchus schuf also zuerst die Geschwomengerichte als 
Vertreter der Volksgemeinde: deren Befugniss konnte mithin 
eine viel grössere sein als es die der früheren Richter gewesen 
war. Jene, die den Senat vertraten und von ihm gewählt waren, 
durften nicht weiter gehen als die Befugniss des Senats selbst 
reichte, d. h. sie konnten nur auf Wiedererstattung des unge- 
setzlich Geraubten, auf Gutmachen des verübten Unrechtes er- 



a) Man sehe Band I, 2, 70. 

b) Mau sehe Plut C. Oraccb. 5. 
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kennen. Fortan konnten die Richter nicht allein das Geraubte 
wiedergeben, sondern. auch die Uebelthäter strafen: dass dies 
geschehen, dafür haben wir die Beweise angeführt, dafür besitzen 
wir auch das ausdrückliche Zeugniss Appians. Er sagt“): „die 
^ ßefugniss der Ritter, dass sie Richter waren für die Römer, für 
alle Italiker, auch für die Senatoren selbst, und zwar bis zu 
jedem Grade, sowohl zu Geldstrafe, als auch zu Ehrlosigkeit 
und Verbannung, erhob die Ritter und erniedrigte die Senatoren.” 
Es ist auffallend, dass Appian bei der Aufzählung derjenigen, 
für welche die Ritter ihr Richteramt erhielten, gerade diejenigen 
auslässt, zu deren Gunsten zuerst das Calpurnische, dann das 
Sempronische Gesetz hauptsächlich erlassen war, nämlich die 
Bewohner der Provinzen. Dass sie in demselben inbegriffen wa- 
ren, ist kein Zweifel: auch kann man nichts anfübren, worin 
der giüssere Theil Italiens, das bis in späte Zeiten der Republik 
als Provinz behandelt wurde, besser oder schlechter gestellt ge- 
wesen wäre als die Provinzen. Wahrscheinlich will Appian nur 
diejenigen nennen, welche, die grösste Macht im Staate hatten, 
und diese besassen die Italiker, weil sie dem Mittelpunkte des 
Reiches näher waren, in höherem Grade als die Provinzen. 
Auch die Senatoren selbst hatten ihre Gerichtsbarkeit vor den 
Rittern: auch wenn sie sich von den Beamten beschwert fühlten, 
mussten sie ihre Klagen bei dem neuen Gerichtshöfe anbringen. 
Etwas ungenau ist Appians Ausdruck , bis zu jedem Masse 
hätten die Ritter erkennen dürfen. Er nennt selbst als höchste 
Strafe die Verbannung und weiter ging die ßefugniss Römischer 
Geschworenen niemals: die wirkliche Hinrichtung haben sie nie 
als Strafe aussprechen dürfen. 

Erst von jetzt an kann man von eigentlichen Geschworenen • 
im Römischen Gerichtswesen reden: C. Gracchus in seinem 
Streben, die Macht des Senates zu brechen, ist ilir Schöpfer, 
und politische Rücksichten, nicht das Streben nach Verbesserung 
der Gerichte, haben sie geschaffen. Die neuen Richter, welche 
die Gontrolle der Staatsverwaltung führen sollten, wurden selber 
keiner Verantwortlichkeit unterworfen. Wer die Controlle im 

a) S. die obeu S. 70 angeführte Stelle. 
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Staate führen soll, muss selber von der Verantwortlichkeit frei 
sein: sonst entsteht eine Kette von Controllirenden , die kein 
Ende hat. Als in dem Streite der Patricier und Plebejer die 
Volkstribuueu geschaffen wurden, die von Anfang an eine, Auf- 
sicht über den Senat führten und später in jeder Beziehung dje^ 
ini Namen des Volkes controllirende Behörde darstellten, wurden 
sie in dieser ihrer Oberaufsicht unverantwortlich.*) Zur Zeit 
von Gracchus war der Gegensatz zwischen Tribunen und Sena- 
toren dadurch, dass beide ein und demselben Stande angehörten 
und im Ganzen aus eben denselben Familien gewählt wurden, 
verwischt: Gracchus leibst musste den Ueberlieferungen seiner 
Familie und seinen verwandtschaftlichen Verbindungen entsagen, 
um in seinem Widerspruche gegen den Senat verharren zu kön- 
nen. Es war an der Zeit, dass eine neue controllirende Be- 
hörde geschaffen wurde, und diese musste ihrer Natur nach in 
ihrer Aufsichtsführung unverantwortlich sein. Diesen Erwägun- 
gen konnte sich C. Gracchus nicht entziehen: sie waren der 
Grund, weshalb er, während er die schärfsten Gesetze gegen 
alle Ungerechtigkeit der senatorischen Beamten aufstellte, keine 
ähnliche Bestimmung gegen den neuen Richterstand, die Ritter, 
erliess: sie sollten nur durch die gewöhnlichen, für jeden Rö- 
mischen Bürger gültigen Gesetze gebunden sein. Die Ritter 
gingen, wie Appian bemerkt"'), weiter: sie machten sich that- 
sächlich auch von den gewöhnlichen Gerichten frei, indem sie 
theils mit Gewalt, theils durch gegenseitig sich gewährte Unter- 
stützung jedes Urtheil über ihre Entscheidungen hinderten. Da- 
mit riefen sie die späteren Kämpfe um das Richtergesetz hervor. 

Einen Ritterstand, heisst es"), habe es vor Gracchus nicht 
gegeben: er zuerst habe ihn zur Schmach des Senates geschaffen, 
und zwar dadurch, dass er aus ihm die Geschworenen entnahm. 
Vorher bildeten die Ritter eine veränderliche Dienstclasse, in 



a) Man sehe Band 1, 1, 196. 

b) Siehe die oben S. 71 angefühi'te Stelle. 

c) Plin. nah bist. XXXIll, 31 ludicoin autem appellatione separare 
eum (equestrein) ordinem primi omnium instituere Gracchi discordi popu- 
laritate in coutunieliam senatus. Er nennt beide Gracchen, weil schon Ti- 
beriiis das Riebtergesetz batte einbringen wollen. 
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welche man eintrat und aus der man nach einiger Zeit wieder 
austrat.*) Daraus folgt, dass C. Gracchus den Ausdruck Ritter 
in seinem Gesetze nicht anwandte. Er führte nur diejenigen 
Merkmale an, die zum späteren Ritterstande gehörten. Indem 
er die Missbräuche der Regierung abschaffen und für die Zu- 
kunft verhüten wollte, musste er einen unabhängigen Richter- 
sfand zu schaffen suchen. Dazu gehörte erstens, dass derselbe 
nicht mit dem regierenden Stande, den Senatoren, verknüpft sein 
durfte, zweitens dass er durch genügendes Vermögen vor den 
Einflüssen der Mächtigen gesichert war. Denn wie viel diese 
im Staate bei der Masse der besitzlosen Bürger vermochten, 
zeigte sich schon zu der Gracchen Zeit augenfällig, und der 
Grundsatz, den Cicero*) einmal in Betreff der Richter ausspricht, 
man müsse bei ihnen einerseits auf Vermögen, andererseits auf 
Würdigkeit sehen, galt schon damals. Das Erstere erreichte 
er dadurch, dass er alle diejenigen, welche im Senate wa- 
ren oder gewesen waren, auch ihre Söhne, Brüder, Väter, fer- 
ner alle diejenigen, welche die kleineren Staatsämter, zu denen 
nicht senatorischer Rang gehörte, bekleideten, von dem Richter- 
stande ausschloss, das zweite wahrscheinlich durch den Ansatz 
des auch sonst zum Ritterdienste befähigenden Census von 
400000 Sesterzen. Dazu fügte er einige andere Bestimmungen, 
welche die Würdigkeit, das Alter und den Wohnsitz der neuen 
Richter betrafen. Es müssen im Wesentlichen, wahrscheinlich 
ganz und gar, eben dieselben gewesen sein , welche uns in den 
Bruchstücken eines nicht lange nach dem Sempronischen gege- 
benen Gesetzes über die Geschwornengerichte entgegentreten. 
Denn der Ritterstand soll, einem ausdrücklichen Zeugnisse zu- 
folge"), etwa fünfzig Jahre, d. h. bis auf Sulla im Besitze der 
Gerichte geblieben sein. 

Plutarchs Nachricht über das Sempronische Richtergesetz 
geht dahin'), es seien dreihundert Ritter zu den dreihundert da- 
mals vorhandenen Senatoren hinzu erwählt und diesen sechs- 



a) Cic. Phil. 1 , 8 , 20 in iudice enim spectari ct fortuna debet et 
dignitas. 

b) S. oben S. 57. 

c) S. die Stellen oben S. 59. 
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hundert die Gerichte gemeinschaftlich übertragen worden. Dies 
bedeutet, die dreihundert Senatoren sollten die bisher üblichen 
Gerichte weiterführen, die dreihundert Ritter die neu begründeten 
Gerichte erhalten und in ihnen die Controlle über die Sena- 
toren und die gesammte Sbtatsverwaltung üben. Plutarchs Aus- 
druck und Anschauungswei.se hat etwas Eigenthüraliches. Es 
sollen die Ritter zu den Senatoren hinzugewählt, oder, wie es 
an einer anderen Stelle heisst, mit ihnen vermischt worden 
sein : es muss also eine gewisse Aehnlichkeit zwischen den Se- 
natoren und den Rittern bestanden, ein besonderes Verhältniss 
Veranlassung zu jenem Ausdrucke gegeben haben. Denn er steht 
nicht allein bei Plutarch, sondern wird auch bei späteren 
Gesetzentwürfen angewendet. Dazu kommt, dass sich in Folge 
von Gracchus’ Gesetz ein Stand der Ritter gebildet haben soll; 
auch dies muss seinen Grund in einer eigenthümlichen Einrich- 
tung der Gerichte gehabt haben. 

Wir knüpfen an das frühere Calpurnische Gesetz an : Gracchus 
nahm an ihm nur die für seinen Zweck nothwendigen Aende- 
rungen vor. Nach jenem wurden aus dem Senatorenstande für 
jeden einzelnen Fall die Richter gewählt. Gracchus führte an 
ihrer Stelle die Ritter ein und wenn man dem Verfahren spä- 
terer Gesetze folgt, müsste mau sagen, er habe bestimmt, dass 
jährlich eine Richterliste aus den fortan dazu befähigten Per- 
sonen aufgestellt und dann aus dieser die Richter des einzelnen 
Falles entnommen wurden. Indessen er konnte auch ein und 
für alle Mal eine Richterliste aufstellen und bestimmen, es soll- 
ten aus ihr nicht für ein Jahr, sondern für alle Jahre die nöthi- 
gen Richter erwählt werden. Bestimmte Nachrichten über diesen 
Punkt haben wir nicht, aber die mittelbar gegebenen Andeutun- 
gen sind dafür entscheidend, dass er das letztere Verfahren ein- 
schlug und ein für alle Mal, nicht für ein Jahr die Richterliste 
festsetzen liess. Erstens schloss er sich auf diese Weise genau 
an das zuletzt vorhergehende Gesetz von Calpurnius Piso an 
und dies ist bei dem stufenweisen Fortschritte, den die Ent- 
wickelung des Römischen Criminalprocesses nahm, von nicht 
unbedeutendem Gewichte. Sodann erklärt sich so Plutarchs Aus- 
druck und die Anschauungsweise von einer Vermischung des 
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Senates und der Ritter vollständig. Bis dahin hatte es nur eine 
einzige, für alle Fälle gültige, Richterliste gegeben und zwar 
aus dem Senatorenstande. Gracchus stellte eine neue Richter- 
liste auf, die aus zwei Theilen bestand. Der eine Theil enthielt 
die Senatoren, der zweite die Ritter: jener sollte die bisherigen 
Processe behalten, der zweite die neuen Processe über Amts- 
verbrechen entscheiden. Plutarchs Redeweise ist gerechtfertigt 
und doch bestehen dabei die übrigen Nachrichten, Gracchus habe 
die Schwurgerichte an die Ritter übertragen, als richtig. Ferner, 
Gracchus soll zuerst den Ritterstand begründet haben, nach ihm 
Cicero während seines Consulates. *) Möglich war dies auch, 
wenn jährlich eine andere Richterliste aus nicht -senatorischen 
Personen eines bestimmten Vermögens aufgestellt wurde, aber 
langsamer und schwerer; dagegen unmittelbar bildete sich ein 
neuer Stand , wenn eine für alle Jahre gültige Liste geschaffen 
und ein und denselben Personen für immer das Richteramt über- 
tragen wurde. Endlich, wenn eine jährliche Aufstellung der 
Richterliste stattfand , musste das Aufstellen durch das Sempro- 
nische Gesetz einem bestimmten Beamten aufgetragen werden, 
ganz so wie es in den Bruchstücken des Acilischen Richterge- 
setzes geschieht. Dies war indessen nicht der Fall. Plutarch’’) 
erzählt, als das Volk an C. Gracchus in Folge seines Gesetzes 
die Macht übertragen hätte, die Richtenden auszuwählen, hätte 
er dadurch die Macht eines Alleinherrschers erhalten und selbst 
der Senat hätte sich bewogen gefühlt, auf seine Rathschläge zu 
achten. Dies kann nur von einer dauernden Ernennung der 
Richter verstanden werden; denn eine solche auf ein Jahr hätte 
ihm vielleicht einige aus dem Senate, aber nicht den ganzen 
Senat willföhrig gemacht: Alleinherrschaft entstand daraus eben 
so wenig, wie sie später der Römische Prätor besass, der die 
jährliche Richterliste aufstellte. Wählte dagegen Gracchus die- 
jenigen aus, welche fortan dauernd das Richteramt führen und 



a) Plin. nat. hist. XXXDI, 34 an der oben S. 84 angeführten Stelle. 

b) Plut. C. Gracch. 6 Eitel 5’ o6 jjtdvov täv vdjjiov toyrov 6 

?fj(jLO{. 6XKi *9xe(vni touc xplvovrat ix t<üv lititiiuv tSwxe xaiaXiSat, |io- 
vapyixi^ TU ^Yt-ftSvei itepl aütov, more xal tijv oüyxXtjTov dvij'eoSai onpi- 

ßouXiÜOVTO( aÜTOÜ. 
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die Controlle der Staatsverwaltung üben sollten, so begreift sich 
leicht die überwiegende Macht, welche Gracchus damit erhielt, 
sowie die Willfährigkeit des Senates. Mithin wurden eiu für 
alle Mal die Richter ernannt, aus denen für die einzelnen Fälle 
die Richter zu nehmen waren; das Gesetz hatte bestimmt, Jas 
Volk solle denjenigen erwälilen, der die Richterliste festzustellen 
hätte, und nach dem Durchgehen des Gesetzes erwählte es dazu 
C. Gracchus. 

Die Untersuchung über die Vorsitzenden, welche die neuen 
Schwurgerichtshöfe über Amtsverbrechen zu leiten hatten, bietet 
wegen der Mangelhaftigkeit der Ueberlieferung grosse Schwierig- 
keiten dar. Nach dem Calpurnischen Gesetze war es ein Prätor 
und zwar, wie wir vermutheten, der Fremdenprätor, der ausser- 
ordentlicher Weise neben seinen übrigen Beschäftigungen die 
Leitung der über Erpressung einlaufenden Klagen hatte. Nach 
dem Sempronischen Gesetze waren die Geschäfte des Schwur- 
gerichtes nach zwei Seiten hin erweitert. Erstens umfassten 
sie die Vorverhandlungen bis zum Fällen des Urtheils, zweitens 
bezogen sie sieh auf alle Amtsverbrechen und die Processe wur- 
den so häufig, dass sie eine Controlle der gesummten. Staats- 
verwaltung herbeiführten. Sonach waren die Geschäfte des neuen 
Richters in den Schwurgerichten bedeutend vermehrt. Dass der- 
selbe aus den Prätoren oder den mit prätorischer Macht beklei- 
deten Beamten genommen wurde, ist nicht zweifelhaft. Denn die 
Geschäfte der Consuln waren noch mehr gestiegen und ausser 
den Prätoren besass kein anderer Beamte die zum Herbeifübren 
und Durchführen eines Urtheils nöthige Befugniss. Die Geschäfte 
der Prätoren aber waren seit dem Calpurnischen Gesetze durch 
Vermehrung der Provinzen sehr gewachsen. Es gab zu C. Gracchus’ 
Zeit sieben ordentliche auswärtige Provinzen, Sicilieu, Sardinien, 
die zwei Spanien, Africa, Macedonien, Asien, von denen zwar 
gelegentlich eine oder die andere einem Consul übertragen wurde, 
doch traten ausserordentliche, durch die Kriege veranlasste, 
Aemter ein. Der Prätoren gab es bis auf Sulla sechs, von de- 
nen zwei die Gerichtsbarkeit in der Stadt verwalteten, die übri- 
gen Provinzen erhielten. Um diese Menge von Amtskreisen 
unter die geringe Zahl der Prätoren zu vertheiien, half man sich 
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seit alter Zeit durch Verlängerung der Amtsgewalt für die ausser- 
halb beschäftigten Prätoren , durch sogenannte Prorogation des 
Imperiums. Man mochte damit ausreichen, als seit dem Calpur- 
nischen Gesetze die Leitung der nicht zahlreichen Gerichte über 
Erpressung hinzukam : seit der vermehrten Thätigkeit der Schwur- 
gerichte war dies nicht mehr möglich. Da die Zahl der Prä- 
toren bis auf Sulla dieselbe war, bleibt nur übrig, dass man 
die Amtszeit derselben verlängerte und, wie es in der Zeit nach 
Sulla gebräuchlich war, jeden zuerst in der Stadt, dann ausser- 
dem in einer auswärtigen Provinz dienen liess, so dass die regel- 
mässige Amtszeit fortan zwei, oft mehr Jahre dauerte.®^) Die 
stufenweise Entwickelung musste sein, dass zuerst die beiden in 
der Stadt beschäftigten Prätoren nach Ablauf ihres eigentlichen 
Amtsjahres die Verwaltung einer auswärtigen Provinz erhielten: 
seit die letzteren regelmässig zwei Jahre unter demselben Statt- 
halter zu bleiben pflegten, bestand anfangs eine unbillige Un- 
gleichheit zwischen den städtischen Prätoren, die nur ein Jahr 
dienten, und denen der Provinzen, die zw'ei Jahre im Amte blie- 
ben. Die nächste Stufe war, dass man nach Bedürfniss einen 
oder mehrere von den für die Provinzen bestimmten Prätoren 
zuerst in der Stadt behielt. So bereitete sich allmälig das Ver- 
hältniss vor, wie es zur Sullanischen Zeit als das regelmässige 
erscheint. 

Bald nach C. Gracchus findet sich das erste sichere Bei- 
spiel, dass ein Prätor zuerst in der Stadt sein Amt verwaltet 
und nach Ablauf desselben noch die Verwaltung einer Provinz 
erhält, eine Verbindung, wie sie nach dem älteren Römischen 
Staatsrechte unmöglich war. C. Marius, der Sieger über die 
Cimbern, ärntete, wie Plutarch*) erzählt, während seiner Prätur 
im Jahre 117 v. Chr. nur geringes Lob, nach der Prätur erlooste 
er das jenseitige Spanien und machte sich verdient durch die 
Säuberung seiner Provinz von Räuberbanden. Hier ist ein bestimm- 
tes Zeugniss, dass das Amt in der Stadt beendet war, als eine 



a) Plut. C. Mar. 6 ’Ev Jisv oiv xj axpatTjYfa (leTpfun imivoupievov iau- 
TÄv T.ttfiay f pirta tyjv aTpaxT,Yi'av xXir,pip Xaßcuv xrjv ^xxo{ ’I^Tipi'av 
xai xaSäpai Ä^oxTjpluiv XTjv änapj^ia'*. 
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Verlängerung desselben in der Provinz eintrat. Es liegt nahe, 
diese Veränderung in dem prätorischen Amte mit C. Gracchus 
und mit seinem Richtergesetze zusammenzubringen. Man darf 
sogar noch weiter gehen. C. Gracchus soll ein Gesetz gegeben 
haben, welches man das über die consularischeu Provinzen nennt. 
Dieser Name wird ihm von den alten Schriftstellern nirgends 
beigelegt, er gründet sich nur darauf, dass ein Theil desselben 
über die Consularprovinzen handelte. Wir kennen zwei Be- 
stimmungen desselben. Die erste war, der Senat solle jährlich 
vor der Consulwahl die Provinzen der zu erwählenden Consuln 
festsetzen und die Volkstribunen sollten gegen diesen Senatsbe- 
schluss keinen Einspruch erheben dürfen.“) Die Absicht dieser 
Bestimmung war, die Parteiungen im Senate zu verringern, die, 
wenn die Vertheilung nach der Consulwahl geschah, diese nicht 
nach der Zweckmässigkeit, sondern nach Gunst vorzunehmen 
pflegten.^ Deshalb war auch hinzugefügt, die Volkstribunen 
sollten diesen Senatsbeschluss nicht durch ihre Einsprache hin- 
dern.’’) Sowohl für die Beamten, welche den Vorsitz im Senate 
zu führen pflegten, als auch für die Tribunen waren Strafen 
ausgesprochen, wenn sie gegen das Gesetz handelten. Die zweite 
Bestimmung bezog sich auf die Amtsdauer der Provinzialstatt- 
halter. Als 56 v. Chr. in Folge derselben über die Provinzen 
der Consuln im Senate berathen wurde, setzten die Freunde Cä- 
sars durch, dass demselben Geld zu Sold und zehn Legionen 
zuerkannt, auch angeordnet wurde, er solle nicht nach dem Sem- 



a) Cic. de doin. 9, 24 Tu proviiicias coiisulares, quas C. Gracchus, 
qui unus maxinie popularis fuit, nun modo non ahstulit a senatu, sed ctiam 
ut ncccsse esset quotannis constitui per senatum, lege sanxit, eas lege Sem- 
pronia [)er senatum decretas rescidisti; de prov. cons. 2, 3 Decernendae 
nobis sunt lege Sempronia duao (provinciae); Sali. lug. 27 Lege Sempro- 
nia provinciae futuris consulibus Numidia atque Italia decretae. Bei 
Suet. Caes. 19, wo es sich um eben dieselbe Sache handelt, wird nur der 
Name des Gesetzes nicht hiuzugefügL 

b) Cic. de prov. cons. 7, 17 Katuam, inquit, illas (provincia.s) praeto- 
rias, ut Pisoni et Gabinio succedatur statim. Si hic sinat: tum enim tri- 
bunus intercexlere potcrit, nunc non potest, und nachher Nunquam succe- 
detur illis, nisi cum ea lege referetur, qua intercedi de provinciis non 
licebit. 
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pronischen Gesetae einen Nachfolger erhalten.*) Die ersten fünf 
Jahre von Cäsars Oberbefehl in Gallien liefen am 1. März 54 
ab **) und es musste damals vom Senate festgesetzt werden , ob 
demselben ein Nachfolger geschickt werden sollte oder nicht. 
Mithin bestimmte Gracchus’ Gesetz, es sollte kein Statthalter 
länger als ihm der Oberbefehl ertheilt wäre, in seiner Provinz 
bleiben, auch wohl, der Senat solle zur gehörigen Zeit über die 
Sendung eines Nachfolgers beschliessen. 

Dieses Sempronische Gesetz kann sich nicht auf die consu- 
larischen Provinzen allein bezogen haben. Es giebt keine Pro- 
vinzen, die nothwendiger Weise prätorisch oder consularisch sind : 
jede kann es unter Umständen sein. Indem der Senat bestimmt, 
welches für ein Jahr consularische Provinzen sein sollen, erklärt 
er von selbst die übrigen Provinzen für prätorische. W’enn 
aber bei denen, die zufällig consularisch waren, die Amtsdauer 
genau inne gehalten werden musste, giebt es keinen denkbaren 
Grund zu der Annahme, man sei bei denen, welche ebenso zu- 
fällig prätorisch waren, weniger streng gewesen. Mithin bezog 
sich das Gesetz auf die jährliche Vertheilung der Provinzen über- 
haupt und bestimmte einerseits die Pflichten des Senates dabei, 
andererseits schränkte es die Gewalt der Statthalter in Zeitr 
gränzen ein. Dass dieses Gesetz, oder, nach Lateinischem Sprach- 
gebrauche, diese gesetzlichen Bestimmungen ein besonderes Ge- 
setz bildeten, und als solches vom Volke angenommen wurden, 
ist nicht wahrscheinlich, schon deshalb nicht, weil wir keine 
Kunde von einem solchen Gesetze über die Provinzen überliefert 
haben. Auch dass es ein und dasselbe mit dem über die Pro- 
vinz Asien, von dem uns erzählt wird, sei, ist nicht möglich. 
Das Gesetz über Asien bestimmte, wie aus der einzigen Erwäh- 
nung desselben erhellt*'), dass die Zölle Asiens in Rom von den 



a) Cic. p Balb. 27, 71 Idom (senatiis) in angtistiis aerarii victorem 
exercitum stipendio affecit, imperatori (C. Caesari) decem legatüs decrevit, 
lege Semproiiia succedendiim uon censuit; id. epist. I, 7, 10 et Stipendium 
Caesari dccrctum est et decem legati et ne lege Sempronia succederetur, 
facile perfectum est. 

b) Bei Cic. in Verr. 111, 6, 12 Inter Siciliam ceterasque provincias in 
agroruin vectigalium ratione hoc intcrest, quod ceteris aut impositum ve- 
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Ceiisoren verpachtet werden sollten: es wurde nach aller Wahr- 
scheinlichkeit zur Zeit, wo Asien Provinz wurde, erlassen, d. h. 
von Tiberius Gracchus, von dem wir überdein wissen'), dass er 
über Asien und die Erbschaft des Königs Attalus gesetzliche 
Bestimmungen erliess. Mit C. Gracchus hat dieses Semprouisclie 
Gesetz niclits zu thun. 

Dagegen ergiebt sich jetzt die Wahrsclieinlichkeit , dass 
Gracchus' Bestimmungen über die Amtsdauer der auswärtigen 
Statthalterschaften und über die Anweisung derselben an die 
Consuln zu verbinden sind mit denjenigen Anordnungen, welche 
zu gleicher Zeit über die Amtsdauer der Prätoren erlassen sein 
müssen. Beide Gegenstände haben die genaueste Verwandtschaft 
mit einander: beide werden nach Lateinischem Sprach gebrauche 
gleicher Weise als Vertheilung der Provinzen bezeichnet. Und 
wiederum stehen diese Bestimmungen über die Provinzen in 
enger Beziehung zu C. Gracchus’ Richtergesetz, das nicht nur 
die Einsetzung eines neuen Richterstandes bezweckte, sondern 
den gesummten Kreis der Amtsverbrechen umfasste und eine 
durchgehende Controlle der Staatsverwaltung durch den Ritter- 
stand herbeiführte. Dabei war es nothwendig, gesetzliche Be- 
stimmungen darüber zu erlassen, wie lange das Amt der Beam- 
ten dauern sollte, wie die einzelnen Amtskreise zu vertheilen 
wären, für den Senat sowohl wie für die Beamten die Grenzen, 
innerhalb deren sie sich zu bewegen hatten, festzustellen. Dass 
dergleichen in den Gesetzen über Amtsverbrechen vorgeschrieben 
zu werden pflegte, beweisen die späteren Cornelischen und Ju- 
lischen Gesetze: sie scheinen dem Vorgänge von C. Gracchus, 
der zuerst den Begriff der Amtsverbreclien bestimmte, gefolgt zu 
sein. Sein Gesetz ist demnach ausserordentlich umfangreich ge- 
wesen, war durch die [)olitischen Bestrebungen seines Bruders 
vorbereitet und hatte für jeden Zweig der Staatsverwaltung die 
Wichtigkeit, welche ihm von den Schriftstellern beigelegt zu 
werden pflegt. 



ctigal est certura, quod »tipendiarium dicitur — , aut ceusoria locatio con- 
stituta est, ut Asiae lege Semproula. 
a) Plut. Ti. Gracch. 14. 
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In Bezug auf die Prätoren bestand die natürliche Entwicke- 
lung darin, denjenigen, welche während ihres Amtsjahres in 
Rom blieben, noch eine auswärtige Provinz zuzuweisen: der nächste 
Schritt war, mehr als zwei Prätoren, nach dem Bedürfnisse, zu- 
erst in der Stadt, dann in der Provinz zu beschäftigen. Bis auf 
Sullas Zeit kam nur eine Provinz, das transalpinische Gallien, 
als achte hinzu, im Jahre 100 v. Chr. durch C. Marius ge- 
schaffen : man rechne dazu die zwei alt hergebrachten städtischen 
Präturen , und ein oder zwei neue für die Processe über Amts- 
verbrechen, und man begreift, wie man, bei hier und dort ein- 
tretender Verlängerung der Amtszeit mit den sechs jährlich er- 
wählten Prätoren auskam. Demnach wird man bis auf Sulla 
theils Prätoren, theils Proprätoren als Statthalter auswärtiger 
Provinzen finden, die letzteren in grösserer Anzahl, je mehr beim 
Wachsen des Staates und dem Fortgange der Zeit die Geschäfte 
sich mehrten. Sulla selbst war Prätor im Jahre 93 v. Chr., 
wahrscheinlich „städtischer Prätor ” ; denn die Pracht der Spiele, 
die er gab, wird gerühmt.*) Als solcher blieb er in Rom; aber 
nach der Prätur erhielt er die Provinz Cilicien’’) und dazu 
ausserordentlicher Weise den Auftrag, den König Ariobarzanes 
von Cappadocien wieder einzusetzen. ') Ebenso scheint es sich 
mit dem Redner M. Antonius verhalten zu haben. Er war Prä- 
tor 104 V. Chr. und bekämpfte dann die Seeräuber in Cilicien. 
Er sagt selbst von sich bei Cicero"), er sei auf seiner Reise nach 
Cilicien als Proconsul nach Athen gekommen und dieser Aus- 
druck scheint genauer zu sein als wenn es in dem Auszuge aus 
Livius“) heisst, M. Antonius habe als Prätor die Seeräuber in 
Cilicien verfolgt. Dagegen Q. Mucius Scaevola Augur war etwa 
120 V. Chr., bald nach C. Gracchus’ Tode, Prätor Q: er verwal- 



a) Plin. nat. hist. VllI, 53. 

b) App. Mithrid. 57; bell. civ. 1, 77. 

c) Plut. Süll. 5. 

d) Cic. de omt. I, 18, 82 cum pro consule in Ciliciam proficiscens ve- 
nissem Athenas. 

e) Liv. per. LXVIH M. Antonius praetor in Ciliciam piratas persecu- 
tus est 

f) Cic. de orat. II, ü7, 269. 
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tete Asien während der Prätur selbst; er sagt bei Cicero*), er 
sei als Prätor nach Rhodus gekommen. Sein Vetter Q. Mucius 
Scaevola Pontifex, der etwa 100 v. Cbr. Prätor in Rom gewesen 
war, verwaltete erst nach Ablauf der einjährigen Amtszeit neun 
Monate laug’') Asien als Proconsul.') Von den Halesinern, 
einer Gemeinde Siciliens, die im Jahre 95 v. Ohr. den Senat 
gebeten hatten, ihnen Gesetze über die Bildung ihres Gemeinde- 
vorstandes zu geben, erzählt Cicero**), der Senat hätte den Prä- 
tor C. Claudius Pülcher beauftragt, diese Gesetze abzufassen. 
Es ist gewöhnlich, dass solche Provinzialgesetze nach dem Auf- 
träge des Senates durch die Statthalter der Provinzen gegeben 
werden. Wir haben also aus einer nahe an Sulla grenzenden 
Zeit das Beispiel eines Prätors, der während seines Amtsjahres 
selbst die Verwaltung einer Provinz führte. 

Hiernach konnte zum Vorsitzenden der Gerichte über Amts- 
verbrechen in Folge des Sempronischen Gesetzes sehr wohl ein 
besonderer Prätor bestellt werden. Anfangs mochte der Fremden- 
prätor, wie früher nach dem Calpurnischen Gesetze*), den Vor- 
sitz führen: als die Processe sich mehrten, war die Möglichkeit 
zu einem besonderen Prätor, später auch zu mehreren, gegeben. 
Wir haben selbst Nachricht von einem Prätor, der gegen Ende 
dieses Zeitraums, als die Beschäftigung mehrerer Prätoreu in 
der Stadt erlaubt, aber noch nicht durch das Cornelische Gesetz 
befohlen war, erwähnt wird. Auf einem Denksteine für C. Clau- 
dius Pülcher, den Consul des Jahres 92 v. Chr. , heisst es*), 
derselbe sei gewesen nach der cundisclien Aedilität Untersuchungs- 
richter über Giftmischerei, Prätor für Erpressung. Darnach gab 
es also etwa 94 v. Chr. einen besonderen Prätor, der die Pro- 
cesse über Erpressung leitete. Die Geschäfte des Vorsitzenden 
hatten sich gemehrt und einen selbständigeren Charakter ange- 
nommen. Derselbe hatte früher nur das Verfahren in iudicio 



a) Cic. de orat. I, 17, 75 Cum ego praetor Rlioduni venissoin. 

b) Cic. ad Att. V, 17, 5. 

c) Liv. per. LXX. 

d) Cic. in Verr. I, 49, 122. 

e) S. oben S. 28. 

f) Corp. Inscr. 1 p. 279 aed. cur. iudex q. veneficiis pr. repetuudis. 
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geleitet, das Verfahren in iure war zum Theil beim Senate 
gewesen, nach dessen Entsclieidung erst das Gericht zusammen- 
trat. Jetzt konnte es Niemandem mehr einfallen, ausser wenn 
er nur eine Beschwerde führen, nicht ein Gericht herbeiführen 
wollte, sich an den Senat zu wenden. Unmittelbar ging jeder 
Entscheidung die förmliche Anklage mit ihren einzelnen Theilen, 
die Einsetzung der patroni für beide Parteien, die Bevollmäch- 
tigung derselben zur Herbeischalfung der Beweismittel vorher. 
Bei dem Verfahren in iudicio selber standen die Vorsitzenden 
jetzt nicht anders als früher: sie hatten ebenfalls nur das Urtheil 
zu verkünden, ohne einen andern als mittelbaren Einfluss dar- 
auf auszuüben und ohne für dasselbe verantwortlich zu sein. 
Dagegen nach dem Urtheile war die Befugniss des Vorsitzenden 
wieder grösser als früher. Zwar eine litis aestimatio hatte es 
auch nach dem Oalpurnischen Gesetze gegeben : sie musste auch 
nach dem Sempronischen stattfinden und zwar selbst dann, wenn 
wegen grösserer Verbrechen als blosser Erpressung Ehrlosigkeit 
oder Verbannung als Strafe ausgesprochen wurde. Zur Ausfüh- 
rung eines solchen Urtheils bedurfte der Prätor einer höheren 
Gewalt als sie früher, wo auf blosse Entschädigung er kann t 
wurde, nöthig gewesen war. 

Eine Veränderung des eigentlichen Verfahrens scheint durch 
das Sempronische Gesetz nicht eingeführt worden zu sein. Wenn- 
gleich wir dies nicht aus Nachrichten über einzelne Processe 
schliessen können, so darf man es doch daraus folgern, dass es 
auch ferner erlaubt war beliebig viele Termine anzusetzen: erst 
ein späteres Gesetz beschränkte deren Zahl auf zwei. Gleich- 
wohl musste sich bei den häufiger werdenden Anklagen, dem 
Bestreben der Richter, eine wirksame ControUe über die Staats- 
verwaltung zu führen, der Erheblichkeit der zuerkannten Strafen 
eine Gerichtssitte ausbilden und diese wiederum allmälig zu ge- 
setzlichen Anordnungen führen. Erst von jetzt an konnte von 
einem Schwurgerichte im eigentlichen Sinne des Wortes die 
Rede sein. Die früher“) angeführte Stelle Appians, wo er vön 
der wachsenden Macht der Ritter spricht, beweist, dass ein und 



a) Appian. bell. civ. 1, 22 au der S. 70 angeführten Stelle. 
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dieselben Richter in ein und demselben Processe je nach Befin- 
den der Umstände auf Geldersatz oder auf Strafe erkennen 
konnten. Es mochte also der Process (quaestio) einer über 
Erpressungen (repetundarum) oder über Amtserschleichung 
(avnMtus) genannt werden, je nach der angestellten Anklage, 
der Vorsitzende war ein und derselbe, die Strafe richtete sich 
nach dem Ergebnisse der gerichtlichen Untersuchung. Früher 
war, wenn sich bei dieser Anzeichen eines stärkeren Verbrechens 
als blosser Erpressungen zeigten, die einzige Möglichkeit geblie- 
ben, dass einer der Volkstribunen die Sache aufiiahm und in 
ausserordentlichem Verfahren vor dem Volke zur Entscheidung 
brachte. Jetzt durften die Richter unmittelbar entscheiden, die 
Rechtspflege über Amtsverbrechen wurde leichter und regelmässi- 
ger, die Geschworenen hatten die Vertretung des Volkes über- 
nommen. 

Leider haben wir keine Nachricht über die Zahl der Richter 
im einzelnen Processe und die Art und Weise ihrer Einsetzung 
Wir erfahren nur aus C. Marius’ Processe*), dass sie nach Stim- 
menmehrheit entschieden, was alte Römische Sitte in dem Bei- 
rathe, welchen Beamte zu haben pflegten, war. Ich glaube, C. 
Gracchus bat in beiden Beziehungen wenig gegen früher geän- 
dert. Die Zahl der Senatoren betrug damals, wie Plutarch be- 
merkt, etwa dreihundert: davon gingen vielleicht die Beamten, 
denen man keine neuen Geschäfte auflegen konnte, ab. Die 
gleiche Zahl hatten die Sempronischen Ritter, denen man aller- 
dings, da sie sonst niclits für den Staat leisteten, grössere Thä- 
tigkeit zumuthen konnte. Aber dafür waren die Processe, welche 
sich auf alle Aintsverbrechen erstreckten, zahlreicher. Es gab 
keine Veranlassung, die Zahl der Richter bedeutend zu ver- 
mehren. Auch die Wahl derselben konnte die.selbe bleiben wie 
bei dem Calpurnischen Gesetze. Von einer Erloosung und dar- 
auf folgenden Verwerfung durch die Parteien findet sich noch 
keine Nachricht. Vielleicht ernannte einen Theil der Ankläger, 
einen gleichen Theil der Angeklagte und der Vorsitzende gab 
einen Obmann. Dabei einte sich Billigkeit mit dem Grundsätze, 



a) S. oben S. 76. 
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die möglichst geringen Veränderungen in dem Bestehenden vor- 
zunehmen. 

C. Gracchus hat die Zahl derjenigen, welche vor das Schwur- 
gericht gestellt werden durften, nicht vermehrt. Appian“) deu- 
tet au, das Gesetz sei gegen die Senatoren gerichtet gewesen: 
ungerechte Richter wollte es nur, wenn sie Senatoren waren, 
vor das Schwurgericht stellen. Demnach w’aren als solche, ge- 
gen welche eine Klage auf Amtsverbrechen gerichtet werden 
konnte, genannt alle senatorischen Beamten und überhaupt alle 
Senatoren. Es wäre indessen unbillig gewesen, wenn man an- 
dere Beamte, welclie nicht nothw’endiger Weise senatorisclien 
Standes zu sein brauchten und doch eine selbständige Stellung 
hatten, nicht inbegriffen hätte: in dem späteren, ebenfalls von 
Amtsverbrechen handelnden Gesetze werden sie ausdrücklich ge- 
nannt, der Volkstribun, Quästor, Triumvir für Capitalsachen, 
Triumvir für Ackervertheilung , Militairtrihun einer der vier 
städtischen Legionen. Ohne Bedenken darf man annehmen, 
dass C. Gracchus auch sie unter den Beamten, welche der Ge- 
richtsbarkeit der Ritter unterworfen sein sollten, nannte. Be- 
sonders unter ihnen zu bemerken sind die Volkstribunen. Sie 
waren nach altem Rechte unverantwortlich’’): Processe gegen 
sie wegen ihrer Amtsführung waren sehr selten gewesen und 
wurden selbst von den grössten Volksfreunden gemissbilligt 
Von jetzt an sollten sie, gleich allen andern Beamten, verant- 
wortlich sein und dass dabei nicht bloss etwaige Schuld, son- 
dern ihr ganzes politisches Verhalten überhaupt zur Erwägung 
kam, war natürlich. Es ist glaublich, dass Gracchus bei der 
grossen Demüthigung, welche er dem Senate zumuthete, seiner- 
seits dieses mehr scheinbare als wirkliche Opfer brachte, da 
meistentheils auch die Volkstribunen aus senatorischen Familien 
entnommen wurden. Von den Begleitern, der sogenannten Ge- 
hörte der Provinzialstatthalter, waren demnach alle, welche se- 
natorischen Standes waren, dem neuen Gesetze unterworfen, die 
Römischen Ritter, welche wichtige Stellung sie auch in dem 
Rathe des Feldherrn einnehmen mochten, nicht. 

a) An der früher S. 70 angeführten Stelle. 

b) Man sehe Band I, 1, 200 und oben S. 84. 
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Indessen die genannten Beamten konnten vor dem Schwur- 
gerichte nur angeklagt werden nacli dem Ablaufe ihres Amtes. 
Es liegt dies in der Natur der Sache. Der Gerichtshof konnte 
nicht die Befuguiss erhalten, durch Verurtheilung zu einer Ehreu- 
strafe oder gar zur Aechtuug Jemanden, welcher vou dem RQ- 
mischen Volke eine Ebrenstelle erhalten hatte, abzusetzeu ; sonst 
hätte er über dem Volke gestanden. Ausdrücklich bezeugt wird 
dies bei dem folgenden Gesetze über Amtsverbreclien. Wollte 
Jemand einen Beamten während seines Amtes anklagen, so blieb 
bei den vom Volke gewählten nur die Vermittelung des Volkes 
selbst übrig, oder bei den mit verlängerter Amtszeit in die Pro- 
vinzen entsendeten die iles Senates. Denn diese aus dem alten 
Rechte stammenden Rechts- und Beschwerdewege durch die 
neuen Schwurgerichte aufzuhebeu fiel Gracchus nicht ein. Es 
bestand also auch fernerhin das alte civilrechtliche Verfahren 
gegen Beamte, welche von Römischen Bürgern durch eine actio 
sacramento zum Ersätze des ungesetzlich Geraubten angehalten 
werden durften, es bestand die Gerichtsbarkeit des Volkes, das 
in Ceuturiat- oder Tributcomitien auf Anregung der betreffenden 
Beamten ein ausserordentliches Gerichtsverfahren*) halten durfte; 
das erste steht durch ein ausdrückliches Zeugniss Ciceros'’), 
das zweite durch Beispiele fest. Es musste aber auch natür- 
licher Weise dem Senate das Recht bleiben, 'einen Beamten, wel- 
chem er seine Macht verliehen hatte, sobald er dessen Mass- 
regeln missbilligte, zurückzurufen. Nur wurden alle diese Fälle 
seltener. Das neue Verfahren war Jederman leicht zugänglich 
und bot bei dem politischen Gegensätze, welchen die neuen 
Richter gegen die Beamten und Senatoren bildeten, sichere Ge- 
währ für Gerechtigkeit, für rücksichtslose Strenge dar. 

C. Gracchus hatte bei seinem Gesetze keine juristischen 
Zwecke verfolgt. Er missbilligte nicht das alte Griminalver- 
fahren, sondern liess es ungeäudert bestehen. Es war nicht ein 
Mangel au gesetzlichen Bestimmungen, dem er durch Aufstellung 
neuer Begriffe abhelfen wollte. Denn davon finden sich nur ge- 

a) Man sehe Band I, 2, 239 flgd. 

b) S. Cic. div. ö, 17. Vergl. oben S. 49. 
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ringe Spuren und das vorhergehende Gesetz von L. Piso war 
in dieser Beziehung wichtiger gewesen. Er erfand auch nicht 
neue Formen für die Bestrafung von Amtsverbrechen ; denn er 
scheint nur- die hergebrachten auf das von ihm gegründete Ver- 
fahren übertragen zu haben. Seine Absicht war eine durchaus 
politische und ist ihm vollständig gelungen. Die Folgen seiner 
Massregel und die Kämpfe, welche sich an dieselbe knüpften, 
konnten zunächst nur politische sein : die Parteien , welche schon 
früher um den Besitz der Macht gestritten, machten von jetzt 
an die Schwurgerichte zum Mittelpunkte ihrer Kämpfe. Indessen 
mittelbar ergaben sicli dabei auch Folgen von der grössten Be- 
deutung für die Römische Rechtsptlege. Zuerst wurden bei den 
Gerichten über Amts verbrechen neue Formen des Verfahrens 
ausgebildet, und vermittelst ihrer gelang es später einem Staats- 
manne, der über der Parteileidenschaft stehend Dauerndes zu er- 
reichen suchte, für das gesammte Criminalrecht ein frisches und 
lebensvolles Verfahren zu schäften. 



Siebentes Capitel. 

Mothwendigkeit eines neuen Riebtergesetzes. Verschiedene Ansichten über 
die uns erhaltenen Brnchstttcke eines Riebtergesetzes. Hachrichten aber 
den Inhalt des von den Schriftstellern erwähnten Acilischen nnd Servi- 
Ibcben Gesetzes nnd Beweis, dass beide über alle Amtsverbrechen, nicht 
über Erpressungen allein handeln. Inhalt des uns inscbriftllch überliefer- 
ten Gesetzes: es bezog sich ebenfalls nicht ansschliesslich auf das Ver- 
brechen der Erpressung, sondern auf alle Amtsverbreeben überhaupt. 
Der Name Repetnndengesetz nnd der Sprachgebrauch in Bezug auf die 
Gesetze nnd die Verbrechen. Name des Gesetzes, welchem die insebrift- 
lichen Bruchstücke angehören. Verhältniss des Acilischen nnd Servilischen 
Gesetzes zu einander. Zeit des Acilischen Gesetzes. Erwähnung desselben 
in einer Griechischen Inschrift: aus derselben lässt sich nur wenig über 
die Zeit, in der es gegeben wurde, folgern. Beweis, dass die uns erhal- 
tenen Brnchstttcke dem Acilischen Gesetze angeboren. Erwähnung des 
Rubrischen Gesetzes. 

C. Gracchus hatte eine bestimmte Classe von Bürgern zur- 
Beaufsichtigung der Staatsverwaltung berufen, und diese nach 
Ermächtigung durch das Volk aus den wohlhabendsten Bürgern 

7 * 
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nichtsenatorischen Standes genommen. Seine Gesetzgebung 
mochte ihren beabsichtigten Zweck, die Macht des Senates zu 
brechen, erreichen; aber sie war unvollständig und musste bald 
neue Gesetze hervorrufen. Der Senat, welcher die Verwaltung . 
führte, ergänzte sieh fortwährend durch die von dem Volke ge- 
wählten Beamten und erhielt seine förmliche Erneuerung durch 
die in bestimmten Zeiträumen ernannten C'ensoren. Dagegen 
die neuen Richter bildeten einen bleibenden Stand: sie mussten 
sich durch Tod und Austritt an Zahl verringern. Es war mög- 
lich , sogleich im Gesetze Anordnungen über ihre Ergänzung zu 
treffen; doch haben wir darüber keine Nachricht und dürfen es 
kaum annehmen: Gracchus’ Richtergesetz bedurfte also nach 
kurzer Zeit der Erweiterung. Selbst wenn er über die Ergän- 
zung der Richterliste eine Bestimmung getroffen hätte, führte 
das Streben der von Gracchus aufgeregten Democratie, der in 
diesem Falle auch die Optimaten beistimmten, dazu, andere und 
weitere Elemente aus dem Volke heranzuziehen. Die nächste 
Gesetzgebung über die Gerichte musste demnach die Absicht 
haben, eine andere und zwar wo möglich eine in kürzeren Zeit- 
räumen wechselnde Feststellung der Richterliste herbeizuführen. 

Wir besitzen ansehnliche Bruchstücke eines Gesetzes, welche 
die Einrichtung von Schwurgerichten zum Gegenstände haben. Sie 
haben in neueren Zeiten überaus gelehrte und scharfsinnige Be- 
arbeiter gefunden und liegen uns in genauester Abschrift vor, 
wie es sich für ein so wichtiges Denkmal des Alterthums ge- 
ziemt.“) Sie gewähren uns eine Kenntniss von den Einzelheiten 
des Schwurgericbtsverfahrens , wie wir sie sonst weder aus den 
sparsamen Berichten der Schriftsteller durch mühselige Folge- 
rungen, noch aus den zweifelhaften Andeutungen in den auf uns 
gekommenen gerichtlichen Reden gewinnen können, lieber den 
Namen des Gesetzes, zu dem jene Bruchstücke gehören, ist man 
verschiedener Ansicht. Während man früher in ihnen Ueberbleibsel 
des Servilischen Gesetzes zu erkennen glaubte und sie demge- 
mäss ergänzte, schrieb man sie später dem Acilischen oder irgend 
einem andern Gesetze, dessen Urheber uns nicht genannt würde, 
zu.**) Nur über einen Punkt ist man immer einstimmiger Mei- 
nung gewesen, sie als Ueberbleibsel eines Gesetzes über Er- 
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Pressungen anziisehen. In gleicher Weise hat man das Acilische 
und Servilische Gesetz, wie man auch sonst über ihren Inhalt 
und die Zeit ihrer Abfassung urtheilen mochte, immer für ein 
solches gehalten, das nur für das Verbrechen der Erpressung 
gegolten habe. Diese Meinung ist weder für die uns erhaltenen 
Bruchstücke iu deren Inhalte noch für die beiden andern Ge- 
setze in den von den Schriftstellern überlieferten Nachrichten 
begründet: sie steht überdem mit der Entwickelung des Römi- 
schen Gerichtsverfahrens und der inneren Wahrscheinlichkeit in 
Widerspruch. 

Von dem Acilischen Gesetze haben wir nur sehr geringe 
Nachrichten iu den Reden Ciceros gegen Verres. Er sagt ein- 
mal, nach dem Acilischen Gesetze hätte das Römische Volk die 
besten Gerichte und die strengsten Richter über Erpressimgeu 
gehabt“), das andere Mal in Bezug auf den Process des wegen 
Erpressungen angeklagten Verres •’), es seien nach dem Acilischen 
Gesetze Viele bei einmaliger Verhandlung der Sache verurtheilt 
worden. Dazu macht der unter dem Namen des falschen Asco- 
nius bekannte Scholiast die aus den Worten Ciceros sich erge- 
bende Bemerkung, Acilius hätte ein sehr strenges Gesetz über 
Erpressungen gegeben, und ferner eine ebenfalls aus dem Zu- 
sammenhänge bei Cicero hervorgehende, aber falsch aufgefasste 
und verkehrt ausgedrückte Bemerkung iu Bezug auf die durch 
das Acilische Gesetz noch gestattete sogenannte ampliatio. “) 
Aus diesen Nachrichten darf man den Schluss ziehen , dass das 
Acilische Gesetz über Erpressungen geliandelt habe und nach ihm 



a) Cic. in Verr. Act. I, 17, 51 Fac tibi pateruae legis Aciliae vcniat 
in menteni, qua lege populus Ronianus de j)cciuiiis repetttndis optimis iu- 
dieiis severissimisque iudidbus usus est. 

b) Cic. in Verr. 1, 9, 26 Ego tibi illain Aciliam legem restituo, qua 
lege inulti semel accusati, scmel dicta causa, seinel auditis testibus con- 
demnati sunt, nequaquaui tarn mauifestis ueque tantis crimiuibus, quantis 
tu convinceris. 

c) Pseudo -Ascon. p. 149 Orell. M.’ Acilius Glabrio legem Aciliam tulit 
de pecuniis repetundis severissimam , in qua ne comperendinari ([uidem 
licet rcum, und p. 165 Aciliam legem) Acilii Glabrionis, patris huiusce 
praetoris , de quo etiam supra dixit , quae lex neque comperendinationem 
ueque ampliationem habet. 
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Nachrichten über das Servilische Gesetz. 



Processe wegen Erpressungen angestellt werden durften; aber 
dass es ein Repetundengesetz war, d. h. dass es nur über Er- 
pressungen handelte und nicht auch viele andere Verbrechen 
nach ihm vor Gericht gezogen werden durften, folgt daraus 
nicht. Es ist dies eine unbegründete Folgerung der Gelehrten, 
welche zu vielen falschen Ansicliten über die Schwurgerichte 
und deren Entwickelung Veranlassung gegeben hat. 

lieber das Servilische Gesetz besitzen wir etwas ausführ- 
lichere Nachrichten. Zuerst erzählt Cicero*) von M. Scaurus, 
derselbe sei von Q. Servilius Caepio nach dem Servilischen Ge- 
setze angeklagt worden, als die Gerichte im Besitze des Ritter- 
standes waren und nach Verurtheilung von P. Rutilius Niemand 
so unschuldig erschien, dass er sie nicht gefürchtet hätte, und 
dazu macht der ächte Asconius die Bemerkung, Scaurus sei, 
weil er sich Hass zugezogen und gegen die Gesetze Geld ge- 
nommen hätte, von Q. Servilius Caepio wegen Erpressungen an- 
geklagt worden nach dem von Servilius Glaucia gegebenen Ge- 
setze. Sodann haben wir Nachricht von zwei einzelnen Bestim- 
mungen des Servilischen Gesetzes, zuerst, dass es nur zwei 
Termine gestattete, also die comperendinatio einführte, ferner 
dass es in bestimmten Fällen als Belohnung das Bürgerrecht 
ertheilte, endlich dass es ein Capitel enthielt über die gericht- 
liche Beitreibung des erpressten Geldes von denen, in deren Be- 
sitz es gekommen wäre.*’) Auch hieraus darf man nur schliessen, 
dass das Servili.sche Gesetz über Erpressungen handelte: ein 
Beweis, dass die andern Verbrechen ihm fern blieben, liegt darin 
nicht. Wenn man also behauptet, das Acilische und Servilische 
Gesetz seien Repetuiidengesetze und darunter solche versteht. 



a) Cie. p. Seaur. p. 21 Rcus est factus a Q. Servilio Caepionc lege 
Servilia, cum iiidicia penes eipiestrem ordinem esseiit et P. Rutilio da- 
muato nemo tarn iiinocons videretur, ut non tiineiet illa. Dazu Asconius: 
Q. Servilius Caepio Scaurura ob legationis Asiaticae invidiani et adversus 
leges pecuuiarum captarum reum fecit repetundarum lege, (]uain tulit Ser- 
vilius Glaucia. 

b) Cie. p. Rab. Post. 4, 9 lubet lex lulia persequi ab iis, ad quos ea 
J)ecuni8^ quam is ceperit qui damnatus sit, pervenerit. — sin hoc totidem 
verbis translatum caput est, quot fuit non modo in Cornelia, sed etiam 
ante in lege Senilia cet. 
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die ausschliesslich über Erpressung handelten, so geht man über 
die überlieferten Zeugnisse hinaus und spricht eine Vermuthung 
aus, die allerdings wahr sein kann, aber der Bestätigung durch 
andere Nachrichten oder die innere Wahrscheinlichkeit bedarf. 

Eine solche Bestätigung findet sich nicht: im Gegentheil 
spriclit die Natur der Sache auf das Bestimmteste dagegen. Man 
mag sich die einzelnen Schwurgerichtshöfe (quaestiones), welche 
irriger Weise schon für diese Zeit angenommen werden, noch 
so sehr getrennt denken, so ist dennoch die Annahme gewisser 
Verschiedenheiten bei ihnen unmöglich. Z. B. das Sempronische 
Gesetz hatte die Aufstellung der Richterliste aus den Römischen 
Rittern mit Ausschluss der Senatoren anbefohlen: es ist un- 
möglich zu glauben, einige Schwurgerichte, wie etwa die über 
Erpressungen, hätten ihre Richter aus der Sempronischen Richter- 
liste, andere dagegen aus den Senatoren entnommen, selbst wenn 
man, was wir als falsch erwiesen haben, dennoch annehmen 
wollte, es habe vor C. Gracchus andere Schwurgerichtshöfe als 
über Erpressung gegeben und diese seien eigentliche Gerichts- 
höfe, nicht bloss Senatsausschüsse gewesen. Das Sempronische 
Gesetz muss alle Gericlitshöfe, die damals eingesetzt wurden, 
über alle Verbrechen, welche überhaupt dem neuen Verfahren 
zugewiesen wurden, umfasst haben imd wir haben dafür das 
ausdrückliche Zeugniss Appians*), der als Folge des Sempro- 
nischen Gesetzes die Verhängung aller möglichen Strafen, d. h. 
die Verfolgung aller Verbrechen von Senatoren angiebt. W'er 
das Ergebniss unserer Untersuchung, dass Gracchus die Ahn- 
dung der Amtsverbrechen des regierenden Standes beabsichtigte, 
festhält, wird an dieser Ausdehnung des Sempronischen Gesetzes 
auf alle Schwurgerichtsprocesse noch weniger zweifeln. Es ist 
eine unmögliche Annahme, wenn ein neuerer Gelehrter, welcher 
das Acilische Gesetz für ein Repetundengesetz erklärt, glaubt, 
dasselbe sei gegeben worden, um das Sempronische Richter- 
gesetz auf das Verbrechen der Erpressung anzuwenden.*'^) Die- 
ses Verbrechen war erweislich das erste, wegen dessen das neue 
Verfahren geschaffen wurde, es hatte den Vorwand für die Ver- 

a) Vergl. oben S. 70. 
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änderung gegeben, und C. Gracchus sollte es fibergjingen haben ! 
Man müsste glauben, er hätte ein ideales, in der Luft schwe- 
bendes Gesetz über die zukünftige Auswahl der Richter gegeben, 
und es andern Gesetzgebern überlassen, seine Anordnung durch 
Anwendung auf die Verbrechen in das wirkliche Leben einzu- 
führen. Unmittelbar bei allen Schwurgerichten mussten die Rit- 
ter als Geschworene eintreten. 

Ebenso verhält es sich mit andern Veränderungen des Pro- 
zessverfiihrens. Das Servilische Gesetz soll die sogenannte conw 
perendinatio eingeführt haben. Früher hatte es den Schwurge- 
richten freigestanden, so viele Termine als ihnen beliebte, zu 
halten : sie missbrauchten dies , indem sie Processe so lange 
hinzogen, bis die Aufmerksamkeit sich auf etwas anderes wen- 
dete, und dann Freisprechung eintreten Hessen. Man verschärfte 
deshalb das Verfahren, indem man nur zwei Termine gestattete, 
an deren Ende das Urtheil gesprochen werden musste. Es ist 
unglaublich, dass man bei einigen Schwurgerichtsprocessen diese 
Verschärfung eintreten Hess, während man bei andern die frü- 
here Milde beibehielt, und die Schriftsteller berichten allgemein, 
das Servilische Gesetz habe zwei Termine eingeführt, nicht, es 
habe sie nur bei Processen über Er[)ressung eingeführt. Aller- 
dings hat es je nach der V'erschiedenheit der Verbrechen auch 
eine Verschiedenheit im Verfahren gegeben. Indessen diese Ver- 
■schiedenheit hängt dann mit der Eigenthümlichkeit des Verbrechens 
zusammen und betrifft nicht so wesentliche Punkte, als es die 
Aufstellung einer andern Richterliste und die Beschränkung auf 
eine bestimmte Anzahl von Terminen sein würde. Wenn es also 
heisst, das Servilische Gesetz habe die Comperendination ein- 
geführt, so Hegt darin ein Bewei.s, dass es über die Schwurge- 
richte überhaupt gehandelt hat und diejenigen Nachrichten der 
Schriftsteller, nacli denen es sich auf Erpressungen bezogen 
haben soU, nicht eine Bezugnahme auf diese ausschliesslich an- 
deuten.*^) Mau wird daraus einen viel engeren Zusammenhang 
der einzelnen Schwurgerichte, als man bisher anzunehmen ge- 
neigt war, folgern dürfen. Wenn aber das Servilische Gesetz ein 
allgemeines über alle Schwurgerichte war, so wird man dem 
Acilischen, mit welchem es zusammengestellt und vergUchen 
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wird, eben denselben Charakter zuzuschreiben haben. Dazu 
kommt, dass Cicero von ihm sagt*), die Richter nach ihm seien 
sehr streng gewesen. Es enthielt also Bestimmungen über das 
Verfahren und diese konnten nicht den Processen über Erpres- 
sung eigenthümlich, soiidern nur allen, welche vor Schwurge- 
richten zur Verhandlung kamen, gemeinsam sein. Hieraus folgt, 
dass die Erwähnungen des Servilischen und Acilischen Gesetzes, 
welche wir bei den Schriftstellern finden, eine allgemeine Be- 
deutung derselben beweisen und gegen ihre Beschränkung auf 
das eine Verbrechen der Erpressung sprechen. 

Ein gleiches Ergebniss gewinnt man aus der Betrachtung 
der Bruchstücke des inschriftlich überlieferten Richtergesetzes, 
welches man jetzt fälschlich ein Repetundengesetz nennt. Man 
wählte diesen Namen, weil im ersten Capitel der Bruchstücke 
von Geldern, die ein Römischer Beamter sich von Bundesge- 
nossen und auswärtigen Nationen unrechtmässiger Weise ver- 
schafft und die deshalb zurückverlangt werden dürfen, die Rede 
ist. Darin liegt kein Beweis, dass das ganze Capitel und das 
ganze Gesetz sich nur auf dieses eine Verbrechen der Erpressung 
bezog, dass es nicht auch alle andern Verbrechen, welche damals 
vor das Schwurgericht gehörten, umfasste. Es lässt sich viel'- 
mehr aus seinem Inhalte die allgemeine Bedeutung desselben 
nachw'eisen. Vom zweiten Capitel an enthält es eine vollstän- 
dige Processordnung, dass die Beamten während ilirer Amtszeit 
nicht angeklagt werden durften , über die Annahme und 
Zurückweisung der Vertheidiger , über die Aufstellung der 
jährlichen Richterliste, über die Wahl der Richter für den 
einzelnen Process, über das weitere Verfahren bei der Frei- 
sprechung oder Verurtheilung. Angenommen, alle diese Bestim- 
mungen galten nur für das Verbrechen der Erpressung, so musste 
es für die andern vor das Schwurgericht gehörigen Verbrechen 
ähnliche Processordnuugen geben. ' Die Bestimmungen derselben 
waren entweder denen bei der Erpressung gleich: dann traut 
man den Römern eine wunderbare Lust am Gesetzgeben, 
eine unerträgliche Weitläufligkeit in ihren Gesetzen zu. Sie 



a) Cic. in Verr. Act. 1, 17, 51 au der S. 101 angeführten Stelle. 
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sollten, wenn es für verschiedene Verbrechen ein und die- 
selbe Processordnung gab, diese für die einzelnen Verbrechen 
in denselben Ausdrücken aufgestellt und durch besondere Gesetze 
haben einführen lassen! Oder die Processordnung war verschie- 
den je nach der Verschiedenheit der Verbrechen; dann geräth 
man in eine andere Verlegenheit. Die Römer hatten Schwur- 
gerichte eingeführt und diese sollen sie anders bei diesen, anders 
bei jenen Verbrechen eingerichtet haben! So haben sie es in 
ihrer sonstigen Rechtspflege nicht gemacht. Das ordentliche 
Verfahren vor den Beamten war bei allen Verbrechen ein und 
dasselbe und beruhte auf gleichen Rechtsgrundsätzen, durch ein 
und dieselben Gesetze geschaffen und erweitert. Als man der 
Volksversammlung eine ausserordentliche Gerichtsbarkeit zuwies, 
war man so weit davon entfernt, ein besonderes Verfahren für 
die einzelnen Verbrechen aufzustellen, dass man sogar für diese 
Gerichte eben dieselben Formen beibehielt, welche für die sonsti- 
gen Verhandlungen vor dem Volke herkömmlich waren. Auch 
diese Möglichkeit ist undenkbar. 

Man erwäge ferner die Bestimmungen über das Verfahren, 
wie sie sich in diesem sogenannten Repetundengesetze finden, 
z. B. die ersten über die Befreiung der Beamten von der An- 
klage, über die Wahl der Vertheidiger, über die Aufstellung der 
jähi liehen Richterliste: sie konnten bei dem Verbrechen der Er- 
pressung nicht anders sein als bei den andern Verbrechen. Es 
war unmöglich, die Beamten wegen eines Verbrechens, das mit 
Geldstrafe gesühnt wurde, von einer Anklage während des Amtes 
zu befreien, dagegen wegen eines andern, auf dem Aechtung 
stand, in die Hand der Richter zu geben. Die Gesetze über die 
W'ahl der Vertheidiger beruhten auf älterem, für alle Klagen 
gleichem Herkommen. Die Richterliste konnte nicht bei Erpres- 
sung aus Römi.schen Rittern, bei einem andern Schwurgerichte 
etwa aus Senatoren bestehen. Alle diese Bestimmungen mu-ssten 
bei den gesummten Schwurgerichten die gleichen sein und es 
war widersinnig, sie in besondere Gesetze aufzunehmen. Wenn 
eine in der Eigenthümlichkeit des Verbrechens begründete Ver- 
schiedenheit des Verfahrens, von der wir übrigens in dieser Zeit 
noch nichts wissen, bestand, so war es natürlich, ihr, wenn man 
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ihr nicht ein besonderes Gesetz widmen wollte, ein Capitel des 
allgemeinen Gesetzes anzuweisen. 

Die jährliche Richterliste, heisst es in dem vermeintlichen 
Repetundengesetze , soll vierhundert und fünfzig Namen um- 
fassen. Dies soll sich nur auf den Gerichtshof über Erpressung 
beziehen! Man hat neuerlichst sogar versucht, diese Meinung 
durch eine Erklärung zu begriinden. Die Gesammtzahl aller 
Richter, sagte man**), betrug nach C. Gracchus’ Gesetz jährlich 
neunhundert, von dieser wurde die eine Hälfte für die Repe- 
tundenprocesse bestimmt, weil man wegen der früheren allzu- 
grossen Ungerechtigkeit der senatorischen Richter auf diese 
Processe besondere Rücksicht nehmen musste ; die andere Hälfte 
der Richter blieb für die Privat- und übrigen Schwurgerichte. 
Was hier von Privatgerichten gesagt wird, ist nicht richtig*): 
diese blieben in den Händen der Senatoren. Man nehme nur 
noch ein paar andere Schwurgerichtshöfe an, etwa über Mord, 
Diebstahl an ölTentlichem Gut oder ähnliche Verbrechen, so 
kommt man auf unglaubliche Verhältnisse. Denn undenkbar ist 
es, die Fälle von Erpressungen seien so viel zahlreicher gewesen 
als die übrigen Verbrechen, dass man jenen die Hälfte der 
Richterliste hätte zuweisen müssen. Man könnte einwenden, 
den Repetundenprocessen hätte man eine verbältnissmässig grös- 
sere Anzahl von Richtern zugewendet, um bei ihnen, wo früher 
die senatorischen Richter viel Unheil gestiftet, eine stärkere Ver- 
tretung des Volkes herbeizuführen. Auch dieser Einwand ist 
unzulässig. Denn das Unheil der senatorischen Richter entstand 
dadurch, dass sie nicht ihre Collegen, Freunde und Verwandten 
hatten verurtheilen wollen : folgerichtig hätte man also eine gleich 
grosse Zahl von Richtern bei allen Processen, in denen Beamte 
verklagt wurden, anweiiden müssen. Und dann in der Zahl der 
Richter liegt keine Gewähr für ihre Strenge und Unparteilichkeit. 
Ferner vierhundert und fünfzig Personen soll die jährliche Richter- 
liste stark sein. Diese Personen sollen zwischen dem 30. und 
60. Jahre stehen, richterlichen Census haben, keines auch der * 
niederen Aeipter bekleidet haben, nicht selbst im Senate oder 



a) Man sehe oben S. 65 
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Vater, Bruder, Sohn eines Senators sein, in Rom wohnen. End- 
lieh sollen sie gewählt werden: es müssen also mehr vorhanden 
sein, als wirklich genommen werden, sagen wir dreimal so viel, 
ein gewiss billiges VerliältniSs^^), wenn man ausserdem die Be- 
schwerde des Richteramtes in Betracht zieht. Es gehören also 
etwa fünfzehnhundert Personen dazu, welche die geforderten 
Eigenschaften besitzen müssen. Mehr konnte es in der Bürger- 
schaft Roms nicht geben. Die Censuslisten betrugen damals, 
alle Bürger in Italien und den Provinzen inbegriffen, noch nicht 
400,000 Köpfe. Auf keinen Fall konnte es die zwei- oder drei- 
fache Anzahl geben, um auch noch die andern Schwurgerichts- 
höfe mit den nöthigen Richterlisten zu versehen. 

- ln ähnlicher Weise lässt sich auch bei den übrigen Bestim- 
mungen des Processverfahrens die allgemeine Bedeutung, welche 
dieses vermeintliche Repetundengesetz hatte, erweisen. Platz 
genug für die Aufzählung der Verbrechen, über welche es Schwur- 
gerichte gab, findet sich im Anfänge der uns erhaltenen Bruch- 
stücke; man muss sich nur von den Ergänzungen, welche 
die neueren Gelehrten bei ihrer unrichtigen Meinung über den 
Charakter des Gesetzes nach Vermuthung hinzugefügt haben, frei 
machen. Das Gesetz also, des.sen Bruchstücke uns erhalten sind, 
bezieht sich zwar unzweifelhaft auf das Verbrechen der Erpres- 
sung: mau kann sagen, nach ihm sei Jemand wegen Erpressung 
angeklagt worden, eben so w'ie die Schriftsteller von dem Acili- 
schen und Servilischen Gesetze sprechen. Aber es umfasste zu- 
gleich die Ordnung für die andern vor dem Schwurgerichte be- 
handelten Klagen. Alle diejenigen Fälle, welche das Sempronische 
Gesetz demselben zugewiesen hatte*), gehörten auch in die drei 
Gesetze, von welchen wir jetzt sprechen. Dies waren die Amts- 
verbrechen. Calpurnius Piso rief durch sein Gesetz über die 
Begriffsbestimmung der Erpressung zuerst die Bildung eines 
Senatsausschusses oder vielmehr den bestimmten Amtskreis eines 
Prätors hervor, der über Erpressung von Beamten entscheiden 
sollte. So lange es nur dieses Gesetz gab, wurde nur über 
Erpressung ein Schwurgericht gehalten ; andere Verbrechen konn- 



a) Vergl. oben S. 72 flgd. 
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ten auf diese Weise nicht abgeurtheilt werden. M. Junius’ Ge- 
setz erweiterte die Befugniss der Schwurgerichte und C. Gracchus 
überwies dieselben in einem auf alle Amtsverbrecheu erweiterten 
Umfange vor die aus dem Ritterstaude erwählten Geschworenen. 
Die übrigen Verbrechen Hess er den senatorischen Gerichten, 
welche sie bisher gehabt hatten. Wenn das Acilische und Servi- 
lische Gesetz ebenfalls eine allgemeine Bedeutung hatten, kann nur 
die Frage bleiben, ob sie alle Verbrechen überhaupt oder nur 
die von Beamten oder Senatoren begangenen Amtsverbrechen 
umfassten. Für das letztere spricht die Aehulichkeit mit dem 
Serapronischeu Gesetze, ferner das Stillscliweigeu der Schrift- 
steller, die, wenn Acilius oder Servilius eine so wesentliche Ver- 
änderung in dem Criiuinalverfahren getroffen hätten, unmöglich 
mit Uebergehung derselben nur einige unwesentliche Punkte 
hätten erwähnen können, endlich ein ausdrückliches Zeugniss, 
welches die Uebertragung der gewöhnlichen Verbrechen an die 
Schwurgerichte einer viel jüngeren Zeit zuschreibt. In dem uns 
inschrifllich erhaltenen Gesetze handelt das erste Capitel von den 
Personen, welche angeklagt werden können : es sind nvir Beamte 
und Senatoren. F'olglich beschränkte sich auch dieses auf Amts- 
verbrechen. 

Der Name Repetundengesetz, welchen mau den erwähnten 
drei Gesetzen giebt, ist mithin nicht richtig. Von den alten 
Schriftstellern wird er nicht gebraucht und er ist unzweckmässig, 
weil er die Bedeutung hat, als ob die Erpressungen allein in 
denselben behandelt worden sind. Am meisten Römisch würde 
der Name Richtergesetz sein (lex iudieiariu), in so fern man 
darunter ein Gesetz über die Befugnisse und die Einrichtung der 
Gerichte (iudicia) versteht Denn Gerichte im eigentlichen Sinne, 
d. h. Vereinigungen von Personen, welche ein gerichtliches Ur- 
theil fällen, können damals ausser den Volksgerichten nur die 
Schwurgerichte genannt werden. Das nächste Repetundengesetz 
wurde erst von C. Caesar wälirend seines ersten Consulates er- 
lassen ; er nahm die Sondergesetzgebung über Erpressung da, wo 
sie L. Calpurnius Piso gelassen hatte, wieder auf, und seine 
Verordnungen gingen in die Kaiserzeit über. Es hat mithin, 
wenngleich ab und zu auf den Process wegen Erpressung bezüg- 
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liehe Anordnungen in andern Gesetzen gegeben worden sind, doch 
nur zwei eigentliche Repetundengesetze gegeben, das Calpurnische 
und das Julische. Das Calpurnische begann die Gesetzgebung 
und das Junische behandelte andere Amtsverbrechen ausschliess- 
lich. Das Serapronische umfasste die beiden vorhergehenden 
Gesetze und war das erste allgemeine über Aratsverbrechen. 
Einen gleichen Charakter hatte dasjenige, dessen Bruchstücke 
uns erhalten sind: es nahm die auf Verbrechen bezüglichen Be- 
stimmungen nicht nur der beiden ersten“), sondern auch des 
Sempronischen, entweder mittelbar oder unmittelbar, auf. Den 
gleichen Charakter hatte das Servilische Gesetz, das, wie wir 
durch Ueberlieferung wissen, eine Bestimmung des Sempronischen 
über ungerechte Richter wörtlich enthielt. Der Sprachgebrauch 
ist danacli folgender. Wer nach dem Calpurnischeu Gesetze an- 
geklagt heisst, hat das Verbrechen der Erpressung begangen und 
sein Process fällt vor das Sempronische Gesetz. Ebenso wäre 
die Erwähnung des Junischen Gesetzes, wenn wir eine solche 
hätten, zu erklären. Dagegen wer nach dem Sempronischen und 
den übrigen Gesetzen angeklagt heisst, dessen Process kann 
nicht bloss wegen Erpressung, sondern auch wegen eines andern 
Amtsverbrechens, z. B. wegen Amtserschleichung stattgefunden 
haben, und der Name dieses besonderen Verbrechens kann hiu- 
zugesetzt werden. Um die Ueberlieferung richtig zu verstehen, 
ist es wichtig, sich diesen aus der Natur der Sache und der 
Bedeutung der Gesetze hervorgegangenen Sprachgebrauch gegen- 
wärtig zu halten. 

Die Eingangsworte des Gesetzes, von dem wir Bruchstücke 
übrig haben, und damit der Name dessen, der dasselbe vorge- 
schlagen hat, sind verloren gegangen : daher das Schwanken der 
Gelehrten. '■) Ehemals hielt man das Acilische Gesetz für jünger 
als das Servilische, wegen der Bemerkung des Scholiasten zu 
Cicero, der berichtet, es sei nach demselben nicht einmal die 
Comperendiuatio erlaubt gewesen.') Man gerieth dadurch in 



a) Vergl. oben S. 51. 

b) Vergl. oben S. 101. 

c) Pseudo-Ascon. p. 149 Orell. S. oben S. 102. 
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Widerspruch mit Cicero selbst*), der das Acilische Gesetz im 
Verhältnisse zum Servilisclien alt nennt, und erzählt, es sei in 
demselben die Ampliatio, welche durch das Servilische aufge- 
hoben wurde, noch gestattet gewesen. Der Widerspruch löste 
sich, seit man erkannte, dass der Scholiast fälschlich den Namen 
Asconius trägt, dass seine Glaubwürdigkeit gering und insbe- 
sondere, (lass seine betreffende Bemerkung in sich unklar und 
aus falscher Auffassung der Worte Ciceros entsprungen ist.“) 
Das Acilische Gesetz war also älter als das Servilische, das von 
denjenigen, weiche es am frühesten hinaufrücken, in das Jahr 
111 V. dir. gesetzt wird. Der Urheber des Acilischen Gesetzes 
war M. Acilius Glabrio, der Vater des Prätors, vor dem Cicero 
im Jahre 70 v. Chr. seine Anklage gegen C. Verres führte.*’) 
Dieser jüngere Glabrio war ein geistreicher Mann, auch als 
Redner nicht ungeschickt, erzogen von seinem mütterlichen 
Grossvater P. Mucius Scaevola, dem berühmten Juristen, Consul 
133 V. Chr.“); indessen er war etwas lässig und unbekümmert'*), 
deshalb scheint er später als im gesetzlichen Alter die Prätur, 
in der Cicero vor ihm sprach, bekleidet zu haben. Nehmen wir 
an, er sei damals 50 Jahr alt gewesen, so wäre er etwa um 
120 V. Chr. geboren. Um diese Zeit konnte sein Vater das 
Volkstribunat bekleiden. Denn dass derselbe in diesem Amte 
sein Richtergesetz gegeben hat, ergiebt sich aus der Aehnlichkeit 
mit den andern derartigen Gesetzen, welche alle von Tribunen 
herrühren. Cicero schreibt ihm überdem ausdrücklich Heftigkeit 
und Schärfe zu, Eigenschaften, welche Volkstribuneu zukommen. 



a) Cic. in Verr. lib. 1, 9, 26 Verum, ut opiuor, Glaucia priinus tulit, 
ut comperendinaietur reus: antea vel iudicari primo poterat vcl aniplius 
proDuntiari. Utram igitur putas legem molliorem? Opiiior, illam veterem, 
qua vel cito absolvi vel tarde coiidemnari licebat. Ego tibi illam Aciliam 
legem restituo. Vergl. oben S. 102. 

b) Cicero in Verr. Act 1, 17, 51 redet den Prätor, vor welchem er 
spricht, so au: Fac tibi paternae legis Aciliae veniat in mentem, <jua lege 
populus Romanus de pecuniis repetimdis optimis iudiciis sevorissimisque 
iudicibus usus est. 

c) Man sehe Pseudo-Ascon. p. 149 Orell., dem man bei dieser Angabe 
zu misstrauen keine Ursache hat 

d) Cic. Brut 68, 239 Nam eins aequalem M.’ Glabrionem bene institu- 
tum avi Scaevolae diligentia socors ipsius natura negligensque tardavit. 
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Wir Laben noch eine weitere Erwähnung eines Acilischen Ge- 
setzes. In den Bruchstücken einer sclilecht abgeschriebenen In- 
schrift der in einem besonderen Freundschaftsverhältnisse mit 
den Römern stehenden Insel Astypalaea wird um das Jahr 105 
V. Chr., man weiss nicht recht in welchem Zusammenhänge, das 
Gesetz von Rubrius und Acilius erwähnt*). Man erklärt dies 
für ein von zwei Volkstribunen zusammen beantragtes Gesetz, 
von Rubrius und von Acilius: von ersterem aber weiss man**), 
dass er College von C. Gracchus in dessen zweiten Tribunale, 
122 V. Chr., war. Folglich soll auch M.’ Acilius Volkstribun im 
Jahr 122 v. Chr. gewesen sein, und in diesem Jahre sein Gesetz 
gegeben haben, d. h. in eben demselben Jahre, wo Gracchus sein 
Richtergesetz durchbrachte. Indessen man darf niclit annehmen, 
dass in demselben Jahre, wo Gracchus sein Richtergesetz gab, 
ein anderer Volkstribun ein anderes Gesetz, sei es auch nur über 
Erpressung allein, durchgebracht habe. Man müsste sonst glau- 
ben, Gracchus habe ein Gesetz nur über die mögliclie Aufstellung 
einer Richterliste, welche erforderlichen Falles eintreten sollte, 
gegeben, und erst andere Tribunen hätten den von Gracchus 
ideell erfundenen Richterstand ins Leben eingeführt. Dies ist 
nicht nur an sich undenkbar'), sondern wird auch durch die 
Zeugnisse widerlegt. Unmittelbar nach Annahme des Gesetzes 
rühmte sich Gracchus die Macht des Senates vernichtet zü haben ‘‘), 
unmittelbai’ seinem Gesetze, nicht erst dem Einflüsse anderer auf 
das seinige gegründeten Gesetze wird die Macht des Ritterstandes 
zugeschriebeu. Ausdrücklich werden von Gracchus Bestimmungen 
von Verbrechen, welche von den neuen Richtern entschieden 
werden sollten, angeführt, und dabei sollte er das Verbrechen 
der Erpressung, um das der ganze Streit über die Gerichte aus- 
gebrochen w'ar*), übergangen und dessen Regelung an Collegen 



a) Corp. Iiiscr. Graec. ii. 2485 *a-a tiv vdjiov (töv tc) 'F&ßpiov xa'i 
TÄV ’AxfXiov. 

b) Dies ergiebt sich aus dem Zusammenhänge der Erzählung bei Plut. 
C. Gracch. 10, der allein diesen Collegen von Gracchus nennt. 

c) Vergl. oben S. 104. 

d) App. bell. civ. 1., 22. S. oben S. 70. 

e) App. 1. 1. 
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überlassen liaben! Alles dies ist undenkbar, selbst wenn man 
die Ansicht, das Acilische Gesetz habe nur über Erpressungen 
gehandelt, festbält: noch viel undenkbarer wird es, wenn das 
Sempronische, das Acilische, das Servilische Gesetz alle Amts- 
verbrechen sammt der dazu erforderlichen Processordnung um- 
fassten.'*^) Indessen jene Erklärung der Inschrift von Astypalaea 
ist nicht nothwendig; es ist sogar sprachrichtiger, an zwei ver- 
schiedene Gesetze zu denken, von denen das eine durch Gracchus’ 
Collegen Kubrius, das andere durch M.’ Acilius gegeben wurde. 
Mau gewinnt so aus dieser Erwähnung des Acilischen Gesetzes 
nichts, als dass dasselbe vor 105 v. dir. und nach Rubrius und 
Gracchus gegeben wurde. Das natürlichste war, dass das Sem- 
prouische Gesetz eine Zeit lang in Geltung blieb, sicherlich wäh- 
rend des Lebens von C. Gracchus; als er getödtet war, konnte 
durch den Umschwung der politischen Macht auch in den Schwur- 
gerichten eine entsprechende Aenderung herbeigeführt werden. 
Wir werden das Acilische Gesetz mit Wahrscheinlichkeit einige 
Jahre nach Gracchus’ Tode ansetzen dürfen. 

Ueber den Inhalt desselben wissen wir aus den Schrift- 
stellern nichts. Wenn Cicero“) die Schärfe des Antragstellers 
und also des Gesetzes lobt und doch es wieder milder als das 
folgende Servilische Gesetz nennt, so folgt aus diesen von einem 
Redner gebrauchten allgemeinen Ausdrücken nichts. Aus der 
politischen Lage, wie sie sich nach C. Gracchus’ Tode gestaltete, 
darf man schliessen, dass es nicht gegen die Optimaten gerichtet 
war, sondern eher die gegen den Senat durch die Gerichte beab- 
sichtigte Controlle milderte. Ergänzt werden in Betreff seiner 
Erkenntuiss die mangelhaften Berichte der Schriftsteller durch 
die uns in einer Inschrift erhaltenen Bruchstücke eines Gesetzes. 
Ich halte es nicht für fraglich, dass sie dem Acilischen Richter- 
gesetze zugeschriebeu werden müssen. 

Angaben, welche eine genauere Zeitbestimmung gestatten, 
finden sich in denselben nur zwei. Erstlich heisst es, die 
Richterliste solle mit Ausschluss der Senatoren gebildet werden. 
Diese Bestimmung war nicht möglich vor C. Gracchus, der zuerst 



aj Oie. in Von’. Act. J, 17, 52 und 1, 7. 
lu. 8 
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die Gerichte an die Ritter übertrug. Folglich mÜBsen die Bruch- 
stücke entweder dem Serapronischeii oder einem späteren Ge- 
setze angehören. Das erstere ist nicht möglich, weil C. Gracchus“) 
nach seinem Gesetze durch das Volk mit der Aufstellung der 
Richterliste beauftragt wurde, in den Bruchstücken aber zuerst 
der Fremdenprätor, dann ein anderer Prätör die Richter aus- 
wählen soll. Deshalb müssen die Bruchstücke einem späteren 
Gesetze angehören. Zweitens, das Servilisebe Gesetz führte die 
Compereudination in das Gerichtsverfahren ein, während es früher 
die Ampliation gab; die Bruchstücke aber erlauben die ampliatio, 
folglich müssen sie einem vor dem Servilischen gegebenen Gesetze 
angeliören. ln diesem Zeiträume aber zwischen dem Sempronischen 
und Servilischen Gesetze kennen wir nur das Acilische und es ist 
nicht wahrscheinlich, dass während desselben noch ein anderes uns 
unbekannt gebliebenes gegeben worden sei.'***) Dies kann mau aus 
Cicero*’) folgern, der, von der Compereudination sprechend, statt 
deren die früheren Gesetze die Ampliation gestatteten, nur das 
Acilische Gesetz als das ältere nennt. Zwischen dem Aciliseben 
Gesetze und dem Sempronischen ist kein anderes Gesetz anzu- 
nehmen, erstens, weil das Sempronische sicherlich bis zum Tode 
von C. Gracchus bestanden hat, zweitens, weil eine Absetzung 
der Ritter vom Richteranite nicht stattgefundeu hat, auch keine 
sonstige Veränderung berichtet wird. Es spricht somit alle 
Wahrscheinlichkeit dafür, dass das Acilische Gesetz eben das- 
jenige ist, von dem uns Bruchstücke erhalten sind, und diese 
Wahrscheinlichkeit wird erhöht, wenn mau nachweisen kann, 
dass diese Bruchstücke Anordnungen enthalten, welche natur- 
gemäss auf die des Sempronischen Gesetzes folgen mussten und 
der politisclien Lage nach Gracchus’ Untergänge entsprechen. 

Noch eine dritte und zwar die wichtigste Andeutung über 
die Zeitverhältuisse glaubt man in den uns erhaltenen Bruch- 
stücken zu finden. Es wird nämlich darin das Rubrische Ge- 
setz erwähnt. Dies, sagt man, ist das von C. Gracchus’ Colle- 
gen in seinem zweiten Tribunate über die Gründung der Colonie 



a) S. oben S. 8G. 

b) Cic. in Verr. lib. I, 9. 
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Garthago gegebene Gesetz; es wurde gleich nachher wieder ab- 
geschafft, in den Bruchstücken wird es als bestehend genannt, 
folglich gehören die Bruchstücke einem Gesetze an, das während 
Gracchus’ zweiten Volkstrihunates gegeben wurde. Auf diese 
Weise gewann man eine vermeintliche Bestätigung für die An- 
sicht, dass Gracchus ein, so zu sagen, ideales Richtergesete ge- 
geben habe, das erst durch besondere Gesetze auf die einzelnen 
Gattungen von Processen angewandt worden wäre. Man be- 
dachte nicht, dass man dadurch in den stärksten Widerspruch 
gerätli. Denn von Gracchus erzählt Plutarch*), er habe die 
Richterliste vermöge besonderen Auftrags vom Volke selbst auf- 
gestellt: in den Bruchstücken aber bekommt für das laufende 
Jahr der Freradenprätor den Auftrag, binnen zehn Tagen die 
Richterliste auzufertigen. Durch welche Vermuthungeu und An- 
nahmen man diese Nachrichten vereinen will, wird nicht gesagt. 
Die beiden Behauptungen, dass das Rubrische Gesetz als be- 
stehend erwähnt werde, und dass dasselbe sogleich nachher auf- 
gehoben worden sei, sind unbegründet. In dem Bruchstücke 
über die Wahl der Richter für den einzelnen Process heisst es, 
Richter dürfe nicht sein „wer nach dem Rubrischen Gesetze.”'') 
Wir wollen zugeben, was vielleicht wahrscheinlich ist, dies Ru- 
brische Gesetz sei dasjenige, nach welchem die Colonie Garthago 
gegründet wurde: als bestehend wird es nur in den Ergänzun- 
gen, welche die neueren Gelehrten in sehr unsicherer Vermuthung 
binzugefügt haben, genannt. Fis ist eben so möglich, dass in 
dem Gesetze stand, wer Triumvir nach dem Rubnschen Gesetze 
gewesen wäre, solle nicht als Richter gewählt werden dürfen, 
mit Beziehung auf die Vergangenheit, nicht auf die Zukunft, 
oder dass mit dem Rubrischen Gesetze etwa noch das Livische 
gleichzeitige Ackergesetz verbunden war, in welchem Falle es 
heissen konnte „wer nach diesen beiden Gesetzen Triumvir sei 



a) Plut. C. Graccli. 6; vergl. oben S. 87. 

b) Zeile XXII nach Mommsen queive lege Rubr(ia 111 vir coloniae de- 
ducendae creatus sit fueritve), nach Rudorff p. 451 queive lege Rubri(a 
lIFvir colonis queive in coloni numero scripti fuerint in Africa in coluniam 
colouiasque deducendis iactus siet fueritve). 

8 * 
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oder gewesen sei, dürfe nicht Richter sein.” Das Bestehen des 
Rubrisclien Gesetzes zur Zeit, in welche die vorliegenden Bruch- 
stücke fallen, ist nur eine Annahme, ersonnen, um darauf eine 
andere in sich unmögliche Verinuthung über die Gleichzeitigkeit 
des Rubrischeu und Acilischen Gesetzes zu gründen. Aber auch 
die Behauptung, das Rubrische Gesetz sei alsbald wieder aufge- 
hoben worden, ist unbegründet. Es war ein umfangreiches Ge- 
setz über ausgedehnte Landauweisungen in Africa, und unter 
andern kam darin die Anlegung der Colonie Carthago vor. Diese 
letztere und namentlich die Gründung einer Stadt auf der Stätte 
des alten Carthago wurde noch bei Lebzeiten von Gracchus ge- 
hindert, aber dabei blieben viele andere Anordnungen des Ru- 
brischeu Gesetzes, so wie etwaige durch dasselbe ernannte Drei- 
mäuner bestehen und führten ihr Amt bis zum Erlöschen ihrer 
Amtszeit oder der Erledigung ihres Auftrages.''®) Somit liegt 
in der Erwähnung des Rubrisclien Gesetzes für die Zeit des 
Acilischen Gesetzes nur die Andeutung, dass das letztere in 
nicht zu grosse Entfernung von dem erstereu anzusetzen ist. 



Achtes Capitel. 

Die Jährliche Aufstellang der Richterliste war der Hanptfortschritt des 
Acilischen Cesetzes and vortheilhaft fttr den Senat. Ein besonderer Pri- 
tor damit beantragt. Richterliste sowohl fdr das lanfende Jahr, als anch 
für die folgenden. Zahl der Jährlichen Richter. Bedingnngen für die 
Wahl derselben and Pflicht des Prätors dabei. Answabl der Richter fttr 
den einzelnen Process. Lückenhaftigkeit der ans erhaltenen Brnchstttcke, 
welche kein sicheres Yerständniss ermöglichen. Bisherige Ansichten nnd 
Widerlegnng derselben. Yermntbnng über die Answahl der Richter, be- 
gründet dnreh das in den früheren reenperatoriseben Berichten übliche 
Verfahren. Möglichkeit einer Ergänznng der Brnchstttcke nnd Erklärnng 

derselben. Zahl der Geschworeneq in den einzelnen Processen. 

C. Gracchus verfolgte bei seinem Richtergesetze den poli- 
tischen Zweck, die Macht des Senates zu schmälern und eine 
durchgängige Beaufsichtigung der Verwaltung, wie sie bis dahin 
nur in einzelnen, ausserordentlichen Fällen durch das Volk statt- 
gefuuden hatte, einzuführen. Deshalb wählte er die Ritter zu 
Richtern, deshalb bestimmte er eine dem damaligen Be.staude 
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des Senates gleiche Anzahl von Rittern ein für alle Mal zu Ge- 
schworenen. Er erreichte dadurcli ohne Zweifel seine Absicht, 
den Schwerpunkt der Macht auf das Volk, zu dem die Ritter 
gehörten, zu übertragen; aber er schuf einen andern Stand, der 
seinen neuen Einfluss sogleich auf nicht minder eigennützige 
Weise auszubeuten begann. Es war ein Unrecht gegen den 
Senat und die Rechtspflege gewann dabei nicht. Man bedurfte 
grösserer Abwechselung in der Richterliste und diese wurde 
durch jährliche Aufstellung derselben erreicht. Dies war der 
Vortheil, welchen die Senatspartei nach Gracchus’ Sturze davon- 
trug, es war auch ein Nutzen für die Rechtspflege selbst, da 
offenbar unwürdige Richter durch Nichtwiederaufnahme in die 
iJiste beseitigt werden konnten. Dies halte ich für den Haupt- 
inhalt des Acilischen Gesetzes, wie er sich aus den uns erhal- 
tenen Bruchstücken ergiebt: hätten wir genauere Kunde davon, 
so würde dies als der Fortschritt, welcher durch dasselbe ge- 
schah, auch angegeben werden. 

Zwei Capitel des Acilischen Gesetzes handeln über die Auf- 
stellung der Richterliste, das erste über die des laufenden Jah- 
res , das zweite über die der folgenden Jahre : jene wird dem 
Fremdenprätor, diese dem für die Leitung der Amtsprocesse er- 
nannten Prätor aufgetragen. Im Sempronischen Gesetze hiess 
es, nach Annahme desselben sollte durch das Volk Jemand zur 
Aufstellung der Richterliste ernannt werden, woraus eine grös.sere 
Bedeutung und längere Dauer der Richterliste folgte.*) Daraus, 
dass für das laufende Jahr der Fremdenprätor, für die späteren 
ein besonderer Prätor die Richter auswählt, darf man schliessen, 
dass der erstere schon früher die Processe wegen Amtsverbrechen 
geleitet hatte: der Grund davon .sclireibt sich aus dem Calpur- 
nischen Gesetze, das zunächst der Bundesgenos.sen halber gege- 
ben worden war, her.*') Ein besonderer Prätor kann regelmässig 
erst seit diesem Gesetze für die Amtsverbrechen ernannt wor- 
den sein: er wurde dadurch gewonnen, dass man ausser dem 
städtischen und Fremdenprätor noch einen dritten während sei- 

a) S. oben S. 86. 

b) Vergl. unsere Darstellung oben S. 10. 
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nes Amtsjahres in Rom behielt und allmälig mit dem städti- 
schen Amte noch eine Verwaltung einer Provinz zu verbinden 
begann.*) Man könnte versucht sein, diese Vertheilung der Prä- 
torenstellen, die uns in Beispielen erst nach dem Acilischen 
Gesetze entgegen tritt, von demselben herzuleiten. Indessen es 
findet sich in den Bruchstücken keine Stelle, wo eine Bestim- 
mung darüber gestanden haben könnte: sie wird schon in den 
ersten Capiteln vorausgesetzt.“) Wir haben sie deshalb dem Sera- 
pronischen Gesetze zuzuschreiben, um so mehr, da es sehr mög- 
lich ist, dass der regelmässigen Wahl eines besonderen Prätors 
eine ausserordentliche Ernennung desselben zur Unterstützung 
des Fremdenprätors vorausging. 

Die Richter, aus denen die Liste gebildet wird, heissen 
die 450 Männer und wahrscheinlich ist dies bis auf Sulla der 
amtliche Name derselben geblieben. Erst, wo aus der allge- 
meinen Liste die Richter für den einzelnen Fall gewählt wer- 
den, ist von Richtern die Rede.'’) Die Zahl derer, welche die 
Liste umfasst, ist gegen das Sempronische Gesetz um die Hälfte 
erhöht und diese Erhöhung war um so grösser, als die Sempro- 
niscben dreihundert Richter ein für allemal ernannt waren: es 
mussten von ihnen verliältnissraässig mehr zeitweise unfähig 
zum Richteramte sein als von den 450 jährlichen. Zwei Gründe 
konnte es für eine solche Erhöhung geben, die grössere Menge 
der Processe, welche zu entscheiden waren, oder die grössere 
Zahl der fortan für die einzelnen Processe erforderlichen Richter: 
vielleicht kommen beide Gründe zusammen. Jedenfalls aber ist 
ersichtlich, da.ss die Sempronischen dreihundert Ritter nichts 
mit den Privatprocesseu zu thun hatten, und ferner, dass die 
vierhundert und fünfzig des Acilischen Gesetzes für alle Processe 
über Amtsverbrechen bestimmt waren. 

In Bezug auf die Bedingungen für die Wahl unter die Rich- 
ter herrscht, wenngleich in diesem Capitel verhältnissmässig 
viel erhalten ist, dennoch bei einigen Punkten Ungewissheit. 



a) Vergl. oben S. 89. 

b) Die üebersclirift des Capitels ist Zeile .XIX de numine deferendo 
iudicibusque legendis. 
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Sicher ist, dass alle diejenigen ausgeschlossen werden, welche 
im Senate sind oder gewesen sind: zu ihnen gehören natürlich 
diejenigen, welche curulische Aemter bekleiden und bekleidet 
haben. Aber auch die niederen Aemter, welche nicht notli- 
wendiger Weise von Senatoren bekleidet werden, schliessen für 
immer von der Riehterliste aus, das Volkstribunat, die Quästur, 
das Amt der Dreimänner für Capitalverbrechen , das .Militair- 
tribunat in einer der vier städtischen Legionen, das Amt der 
Dreimänner für Ackervertheilung. Auch die Väter, Brüder, 
Söhne von jetzigen oder gewesenen Senatoren dürfen nicht unter 
den Geschworenen sein. Somit ist der ganze Senatorenstand 
mit allen denjenigen, welche ihm gleich und nahe stehen, von 
der Richterliste ausgeschlossen. Von den übrigen Römischen 
Bürgern werden nicht zugelassen diejenigen, welche unter 30 
und über 60 Jahre sind, eine Altersgrenze, welche in späteren 
Gesetzen anders bestimmt worden ist, ferner diejenigen, welche 
in einem öffentlichen Gerichte verurtheilt ihre bürgerliche Ehre 
verloren haben, diejenigen, welche ausserhalb einer bestimmten 
Entfernung von Rom wohnen“), endlich diejenigen, welche in 
eigenen Geschäften jenseits des Meeres abw'esend sind. Fraglich 
dagegen ist, ob für die Geschworenen ein Census vorgeschrieben 
wurde. Wenn das Sempronische Gesetz einen solchen festsetzte, 
so ist kaum möglich, dass ein wenige Jahre späteres Gesetz 
nicht eben dasselbe getban habe. Erst durch das längere Be- 
stehen desselben konnte sich der auf Vermögen gegründete Ritter- 
stand, welchen es später gab, bilden. Darnach ist es wahr- 
scheinlich, dass der spätere Rittercensus von 400000 Sesterzen 
auch in diesem Gesetze genannt war. “) Aber wenn das Gesetz 
wirklich die Absicht hatte, nur die reichsten und ehrenwerthesteu 
Mitglieder der Bürgerschaft nächst den Senatoren zur Richter- 
würde zuzulassen, so war es nothwendig zu erwähnen, dass nur 
freie Geburt (ingemdtas) zu demselben berechtige. Zwar war 
damals die Zahl der reichgewordenen Freigelassenen nicht so 
gross, als später; dennoch musste es einige aus dieser Classe 
geben und eine Bestimmung, welche sie ausschloss, war nöthig.“) 
Es bleibt noch eine von den Richtern zu erfüllende Bedingung 
übrig, die in den uns erhaltenen Bruchstücken durch das Wort 
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„Lolin” bezeiclinet wird: es selicint, dass damit die Classe der 
niederen vom Staate besoldeten Beamten, wie der Schreiber und 
sonstigen Amtsdiener, auch wohl einiger militairischen Beamten 
angedeutet wird. Sie konnten alle übrigen Bedingungen des 
Gesetzes erfüllen und waren dennoch zu Richtern über die Be- 
amten senatorisctien Standes, mit denen sie tbeils durch unmit- 
telbare Abhängigkeit theils durch andere Verhältnisse zusammen- 
hingen, unpassend.“) 

Die weiteren Pflichten des Prätors, wenn er die Auswahl 
der Richter vorgenommen hat, für die gültige .\ufstellung der 
Richterliste sind aus den uns erhaltenen Bruchstücken genügend 
erkennbar.“) Er soll die Richter Tribusweise ordnen und dann 
die einzelnen mit Ilinzufügung ihres Vaters, ihrer Tribus und 
ihres Beinamens verzeichnen, mit schwarzer Farbe auf weisser 
Tafel. Er soll dann diese Liste öffentlich in einer Volksver- 
sammlung verlesen lassen, zum Besten derer, welche das Ge- 
schriebene nicht lesen können, und demnächst einen Eid leisten, 
dass er die Auswahl nach den Be.stimnmngen des Gesetzes und 
nach bestem Wissen vorgenommen habe. Die Liste bleibt für 
die Dauer desjenigen Jahres, in welchem sie Gültigkeit hat, 
öffentlich ausgestellt, später wird sie zusammen mit den übrigen 
Urkunden über die Amtsfübrung aufbewahrt. Wahrscheinlich 
sind diese Bestimmungen ganz dem Sempronischen Gesetze 
nachgebildet, das ebenfalls eine öffentliche Aufstellung der Rich- 
terliste, sowie einen Schwur von C. Gracchus, der dieselbe an- 
gefertigt, verlangen musste. 

Dagegen die Anordnungen des Acilischen Gesetzes über die 
Auswahl der Richter für den einzelnen Proce.ss sind dunkel und 
räthselhaft: der Scharfsinn der Gelehrten bat trotz der ausser- 
ordentlichen Mühe, mit der man die vorhandenen Ueberbleibsel 
zusammengefügt hat , bis jetzt zu keinem annehmbaren Ergeb- 
nisse geführt. Früher nahm man an, aus der Liste von 450 
Personen habe jede Partei 100 vorgescblagen , von ihnen die 
Gegenpartei 50 verworfen und der Rest, also 100, hätte das Schwur- 
gericht gebildet. Die neuere Ansicht ist, zuerst hätte der Ange- 
klagte dem Ankläger in der Richterliste der 450 Personen alle 
diejenigen angebeu müssen, mit denen er in einem durch das 
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Gesetz nicht gestatteten Grade verwandt oder sonst verbunden 
war, dann hätte der Ankläger aus der Richterliste 100 Personen, 
welche mit ihm selbst nicht in verbotenem Grade verwandt oder 
sonst verbunden waren, vorgeschlagen, und endlich der Angeklagte 
aus diesen vorgeschlagenen 100 Personen diejenigen 50, welche für 
den vorliegenden Fall das Schwurgericht bilden sollten, ausgewählt. 
Es herrscht also Unsicherheit nicht nur über die Art der Aus- 
wahl, sondern auch über die Anzahl der Richter, welche erlesen 
wurden. Gegen beide Ansichten spricht ein bisher von den 
Erklärern noch nicht gebührend gewürdigter Umstand. Die all- 
gemeine jährliche Richterliste wird mit Ausschluss der Sena- 
toren und Beamten nach den von uns oben angegebenen Grund- 
sätzen aufgestellt, aus dieser Richterliste werden von den Parteien 
die Richter für den besonderen Fall gewählt. Dennoch heisst es 
nach der Ergänzung der Gelehrten in den Worten, welche von 
der Auswahl der Richter durch den Ankläger handeln, er dürfe 
Niemanden wählen, der Volkstribun, Quästor, einer der Drei- 
männer für die Capitalverbrechen und .Ackervertheilung, Militair- 
tribun in einer der städtischen Legionen sei oder gewesen sei, 
oder der im Senate sei oder gewesen sei, oder der jenseits des 
Meeres abwesend sei*): kurz es werden hier alle oder fast alle 
Beschränkungen für die Wahl von Richtern, wie wir sie bei der 
Aufstellung der allgemeinen Ricliterliste kennen gelerut haben, 
von Neuem fast in denselben Ausdrücken wiederholt. Dies ist 
unmöglich. Wenn die allgemeine Richterliste keine Senatoren 
und Beamten enthalten durfte, so war es nicht denkbar, dass 
eine von den Parteien aus dieser Liste gewählte Anzahl von 
Personen dennoch Senatoren oder Beamte enthielt, ein Verbot 
deshalb unnütz und eine Ergänzung, nach welcher dasselbe aus- 
gesprochen wird, ist unrichtig. Es hilft nichts, dass man sagt, 
das erneute Verbot sei zwar unnütz, aber der Gesetzgeber habe 
es wiederholt, damit niclit ein bei der Aufstellung der Richter- 



a) Z. XXiJ, wo uns erhalten ist queive tr. pl. q. lllvircap. Illvira. d. 
a. tribunus mil. I. 1111 prim(is aliqua e)arum siet fueritve (queive) in senatu 

siet fueritve queive 1. Rubria aberit (|ueive traus niare 

erit. 
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liste geselieliener Fehler sich bei dem einzelnen Processe wieder- 
hole. Denn die Prüfung der Wahlfähigkeit als Richter kann 
nicht den Parteien, sondern nur dem Prätor zufallen und dass 
dieser seine Schuldigkeit thue, dafür hatte das Gesetz durch 
öfteiitliche Verlesung und Aufstellung der Kichterliste, sowie 
durch den Eid gesorgt.^) Eben so wenig kann mau sagen, es 
hätte zwischen der Aufstellung der Richterliste und der Wahl 
der Richter für den einzelnen Fall das gesetzliche llinderniss, 
welches von dem Richteramte ausschloss, erst eintreten können 
und deshalb sei die Wiederholung uoth wendig gewesen.^®) Ein- 
mal konnte, da die Richterliste jährlich erneuert wurde, Nie- 
mand, der in derselben stand, eines der regelmässigen Aemter 
antreten: diese also wenigstens mussten nicht wiederholt wer- 
den. Geschah es ausserordentlicher Weise, etwa durch eine 
Censur oder durch V^erurtheilung in einem öffentlichen Gerichte, 
dass ein in der Richterliste Aufgeführter seine Befähigung zum 
Richter innerhalb eines Jahres verlor, so musste der Prätor die 
Befuguiss haben seinen Namen zu löschen. Denn vollständig 
brauchte die Liste der 450 wählbaren Personen nicht immer zu 
sein : die während eines Jahres verstorbenen blieben in derselben 
stehen.") Mag man die Sache auseheii , wie man will, die na- 
türliche Erklärung führt darauf, dass diejenige Stelle des Aci- 
lischen Gesetzes, wo von dem erneuten Verbote, einen Beamten 
oder einen Senator zu wählen, die Rede ist, nicht von einer 
Wahl aus der allgemeinen, jährlichen Richterliste, sondern wie- 
derum von einer Wahl aus der gesammten Komischen Bürger- 
schaft handelt. Eine blosse Nachlässigkeit der Darstellung kann 
man nicht annelimeu : sie wäre so gross, dass man sie Nieman- 
dem, geschweige einem Gesetzgeber Zutrauen darf; nur eine 
solche Erklärung kann auf Wahrscheinlichkeit Anspruch machen, 
bei der .Mies natürlich und verständig ausgesprochen wird. 

Eine weitere, wenngleich weniger starke Verkehrtheit schreibt 
man eben dieser Stelle zu. Man ergänzt so, dass man dem 
Ankläger verbietet, bei seinem Vorschläge zu Richtern aus der 



a) Mau erkenut dies daraus, dass es Z. XXI heisst, cs solle von den 
Parteien einer, der lebe (qui vivat), gewälilt werden. 
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allgemeinen Ricliterliste nicht nur die eben besprochenen Beam- 
ten und Senatoren zu wählen, sondern auch „diejenigen, welche 
verurtheilt sind, weil mit ihnen nach dem Calpurnischen und 
Junischen Gesetze ein Civilprocess angestellt wurde oder weil 
sie nach dem gegenwärtigen Acilischen Gesetze als Criminal- 
verbrecher belangt wurden."“) Auch hierin liegt, abgesehen von 
den an sich nicht passenden Worten“), ein Widerspruch mit 
den früheren Bestimmungen des Acilischen Gesetzes, oder eine 
so auffallende Ungeschicklichkeit des Ausdrucks, wie man sie 
in einem Gesetze nicht anuehmen darf. Es mag möglich ge- 
wesen sein, dass nach dem Calpurnischen und Junischeu Ge- 
setze auch gegen Personen, die weder Senatoren noch Beamte 
waren, eine Untersuchung angestellt wurde, zumal eine Givil- 
untersuchung, welche keine Bestrafung zur Folge hatte; von dem 
gegenwärtigen Acilischen Gesetze aber glauben alle , sowohl die 
früheren, welche es nur für ein Repetundengesetz ansahen, als 
auch wir, die wir es als ein allgemeines Gesetz gegen alle 
Amtsverbrechen betrachten, dass es nur auf Senatoren oder Be- 
amte anwendbar war. Wie ist es also denkbar, dass in ein und 
demselben Satze von der Wahl zu Richtern zuerst die Senatoren 
und Beamte, und daun noch besonders die nach dem Acilischen 
Gesetze Verurtheilten ausgeschlossen wurden? Nothwendiger 
Weise ist also die Bemerkung über das Acilische Gesetz von 
dem Vorhergehenden zu trennen und auf eine besondere Anord- 
nung zu beziehen. 

Wir haben auch Bedenken gegen die Zulässigkeit des von 
den neuesten Gelehrten angenommenen Verfahrens*’), dass zuerst 
der Angeklagte dem Ankläger diejenigen aus den 450 Personen 
der Richterliste angeben soll, mit denen er in unzulässigem 
Grade verwandt oder befreundet sei, und dass sein demnächst 
zu leistender Schwur dahin gehen solle, er habe von der Richter- 
liste Niemanden, mit dem er in unzulässigem Grade verwandt 



a) Z. XXIll neive cum (legat edatve, quci pecuniae captae condeuma- 
tus est crit aut quod cum eo lege Calpu)rnia aut lege lunia sacramento 
actum siet aut quod h. 1. nomen (dclatum sie)t. 

b) S. oben S. 121. 
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otler befreundet sei, übrig gelassen. Mehr als die Hälfte der 
Kicliterliste kommt bei der Auswahl der Richter für den einzel- 
nen Process nicht in Betracht: es ist also ein unnütz weit- 
läuftiges Verfahren, wenn der Angeklagte von der ganzen Liste 
seine Verwandten angeben soll. Das Gesetz kann ihn, wenn 
es ihm das Recht des Vorschlages giebt, verpüichten, nicht seine 
Verwandten vorzuschlagen; aber es kann von ihm nicht eine 
Ausmerzung aus der ganzen Ricliterliste verlangen. Das wäre 
eben so, als wenn, wo bei der Wahl der Geschworenen das 
Loos und Verwerfung durch die Parteien angewendet wird, die 
letztere vor dem ersteren, also aus der Gesammtzahl aller zum 
Verloosen Bestimmten eintreten sollte. Der Schwur des Prä- 
tors bei der Aufstellung der jährlichen Richterliste und der 
des Anklägers bei dem Vorschläge der Geschworenen für den 
betreffenden Process geht dahin , dass sie die Bedingungen des 
Gesetzes nach bestem Wissen berücksichtigt haben: der des 
Angeklagten sollte dahin gehen, dass er die gesammte Richter- 
liste durchgegangen und keinen Verwandten von sich darin übrig 
gelassen habe! 

Um ein wahrscheinliches Verständniss der räthselhaften 
Bruchstücke zu gewinnen, muss man den geschichtlichen Weg 
der Entwickelung aufsuchen: alle Einrichtungen der Römer und 
auch die des Gerichtswesens bildeten sich in natürliclier und 
stetiger Folge, nirgends ist ein Sprung bemerkbar. Von der 
Anwendung des Looses, das später bei der Auswahl der Ge- 
schworenen für den einzelnen Fall gebrauclit wurde, findet sich 
in dem Acilischen Gesetze keine Spur: kein Ausdruck deutet 
darauf, die Worte angeben (edere) und wählen (legere), welche 
gebraucht werden, schliessen dasselbe sogar aus. Das vorge- 
schriebene Verfahren wird sich demjenigen anschliessen, das wir 
früher bei den recuperatorischen Gerichten, welche durch einen 
Senatsausschuss gebildet wurden, kennen gelernt“) und nach 
andern, aus noch älterer Zeit überlieferten Recuperatorengerichten 
dargestellt haben. Danach ging die Wahl oder vielmehr die 
Einsetzung der Richter von dem versitzenden Prätor aus: nur 



a) S. oben S. 16. 
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dadurch, da.ss derselbe sie bestellte, erhielten sie den Auftrag zu 
richten. Dieser Grundsatz wurde den veränderten Umständen 
angepasst. Die Aufstellung der jährlichen Richterliste durch 
den Prätor hat die Bedeutung, dass derselbe im Voraus erklärt, 
jeden aus der Richterliste, der von den Parteien auf gesetz- 
massige Weise gewählt sei, als Richter anerkennen zu wollen. 
Daraus folgt, dass die Parteien nur aus der Richterliste, die 
ihretwegen aufgestellt ist, wählen dürfen. Deshalb finden wir 
in dem Acilischen Gesetze, dass, wo von den durcli die Parteien 
gewählten Richtern die Rede ist, ausdrücklich hinzugesetzt wird, 
dieselben müssten aus den 450 Personen der Richterliste ent- 
nommen sein. Indessen bei dem Recuperatorengerichte giebt 
der Prätor, wenn die Parteien über die Richter übereingekommen 
sind, nach eigenem Belieben einen Obmann. Er wählt ihn zwar 
auch aus dem einmal für die betreffenden Processe bestimmten 
Stande, wie z. B. vor dem Sempronischen Gesetze aus den Se- 
natoren; allein er ist frei in seiner Wahl, nicht gebunden durch 
die Aufsicht eines Andern. Wenden wir dies Verhältniss auf 
das Acilische Gesetz an, so ergiebt sich, erstens dass der ver- 
sitzende Prätor ausser den von den Parteien erwählten Richtern 
seinerseits besondere, von ihm selbst erlesene Richter stellt, 
zweitens dass diese nicht aus der Richterliste, welche nur die 
Vorschläge des Prätors für die Parteien enthält, entnommen zu 
werden brauchen, drittens dass sie dennoch in ihren Eigen- 
schaften denjenigen, welche die Richterliste enthält, entsprechen 
müssen. 

Hierin liegt die Auflösung des Räthsels, welches die Bruch- 
stücke des Acilischen Gesetzes über die Wahl der Richter für 
den einzelnen Process darbieten. Ein Gesetzgeber kann nicht 
so ungeschickt sprechen, dass er nach Aufzählung der Bedin- 
gungen., welche für die Aufstellung der Richterliste zu erfüllen 
sind, nachher bei der Erwähnung der Auswahl aus der Richter- 
liste eben jene ersten Bedingungen wiederholt : wo er dies thut, 
kann nur von Richtern, welche ausserhalb der Richterliste 
genommen werden sollen, die Rede sein und dies ist nach der 
Aehulichkeit früherer Recuperatorengerichte der Fall, wenn der 
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Prätor zu den von den Parteien bestimmten Geschworenen seiner- 
seits eigene, gleichsam unparteiische, Richter hinzufügt. Allerdings 
wissen wir nicht, dass dies geschehen; aber eben so wenig 
haben wir davon Kunde, dass es nicht geschehen ist und wenn 
es bei dem späteren Gerichtsverfahren, als der Charakter des 
Geschworuengerichtes geändert war, nicht geschah, darf man 
daraus nicht den Schluss ziehen, dass das Acilische Gesetz es 
nicht gestattete. Zu dessen Zeit war das Geschwornengericht 
erst in den Anfängen .seiner Entwickelung. Gracchus hatte statt 
des Senatsausschusses einen andern ge.schlossenen Stand (lauernd 
mit der Richterwürde bekleidet, der Fortschritt des Acilischeu 
Gesetzes bestand darin, dass es den geschlossenen Stand auflüste, 
in anderer Beziehung aber knüpfte es an die früheren For- 
men an. Erst seit das Loos bei der Auswahl der Richter an- 
gewendet wurde, hörte die eigenmächtige Ernennung von Rich- 
tern durch den versitzenden Prätor auf. Es ist so vieles von den 
Einzelheiten des V'erfahreus trotz der uns erhaltenen Bruchstücke 
des Acilischeu Gesetzes unbekannt oder unsicher, da.ss man sich 
nicht wundern darf, wenn auch über die Stellung einer Anzahl 
Richter durch den Prätor keine Kunde auf uns gekommen ist, 
und der Hauptbeweis für die Wahrscheinlicbkeit unserer Yermu- 
thung liegt darin, dass durch sie die uns erhaltenen Ueberbleibsel 
natürlich erklärt werden können. 

Wie viel Richter der Prätor eigenmächtig ernannte, weiss 
man nicht. Üie Zahl der Richter, welche schliesslich die Ent- 
scheidung fällen sollten, wird in den Bruchstücken nirgends an- 
gegeben. Ja es scheint sogar, dass keine bestimmt abgeschlos- 
sene Zahl als Richter erforderlich war. Denn am Schlüsse des 
ganzen über die Auswahl der Richter handelnden Capitels heisst 
es: „diejenigen, welche .so erwählt sind, sollen für die betreffende 
Sache Richter sein.”“) Wenn imter allen Lmständen die Zahl 
der Richter vollständig sein musste, so wäre es zweckmässig 
gewesen, dieselbe hier noch einmal anzuführen. Leberdem gab 
es bei den Römern keine durch Gebrauch oder Gesetz geheiligte 



a) Z. XXVI Quci ita leetei erunt, eis in eain rem ioudices sunto eorum- 
que eiu(s rei ex h. 1. ioudicatio leitisque aestumatio esto). 
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Zahl von Geschworenen. Sonach war zwar die Zahl der 
Richter, welche durch die Parteien, ebenso die, welche eigen- 
mächtig von dem Prätor ernannt werden sollte, bestimmt; aber 
wenn von denselben, sei es aus Krankheit oder andern Gründen, 
beim Führen und Entscheiden des Processes Geschworene fehl- 
ten, so that dies der Gültigkeit desselben keinen Eintrag. Bei 
fünf Recuperatoren wurde einer von dem Vorsitzenden ernannt*), 
eben so viel bei sieben: wahrscheinlich also bei hundert etwa 
zehn, jedenfalls eine Mehrzahl, aber im Verhältnisse zur Gesammt- 
zahl der Richter eine geringe. 

Eine Ergänzung der zerrissenen Bruchstücke, welche uns 
erhalten sind, wage ich nicht: das ist ein Versuch, der kaum 
zu einem befriedigenden Ergebnisse führen kann. Dennoch ist 
es nöthig zu zeigen, dass in den Lücken eine Ergänzung in dem 
von uns angegebenen Sinne möglich ist. Am Ende der 21. Zeile 
ist eine grosse Lücke. Ihr geht vorher die Anweisung an eine 
der beiden Parteien, aus der Richterliste hundert Richter für den 
betreffenden Fall zu wählen. Dass diese Anweisung eben so 
ausführlich gefasst ist, wie die früher in Z. 20 und 21 vorkom- 
mende über eine andere Auswahl aus der Richterliste, ist nicht 
nöthig: sie kann auch kurz, unter Hinweisung auf die früheren 
Bestimmungen, ausgesprochen werden. An sie muss sich un- 
mittelbar die Anweisung an den Prätor knüpfen, seinerseits die 
für den Process vorgeschriebenen Richter zu ernennen, und zwar 
ohne den Zusatz, dass sie aus der allgemeinen Richterliste ge- 
nommen werden müssen, aber mit der Bedingung, dass er diese 
nach bestimmten gesetzlichen Vonschriften vorzuuehmende Wahl 
mit einem Eide zu bekräftigen habe. Die Erwähnung des Eides 
kann durch ein einziges Wort geschehen. Die Anweisung über 
die vom Prätor selbständig zu ernennenden Richter’’) enthält 
die Bedingungen, welche derselbe zu beobachten hat, zuvörderst 
die, dass Niemand unter den Richtern sein darf, der mit dem 
Angeklagten oder dem Ankläger in unerlaubtem Grade verwandt 
ist. Die Erwähnung des Angeklagten ist zu ergänzen, die des 



a) S. oben S. 16. 

b) Man sehe Z. XXI. 
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Anklägers ist erhalten. Dann folgen die Bedingungen, welche 
bei der nicht aus der Richtertiste erfolgenden Wahl durch den 
Prätor beobachtet werden müssen in Bezug auf den Stand und 
die Lebensstellung der Richter.'*') 

Diese Bedingungen müssen im Ganzen dieselben sein wie 
die bei der Aufstellung der Richterliste. Dies ist bei den bis- 
herigen Ergänzungen, welche man vorgenommen hat, nicht der 
Falt, wird sich aber theils in diesem Capitel, theils in den frü- 
heren beiden, welche über die Aufstellung der Ri(;hterliste han- 
deln, ohne Schwierigkeit bewerkstelligen lassen. Die Haupt- 
sachen stimmen schon jetzt überein, dass Niemand Richter .sein 
darf, der Senator ist oder gewesen ist, der ein anderes Staats- 
amt bekleidet hat, der sich jenseits des Meeres aufhält. Freilich 
wird auch eine gewisse Verschiedenheit stattfiuden können. Z. B. 
halte ich es für fraglich, ob das Gesetz für die Wahl dieser 
Richter dem Prätor die Beobachtung eines Census und einer 
Altersgrenze vorschrieb: es war natürlich, dass derselbe zu die- 
sen, so zu sagen, unparteiischen Richtern von selbst solche wählte, 
welche durch Einsicht und Stellung einen Einfluss auf ihre Ge- 
nossen ausüben konnten.®^) Sicherlich war die Bestimmung, 
dass aus einer Familie nur einer gewählt werden dürfe*), die- 
sem Capitel eigenthümlich: sie passt nicht für die Richterliste, 
in der immerhin zwei Brüder oder zwei Vettern sein durften, 
auch nicht für die von den Parteien vorzuschlagenden Richter, 
deren Anzahl grösser war und bei der eine Verwerfung durch 
die Gegenpartei stattfand.®®) 

In den letzten, auf die unmittelbare Wahl der Richter durch 
den Prätor bezüglichen Worten wird das Calpurnische und Ju- 
nische Gesetz, sowie eine nach dem Acilischen Gesetze mögliche 
Anklage erwähnt.®) Es muss eine Classe von Personen ritter- 
lichen Standes bezeichnet werden; denn alle Senatoren sind schou 
vorher ausgenommen worden. Mithin darf inan nicht an Ver- 
urtheilte denken, da nur Senatoren nach dem Acilischen Gesetze 



a) Z. XXIII neive amplius de una familia unum. 

b) Z. XXlll lege Calpu)ruia aut lege liuiia sacraraento actum siet aut 
quod h. 1. uomeii (delatuiu sie)t. Vergl. ot>eu S. 42 und S. 123. 
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verurtheilt werden durften. Eben so wenig kann man diese 
Worte auf die Ankläger, Zeugen und Anwälte, welche in einem 
solchen Processe aufgetreten waren, beziehen. Denn dass z. ß. 
in einem Processe nicht ein und dieselbe Person Ankläger und 
Richter sein kann, ergiebt sich von selbst: wenn die Processe 
aber verschieden waren, so kann, wer in dem einen Ankläger 
gewesen war, in dem andern Richter sein. Ich finde keine an- 
dere Möglichkeit der Erklärung, als dass Personen ritterlichen 
Standes zu verstehen sind, welche z. B. als Begleiter der Statt- 
halter in den Provinzen oder als Gehülfen von Beamten an Er- 
pressungen Theil genommen und als solche, auf die das erpresste 
Gut übergegangen wäre, zur Rückerstattung desselben gezwungen 
worden waren. Spätere Gesetze bestimmten, dass sie auch vor 
das Schwurgericht gestellt werden durften : wenngleich dies jetzt 
noch nicht möglich war, so konnten sie doch durch eine Civil- 
klage zur Rückgabe des ihnen unrechtmässiger Weise zugekom- 
menen Gutes angehalten werden. Dass sie von dem Richter- 
amte bei Processen über Amtsverbrechen ausgeschlossen werden, 
ist natürlich und wahrscheinlich sind eben dieselben Personen 
auch schon früher bei den Bedingungen, welche für die Auf- 
nahme in die jährliche Richterliste anfgestellt werden, bezeichnet 
worden.*) 

ln Bezug auf die Wahl der Richter durch die Parteien, 
welche an die jährliche Richterliste gebunden sind, schliesse ich 
mich der Meinung der früheren Gelehrten an: jede der Parteien 
schlug 100 Richter vor, jede verwarf von denen des Gegners 
50, es blieben mithin 100 übrig, welche zusammen mit den un- 
mittelbar vom Prätor ernannten das Collegium der Geschworenen 
bis zur Beendigung des Processes bildeten. Abgesehen von den 
schon früher*’) angeführten Erwägungen sind es zwei Gründe, 
welche mich bestimmen. Erstens, wenn die eine Partei die Rich- 
ter vorschlägt, so ist das, im Falle dem Ankläger dieser Vorzug 
bewilligt wird, eine zu grosse Strenge, im Falle es dem Ange- 



a) Mao sehe Z. Xlll, wo uns nur die Worte erhalten sind mnaiuM 
fiel, quod circa eum in senatum legi non liceat. 

b) S. oben S. 124. 
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klagten zusteht, zu grosse Milde. Absichtlich, um grössere 
Strenge zu erzielen, führte man später bei einer besonderen Art 
politischer Verbrechen ein solches Verfahren ein. Zweitens, zur Zeit 
des Aciliscben Gesetzes richtete man sich nach dem Verfahren 
der früheren recuperatorischen Gerichte, bei denen der Vorschlag 
zu den Richtern von beiden Parteien gleichmässig ausgegangen 
war. Ob in den Bruchstücken des Gesetzes zuerst von dein 
Vorschläge des Angeklagten und dann von dem des Anklägers, 
oder umgekehrt die Rede ist, lässt sieh nicht mit Sicherheit 
entscheiden. Wahrscheinlich ist, dass zuerst der Ankläger seine 
hundert Richter vorschlägt, dann der Angeklagte. Denn es 
heisst von derjenigen Partei, welche als zweite ihre Vorschläge 
zu machen hat, .sie solle das am zwanzigsten Tage tbun“) ; folg- 
lich musste diejenige Partei, welche zuerst ihre hundert Richter 
vorauschlagen hatte, dies früher thun, waiirscheinlich am zehnten 
Tage nach Anbringung der Klage. An diesem Tage aber er- 
schien nach der Gerichtssitte der Ankläger vor dem Prätor, um 
nachdem die Klage angenommen war, weitere Schritte zur Ver- 
folgung derselben zu thun.*’) Also wo in den Bruchstücken von 
den Vorschlägen der ersten l'artei die Rede ist, wird der zehnte 
Tag nach der Anklage als Termin angegeben und die des An- 
klägers gemeint.®^) Au die Vorschrift über die V'orschläge des 
Anklägers schliesst sich die kürzer gefasste Vorschrift über die 
Auswahl von hundert Richtern durch den Angeklagten, welche 
am zwanzigsten Tage nach geschehener Anklage vorgenommen 
werden soll, und zu gleicher Zeit, wie es scheint, soll der Prä- 
tor die von ihm selbständig zu wählenden Geschworenen er- 
nennen. Am sechzigsten Tage, wie es scheint*“), findet die Ver- 
werfung der Richter durch die Parteien statt: es beginnt der 
Angeklagte, welcher die Hälfte von den Geschworenen des An- 
klägers verwerfen darf, es folgt auf gleiche Weise der Ankläger. 



a) Z. XXI facito, utei is die viconsumo ex oo die, quo quoiusque quis- 
que nomcü dctolerit, C viros ex eis, quei ex h. 1. CDL virei in eum an- 
num lectei criuit, quei vivat, legat cet. 

b) Ascou. in Coruel. p. 59 Detulit uomcn Publius , subscripsit Caiua, 
et eum P. Gassius praetor decimo die, ut mos est, adesse iussissct cet. 
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Mithin bleiben als Geschworene übrig ausser den von dem Prä- 
tor ernannten, bei denen keine Verwerfung erlaubt ist, hundert. 
Das Ende dieses Capitels enthält Bestimmungen, wie es gehalten 
werden soll, wenn die Parteien bei dem Vorschläge und dem 
Verwerfen der Geschworenen den gesetzlichen Vorschriften nicht 
nachkommen. Die Folge davon ist natürlicher Weise für den 
Ankläger die Aufhebung der Anklage, für den Angeklagten, dass 
der Ankläger die Richter ernennt; aber das Genauere hierüber 
lässt sich bei den grossen Lücken der Bruchstücke nicht fest- 
stellen.®) 

Die beiden nächsten Capitel schliessen sich genau an das 
so eben Besprochene über die Wahl der Geschworenen an. Die 
uns erhaltenen Worte“) beweisen, dass sie verordneten, es soll- 
ten die Namen der endgültig festgestellten Geschworenen, sowie 
die der Vertheidiger, welche der Prätor dem Ankläger auf sein 
Verlangen gegeben hat, von dem Prätor in den öffentlichen Acten 
verzeichnet und für immer aufgehoben werden, jedoch so, dass 
die Parteien davon Abschrift nehmen dürfen, ferner, dass ein 
und dieselben Geschworenen den Process zu Ende führen, selbst 
wenn derselbe bis in das folgende Jahr sich hinausschöbe. Die 
Ergänzung des Einzelnen übergehen wir. 



Neuntes Capitel. 

Die von dem Adliscben Gesetze Betroffenen; es sind nnr Beamte and 
Senatoren. Wie dieselben aofgezäblt nnd bezeichnet waren. Die Ter* 
brechen im Aciliscben Gesetze ; es sind alle Amtsverbrecben. Anftählnng 
derselben, Betrachtung der uns erhaltenen BruchstQcke, Erpressung und 
Annahme von Geschenken. Termuthung der Gelehrten Ober das mit dem 
1. März beginnende, mit dem 1. September schliessende sogenannte Ge- 
ricbt^abr. Bestimmungen Ober die Anwälte. Anklage der Beamten wäh- 
rend ihres Amtsjahres. 

Das Acilische Gesetz war nicht ein Repetundengesetz. •’) Es 
umfasste nicht bloss die Fälle, wo ein Beamter Erpressung ver- 



a) Man sehe Z. XXVI und XXVll. 

b) S. oben S. 106. 

9 * 
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übt hatte, sondern überliaupt alle Amtsverbrechen, soweit sie 
damals gestraft wurden. Denn einige ßegriflfe von Amtsver- 
brechen, z. ß. die Majestüt.sverbreclien, wurden erst später durch 
besondere Gesetze eiugeführt. Es kommt darauf an, die Mög- 
lichkeit zu erweisen, dass alle diese Amtsverbreeben in den 
ßruchstücken des Acilischen Gesetzes, wie sie uns vorliegen, 
umfasst sein konnten. Auf eine Ergänzung der ausgedehnten 
Lücken, welche auch hier das Verständniss erschweren und im 
Einzelnen unmöglich machen, wollen wir uns eben so wenig, 
wie bei den andern Theileu des Gesetzes eiulassen.**^) 

Das erste, fast acht Zeilen umfassende Capitel des Gesetzes 
handelte über zweierlei, erstens über diejenigen, welche nach 
dem Gesetze augeklagt w'crden konnten, zweitens über die Ver- 
brechen , wegen der sie augeklagt werden durften. Dass die 
ersteren nur die ßeamten sind, ist siclier. Selbst diejenigen, 
welche das Acilische Gesetz als ein Gesetz nur über Erpressun- 
gen ansehen , müssen als anklagbar nur die ßeamten hinstellen, 
weil nach Römischer Auffassung Erpressungen nur von ßeamten 
begangen werden. Auch wenn mau dem Gesetze eine weitere 
Ausdehnung giebt, kann es doch nur die ßeamten trefi’en. Das 
Sempronische, das zuerst die Schwurgerichte schuf, hatte*) sich 
nur auf die ßeamten bezogen : daher der Gegensatz, den es durch 
Uebertragung der Gerichte au den Ritterstaud zwischen den 
Richtenden und den durch die Gerichte ßetroffeuen bildete: dar- 
auf beruhte die innere Gerechtigkeit der neuen Einrichtung. Eben 
diesen Gegen.satz finden wir in dem Acilischen Gesetze. Von 
dem Richteramte werden sorgfältig alle, welche ßeamte oder Se- 
natoren sind oder mit denselben in Verbindung stehen, ausge- 
geschlossen : betroffen also w'erden diejenigen , welche nicht zum 
Richteramte zugelassen werden. Die Richtigkeit dieser Folge- 
rung wird erwiesen durch die, wenn auch sehr dürftigen, Ueber- 
bleibsel des Gesetzes. Im Anfänge desselben, wo die nach dem- 
selben vor Gericht zu ziehenden Personen aufgeführt werden, 
finden sich eben diejenigen genannt, welche in den späteren Ca- 
piteln von dem Richteramte ausgeschlossen werden. 



a) S. oben S. 72 flgd. 
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Ueber die ErgäDzuug dieses Bruchstückes kann ein Zweifel 
entstehen. Es sollen bezeichnet werden alle Beamte und Sena- 
toren, sowie die nächsten Verwandten derselben. Erhalten ist 
uns die Bezeichnung des Militairtribunates in einer der vier 
städtischen Legionen, des untersten Amtes, welches, wenngleich 
nicht senatorischen Ranges und nicht von Senatoren bekleidet, 
dennoch den hohen Staatsämtern in Bezug auf die Verantwort- 
lichkeit vor den Schwurgerichten gleichgestellt wird.*) Darnach 
sind vorher zu ergänzen die Volkstribunen, die Quästoren, die 
Dreimänner für Capitalsachen , vielleicht auch die für Ackerver- 
theilung, die zu Anfänge des Gesetzes eben so gut vor den Mi- 
litairtribuuen genannt werden konnten, wie sie später nach ihnen 
angeführt werden. Vor diesen niederen Aemtern ergänzt man 
jetzt die höheren, das des Dictators, Consuls, Prätors u. s. w. 
Zu dieser Ergänzung kann man einen doppelten Grund haben. 
Erstens im zweiten Capitel des Acilischen Gesetzes werden die- 
jenigen Beamten angegeben, welche während ihres Amtes nicht 
vor Gericht gezogen werden dürfen'*), und dabei der Dictator, 
Consul, Prätor u. s. w. genannt. Das Verhältniss in jenem Ca- 
pitel ist indessen verschieden : es kommt nur auf die Beamten an 
und sie müssen namhaft gemacht w’erden. Die Aufzählung im zwei- 
ten Capitel kann sogar nur dann als zweckmässig erscheinen, 
wenn entweder nicht alle von den im ersten Capitel genannten 
Beamten von einer Anklage während ihres Amtes frei waren 
oder im ersten Capitel keine Aufzählung der Beamten stattfand. 
Wenn die Beamten im ersten und im zweiten Capitel vollständig 
dieselben wären, so konnte es zweckmässiger Weise nur lauten : 
„die Beamten sollten, so lange sie im Amte wären, nicht vor 
Gericht gestellt werden,” ohne erneute Aufzählung derselben. 
Keinesfalls darf man im zweiten Capitel einen Grund finden, 
in dem ersten alle Beamten der Reihe nach herzuzählen. Zwei- 
tens kann mau für eine solche Ergänzung, in der alle Beamte 

a) Z. 11 tribunus mi)l. I. Illl primis aliqua earum fuerit. Man vergl. 
damit Z. Xlll und besonders Z. XVI quei tr. pl. q. 111 vir cap. tr. mil. 1. 
1111 primis aliqua earum triumvir a. d. a. siet fueritvo. 

b) Z. Vlll De heisce dnm mag. aut inperium habcbuiit, ioudicium nou 
fiet. Die. cos. pr. mag, cq. 
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aufgezahlt werden, anführeu die Sitte anderer Gesetze. Cicero 
erzählt»), der Volkstrihun Glaucia habe öfters in seinen Reden 
an das Volk geäussert, dasselbe müsse auf die erste Zeile jedes 
Gesetzes aufpassen. Wenn es anfinge JJictator, Comul, 
Prätor , Magister der Reiterei , brauche es sich nicht 
darum zu kümmern; dagegen, wenn es heisse Jeder der nach 
diesem Gesetze müsse es aufpassen und sich in Aclit nehmen, 
um nicht in einen neuen Process verstrickt zu werden. Cicero 
oder vielmehr Glaucia wollten nicht den Anfang der Gesetze 
wörtlich anführeu, sondern nur den ungefähren Anfang derselben 
angeben und darnach zwei Classen derselben unterscheiden. Das 
erhellt am besten aus dem Acilischen Gesetze, das in keinem 
Falle weder mit der Aufeählung der Beamten, noch mit der Be- 
zeichnung aller Römischen Bürger begann, sondern mit einer 
Aufzählung der Ankläger, zu deren Besten es erlassen wurde: 
es kann also in seinem Wortlaute sich nicht nach dem volks- 
thümlichen Witze eines Volk.stribunen richten. Wichtiger ist 
die Nachricht Ciceros, C. Gracchu.s' Gesetz über die Anklage 
von Beamten wegen falschen Gerichtes und Zeugnisses habe 
so begonnen, es soll eine Capital Untersuchung gegen den einge- 
leitet werden^ der als Militairtribun in einer der vier ersten Le- 
gionen, oder der als Quästor, als Volkstribun, dann habe es alle 
Beamten aufgezählt und hinzugefügt uml der im Senate seine Mei- 
nung abgegeben hat, abgegeben haben wird.''') Denn dies Gesetz 
ging dem Acili.schen vorher, behielt auch später seine Geltung 
und wurde in dies gewissermassen aufgeuommen. lndes.sen führt 
Cicero jene Worte nicht unmittelbar als die des Sempronischeu 



a) Cic. p. Rab. Post. 6, 14 Glaucia solebat, boino impurus, sed tarnen 
acutus, populum moncre, ut, cum lex aliqua recitarctur, primiuii versuin 
atteiidcret: si esset dictnlur romul /irnelor miujisier epiilum iie laboraret; 
sciret nihil ad se pertinere : sin esset quicumgue pusi luiuc legem , videret 
ne qua nova quaestione alligaretur. 

b) Cic. p. ciuent 54, 148 Degue eins ca/iile guaerito. Cuius? qni 
coierit? conveuerit? Non ita cst. Quid ergo est? die. Qui irihunus mili- 
lum legioniius gualtuor primu guiee gunestor , Iribunus plebis. Deinceps 
omnes magistl'atus uominavit. Quive in tcnalu senlenliam dixit dixeril. 
Vergl. oben S. 73. 
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Gesetzes an, sondern aus dem späteren Goruelischen, das sich 
auf jenes gründete, und Sulla konnte, wenngleich er den Inhalt 
beibehielt, die Worte ändern. Auch das Cornelische Gesetz führt 
Cicero nicht wörtlich an: es fehlen zwischen dem Militairtribunat 
und der Quästur die anderen niederen Aemter, welche im Acili- 
schen Gesetze angeführt werden und sie fehlen nicht, weil sie 
nicht von Sullas Gesetze betroflfeu worden wären, sondern weil 
es Cicero nur darauf ankam , den Charakter desselben als eines 
gegen Beamte gegebenen zu bestimmen.») Endlich ist Ciceros 
Ausdruck im Uebrigen von dem des Acilischen Gesetzes ver- 
schieden. In diesem ist von jetzigen oder gewesenen Sena- 
toren die Rede, er selbst spricht von denen, welche im Senate 
ihre Stimme abgeben oder abgegeben haben. Diese Verschieden- 
heit bedingt auch die Verschiedenheit in der Aufzählung der 
Beamten. 

Mithin konnten nur die niederen Beamten angeführt, die 
übrigen durch die Bezeichnung als Senatoren angedeutet werden, 
und dies ist wahrscheinlich, weil es in den beiden Capiteln über 
die Aufstellung der jährlichen Richterliste geschieht. Dagegen 
ist eines zur Ergänzung nothwendig, die Anführung, dass Jeder, 
der im Senate ist oder gewesen ist, von dem Gesetze betroflfen 
wird. Die Herausgeber der Bruchstücke haben versucht, dies 
durch Verbesserung der uns erhaltenen Worte in dieselben hin- 
einzubringen®), indessen an unpassender Stelle, wie sich aus 
der Vergleichung des Capitels, welches über die jährliche Richter- 
ILste handelt, ergiebt. Wahrscheinlich war die Aufzählung der 
von dem Gesetze Betroffenen so, dass zuerst die gegenwärtigen 
oder gewesenen Senatoren, dann die Beamten, welche nicht noth- 
wendiger Weise aus dem Senatorenstande genommen wurden, 
von den Volkstribunen an bis zu den von dem Volke erwählten 
Militairtribunen, endlich diejenigen, welche Söhne von einem die- 
ser Beamten und diejenigen, deren Vater senatorischen Ranges 
war, genannt wurden. 



a) Daher fasst Cicero nachher den Sinn des Gesetzes so zusammen: 
thque eius cnpUe quaerito, qu% magutralum hnbuerii inte senalu senientiam 
dixeril. 
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Bedeutender ist die Frage, wie die Verbrechen, über welche 
das Gesetz bandelte, ausgedrückt worden sind. Angenomnnen, 
das Acilische Gesetz handelte nur über Erpressung, so ging ihm 
vorher das Calpurnisehe Gesetz, welches auch noch später Gel- 
tung hatte*) und in dem Acilischen Gesetze selbst als fortbe- 
stehend erwähnt wird. Es stellte nicht nur den Begriflf der Er- 
pressung auf, sondern gab auch in das Einzelne gehende Be- 
stimmungen, was als solche gelten sollte. Dass diese oder 
ähnliche einzelne Bestimmungen in dem Acilischen Gesetze ent- 
halten gewesen seien, davon findet sich keine Spur. Es muss 
also in demselben die Bemerkung gestanden haben, dass die 
früheren Gesetze nicht aufgehoben seien, sondern die aus dem- 
selben hervorgehenden Verbrechen auch nach dem neuen Gesetze 
verfolgt werden könnten. Wie diese Bemerkung ausgedrückt 
wurde, darüber wage ich keine Vermuthung; aber es konnte 
kurz geschehen und wahrscheinlich geschah es schon am An- 
fänge des Gesetzes bei der Angabe der Verbrechen, wegen deren 
eine Anklage stattfinden sollte. 

Wurde so das Calpurnisehe und auch das Junische Gesetz 
in das neue Acilische mit eingescblossen, so darf man dasselbe 
auch von dem Sempronischen, in so fern es neue Amtsverbrechen 
aufstellte, annehmen. Es entliielt Be.stimmungen, wonach Sena- 
toren durch die Schwurgerichte zu Geld- und Capitalstrafen ver- 
urtheilt werden konnten, namentlich enthielt es die Verordnung, 
dass Personen senatorischeu Standes Capitalstrafe leiden sollten, 
wenn sie zur ungerechten Verurtheilung Jemandes mitgewirkt 
oder falsches Zeugnlss abgelegt hätten, eine Verordnung, welche 
auch nach dem Acilischen Gesetze fortbestand und in das Cor- 
nelische Gesetz wieder aufgenommen wurde. Mithin musste auch 
die zwischen dem Sempronischen und Acilischen Gesetze bestehende 
bestimmte Beziehung ihren Ausdruck finden. Welches aber der- 
selbe war, lässt sich hier ebenfalls nicht angeben: seine Stelle 
konnte er schon im Anfänge des Gesetzes, von dem wir nur 
wenige Bruchstücke besitzen, haben. Dasselbe beginnt in seinen 

a) Man vergl. oben S. 40. 
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Ueberbleibseln mit einer Aufzählung der Unterthanen Roms*) 
„von den Bundesgenossen oder den Latinern oder den auswär- 
tigen Nationen oder denen, die sich in Abhängigkeit, Botmässig- 
keit, Gewalt oder Freundschaft des Römischen Volkes befinden.” 
Ich glaube nicht, dass man vorher die Bezeichnung der Römi- 
schen Bürger zu ergänzen hat; denn dann wäre der Ausdruck 
auf ungewöhnliche Weise weitläuftig.*®) Wenn alle Bewohner 
des Römischen Reiches umfasst werden , ist es natürlich dies 
auszusprecheu , eine Aufzählung der einzelnen Classen unnütz. 
Dennoch ist es nicht zweifelhaft, dass auch Römische Bürger 
durch das Acilische Gesetz geschützt werden und nach demselben 
ihre eigenen Beschwerden vor Gericht bringen können. Wir 
haben dies bei dem Calpurnischen und Sempronischen Gesetze 
erwiesen: es wäre wunderbar, wenn jetzt in einem, wie die An- 
ordnung über die Richter beweist, allgemeinen Gesetze die Bür- 
ger ausgeschlossen werden sollten.^“) Mithin muss die Bezeich- 
nimg der Römischen Bürger irgend wo anders gesucht werden 
und es ist für sie Platz genug in der grossen Lücke, welche sich 
nach jenen Worten findet. 

Nach dieser Lücke folgt zunächst eine Aufzählung der von 
dem Gesetze betroffenen Personen, über welche wir gesprochen, 
dann die Erwähnung einer bestimmten jährlichen Geldsumme'’), 
obwohl die Höhe der Geldsumme selbst nicht erhalten ist. Man 
hat dies von jeher zusammengestellt mit einem Capitel des Ju- 
lischen Repetundengesetzes , das den städtischen Beamten ver- 
bot, Geschenke jährlich zu einem höheren Betrage als von 100 
Goldstücken anzunehmen. ') Bei der weiteren Ergänzung weichen 
die neuesten Gelehrten von einander ab. F’rüher fasste man dies 
als eine besondere Bestimmung, die Beamten hätten Geschenke 



a) Z. 1 sodum ao)minisve Latiiii exterarumve natioiium quoive in ar- 
bitratu dicioue potestatc amicitiav(e populi Romani sunt. 

b) Es folgen nämlich nach der Bezeichnung der Personen senatorischen 
Standes oder derer, welche ein höheres Amt bekleiden, nur die Worte 
in annos singulos pequuiae quod siet am(plius HS. 

c) Venuleius in 1. 6 § 2 D. de 1. lul. rep. (XLVlll, 11) utque urbani 
magistratus ab omni sorde se abstineant neve plus doni rauneris in anno 
accipiant quam quod sit aureorum centum. 
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niclit über den Betrag einer bestimmten jährliclien Summe an- 
nehrnen dürfen: jetzt verbindet man es mit den folgenden, nach 
einer grossen Lücke erhaltenen Worten, in denen von Erpressun- 
gen die Rede ist.*) Man erhfilt also jetzt den Sinn, die Er- 
pressungen sollten jährlich nicht eine bestimmte Summe über- 
schreiten. Das Julische Gesetz verbot jede Erpressung überhaupt, 
bei Geschenken setzte es hundert Goldstücke jährlich als Grenze 
fest: darin ündet man den Fortschritt der Gesetzgebung, die 
grössere Strenge, welche die späteren Gesetzgeber für nöthig 
gehalten hätten.’*' Dies ist eine unmögliche Annahme, eine un- 
glaubliche Ergänzung. Niemals kann es einem Gesetzgeber ein- 
fallen, eine Erpressung auch nur in dem geringsten Grade zu 
erlauben, noch dazu, wenn Gesetze vorhergegangen sind, wie 
das Calpurnische, das in das Einzelne eingehend z. ß. den Kauf 
von Sclaven in der Provinz verbot. Ganz anders verhält es sich 
mit freiwilligen Geschenken, welche den Gewalthabern dtrge- 
bracht werden, auch ohne dafür das Begehen eines Unrechtes zu 
verlangen. Wer eine Erpressung, sei sie auch noch so gering, 
sich erlaubt, muss dem Gesetze als strafbar erscheinen, muss 
wenigstens zum Ersätze des widerrechtlich Genommenen ange- 
halten werden. Freiwillig und nicht zur Bestechung' gegebene 
Geschenke können anders angesehen werden ; doch auch bei 
ihnen ist, damit die Gerechtigkeit gewahrt werde, eine bestimmte 
jährliche Summe als Grenze festgesetzt: ein Beamter, der sie 
überschreitet, wird als der Erpressung überführt angesehen. 
Welches diese Grenze war, wissen wir nicht. Das Julische Ge- 
setz setzte hundert Goldstücke an, bemerkt aber ausdrücklich, 
dies gelte für die Beamten in der Stadt. Für die Provinz kam 
eine Bestimmung des Calpurnischen Gesetzes*’) zur Anwendung, 
dass der Beamte kein Geschenk annehmen darf, als Ess- und 
Trinkbares, was in den nächsten Tagen verzehrt wurde. Dies 
wird von einem späteren Rechtsgelehrten '') als Bestimmung eines 

a) Sie lauten Z. 111 quo]ive ipse paven(s)ve suos filiosve suos heres 
siet ablatum captum coactum coneiliatura avcrsnmve siet, de ea re eius 
petitio nominisque delatio esto. 

b) S. oben 8. 41. 

c) Von Modestinus in 1. 18 Dig. de off. praes. (1, 18) l’lebiscito couti- 
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alten Gesetzes angeführt, blieb also auch in der Kaiserzeit in 
Geltung. Mithin hat in den Worten des Acilischen Gesetzes eine 
Unterscheidung nicht bloss zwischen Annahme von Geschenken 
und Erpressung, sondern auch zwisclien den Beamten der Stadt 
und denen der Provinz in Beziehung auf Gesclienke gestanden. 
Ob dabei ein Fortschritt gegen die frühere Gesetzgebimg statt- 
gefundeu hat, ist zweifelhaft. Nothwendig i.st es gewiss nicht: 
selbst in dem Julischen Gesetze, welches Verschärfung und V'er- 
besseruDg der Bestimmungen über Erpressung zum Zwecke hatte, 
scheint er in diesem Punkte nicht stattgefunden zu haben. 

Indessen mag diese Vermuthung richtig oder unrichtig sein, 
jedenfalls ist der Paragraph, in welchem über die Geschenke an 
Beamte gehandelt wird, von dem über Erpressungen zu trennen, 
ln dem ersteren konnte mit wenigen Worten auch das Verbrechen 
der Amtserschleichung umfasst werden, wenn es hiess, die Be- 
amten sollten bei der Bewerbung um Ehrenstellen keine Ge- 
schenke geben.“) ln dem letzteren waren durch die Verschieden- 
heit der gewählten Ausdrücke alle Arten bezeichnet, wie ein 
Beamter durch Gewalt, List oder Betrug sich unrechtmässiger 
Weise Geld verschaffen konnte.*') Ob dies die Erfindung des 
Acilischen Gesetzes war, wis.seu wir nicht. Die späteren Gesetze 
haben sie zur Bezeichnung der Erpressung beibehalten.') 

Der folgende Paragraph ist seinem Ende nach bestimmt: 
wo er anfängt, ist unsicher, eben .so sein Inhalt, über den die 
paar Buchstaben, welche uns erhalten sind, keinen Schluss ge- 
statten. **) Was die Gelehrten zur Ergänzung ersonnen haben, 
wird nur als unsichere Vermuthung ausgegebeu und widerlegt 
sich gegenseitig.”) Da im Vorhergehenden der Begriff der Er- 
pressungen genügend bestimmt war und sie das Acilische Ge- 

netur, ut ue quis praesiduiu tnunus doiimu cap<-rct nisi esculcntuni potu- 
leiitunive, quod iritra dies proxiraos prodigatur. 

a) Vergl. obeu S. 76. 

b) Es heisst Z. 111 ablatura captum coactum coiiciliatum aversuinve 
siet. Vergl. kurz zuvor S. 138. 

c) Man sehe Cic. in Verr. II, 2, 4 u. 58 ; 11, 3, 30 u. 40 u. 84 u. 94. 

d) Es ist nur erhalten Z. IV in esse utei peteret, de ea re cius petitio 
nominisque delatio esto, pr. quaestiu esto, ioudieium iuudicatio leitisque 
aestumatio quci quomque ioudic(ium ex h. 1. eruut, eoruni ti. 1. esto. 



Digilized by Google 




140 



Weitere Bestiramuiigcu über die Verbrechen. 



setz nur als ein Repetundengesetz ansahen, befanden sie sich in 
Verlegenheit, einen passenden Inhalt zu finden. Wenn aber das 
Gesetz alle Aintsverbrecheu umfasste, so ist hier die Stelle, an 
welcher die übrigen V'erbrechen behandelt werden müssen. Es 
würde dann sogar ein angemessenes Fortschreiten stattfinden, 
indem zuerst über Annahme von Geschenken, dann über Er- 
pressungen, endlich über schwerere Verbrechen, auf denen ausser 
Ersatz und Entschädigung Ehrenstrafen und Verbannung stan- 
den, gebandelt wurde. Die Lücken sind gross genug, um alles 
dieses zu enthalten. Denn auch in den folgenden Zeilen bis zu 
Ende des ganzen Capitels ist uns so wenig erhalten, dass wir 
keine Möglichkeit erkennen, auch nur mit einem geringen Masse 
von Wahrscheinlichkeit den Sinn derselben zu errathen. Ausser 
einer Bemerkung, welche sich auf den mit dem Angeklagten im 
Bunde stehenden Ankläger, den praevaricator , bezieht, welche 
aber keinen sicheren Anhalt zur Ergänzung gewährt*), und 
sicherlich nicht zu der Vervollständigung des Gesetzes, wie sie 
der neueste Herausgeber’®) vorgenommen hat, berechtigt, sind 
nur einzelne Buchstaben erhalten. 

Nur ein Punkt ist in neuester Zeit wunderbarer Weise An- 
lass geworden, eine kühne, tief in das gesammte Römische Le- 
ben eingreifende Vermuthung aufzustellen. Es sind einige Worte 
erhalten, welche von einem vom 1. September an beginnenden 
Termine sprechen*’): von ihm an soll eine Verurtheilung nach 
dem vorliegenden Gesetze eine bestimmte Wirkung haben und 
dabei wird die Schätzung des Processes erwähnt. Aber für 
wen oder für welche Fälle dieser Termin gilt, und welches die 
Wirkung bei der Schätzung des Processes ist, wird nicht gesagt. 
Man muss mit dieser unklaren Bestimmung eine andere im fol- 
genden, über die Anwälte handelnden, Capitel zusammenstellen, 
wo es heisst , wenn jemand von denjenigen , welche nach dem 
gegenwärtigen Gesetze eine Anklage auf Geld begonnen hätten. 



a) Z. V . . cata erit aut quoius noraeu praevaricationis causa delatuin erit 
aut quoium nomeu e-v h. 1. ox reis exemptum erit, seiquis eius nomen a(d). 

b) Z. VII Qu)oius eorum ita nomeu ex h. I. post K. (S)ept. quae eo 
anno fuerint, delatum erit, qui eorum eo ioudicio condeninatus erit, quanti 
eius slis ae(stumata erit. 
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vor dem 1. September zur Anklage käme oder dazu berechtigt 
wäre, so solle ilim der Prätor, im Falle er einen Anwalt zu haben 
wünschte, etwas bestimmtes thun, wahrscheinlich den gewünsch- 
ten Anwalt geben. *) Hierauf baute man folgende Vermuthungen. * 
Das älteste Jahr der Römer begann mit dem 1. März; der 
Amtsantritt der höch.sten Beamten war ein verschiedener, nur 
selten geschah er am 1. März, sonst in allen Jahreszeiten und 
an allen Tagen; erst vom Jahre 153 v. Chr. an regelmässig am 
1. Januar. Man nimmt an, es habe in der ganzen Zeit der Re- 
publik, ja noch tief in die Kaiserzeit hinein neben dem Amts- 
jahre , nach welchem sich die Consuln und die meisten andern 
Beamten richteten, noch ein sogenanntes Militairjahr gegeben: 
sein Anfang fiel mit dem des alt-römischen Jahres zusammen, 
es begann am 1. März und äusserte seinen Einfluss hauptsäch- 
lich in dem Beginne der vollen Amtsgewalt der höchsten Be- 
fehlshaber, aber auch gewissermassen in der Dienstzeit der übri- 
gen Soldaten. Krieg und Process, schliesst man weiter, seien 
bei den Römern nicht nur verwandt, sondern gleichbedeutend 
gewesen; es habe also auch ein Processjahr gegeben und sein 
Anfang falle ebenfalls auf den 1. März. In Rom und ausserhalb 
Roms hätten die Processe also erst mit dem 1. März begonnen. 
Aber das Processjahr hätte auch vor dem Jahre geschlossen: 
der Römische Gerichtsvorstand habe nach dem 1. September 
keine Processe mehr angenommen, theils, um die von einem 
Vorstande angenommenen Processe wo möglich durch ihn selber 
erledigen zu lassen, theils weil ein grosser Theil der Römischen 
Geschworenen mit dem Rücktritte des sie ernennenden Beamten 
die ihnen übertragene Richterbefugniss von Rechtswegen verloren 
hätte. Es hätte demnach ein Processjahr vom 1. März bis 
1. September bestanden. 

Dies wunderbare Gebilde von Vermuthungen betrachten wir 
hier nur in Bezug auf das sogenannte Processjahr. Die Römer 
sollten eine Einrichtung getroffen oder geduldet haben, bei der 

a) Z. IX ex) h, 1. pequoiam petet uoraenque detuler(it) quoius eonim 
ex h. 1. ante K. Sept. petitio erit , sei eis volet sibei patronos in eam rem 
darei, pr. ad quem 
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in der Hälfte jedes Jahres kein Proeess geführt, werden konnte! 
Das ist an sich undenkbar, der venneintliehe Beweis aber für 
diese erstaunliche Behauptung wird nur aus den beiden unvoll- 
ständigen Stellen des Acilischen Gesetzes, welche wir angeführt 
haben, hergenommen. ln der zweiten derselben, behauptet man, 
liege der Sinn, dass nur bei einer Anklage vor dem 1. Septem- 
ber von dem Prätor ein Anwalt gegeben werden solle, folglich 
könne eine Anklage nur vor dem 1. September erhoben werden, 
und dies sei nicht eine Eigenthümlichkeit des Repetundenpro- 
cesses, sondern beziehe sich auf alle Processe. Dennoch aber 
wird au der ersten der beiden Stellen eine nach dem 1. Septem- 
ber mögliche Anklage erwähnt. Mithin, schloss man weiter, 
vor dem 1. September fand eine Criminalklage statt, bei welcher 
die Bestimmungen des Acilischen Gesetzes und die Geschwore- 
nen in Anwendung kamen: wer nach dem 1. September seine 
Anklage wegen Erpressung anbrachte, der konnte nur den civil- 
rechtliclien Weg einschlagen, und, was ihm nach den früheren 
Repetuudengesetzen freistand, durch eine actio aaoramoito Scha- 
denersatz erlangen: es wurde dann ein Recuperatorengericht, 
dem mau eine besondere Schnelligkeit beilegt“), gehalten. Wie 
es hierbei mit dem 1. März wurde, ob er als Anfangstermin für 
die Gescbwornengerichte bestand, wird nicht gesagt; wahrschein- 
lich indess nimmt mau es an. 

Es verlohnt sich nicht der Mühe, diese Vermuthung im Ein- 
zelnen zu widerlegen : cs giebt Processe genug, welche in dem 
vermeintlich für Schwurgerichte geschlossenen Zeiträume stiftt- 
fanden. Der Grund, auf welcher die Vermuthung ruht, ist falsch. 
Die Stelle, welche die von dem Prätor an die Ankläger zu ge- 
benden Anwälte behandelt, muss nicht den Sinn haben, es solle 
nur, wenn die Anklage vor dem 1. September erfolge, ein An- 
walt gegeben werden: wer nachher anklage, müsse ein anderes 
Verfahren einschlagen. Sie kann eben so gut den Sinn haben, 
wer vor dem 1. September klage, solle auf eine verschiedene 
Art seinen Anwalt erhalten als wer nachher klage. Geberdem 
fragt es sich, welcher 1. September gemeint ist. Man versteht 



a) Vergl. oben S. 17. 
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den 1. September eines jeden Jahre.s; aber man kann mit gleichem 
Rechte den 1. September eines bestimmten Jahres verstehen, Ja 
mit grösserem Rechte. Denn sonst würde ein Zusatz gemacht 
werden, um den 1. September eines jeden Jahres zu bezeichnen*). 
Es katin nicht gemeint sein der erste September desjenigen 
Jahres, -in welchem das Gesetz gegeben wurde; dann würde 
es heissen: „der in diesem Jahre eintreten wird,” wohl aber 
der des unmittelbar folgenden Jahres. Das Abfasseu dieses Ge- 
setzes erfolgte gleich am Anfänge des tribunicischen Jahres vor 
dem Amtsantritte der neuen Consuln, aber als schon die Amts- 
kreise der Beamten und namentlich der Prätoren bestimmt wa- 
ren. Man erkennt dies aus zwei Um.ständeu. Erstlich wird die 
Aufstellung der Richterliste für das nächste oder laufende Jahr 
dem Fremden prätor aufgetragen, während für die späteren Jahre 
ein besonderer Prätor ernannt wird. Es musste also einerseits 
das nächste oder laufende Jahr noch so viel Zeit gewähren, dass 
es sich lohnte, einen neuen Gerichtshof einzusetzen, andererseits 
aber die Geschäfte der Prätoren schon vertheilt sein ; sonst würde 
die Einsetzung eines besonderen Prätors verfügt werden. Beides 
würde auch auf den Anfang des curulischeu Amtsjahres passen; 
aber darauf passt nicht die Bezeichnung des Fremdenprätors 
als eines, „der unter den Fremden Recht sprechen wird”'’), was 
nur verständlich ist, wenn derselbe sein Amt noch nicht ange- 
treten hatte. Deshalb muss man annehmen, das Gesetz sei ab- 
gefasst zwischen dem 10. December, wo die Volkstribunen, und 
dem 1. Januar, wo die curulischen Beamten ihr Amt antrateu. 
Mithin kann unter dem 1. September sehr wohl der des nächsten 
curulischen Amtsjahres, das auch ebenso in dem bürgerlichen 
Leben galt, verstanden werden. 

Welchen Unterschied das Gesetz zwischen den Anklagen vor 
und nach dem 1. September machte, darüber lässt sich nur eine 
Vermuthung aufsteUen, z. B. folgende. Das Gesetz gab einige 
neue Bestimmungen über die Strafbarkeit der Beamten, z. B.') 



a) Etwa post K. Scpt. quac quoque anno fuoriut oder ähulich. 

b) Z. XU pr. qui iatcr peregrinos ious dicet 

c) S. oben S. 138. 
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Über die Summe Geld , über welche hinaus nicht Geschenke ge- 
nommen werden dürften. Es war billig, die gegenwärtigen Be- 
amten, welche ihr Amt unter andern gesetzlichen Bestimmungen 
geführt hatten , vor den Nachtheilen des neuen Gesetzes zu 
schützen. Deshalb wurde ein Termin festgesetzt, von welchem 
an die in demselben bestimmten Strafen in volle Wirksamkeit 
treten sollten , während das Strafverfahren selbst unmittelbar 
geändert werden durfte. Der 1. September des folgenden Jah- 
res ist ein zweckmässiger Termin der Art: an ihm konnten die 
gegenwärtigen Beamten zur Rechenschaft gezogen worden sein, 
selbst wenn sie in den Provinzen ihr Amt verwaltet hatten. 
Auch die Erwähnung des 1. Septembers in dem Capitel über die 
Anwälte kann man so erklären. Es brauchte z. ß. nur in der 
Zahl derselben eine Verschiedenheit zu bestehen, etwa so, dass 
vor dem 1. September nur vier, später jede gewünschte Zahl 
von dem Prätor gegeben wurde.“) Es ist nicht richtig, was man 
nach der Ergänzung der neuesten Gelehrten annehmen muss, 
nur, wenn es sich um einen Criminalprocess handelte, hätte der 
Prätor Anwälte gestellt, dagegen, sobald ein privatrechtliches 
Recuperatorenverfahreu stattfand, nicht. Dies stimmt nicht mit 
der Geschichte. Denn als alle Klagen wegen Erpressungen in 
recuperatorischeu Gerichten verhandelt wurden, gab der Prätor 
den Klägern nach Senatsbeschluss, sobald sie es verlangten, An- 
wälte'’), und es ist kein Grund vorhanden, weshalb man später, 
wo man die Erpressungen immer mehr zu hindern suchte, in 
dieser Fürsorge für die Bundesgenossen nachgelassen haben 
sollte. Indessen ich gebe diese Erklärung der uns erhaltenen 
Bruchstücke nur als Vermuthung: es kam auf den Nachweis der 
Möglichkeit an, dass man ohne die Annahme einer unmöglichen 



a) Es ist uns von diesem Oapitel nur erhalten Quei ex h.) 1. pequuiam 

petet nomenque detulcr(it), quoius corum ex h. 1. ante K. Sept. petitio erit, 
sei eis voiet sibei patrouos in cain remdarei, pr. ad quem ; nach- 

her folgen einige Bestimmungen über diejenigen Personen, welche der Prä- 
tor nicht als Anwälte geben darf. Wir werden über diesen Punkt später 
sprechen. 

b) S. oben S. 16. 
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Gerichtsverfassung, wie sie in neuester Zeit ersonnen worden 
ist, auskommen kann. 

Unnnittelbar auf dieses Capitel über die Amtsverbrechen, 
und einige unsichere Bestimmungen in Betreff der allmäligen 
Einführung des Gesetzes’'^) folgt ein Capitel über die Beamten, 
welche während der Dauer ihrer Amtszeit nicht angeklagt wer- 
den dürfen. Glücklicherweise ist uns die üeberschrift desselben 
erhalten , welche über den allgemeinen Inhalt desselben Kunde 
giebt“), sowie der Anfang, welcher beweist, dass die curulischen 
und einige andere Beamten nicht angeklagt werden durften, end- 
lich das Ende, welches von der Gestattung der Anklage nach 
dem Ablaufe der Amtszeit handelt. Ueber einen Punkt bleibt 
Unsicherheit, nämlich darüber, ob alle Beamte während ihrer 
Amtszeit vor einer Anklage sicher waren, namentlich jene nie- 
deren, die nicht nothwendiger Weise senatorischen Ranges waren, 
die verschiedenen Arten der Dreimänner und dieMilitairtribunen.^®) 
Ueber die folgenden beiden Capitel, in denen von den Anwälten 
der Ankläger die Rede ist, haben wir der Hauptsache nach ge- 
sprochen. Das dabei vorgeschriebeue Verfahren stimmt mit dem- 
jenigen, welches wir vor den Schwurgerichten kennen gelernt 
haben, überein: der Prätor ist verpflichtet, auf Verlangen des 
Anklägers demselben Anwälte in bestimmter Anzahl vorzu- 
schlagen, aus denen der Ankläger diejenigen, welche ihm nicht 
gefallen, zurückweisen darf. ‘^) Mit Ausnahme vielleicht der Zahl 
der Anwälte wurde hierin durch das Acilische Gesetz keine 
Neuerung eingeführt. 



a) Z. VllI De lieisce dum mag. aut inperium habebunt, ioudicium non 

fict. Die. cos. pr. mag. nachher e)x co mag. inperiove 

abierit quomin(us 

b) Es ist ausser dem früher Angeführten hierüber Z. XI erhalten: De 
patrono repudiaudo. Quei ex h. 1. patronus datus erit, sei is mori(bus 

suspectus erit und am Ende ... um pr. quei ex b. 1. quaeret 

alium patronum eiei quem 



111 
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Zehntes Capitel. 

Weitere Bestimmangen des Acilischen Gesetzes, nach den nns erhaltenen 
Bruchstftcken dargestellt. Untersnchnng gegen die Erben des Ternrtheüten. 
Herbeisebaffen der Beweismittel, namentlich der Zeugen, deren Zahl be- 
schränkt wird. Termeintlicher Eid der Geschworenen. Aufschub des Ter- 
mines. Fällen des Urtbeils. Richtereid, Beratbung der Richter, Abstim- 
mung. Zwei Drittel der Anwesenden mdssen das ürtheil fällen. Folge- 
rungen ans dieser Bestimmung. Art der Abstimmung. Gegen den 
Angeklagten ist keine zweite Anklage Tor demselben Gerichtshöfe zn- 
lässig, ausser in bestimmten Fällen. Nach der Ternrtheilnng Stellen von 
Bürgen, die Strafsnmme vorläufig vom Prätor festgesetzt. Schätzung der 
Processe (litinm aestimatio). Auszahlung des Geldes an die Kläger. Ver- 
fahren, wenn der Ternrtheilte die Strafsnmme nicht entrichten kann. 
Sicherung des Processverfahrens gegen den Einspruch der Beamten und 
Tolkstribnnen. Erwähnung des Caipurnischen und Jnnischen Gesetzes. 
Praevaricatio. Belohnungen der glücklichen Ankläger, Bürgerrecht, Pro- 
vocationsrecht, andere Belohnungen: Abstufung dabei nach dem Stande 
des Anklägers. Ende des Gesetzes, lückenhaft und unverständlich. Inhalt 
des uns fehlenden Theiles. 

Es ist zweckmässig, auch die übrigen uns erhaltenen Bruch- 
stücke des Acilischen Gesetzes durchzugehen und festzustelleu, 
was in ilmeu über das Verfahren in dem Scliwurgerichte be- 
stimmt wird. Die Vermutliungen zur Ergänzung der Lücken 
lasse ich bei Seite und stelle nur die sicheren Ergebnisse zu- 
sammen. Die Bruchstücke sind hier noch geringer und lücken- 
hafter als im Anfänge des Gesetzes. 

Die drei nächsten Capitel oder Paragraphen“) nach jenen, 
welche über die Auswahl der Richter für den einzelnen Fall 
handeln, scheinen Vorschriften über das allgemeine Verfahren 
zu enthalten ; aber was sie befehlen , lässt sich mit Sicherheit 
nicht angeben, ln früherer Zeit glaubte man, es müsse zunächst 
eine Vorschrift über die Bürgenstellung folgen, damit der Ange- 
klagte zur rechten Zeit zum Termine erscheine. Die neueren 
Erklärer haben diese Ergänzung verworfen : von solchen Bürgen 



a) Z. XXVm bis XXX. 
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ist bei dem Schwurgerichtsverfahren, dessen höchste Strafe in 
Verhängung der Verbannung besteht, niemals die Rede.^) Die 
uns erhaltenen Worte handeln von dem Schutze derer, welche 
in Folge des Acilischen Gesetzes Geld bekommen würden.*) 
Dies sind zunächst die Ankläger selbst, welche von den Beam- 
ten das Geld, was sie für widerrechtlich entrissen halten, zurück- 
fordern, nicht nur Städte und Provinzen, sondern auch Einzelne 
und Römische Bürger. Es war denkbar, dass die Censoren, 
welche mit dem Senate Zusammenhängen und gleiclie Interessen 
mit den Beamten haben, ihr Amt dazu gebrauchten, um mittel- 
bar diejenigen, welche gegen die Beamten gerichtliche Klagen 
anstellten, zu bestrafen: dagegen traf das Acilische Gesetz Vor- 
kehrungen. In der zweiten, auf das Verfahren im Allgemeinen 
bezüglichen Vorschrift scheinen die neueren Gelehrten das Rich- 
tige' getroffen zu haben. Die uns erhaltenen Worte beweisen, 
dass davon die Rede war, wenn der Verklagte vor der Entschei- 
dung in die Verbannung gegangen wäre, solle das Verfahren 
eben so fortgeheu, als wenn der Angeklagte zugegen wäre.*’) Sie 
zeigen, dass mit der freiwilligen Verbannung noch ein anderer 
Fall, der bei dem Angeklagten eintreten konnte, verbunden 
war: man vermuthet, es sei dies der Tod des Angeklagten.™) 
Wir haben keine besondere Nachricht darüber, dass schon nach 
dem Acilischen Gesetze eine Untersuchung wegen erpresster 
Gelder auch gegen die Erben von Angeklagten stattfand ; in- 
dessen die späteren Gesetze forderten sie, sie lag in der Billig- 
keit und ein Beispiel scheint schon in der frühesten Zeit, seit 
überhaupt Klagen über Erpressungen erhoben werden, vorzu- 
kommen. ') Das gegenwärtige Gesetz bestimmt nicht, es sollten 
alle Formen beim Tode oder der freiwilligen Verbannung eines 



a) Sic lauteu so : Quci pequniam ex h. 1. capiet , eum ob eam rem . 

quod pecuuiam ex li. 1. ceper(it) und nachher neive tribu mo)- 

veto neive equoni adimito neive quid ei (ob) eam rem fraudei esto. 

b) Es ist nämlich erhalten Z. XXIX aut in exilium aberit. 

Quoium nomeu ex h. 1. dclatum eri(t) (in exili)um abierit 

(juam ea res (iu)dicata erit, pr. ad quem eins nomen de(latum erit, eam) 
rem ab eis item quaerito 

c) Man sehe das oben angeführte Beispiel von D. Silanus S. 21. 

10 ' 
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Angeklagten beobachtet werden, sondern nur, die Summe Gel- 
des, um welche es sich handelte, sollte in diesem Falle ermittelt 
und von den Erben der Angeklagten beigetrieben werden. 

Die folgenden Paragraphen») handeln über das Herbei- 
schatfeu der Beweismittel , sowie über die Benutzung derselben 
vor Gericht, namentlich über die Zeugen. Die Bruchstücke sind 
sehr lückenhaft, die Erklärung und Ergänzung unsicher. Am 
Anfänge wird über das Herbeischatfen der Beweismittel ge- 
sprochen : das zeigt die Erwähnung der Städte und Gemeinden 
Italiens, denen die Städte ausserhalb Italiens in den Provinzen hin- 
zugefügt werden müssen.*’) Aber alles Uebrige ist ungewiss 
und man vermisst die Bemerkung über die Vollmachten, welche 
zur llerbeischaffuug der Beweismittel den Parteien vom Prätor 
gegeben wurden, über die Zeit, welche ihnen dazu freistand. 
Wenngleich die gesetzlichen Anordnungen hierüber sich später 
zum Theil ändern mochten, so waren die Hauptsachen in dem 
allgemeinen Römischen Gerichtswesen begründet und mussten 
sich schon im Acilischen Gesetze finden. Hieran schliessen sich 
Vorschriften über die Zeugen'), namentlich darüber, in welchem 
Verwandtschaftsgrade Jemand nicht zur Aussage gezwungen 
werden durfte^®), wobei auch das althergebrachte Patronats ver- 
hältniss berücksichtigt wurde.'*) Alle übrigen Personen konnten 
durch AuHegung einer Geldstrafe, über deren Höhe wir nichts 
wissen, zur Zeugenaussage angehalten werden.') Im Folgenden 
ist zu bemerken die Nachricht, dass die Zahl der Zeugen nur 
48 betragen dürfe, nämlich die der Belastungszeugen, welche 
der Ankläger stellt, während die der Entlastungszeugen unbe- 



a) Von Z. XXX bis XXXIX med. 

b) Z. XXXI conquacri in tena Italia in oppedeis foreis conciliab(ulcis 
ubi ioure dicundo praeesse solcnt, aut extra Italiam in opj>edcis foreis 
con)ciliaboleis ubi ioure deicundo praesse solent. In quibus di(ebus .... 

c) Z. XXXII . . re iubeto et quoni e(a) res agetur quam in rem quis- 
que testis er(it, in eam rem t'aeito eis) umnes adsient testimo(niuuique 
deicant .... 

d) Z. XXXllI in maio)ruin eius fide (f)u(e)r(in)t queive in fide eius 

siet maioresv(o 

e) Z. XXXIII scheint der Titel eines Paragraphen De in(roganda multa 
oder ähnlich gewesen zu sein. 
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schränkt gewesen zu sein scheint.») Aber in welchem Zusam- 
menhänge diese Zeugen, sowie die „Tafeln, Bücher und öffent- 
liche Schriften’’'’) erwähnt werden und was der fernere Para- 
graph mit der üeberschrift: „der Prätor soll fragen’’ zu bedeuten 
bat, ist unsicher. Die spätere Gesetzgebung war an diesem 
Punkte sehr ausführlich: sie bestimmte, wie die Beweismittel 
sowohl vor dem Gebrauche vor Gerichte behandelt als auch nach- 
her aufgehoben werden sollten. Etwas Aehnliches, obwohl noch 
nicht in gleicher Ausführlichkeit, muss schon das Acilische Ge- 
setz enthalten haben.*) Die folgenden Zeilen”) beziehen die 
Gelehrten jetzt auf die Richter: sie sollen vor dem Beginne des 
Processes oder ehe sie ihre Sitzung begannen, einen Eid zu 
leisten gehabt haben, dass sie dem Processe gehörig beiwohnen 
und die Zeugen, sowie die Anwälte aufmerksam anhören wollten. 
Ich kann an einen solchen Eid nicht glauben: ich finde von ihm 
sonst nirgends eine Spur. Er ist unnütz. Denn der Prätor 
hat Gewalt über die Richter und kann diejenigen , welche nicht 
gesetzlich entschuldigt sind, zwingen zugegen zu sein, ln den 
erhaltenen Worten findet sich keines, das nothwendiger Weise 
auf einen Schwur zu beziehen ist. Es wird von den Richtern 
gesprochen, davon, dass sie auf der Rednerbühue nach dem 
Markte zu sich wenden sollen, davon, dass sie im Stande sind, 
die Worte der Zeugen zu hören. '*) Ich glaube, es ist von weiter 
nichts die Rede, als von der äusseren Einrichtung der Gerichts- 
sitzung, dass die Richter auf ihren Bänken, mit dem Gesichte 
nach dem Markte zu sitzen, dass die Zeugen ihre Aussagen so 
machen, dass sie von Allen gehört werden können.®*) Daran 
schliesst sich eine Bestimmung, welche die Möglichkeit, den 



a) Z. XXXIV evocari)t secumve duxerit dumtaxat honiiues IlL eanmi 



re(rum. 

b) ibid. e)a quai ita couquaesiverit et seiqua tabulas libros leiterasve 

j)op(licas Der folgende Paragraph führt die Üeberschrift Piaetor 

utci interroget. Pr. quei ex h. 1. qfuaeret 

c) Z. .XXXVl und XXXVII. 

d) Z. .X.XXVl quei in ea)m rem ioudices eruut. ante quam primum 

caussa d(eicatur , daun iudices, quei in cam rem erunt, omnes 



pro rostreis in foruni , endlich let utci testium quei (in) eam rem erunt, 
verha audiat. . 
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Richter von seiner RichterpHicht zu entbinden, ansspricht*), so- 
wie wahrscheinlich die Anordnung, dass die Liste der jedesmal 
Dienst timenden Richter verlesen und öffentlich am Markte aus- 
gestellt werden soll.*’) Endlich folgt nwh die uns sonst nicht 
bekannte und nur in der Ueberschrift des Paragraphen erhaltene 
Vorschrift, kein Richter solle darein reden, solle während der 
Anklage- und Vertheidigungsrede, sowie des Zeugenverhörs eine 
Meinung äussern und dadurch eine Discussion unter den Rich- 
tern herbeiführen.') 

Der nächste Abschnitt'*) , mehrere Paragraphen enthaltend, 
spricht noch über die Verhandlungen, welche vor Beginn des 
eigentlichen Gerichtes eintreten, ist aber so lückenhaft, dass mau 
nur Einzelnes mit Sicherheit erkennt. Es können Eälle eiu- 
treten, wo die Parteien den Termin für das Gericht nicht ein- 
balten können; über diese wird gesprochen. Es kann der Ter- 
min aufgeschoben werden, es kann eine neue Behandlung der 
Sache eintreten.') Leber die näheren Bedingungen dabei hat 
man allerdings Vermuthungen aufgestellt, ohne jedoch zu irgend 
einer Wahrscheinlichkeit zu gelangen.*®) Wünschen die Parteien 
einen Aufschub des Termins, so fragt es sich, ob sie einen nach 
den Gesetzen genügenden Grund dafür anführen. Darüber ent- 
scheidet nicht der Prätor, sondern ein besonderer Richter*), der 
aber, wie ich glaube, von dem Prätor frei ernannt wird. Er- 
kennt dieser Richter den vom Angeklagten angeführten Grund 



a) quo) eam rem miuus ioudicet , nisei sei quae causa erit , quae 

eiei 

b) recitcutiir proscripta propositaque palani apud fo(rum ) 

eis C ioudicis L lectei erunt. 

c) Z. XXXVllI loudcx ne quis disputet. 

d) Von Z. XXXIX bis XLIll. 

e) Im Allgemeinen gellt hierauf Z. XXXIX ad) iudicium adesse possit, 
de ca rc praetori quei ex hac (lege quaeret, auf das .Vufschieben des Ter- 
mins ebendaselbst Quam rem pr, ex h. I. egerit sei eam rem proferet; 
auf die neue Behandlung der Sache . . re poterit facito quoius deicet no- 
men referre. 

f) Dies beweist Z. XLlll ioudex quei eam r)em quaeret, ex h. 1. cau- 
sam non noverit, pr. quei ex h. 1. qfuaeret, wo jener iudex dem Prätor 
entgegengestellt wird. 
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nicht als gültig an, so erfolgt die Venirtlieilung des Angeklagten, 
indem der Prätor öft’entlicli vor dem Volke auf der Rednerbühne 
den Spruch thut: „er scheine es gethan zu haben.”“) Erscheint 
dagegen der Ankläger nicht und werden seine Entschuldigungs- 
grüude von dem dazu eingesetzten Richter nicht anerkannt, so 
muss die Aufhebung der Anklage erfolgen. Dies ist uns zwar 
den Worten nach nicht erhalten, folgt aber aus der Natur der 
Sache.®) 

Von grosser Wichtigkeit ist derjenige Abschnitt, welcher 
in mehreren Paragraphen'') über das Fällen des Urtheils handelt, 
d. h. alle Vorgänge von der Berathung der Richter an bis zur 
Entscheidung des Processes vorschreibt. Wenngleich er eben- 
falls sehr lückenhaft ist, so giebt er doch einige interessante 
Aufklärungen. Der erste Paragraph handelt von dem Eide, wel- 
chen die Richter, ehe sie zur Berathung schreiten, zu schwören 
haben'): es ist der einzige, welchen sie zu leisten haben. Denn 
der ihnen vor dem Beginne des Processes zugeschriebene findet 
nicht statt. ■*) Ueber den Inhalt des Eides sind wir, wenngleich 
einige darauf bezügliche Worte erhalten sind, im Unklaren.®) 
Der folgende Paragrapli, dessen Ueberschrift erhalten ist*), ver- 
hängte gegen die Richter die höchste zulässige Geldstrafe: in 
welchem Falle, wissen wir nicht durch die Ueberlieferung; aber 
mit Wahrscheinlichkeit darf man vermuthen, daun, wenn sie den 
Eid nicht leisteten und dennoch das Richteramt übten, aber auch 
weiter, wenn sie den Eid und das Richteramt verweigerten. Die 
Entscheidung in dem letzteren Falle scheint wiederum, wie bei 
den Entschuldigungen der Parteien, einem Einzelrichter zuge- 
fallen zu sein ') : die Eintreibung der zuerkannten Geldstrafe ge- 
schah durch den Quästor.«) 



a) Darauf bezielien sich die Worte Z. XLII c)orain (iudici)bus iu con- 
tioue pro rostris seutcutia ita pronontiato fec(isse videri .... 

b) Z. XLIV bis LVI. 

c) Z XLIV ioudices in consilium an)te quam ibuut, facito iurent 

d) S. oben S. 149. 

e) Z. XLV ludiee(s) multam suprema(m) de(b)ea[nt. 

f) Darauf gelien die Worte Z. XLV quei rem qu)aeret, causam non 
noverit, quei corum ioudox. womit zu vergleichen Z. XI>I1 und XLIII. 

g) Z. XL VI excu)satione primo quoque die deferatur isque quaostor. 
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Der nächste Paragraph handelt über die anmittelbaren Vor- 
bereitungen zur Abstimmung: seine Ueberschrift lautet: „wie 
die Richter zur ßeratliung gehen.”*) Er ist leider lückenhaft, 
ausserdem, weil die Erztafel für diesen Theil des Gesetzes ver- 
loren gegangen ist, nicht einmal in den Lesarten sicher. Es 
ergiebt sich aus dem uns Erhaltenen nur, dass nach dem Aei- 
lischen Gesetze ein Aufschub des Gerichtes, so oft es beliebte, 
(ampUatio) stattfaud, während das darauf folgende Servilische 
Gesetz nur einen einmaligen Aufschub (comperendinatio) ge- 
stattete. Denn der folgende Paragraph führt die Ueberschrift: 
„Wie über die Angeklagten geurtheilt werden soll”, und beginnt 
mit der Bestimmung: „Wenn zwei Drittel der anwesenden Rich- 
ter”*’), man muss ergänzen: ihre Bereitwilligkeit zum Abgeben 
eines Urtheils anzeigen, d. h. erklären, sie hätten jetzt genug 
von den Beweisen und Zeugen gehört, um das ürtheil fällen zu 
können. Lateinisch wird hierfür der Ausdruck liquere gebraucht. 
Sobald also mehr als ein Drittel der anwesenden Richter erklären, 
sie seien noch nicht im Stande ein Urtheil abzugeben, muss ein 
neuer Termin angesetzt werden: der Prätor erklärt amplius 
„weiter”, nämlich müsse die Untersuchung geführt werden. Das 
Wesen dieses Aufschubes aber besteht darin, dass er so oft ge- 
schehen kann, wie es den Richtern beliebt, die Zahl der Ter- 
mine ist unbeschränkt.®^) Wie die Bereitwilligkeit der Richter 
zum Sprechen des Urtheils ermittelt wird, darüber lässt sich 
aus den Bruchstücken nichts ersehen: von einem durch die Ge- 
schworenen selbst gewählten Obmann, der den Verkehr zwischen 
dem Prätor und den Richtern vermittelte, findet sich keine Spur, 
auch nicht in späteren Gesetzen. Der Prätor fragte also die 
Geschworenen selbst, ob sie zum Fällen des Urtheils bereit 
wären : es muss dabei von ihm ein Versehen möglich gewesen 
sein: darauf beziehe ich die Androhung einer Geldstrafe von 
10000 Hs., von der uns eine Andeutung erhalten ist. ') Dies ist 

a) Z. XLVI ludices in co)nsilium quomodo eant. 

b) Z. XLIX De) reis quomodo iudicetur. Ubi duae partes iudicuni, 

quei ader(uut 

c) Z. XLVIII dicare is (unsichere Lesart) 11s. n. CCIDO quotieus quom- 
que amplius bis in uno iu(dicio .... 
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nach dem Acilischen Gesetze die Beratlmng (consiliurn) der 
Richter: sie bezieht sich nicht auf die Frage der Verurtheilung 
oder Freispreclmng, sondern darauf, ob die Sachlage durch die 
bisherige Verhandlung so weit aufgeklärt ist, dass die Geschwo- 
renen ein Urtheil gewonnen haben. Daraus folgt, dass später, 
als nicht eine unbeschränkte Anzahl von Terminen stattfand, 
sondern nach dem zweiten Termine das Urtheil gefilllt werden 
musste, eine Berathung der Geschworenen nicht stattfand: un- 
mittelbar nach der Beendigung der Verhandlung und ohne vor- 
hergehende Besprechung fand das Abgeben der Stimme statt. 
Das Acilische Gesetz verlangte eine Berathung der Richter, um 
die Beendigung der Verhandlungen festzustellen, gestattete aber 
eine Wiederholung derselben, bis zwei Drittel der Geschworenen 
zum Urtheilen entschlossen waren. Wie es sich in dieser Be- 
ziehung zu den früheren Gesetzen verhielt, wissen wir nicht. 
Auch diese erlaubten eine unbegränzte Zahl von Terminen, mög- 
lich indessen dass sie Fortsetzung derselben verlangten, bis alle 
gegenwärtigen Richter eine Ueberzeugung gewonnen hätten: dann 
würde der Fortschritt des Acilischen Gesetzes zur strengeren 
Rechtspflege in der verringerten verhältnissmässigen Zahl der 
zum Urtheilen entschlossenen Richter bestehen. Es ergiebt sich 
wenigstens die Möglichkeit eines Fortschrittes der Gesetzgebung 
in diesem Punkte. 

Wenn zwei Drittel der anwesenden Richter, heisst es im 
folgenden Paragraphen, erklären, die Verhandlungen seien genü- 
gend, um ihnen ein Urtheil zu verschaffen, dann findet das Ab- 
geben der Stimmen statt. Man muss hiermit vergleichen die 
allgemeine Bestimmung über die Römischen Municipalsenate, 
denen, wenn zwei Drittel der dazu gehörigen Personen anwesend 
sind, Beschlussfähigkeit zugesprochen wird.”) Es hat diese Aehn- 
lichkeit sogar früher einzelne Gelehrte veranlasst zu glauben, 
auch das Acilische Gesetz schriebe vor, zwei Drittel der gewählten 
Geschworenen müssten anwesend sein, um ein gültiges Urtheil 



a) Man sehe z. B. die sogenannte Lex Julia uiuuicipalis Z. 75; das 
Stadtrecht für Salpensa29; für Malaca 61 u. s. w., ausser den bekannten 
Stellen der Römischen Juiistcn. 
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fallen zu können : eine Ansidit, welche mit den uns überlieferten 
Worten in Widerspruch steht.*) Indessen die Aehnlichkeit bei- 
der Bestinimmij^en ist unleugbar: die Decuriunen sind beschluss- 
fähig, wenn zwei Drittel anwesend sind, die für einen Process 
erwählten Geschworenen dürfen ein Urtheil fällen, wenn zwei 
Drittel erklären dazu bereit zu sein. In beiden Fällen liegt die 
Ansicht zu Grunde, dass zwei Drittel die Gesanimtheit einer 
Versammlung darstellen. Freilich ergiebt sich auch, wie wenig 
damals bei den Römern die Idee eines Geschworenengerichtes 
ausgebildet war. Den Unterschied, der zwischen einer berathen- 
den und einer richterlichen Behörde besteht, hatte man noch nicht 
erfasst: beide entscheiden nach gleichen Formen und es wieder- 
holt sich, was wir früher über das Zusammenfallen der verwal- 
tenden und richterlichen Thätigkeit der Beamten bemerkt haben*). 

Wenn zwei Drittel der anwesenden Geschworenen ihre Be- 
reitwilligkeit, ein Urtheil zu fällen, erklären, so ist das Nächste, 
dass dasjenige Drittel, welches kein Urtheil gewonnen hat, 
aus dem Gerichtshöfe entfernt wird.*’) Von einer bestimmten 
Anzahl von Geschworenen, welche nach dem Acilischen Gesetze 
gerichtet hätten, kann also nicht die Rede sein : der Zufall war 
es, der hier waltete. Etwa hundert und zehn Geschworene“) 
wurden für Jeden Process erw'ählt. Aber nicht alle waren bei 
den Verhandlungen zugegen: das zeigt der Au-sdruck des Ge- 
setzes: „w'enn zwei Drittel der anwesenden Richter zum Urtheil 
entschlossen sind.“ Da zwischen der Wahl der Geschworenen 
und den Verhandlungen ein ziemlicher Zeitraum von etwa zwei 
Monaten verfloss, so war es natürlich, dass einige durch Krank- 
heit, andere durch öffentliche oder Familienangelegenheiten ge- 
setzlich entschuldigt waren: der Prätor konnte, da das Gesetz 
keine bestimmte Zahl vorschrieb, bei jenen unmöglich streng 
sein. Endlich brauchen nur zwei Drittel das Urtheil zu fällen, 
die Zahl also derjenigen, welche freisprachen oder verurtheilten, 
war zwar immer noch ansehnlich genug, aber zufällig.®) 

a) Man vergl. Bd. 1, 2, 132. 

b) Z. XLIX . . . s, qui iudicaie negarint, semovan(tur). 

c) Man sehe oben S. 129. 
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lieber die Abstimmung selbst erfahren wir aus den uns er- 
haltenen Bruehstüekeu Folgendes. Es wird zuerst der Prätor 
mit seinen Amtsdienern erwähnt“), die wahrseheinlieh hindern 
sollen, dass ein Unberufener sieh unter die zum Richten übrig 
gebliebenen Geschworenen mische. Dann wird ein Gefäss (aitdla) 
zur Aufnahme der Loose, das eine bestimmte Grösse hat, her- 
beigebracht'’) , ferner die zum Abstimmen nöthigen Loose oder 
Täfelchen (sors oder sorticula). Sie sind von ßuehsbaumholz, 
vier Römische Zoll lang, von bestimmter Breite*), auf der einen 
der mit Wachs überzogenen Seiten steht A, d. h. absolvo, auf 
der anderen C, d. b. condemnu''), und der Prätor giebt jedem 
Geschworenen öffentlich ein solches Täfelchen in die Hand. Der 
Geschworene löscht, je nachdem er sein Urtheil abgeben will, 
den einen auf demselben geschriebenen Buchstaben aus und trägt 
dann das Täfelchen offen und mit entblösstem Arme, aber den 
geschriebenen Buchstaben mit den Fingern bedeckend*) an den 
Platz, wo das Gefäss steht, zeigt das Täfelchen so dem Volke 
und den übrigen Geschworenen') und wirft es in das Gefäss. 
Es folgt daun das laute Ausrufen der abgegebenen Stimmen (pro- 
nuntiatio). Zu diesem Behufe, sclieint es, wird von den Prätoren 
ein Geschworener durch das Loos bestimmt: er tritt an das Ge- 
fäss und hält es abschüssig nach dem Volke zu.») Dann nimmt 
er die Täfelchen einzeln heraus und ruft die auf ihnen geschrie- 
bene Abstimmung laut aus. Findet er A, so sagt er, „ich spreche 
frei“ (absolvo), findet er C, so sagt er, „ich verurtheile“ (con- 
demno), sind aber beide Buchstaben ausgelöscht, so sagt er 



a) Z. L . . . rem agito tum praetor quom soueis viatoribus apparito- 

ribusque iiei de i 

b) Z. L digitos) XX, quo ioudiccs sorticulas conieciant. 

c) Z. LI que iudicis is jiraetor sorticolam unam buxeam longam di- 
gitos 1111 la(tum digitos .... 

d) Dies darf man sehliessen aus den Deberresteii in Z. LI ab alte)ra 
parti C ju manu palam dato. 

e) Z. LII camque sortemex hace lege apertam bracioque aperto litteram 

digiteis opertam pala(m 

f) ibid. i)tcmque in eos ccteros sin(g)ilatim iufdiccs versus ostendito. 

g) Z. LI II pronuntiationis faci)undai causa ad sitellam sorti veniet, is 

in eam sitellam tuanum demitito (e)t eam devexam popul(o) 
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„ohne Stimme“ (seine su/ragio). Jedes Täfelthen, dessen Buch- 
staben er ausgerufen hat, giebt er dem zunächst stellenden Ge- 
schworenen, der es weiter herumreiclit.“) 

Geber das weitere Verfahren findet sich keine deutliche 
Nachricht.*) .Man uimmt an, dass zunächst ein Paragraph folgte 
„über die Zählung der Stimmen“*'); dann folgte wahrscheinlich 
ein anderer „über die Freisprechung des Angeklagten“, von dem 
uns nur der Schluss erhalten ist, dass der Angeklagte freige- 
sprochen sein soll, wenn nicht eine falsche Anklage stattgefundeu 
hat.') Der nächste Paragraph lautete, „über die Verurtheilung 
des Angeklagten“, und der Inhalt war, wenn die meisten Stimmen 
für Verurtheilung wären, so sollte derselbe verurtheilt sein.'*) 
Diese Nachrichten lassen einen Zweifel übrig. Zwar kann nach 
der durchgängigen Römischen Sitte keine Frage sein, dass, im 
Falle die freisprechenden und verurtheilenden Stimmen an Zahl / 
gleich waren, die Freisprechung erfolgte; aber die Geschworenen 
konnten auch keine Stimme abgeben und es ist zweifelhaft, ob 
diese stimmlosen Täfelchen bei der Berechnung abgezogen wur- 
den. Mau könnte aunehmen, es sei geschehen, weil das Gesetz 
diejenigen Geschworenen, welche kein bestimmtes Urtheil zu 
haben erklärten, von der Nothwendigkeit des Stimmens entband : 
demgemäss würde es folgerecht sein, auch diejenigen Täfelchen, 
welche keine Stimme enthielten, nicht zu rechnen. Doch da- 
gegen kann man einwenden, wenn das Gesetz Jedem, der nicht 
stimmen wollte, dies gestattete, so hätte es die Uebrigen zum 
Abgeben einer bestimmten Entscheidung anhalten und da es 
Niemanden hindern konnte, beide Buchstaben auf seinem Stimm- 
täfelchen auszulüschen, wenigstens festsetzen müssen, dass die 



a) Auf diesen Vorgang darf man schliessen aus den Bruchstücken von 

Z. LIV deinno, ubei nihil scriptum erit, „seine sufragio“. Ex qua sorti 
pronontiarit, eam sortcm proxsumo iud(ici) transdito. 

b) Diese Annahme beruht indessen nur auf den Buchstaben von Z. LIV 
De n(umerandis sententiis. 

c) Z. LV qn)od praevarieationis causa factum non erit, is ex hace lege 
eins rci apsolutus csto. 

d) ibid. De reo condemnand(o ) e ibei 

plurumac erunt condemno, pr. qu(ei ex h. 1. quacret 
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stimmlosen Täfelchen entweder den verurtlieilenden oder den los- 
sprechenden Stimmen zugezählt würden. Einen Anhalt für die 
Entscheidung dieser Frage finde ich in dem Ausdrucke des Ge- 
setzes, dass, wenn die „meisten“ Stimmen für Verurtheilung 
lauteten, diese erfolgen sollte. Dies passt nach Lateinischem 
Sprachgebrauche nur auf eine Vergleichung unter mehr als 
zwei: folglich kann es nicht heissen, die Verurtheilung solle er- 
folgen , w'enn mehr verurtheilende Stimmen sich fänden als 
freisprechende und stimmlose zusammengeuommen. Denn dann 
würde eine Vergleichung unter zwei Abtheilungen geschehen, 
von denen nur die eine aus mehreren Theilen bestände. Mithin 
ist die sogenannte absolute Mehrheit unter den Geschworenen 
zu einer Verurtheilung nicht erforderlich. Es genügt zu dersel- 
ben, dass die Zahl der Verurtlieilenden grösser ist als abgesondert 
die der Freisprechenden an sich und die der keine Stimme Ab- 
gebenden an sich. Nehmen wir z. B. als Zahl der abstimmenden 
Geschworenen 70 an, so erfolgte die Verurtheilung, wenn 24 
verurtheilten, dagegen 23 freisprachen und ebenfalls 23 keine 
Stimme abgaben, während, wenn 23 verurtheilten, 23 frei- 
sprachen, dagegen 24 keine Stimme abgaben, die Freisprechung 
erfolgte. Denn in diesem Falle war die Zahl der Verurtheilen- 
den nicht grösser als die der Freisprechenden oder Nichtstimmen- 
den einzeln genommen.**) Diese Art, die Stimmen zu rechnen, 
beweist, eine wie geringe Zahl der Richter zur Verurtheilung 
hinreichte, trotzdem dass die allgemeine Richterliste gross und 
die Zahl der für den Process auserwählten Richter bedeutend 
war. Was in diesen Bestimmungen dem Acilischen Gesetze 
eigenthümlich, also gegen früher geändert war, lässt sich nicht 
genau erkennen: es muss aber bedeutend gew’esen sein, da frü- 
her nach dem Sempronischen Gesetze der geschlossene Stand 
der Ritter die Geschw'orenen gegeben hatte. Unser Gesetz selbst 
deutet solche Veränderungen gegen das frühere Verfahren an 
zwei Stellen an, erstens, wo es sagt, der Geschworene solle 
„nach diesem Gesetze“ sein Stiramtäfelchen offen und mit un- 
verhülltem Arme in die Urne werfen, zweitens, wo es heisst, 
wer eine bestimmte Anzahl von Stimmen erhalten hätte, solle 
„nach diesem Gesetze“ freigesprochen sein. Ueber das Verhält- 
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niss der freisprechenden und verurtheilenden Stimmen wird sich 
bei Gelegenheit des Aurelischen Kichtergesetzes*) ein gleiches 
Ergebniss heraussteilen. 

Dieser Abschnitt des Acilischen Gesetzes schliesst mit dem 
Aussprecheu eines Grundsatzes, der aus dem allgemeinen Römi- 
schen Rechte entspringt: wer nach diesem Gesetze verurtheilt 
oder freigesproclien ist, der darf nicht wieder vor Gericht gezo- 
gen werden.") Denn es ist allgemeine Rechtsregel, dass Jemand 
wegen derselben Sache nur einmal vor denselben Gerichtshof 
gestellt werden darf. Wir bemerken hierbei dreierlei. Erstens, 
„nach diesem Gesetze“ darf mit einem Solchen keine neue Ver- 
handlung beginnen, d. h. er darf nicht wieder vor das Schwur- 
gericht gestellt werden. Dies hindert nicht, dass er vor ein an- 
deres Gericht gestellt wird, und zwar wegen eben derselben 
Anschuldigungen, über welche die Geschworenen entschieden ha- 
ben. Er kann also vor dem Volke von einem Tribunen ange- 
klagt werden, entweder auf Geld- oder auf Capitalstrafe ; es 
können auch die Beleidigten, wenn sie Römische Bürger sind, 
einen Privatprocess anstrengen, der sacramento verhandelt wird 
und die Herausgabe einer bestimmten Geldsumme zum Erfolge 
haben kann. Zweitens das Acilische Gesetz selbst giebt vier 
Ausnahmen an, erstens, wenn Jemand neue Verbrechen, welche 
vor das Schwurgericht gehören, begeht, zweitens, wenn eine nur 
scheinbare Anklage (praevaricatio) stattgefunden hat, indem der 
Ankläger im Bunde mit dem Angeklagten war und diesen ab- 
sichtlich dui'ch Nachlässigkeit oder Verkehrtheit im Anklagen 
zu retten suchte, drittens, in so fern die Schätzung des Processes, 
welche nicht für einen neuen Process, sondern für eine noth- 
wendige Folge der Verurtheilung gilt, stattfindet, viertens end- 
lich, wenn Jemand bei dem gerichtlichen Verfahren selbst gegen 
die Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes gefehlt hat. Dies 



a) Man sehe unten Abschnitt 3 Capitel 2. 

b) Z. LVI condemnatus) aut absolutus erit, quom eo ex h. 1., nisei 
quod postea fecerit aut nisei quod praevaricationis caussa factum erit au(t 
nisei de litibus) aestumaudeis aut nisei de sanctioni huiusce legis actio 
nei es(to. 
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Letzte wird ausgedrückt: „in Bezug auf die Strafbestimmungen 
des gegenwärtigen Gesetzes.“ Damit wird nicht gemeint eine 
am Schlüsse des Gesetzes hinzugefügte besondere Strafbestim- 
mung.*) Eine solche findet sich allerdings bei anderen Gesetzen, 
welche einzelne Gebote enthalten und am Ende hinzusetzen, wer 
diese Gebote nicht beobachte, der solle in Strafe verfallen. Aber 
welche Strafbestimmung dieser Art bei dem Acilischen Gesetze 
stattfinden kann, sehe ich nicht ein, und erhalten ist uns keine. 
Dagegen finden sich vielfache Androhungen von Strafen bei den 
einzelnen Bestimmungen des Acilischen Gesetzes, gegen den 
Prätor, gegen die Geschworenen; es muss solche auch gegen den 
Angeklagten geben , und sie bleiben gegen ihn in Kraft, auch 
wenn er losgesprochen oder verurtheilt worden ist, er kann also 
nach dem vorliegendem Gesetze in diesem Falle gewisser- 
massen zweimal vor Gericht gestellt werden. Drittens wird die 
Beziehung auf spätere Vergehungen gegen dieses Gesetz so aus- 
gedrückt „ausser wegen dessen, was er später gethan hat“. 
Handelte das ganze Gesetz, wie man jetzt annimmt, nur über 
Erpressungen, so müsste ein eigenthümlicherer Ausdruck ge- 
wählt sein, um die Erpressungen zu bezeichnen. Dagegen wenn 
es über Amtsverbrechen überhaupt handelte, war jener allgemeine 
Ausdruck zweckmässig und in so fern finde ich in demselben 
eine Andeutung von dem Mehreres umfassenden Character des 
Gesetzes. 

Ein ausführlicher Abschnitt") des Acilischen Gesetzes ist 
der unmittelbaren Folge einer Verurtheilung gewidmet, nämlich 
der Abschätzung und Wiedererstattung des von den Beamten 
widerrechtlich erworbenen Geldes. Zu diesem Behufe verordnet 
der nächste Paragraph, der Prätor solle dafür Sorge tragen, dass 
der Verurtheilte sogleich nach seiner Verurtheilung den unge- 
fähren Betrag der von ihm zu leistenden Entschädigung an den 
Staatsschatz einzahle. Diese Einzahlung geschieht nach Römi- 
scher Sitte durch Stellung von Bürgen und Verpfändung von 
Gütern. Natürlich wäre es auch erlaubt gewesen, die Summe 



a) Von Z. LVI bis LXIX. 
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baar einzuzahlen. Aber ich Rlaube weder, dass dies bei Pro- 
cessen über Erpressung, welclie alle gegen wohlhabende Männer 
gerichtet wurden, geschah, noch dtiss es im Acilischen Gesetze 
erwähnt wurde.**') Dazu kommt, dass die Stellung von Bür- 
gen an den Staat die Sicherung der Ankläger für diejenigen 
Summen bezweckte, welche ihnen nach Abschätzung der einzelnen 
Erpressungen würden zugesprochen werden ; es würde also nicht 
zweckmässig gewesen sein, eine grössere Summe baar im Staats- 
schätze nicderzulegen, als vielleicht schliesslich erfordert werden 
würde. Im Falle der Verurtheilte sich weigert, die nöthigen 
Bürgen zu stellen, so werden seine Güter in Beschlag genommen ; 
verkauft werden sie noch nicht, das kann erst geschehen nach 
Abschätzung der Erpressungen und, was von ihnen etwa übrig 
bleibt, fallt an den Angeklagten zurück. Denn ich kann nicht 
glauben, dass, wenn der Verurtheilte keine Bürgen stellt, als 
Strafe gegen ihn die Einziehung seiner Güter verhängt wird. 
Dann wäre die Nichtstellung von Bürgen als Ungehorsam be- 
trachtet worden, wie es allerdings bei den vor dem Volke ge- 
führten Geldprocessen durch besonderen Volksbeschluss geschehen 
konnte. Als L. Scipio wegen Unterschleifes vom Volke zu einer 
Geldstrafe verurtheilt war, und mit der Behauptung, er habe 
nichts verbrochen, sich weigerte Bürgen zu stellen, wollte ihn 
der Vorsitzende Richter als einen Ungehorsamen in das Gefäug- 
niss bringen lassen, durch den Einspruch eines Tribunen wurde 
dies gehindert und bestimmt, seine Güter sollten eingezogen 
werden, aber nur bis zur Hohe des verübten Unterschleifes.*) 
Aehnlich wie in diesem Falle das durch die Tribunen herbei- 
gßführte Verfahren war, wurde es im Acilischen Gesetze vorge- 
schrieben: stellte der Verurtheilte nicht Bürgen, so wurden seine 
Güter im Namen des Staates in Beschlag genommen und dem 
Quästor überwiesen: nur dieses findet sich in den uns erhaltenen 



a) Dies beweist die Rede des Tribunen bei Liv. XX.XVIll, 60 Quo 
minus ex bouis L. Scipionis quod iudicatuni sit redigatur, se non inter- 
cedere praetori, und nachher lauten die Worte ln bona deindc L. Scipionis 
possessum publice quaestores praetor misit. Man vergl. Bd. I, 2, 318 flgd. 
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Worten erwähnt.“) Daher billige ich Ergänzungen, welche schon 
hier den Verkauf der Güter erwähnen®'^), nicht. 

Diese vorläufige Abschätzung der Strafsunime trifft der Prä- 
tor®^) ; er allein kann die Anweisung an den Quästor geben, die 
Güter des Verurtheilten in Beschlag zu nehmen. Von ihm aber 
heisst es, er solle sie treffen nach der Meinung der Mehrheit 
seines Beirathes. Dieser Ausdruck ist verschieden von denen, 
in welchen von der Verurtheilung des Angeklagten gesprochen 
wurde, es muss also auch die Sache verschieden sein. Dort 
werden die Richter, nicht der Beirath (consilium) des Prätors 
genannt, hier heissen sie so; dort geht es nach der relativen 
Stimmenmehrheit, hier nach der absoluten. Daraus darf mau 
schliessen, dass das Gericht, wie es bei dem Fällen des Urtheil- 
spruches bestanden hatte, nach der Verurtheilung oder Frei- 
sprechung aufgelöst wurde : es hatte eben nur über schuldig oder 
unschuldig zu entscheiden. Indessen der Prätor bildete sich nicht 
einen neuen Beirath aus anderen Personen, als denen, w'elche Rich- 
ter gewesen waren. Das wäre unzweckmässig gewesen, da das 
Zeugenverhör bei der Verhandlung des Processes die Grundlage 
bilden musste, um die Abschätzung der Strafsumme vorzuuehmen. 
Ueberdem heisst es in einem früheren Abschnitte des Acilischen 
Gesetzes ausdrücklich''), diejenigen, welche das Richterpersonal 
bildeten, sollen die Entscheidung, das Aussprechen des Urtheil- 
spruches und die Abschätzung der Strafsumme haben. Der Bei- 
rath, nach dessen Stimmenmehrheit der Prätor die Strafsumme 
vorläufig ansetzte, bestand also aus denselben Personen, wie das 
Schwurgericht selbst; aber die Zusammensetzung konnte eine 
andere sein. Der Prätor musste eine gewisse Freiheit in der 
Auswahl unter denselben haben; denn ein Theil selbst derjenigen 
Geschworenen, welche zuletzt bei Fällung des Spruches mitge- 



a) Z. LVll t)um quei ex h. 1. coudemnatus erit quaestori praedes facito 
dct de consili maioris partis sonteutia, quauti eis ccusuer(int. Sei ita) 
praedes datei noii eruut, bona eins facito puplice possideantur, conq(aerantur 

und Z. LVltl . . . scriptum transdito, quaestor accipito et in 

taboleis popliceis scriptum habeto. 

b) Z. IV und VI ioudicium ioudicatio leitisque aestumatio quei quom- 
que ioudicium ex hac lege erunt, eorum bac lege esto. 
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wirkt hatten, konnten ihre Stimmtäfelehen ohne Stimme ab- 
geben. Es wäre unzweckmässig gewesen sie wieder herbeizu- 
zieheu ; aber, da sie gelieim abgestimmt liatten, wurde dem Prätor 
aus den Richtern, welclie den Spruch gefällt, die freie Auswahl 
für einen Beirath verstattet. Danach hat der Prätor bei der 
Abschätzung der Strafsumme allerdings grös.sere Gewalt als bei 
dem Fällen des Urtlieils, ist aber docli im Wesentlichen gebun- 
den. Es ist walirscheinlich, dass dieses Verliältniss zwischen 
den Richtern, welche das Urtlieil sprachen und denen, welche 
die Strafsumme fe.stsetzten, vor dem Acilischen Ge.setze bestand, 
wie es denn auch später, als der Ricliterstand sich mannigfach 
änderte, beibehalten wurde. Immer galt die Abschätzung als 
ein besonderes Verfahren, bei welchem dem Prätor grössere 
Freiheit gebülirte: immer aber wurden seine Genossen dabei aus 
den jedesmaligen Ricbtern entnommen. 

Etwas anders musste sich das weitere Verfahren gestalten. 
Vorläufig hatte der Prätor, oft wohl nach den Forderungen des 
Anklägers, die Strafsumme festgestellt und dafür dem Staate 
Sicherheit verschafft. Es kam jetzt auf die wirkliche Abschätzung 
im Einzelnen an. Hierbei sind zwei Fälle denkbar. Flntweder 
war die Anklage nur um einer einzigen Ungerechtigkeit des 
Beamten willen erhoben: dann war es natürlich, dass der Prä- 
tor alsbald mit eben demselben Beirathe, welcher ihn bei der 
ungefähren Abschätzung unterstützt batte, die genauere Bestim- 
mung der Strafsiimme vornabm. Es liegt in der Natur der Sache, 
dass diese beiden Theile des Verfahrens thatsächlich zusammen 
fallen konnten, wogegen das Gesetz nichts gehabt haben wird. 
Indessen dieser Fall war wohl selten. Man denke an einen 
Process wegen Erpressungen, wie in späterer Zeit etwa der 
Ciceros gegen Verres war, wo ein Statthalter während seiner 
Regierung in der Provinz an vielen Personen und Gemeinden 
vielfache Erpressungen verübt hatte. Dann wäre es sehr weit- 
läuftig gewesen, wenn der Prätor selbst mit seinem Beirathe die 
einzelnen Fälle besonders untersucht und festgestellt hätte. In 
diesem Falle, scheint es, hatte er die Befugniss, mehrere Richter 
zu ernennen, welche ihrerseits einen Beirath wählten und mit 
ihm entschieden, dergestalt, dass die Richter, welche Geschworene 
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gewesen waren, in mehrere kleinere Gerichtshöfe aufgelöst wur- 
den. Dass das vorliegende Gesetz au diesen Fall, wo die Ver- 
urtheilung wegen vielfacher Ungerechtigkeit erfolgt, denkt, ergiebt 
sich aus der uns erhaltenen Ueberschrift des nächsten Paragra- 
phen: sie lautet „über die Schätzung der einzelnen Processe.“*) 
Eine einzelne Ungerechtigkeit, au einer einzigen Persönlichkeit 
begangen, welche also auch durch ein einziges Verfahren ge- 
schätzt wird, begründet nur einen einzigen Process (lis), und 
das Acilische Gesetz selbst gebraucht, wo es von dem einzelnen 
Processe spricht, die Einheit.'’) Aber bei einer Anklage wegen 
Erpressungen kamen in der Regel eine Menge solcher P'älle zur 
Sprache, daher die Erwähnung der Processe in der Ueberschrift 
des allgemeinen Paragraphen. 

Auch über die Person des Richters, der solclie Processe 
entschied, findet sich eine Andeutung. Es heisst'): „der Richter, 
der diese Saclie untersucht hat oder derjenige Richter, der nach 
diesem Gesetze bestellt ist.“ Zwei Möglichkeiten werden hier 
angenommen. Entweder ist bei der Schätzung thätig derjenige 
Richter, welcher diese Sache untersucht hat, d. Ii. der Prätor 
selbst, nämlich in demjenigen Falle, wenn die Zahl der einzelnen 
Schätzuugsprocesse nicht zu gross ist, oder der nach diesem Ge- 
setze bestellte Richter, d. h. die Vorsitzenden der einzelnen Unter- 
abtlieilungen der Geschworenen, welche als besondere ßeiräthe 
nach Stimmenmelirheit entscheiden. Sie sind in der That selbst- 
ständig, der Form nach aber stehen sie unter dem Prätor und 
handeln in dessen Namen: er allein hat die Verantwortung 
und vertritt die gesarnmte Schätzung der einzelnen Processe. 
Das ergiebt sich aus einer anderen Stelle'*), nach welcher das aus 
den Schätzungen gewonnene Geld mit dem Namen des Prätors 
bezeichnet werden soll.**) 

a) Z. LVlll De Icitibus aestumandeis. 

b) Z. LX vegis poimleive ceivisve suei nomine litem aestumatara esse 
sibei; Z. LXl ((uod eo nomine lis aestumata erit; Z. LXIII Utes) acstumatae 
erunt, quoius regis populeivo nomine lis aestumata erit 

c) Z. LXIl iudex quei eam rem quaesierit queive iudex ex bace lege 
fac(tus erit .... 

d) Z. LXVIII quis praetor litis aestumaverit et unde ea pequnia re- 
dacta siet. 

11 ’ 



Digitized by Google 




164 



Hohe der Strafsuinme. 



Der Paragraph „über die Schätzung der Processe“ enthält 
die Grundsätze, nach welchen dieselbe vorgenommen werden 
soll. Man ergänzt ihn in dem Sinne, dass alle vor dem Acili- 
schen Gesetze geschehenen Erpressungen, auch wenn sie später 
zur Anklage kommen, einfach, die nach ihm begangenen doppelt 
gesühnt werden sollen.*) Indessen diese Ergänzung ist schwer- 
lich richtig. Von dem zweiten Satzgliede, das über die Ab- 
schätzung auf den doppelten Betrag handelt, sind die Worte 
übrig: „alle übrigen Sachen, was davon nach Erlass des gegen- 
wärtigen Gesetzes genommen, zusammengebracht, entwendet ist, 
auf das Doppelte.“ Hierin liegt die Andeutung, dass im ersten 
Satzgliede, welches die Abschätzung auf den einfachen Betrag 
behandelt, besondere Sachen angegeben waren, welche allen 
übrigen Sachen entgegengesetzt werden. Als Sinn würde sich 
dann ergeben, dass bestimmte Sachen einfach, dagegen alle 
übrigen Sachen fortan doppelt abgeschätzt werden sollten. Die- 
ser Sinn stimmt zu den Bestimmungen der späteren Gesetze, 
namentlich des Julischen über Erpressungen, nach welchen die 
Abschätzung grossen Theils auf einfachen Ersatz ging. Die früheren 
Gesetze und auch das Semprouische hatten für alle Erpressungen 
nur einfachen Schadenersatz bestimmt. Hierin lag also für ge- 
wis.se Fälle eine grössere Strenge des Acilischen Gesetzes. Man 
darf nicht folgern, erst seit dem Acilischen Gesetze sei das Ver- 
brechen der Erpressung ein öffentliches, ein Criminalverbrechen 
geworden. Es ist denkbar, dass, wenn gleich die Strafsumme 
eine einfache war, dennoch Ehrlosigkeit sich an die Verurtheilung 
knüpfte, und ebenso, dass wenn die Schätzung auf doppelten 
Ersatz ging, keine Ehrlosigkeit folgte, ln der Schätzung liegt 
kein Grund für oder wider den Charakter der Erpressungsau klage 
als Criminalklage. Wir wissen aus dem Beispiele von C. Porcius 
Cato, der nach dem Acilischen Gesetze wegen seiner V'erwaltung 
Macedoniens verurtheilt wurde imd trotzdem im Senate blieb'’), 

a) Z. LIX captum coactum ab)latuni avorsum conciliatumve esse, ea(s) 
res omuis simpli, ceteras res omnis, quo(d) post liance legem rogatam 

CO ur captum coactum avorsum conciliatumve esse, dupli 

idque ad qua(estorem 

b) Cic. in Verr. HI, 80 und IV, 10; Veil. 11, 8. 
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dass nicht jede Veriirtbeilung nach demselben Elirlosigkeit brachte. 
Da wir ebenfalls wissen, dass seit dem Sempronischen Gesetze 
die Verurtheilten auch mit Ehrlosigkeit bestraft worden sind“), 
so folgt daraus, dass diese Strafe, wo sie eintreten sollte, von 
den Richtern besonders ausgesprochen w’erden musste. Auch 
die Schätzung der Strafsumme, welche der Angeklagte zu ent- 
richten hatte, w'ar nicht für alle Fälle ein und dieselbe. Wir 
haben gezeigt*’), dass die Ansicht der Gelehrten, bei dem Ver- 
bote von Erpressungen sei im Acilischen Gesetze eine bestimmte 
Geldsumme angegeben gewesen, über welche die Erpressungen 
nicht hiuausgehen dnrften, nicht begründet ist: vielmehr wird zuerst 
ein Verbot gegen Annahme von Geschenken über eine bestimmte 
Summe, dann das Verbot von Erpressungen ausgesprochen. Nun 
heisst es im vorliegenden Paragraphen, der Ersatz für Erpres- 
sungen solle ein doppelter sein ; daraus folgt nicht, dass er auch 
für die Annahme von Geschenken ein doppelter war. Er konnte 
auch ein einfacher sein. Bei der Schätzung wurden die Fälle 
im Einzelnen untersucht: was unter den Begriff der Erpressung 
fiel, wurde doppelt geschätzt, Geschenke, welche Jemand ange- 
nommen, einfach. Später änderte sich dies Verhältniss, das 
Julische Gesetz scheint für Erpressung den vierfachen Ersatz 
verordnet zu haben, dann konnte auch für Geschenke etwa ein 
doppelter bestimmt werden. 

Der folgende Paragraph handelt über Auszahlung des Geldes, 
auf welches die Schätzung gelautet hat. Die Kläger melden sich 
mit den Entscheidungen der Richterausschüsse beim Prätor, dieser 
trägt die Sache seinem Beirathe vor und hat, wenn der Beschluss 
desselben zustimmend ist, dafür zu sorgen, dass die einem Jeden 
zuerkannte Summe innerhalb dreier Tage ausgezahlt wird.') 



a) S. oben S. 70. 

b) S. oben S. 138. 

c) Z. LX satis fecerit nomine su)o parentisve suci quoive ipso pa- 
rensve suos liere.s siet leitem aestumatam esse queive eiei iudicei consilioque 
eins, maiorei pa(rti eonnn sa)tis fecerit regis po|)uleive ceivisve suei nomine 

litem aestumatam esse sibei q und Z. LXl ex) hace lege in aerario 

posita erit ob eam rem, (piod eo nomine lis aestumata erit, in triduo prox- 
sumo quo ita satis (de ea re factum erit) ex hace lege solvatur. Neive 
quis iudex neive (|uaestor facito scions dolo m(alo 
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Unter den Klägern werden zwei (Mas.sen gemacht: erstlich die- 
jenigen, welche in eigenem Namen oder in dem ihres Vaters 
einen Process angestrengt haben, oder die, selbst oder für ihren 
Vater, Erben Jemandes der einen Process angestrengt liat sind, 
mit einem Worte diejenigen, welclie in eigenem Namen eine An- 
klage gegen einen Beamten gerichtet haben, folglich auch in 
eigenem Namen Schadenersatz verlangen, üie zweite Classe 
bilden die Anwälte, welche für einen König oder ein Vdk oder 
einen Mitbürger Klage begonnen haben und Schadenersatz for- 
dern. Daraus ist ersichtlich, was wir sowohl für das Aciliselie 
als für die vorhergehenden Gesetze nachgewieseu, dass auch 
Römische Bürger wegeu Erpressungen klagen können, und weiter, 
dass auch Einzelne, sowohl Auswärtige, als Römische Bürger auf 
ihren Wunsch von dem Prätor einen .Anwalt erhielten. Es ist 
natürlich, dass diese Anwälte besonders bei der Abschätzung 
der Strafsumme Bedeutung gewannen. Nehmen wir z. B. an, 
dass eine Provinz Klage gegen ihren Statthalter erhob, so hatten 
alle Gemeinden derselben, welchen Unrecht geschehen war, bis 
zur Venirtheilung ein gleiches Interes.se; dagegen nachher bei 
der Abschätzung der Erpressungen trennten sich die Interessen 
der einzelnen. Jede Gemeinde suchte eine so hohe Entschädi- 
gung wie möglich zu erhalten und es begreift sich, dass die 
Vertreter der Einzelnen mehr als früher hervortraten, daher dann 
bald nachher Gesandte ausdrücklich erwähnt werden.») 

Indessen es ist der Fall möglich, dass das V^ermögen des 
Veriirtheilten, mögen dafür Bürgen gestellt oder die Güter selbst 
in Beschlag genommen worden sein, nicht zur Bezahlung der 
Strafsumme hinreicht. Schon während der .Anklage konnte der- 
jenige, welclier sicli schuldig fühlte, sein bewegliches Vermögen 
bei Seite bringen ; manchmal mochte er auch wirklich nicht im 
Stande sein, die doppelte Strafe zu zahlen. Auf diesen Fall be- 
ziehen sich die zunächst folgenden Paragraphen.'’) Es tritt eine 
verhältuissmässige Vertheilung des Vorhandenen ein : dazu ge- 



a) S. unten die Worte von Z. LXIII. 

b) Von Zeile LXII bis LXVI. 
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hört die Anwesenheit aller Betheiligten und das Verfahren dabei 
wird in unserem Gesetze mit alterthttmlidiem Ausdrueke tributus 
genannt.**’) Innerhalb zehn Tage, nachdem das Vermögen des 
Verurtheilten zusummengebracht worden ist, hat der Prätor einen 
Termin, nicht entfernter als hundert Tage anzuberaumen: an 
ihm sollen die betheiligten Kläger entw'eder selbst oder, im Falle 
es Auswärtige sind, deren Gesandte erscheinen.*) An diesem 
Termine erhält jeder Betheiligte sein verhältnissmässiges Theil 
zugesprochen und dem Quästor des Schatzes wird befohlen, nach 
der Anweisung des Prätors einem jeden das Seinige so bald als 
möglich auszuzahlen.'’) Wenn Jemand an diesem Termine fehlt, 
so Wird sein Antheil im Staatsschätze aufgehoben.') Der Prä- 
tor hat sowohl über den Termin, an welchem die Vertheilung 
geschehen ist, als auch, wenn derselbe verflossen ist, über die- 
jenigen, welche an demselben nicht erschienen sind, eine Bekannt- 
machung zu erlassen, welche am .Markte öffentlich, so dassjeder- 
man sie bequem lesen kann, anzuheften ist.***) Darauf beziehen 
sich die aus dem folgenden Capitel erhaltenen Worte.'*) Das 
Geld endlich, das innerhalb fünf Jahren von denjenigen, welchen 
es zugesprochen ist, nicht erhoben wird, verfällt dem Staals- 



a) Z. LXIl . . iuti)ex ex hace lege pequiiiam omnem ad quaestorem 
redigere non potnerit, tum in diebus x proxsumeis, qnibus (quae pequnia 
redigi potu)erit, redacta erit, iudex qui eain rem quacsierit queivc iudex 

ex hace lege fac(tus erit und Z. LXlll lites) aestumatae 

eriint quoiuslvo) regis po]>uleive nomine lis aestumata erit, Icgati adessint, 
deum nei longius c(entum) dies edat. 

b) Z. LXlll übci ca dies -venerit, quo die iusei erunt adesse, iudex, 

quei e(am und Z. LXIV satis) fecerit, ei primo quoquc die (piae- 

storem solvere iubeto quaestorque eam pecjuniam eis sed fr(a)ude sua 
solvito. 

c) Dies ergicbt sieh aus der üeberscbrift des folgenden Paragraphen 

und den ersten Worten desselben Z. LXIV Quei aberit eins portio) in aera- 
rio siet. Quod eorum nomine quei non aderit tributus factus <erit 

d) Z. LXV Quei) praetor ex hace lege tribuendei causa prodeixerit, is, 

utei quod recte factum esse volct, faeito quomodo prodc(ixerit 

(m)aiore parte dici ad eam diem donee solutum erit, apud foram palam, 
ubi de plauo r(ecte legi possitur .... und nachher Z. I.XVI fecerit, die(s . 
proxs)umos ex ea die, qua tributus factus erit, apud forum palam, ubei de 
plano recte legi possitur, proscri 
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schätz.*) Nacluloni noch im folgenden Parngniphen bestimmt 
worden ist., dass, wenn der Verurtheilte weder die Strafsumme 
haar erlegt noch sein Vermögen dem Staate abtritt, die von ihm 
gestellten Bürgen verkauft werden sollen*'), sprechen die drei 
nächsten Paragraphen von der Behandlung, welche das aus den 
Processen herrührende Geld bei der Verwaltung des Staats- 
schatzes erfahren soll. Es soll in Säcken versiegelt und darauf- 
geschrieben werden, dass es aus der Abschätzung eines Processes 
herrührt, und welcher Prätov die Abschätzung vorgenommen bat 
und woher das Geld eingetrieben ist, und wie viel sich in jedem 
Sacke befindet.“) Die Nachfolger in der Verwaltung des Staats- 
schatzes haben innerhalb fünf Tage nach ihrem Amtsantritte dies 
Geld zu übernehmen und auf gleiche Weise aufzubewahren. Der 
jedesmalige Quästor hat die Verpflichtung auf Anweisung des 
Prätors, der in jedem Jahre über Amtsverbrechen zu Gericht 
sitzt, das betreffende Geld an denjenigen, für w'elchen er die 
Anweisung erhält, ausserordentlicher Weise auszuzahlen, d. h. 
ohne Befehl des Consuls oder des Senats. ‘*) Eine Klage wegen 
unrechtlicher Verwendung von Staatsgeldern kann in diesem 
Falle nur den Prätor, nicht den Quästor tretfeu. Dem Quästor 
w'ird ausdrücklich anbefohlen, keine Verzögerung zu veranlassen.*) 
Die Vorschriften des Acilischen Gesetzes über das Verfahren 
bei der Abschätzung des Processes und der Vertheilung der zu- 



a) Dies beweist Z. LXVl die Ueberschrift des Panigi’aphcn Reliqna 

peeiinia) post fiuimiueniimi pojmlei fiat und die dann folgenden Worte Quae 
peqmiia ex bace lege in aerarium posita erit, (piod in anneis qu(in(|ue 

b) Ta. LXVJl eandem provin(ci)ain habebit, eis faciunto, utei, quod recte 
factum esse volct, quod eins is reus non ' solverit ab eis pr(aedibus . . . 
quo)que die exigatur. 

c) Z. LXVII Pequnia in fiscis opsignetur. Quaequomque pecunia ex 

bace lege, ad q(aestorein ) (|uis praetor litis aestumaverit et 

unde ca pc(|unia redacta siet (|uantumque in eo fisco siet. Quaestor quei- 
quom(que . . . utei quod) recte, factum esse volet, fucito in diebus V pro- 
xumeis quibus quoinque eiei aerarium provincia obvenerit 

d) Z. LXIX quoi) pecuniam ex lieme lege, quod sine malo pequlat(u) 
fiat, pr. quei ex bace lege quaeret darei snlvi iuscrit, id quacstor (quoi 
quomque aerarium pro)vinciam optinebit, sed fraudo sua extra ordinem 
dato Bolvitoque. 

e) Darauf bezieht sich die Ueberschrift des folgenden Paragraphen 
Quaestor morani nei facito. Von den Worten desselben ist nichts erhalten. 



Digiiized by Google 




Die Schwurgerichte vor Uutcrbrechungcu geschützt. 169 

erkannten Strafsuinme sind genau und ausfülirlich ; aber Neues 
eutbielteu sie walirseheiulich niclit. Die reclitliclien Verhältnisse 
der Staatsschuldner (jus praedlatm-lum) waren in Rom so sorg- 
sam ausgebildet, dass es höchstens darauf ankam, das übliche 
Verführen auf den Fall, wenn Jemand W'egen Amtsverbrechen 
verurtheilt war, anzuwenden: mochte das Acilische Gesetz dies 
zuerst thun, oder nur die schon von C. Gracchus gegebenen Vor- 
schriften wiederholen, immer war das Verfahren mit der in ähn- 
lichen Fällen geübten Rechtssitte übereinstimmend. Die Vor- 
schrift des folgenden Paragraphen war sicherlich nicht neu. Er 
handelte davon, dass der nach dem Acilischen Gesetze angestellte 
Process nicht gestört werden dürfte weder durch die curulischen 
Beamten, die Consuln und Prätoren, noch durch die Volkstribu- 
nen. Diese Störung konnte von doppelter Art sein. Entweder 
konnte ein anderer Beamte Einspruch thun gegen dasjenige, was 
vor Gericht, namentlich durch den versitzenden Prätor geschah, 
und bei der genauen Verbindung, welche damals zwischen den 
Volkstribunen und den senatorischen Beamten stattfand, war die 
Wahrscheinlichkeit dafür, dass besonders die Vertreterder Plebs ihr 
sonstiges Recht, gegen alle Handlungen eines Beamten Einsprache 
zu thun, auch bei den Proeessen über Amtsverbrechen, von de- 
nen sie selbst betroffen werden konnten, in Anwendung bringen 
würden : deshalb verbietet das Acilische Gesetz ganz allgemein, 
kein Beamter sowohl in Rom als ausserhalb Roms (denn die 
letztem sind unter denen, welche irro magistratu genannt werden, 
zu verstehen) dürfe etwas nach dem gegenwärtigen Gesetze Ge- 
botenes hindern.') Es konnte mithin noch ein Streit zwischen 
dem Vorsitzenden Prätor und andern Beamten darüber entstehen, 
ob etwas in dem Acilischen Gesetze geboten sei oder nicht, und 
wie dasselbe aufzufassen sei; aber was in demselben ausdrück- 
lich stand, durfte nicht gehindert werden. 

Die zweite Art des Hindernisses, w'elches andere Beamten 
schaffen konnten, bestand darin, dass sie den Vorsitzenden und 



a) Z. LXX Quod) ex hacc lege ( iu)(lic(i)uin fieri oportebit quom ex 
hace lege fieri oportebit, neiquis magistratus prove magistratu prove . . . 
minus setiusve fiat iudiceturque. 
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die Gescliworeiien des Gerichtshofes einzeln abriefen oder alle 
znsantraen ihre Sitzung auflieben Hessen. Dies konnte geschehen, 
theils weil sie Einzelner zu andern Zwecken bedurften, z. B. zu 
einem Privatgericlite, theils weil öffentliche Versammlungen des 
Senates oder Volkes .stattfinden sollten. Das Acilische Gesetz 
maclit einen Unterschied : im ersteren Falle verbietet es das Ab- 
berufen der bei einem öffentlichen Gerichte beschäftigten Personen, 
im zweiten lässt es sie zu. Es verbietet das Abrufen des Prä- 
tors und der Geschworenen, ausser wenn eine Senatssitzung 
stattfinden soll oder wenn in Centuriat- oder Tributversaram- 
lungen die Abstimmung eintritt.®^) Die gewöbnlicheu Volksver- 
sammlungen, die eigentlichen contiones, welche nur zu Berathun- 
gen, nicht zu Entscheidungen dienen, unterbrechen ein öffent- 
liches Gericht nicht. Wahrscheinlich fügte das Gesetz noch 
andere Tage, an denen die öffentlichen Processe unterbrochen 
werden sollten, hinzu, z. B. wenn öffentliche Spiele gegeben oder 
sonst Feierlichkeiten im Namen des Staates veranstaltet wurden, 
indessen die Worte, in welchen von ihnen die Rede war, felden.") 
Eine solche Bestimmung über die Unverletzlichkeit der Schwur- 
gerichte kann nicht vom Acilischeu Gesetze erfunden worden 
sein; schon C. Gracchus, als er sein Richtergesetz gab, muss 
eben dieselben Anordnungen getroffen haben : sonst konnte er 
voraussehen, dass kein Gericht gegen einen Beamten zu Stande 
kommen würde. 

Das Ende des Acilischen Gesetze.s, wie es uns vorliegt, 
bietet der Erklärung ganz besondere Schwierigkeiten dar.**) Es 
ist sehr lückenhaft, so dass man oft aus wenigen erhaltenen 
Worten nur den ungefähren Inhalt errathen kann. Zudem be- 
zieht sich derselbe auf Gegenstände, welche nicht unmittelbar 
zum gerichtlichen Verfahren gehören; einige von ihnen lassen 
sich nicht nach einer stehenden Sitte des Römischen Rechtes, 



b) Z. LXXI avocarii'i- iubeto ueive abiludto neive abducicr iubeto 
neive facito f)iio nui.s eoruin ad id iudiciuin adessc possCit quove quoi mi- 
UU.S testium quei erunt in eo iudici)o verba audeirc, in cunbilium eire, 

iudieare liceat; neive iudicium dimitcre iubeto uisei quom senatus 

tribus iutro vocabuntur extra quam sei quid in saturam feretur. 
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sondern nur nacli oft wechselnden politischen Verhältnissen beur- 
theilen. Der nächste Paragraph scheint genau mit dem vorher- 
gehenden, welcher über die möglichen Hindernisse des Verfalirens 
liandelt, zusamraenzuliängen : er verordnet“), dass, wenn der 
durch dieses Gesetz bestellte Prätor entweder, weil er eine an- 
dere Bestimmung erhält oder weil er abgeht oder stirbt, seine 
Pflichten nicht erfüllen kann, dann ein anderer Prätor an seine 
Stelle tritt mit denselben Pflichten und Rechten.**) Eine Ueber- 
schrift scheint der Paragraph nicht zu haben : es ist fraglich, ob 
sie sich nicht durch die Nachlässigkeit des Abschreibers verloren 
hat. Zwar ist zwischen dem Ende des vorigen Paragraphen und 
dem Anfänge dieses, wenn man der hier nicht ganz zuverlässigen 
Abschrift trauen darf, ein kleiner Raum gelassen ; aber der In- 
halt der beiden Paragraphen war ähnlich und wurde vielleicht 
unter einer einzigen Ueberschrift zusammengefasst. Aehnlich 
ist es später'’) einmal geschehen. 

Es folgt ein Paragraph, in welchem das Calpurnische und 
Junische Gesetz erwähnt wird : wir haben über ihn schon ge- 
sprochen.“’) Jene beiden Gesetze hatten nur über den Begriff 
der Amtsverbrechen gehandelt, auf den Process, der in Senats- 
ausschüssen geführt wurde, hatten sie keinen Einfluss gehabt. 
Es ist also begreiflich, dass die Anordnungen, welche sie im 
Einzelnen gegeben hatten, auch fernerhin zur Anwendung kamen, 
aber unmöglich ist es, dass das Schwurgerichtsverfahren, wie es 
damals durch die Senatoren geübt worden war, auch noch nach 
dem Sempronischen Gesetze, welches dem Senate die Gerichte 
nahm, fortbestand: folglich musste, wenn jene beiden Gesetze 
noch ferner galten, der Process nach ihnen entweder in den 
neuen, zuerst durch Gracchus eingeführten, dann durch Acilius 
verbesserten Formen oder in andern Formen, auf welche alle 



a; Z. LXXIl Sei is praetor quci ex hacc lege quaeret, seive 

. . . . (proviiic)ia obvcnerit . . ioiidiciove iiiperiovc abicrit abdicaverit mor- 

tuosve erit aiitcquam ea omiiia ioudica(ta und LXXIII esse volet, 

facito, utei ea omuia (|uod ex bace lege factum non erit, faciant fiaiit(|ue 
quae ex haee lege fieri oportere sei 

b) Z. LXXXVII. 

c) S. oben S. 42 . 
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jeue Gesetze keinen Einfluss batten, gefülirt werden. Die Vor- 
schrift des Acilisclien Gesetzes ist: es gebfete nicht, dass der- 
jenige, mit welchem nach dem Calpurnischen oder Jurdsehen 
Gesetze verhandelt worden sei, nach dem gegenwärtigen Gesetze 
angeklagt würde oder angeklagt werden müsse.") Darnach ist 
also eine Verhandlung vor dem Schwurgerichte, welche auch fer- 
nerhin nach dem Calpurnischen und .lunischen Gesetze stattlin- 
den könnte, ausgeschlossen und es bleibt nur eine andere, nicht 
mit dem Schwurgerichte in Verbindung stehende, übrig. Wir ha- 
ben*’) in dem Acilischen Gesetze erwähnt gefunden eine Ver- 
handlung sacramento, welche nach dem Calpurnischen und Juni- 
schen Gesetze auch fernerhin stattfinden konnte: sie muss nach 
der dortigen Erwähnung in so fern mit den Schwurgerichten des 
Acilischen Gesetzes in Verbindung stehen, als die in ihr Verur- 
theilten zum Amte der Geschworenen unfähig werden. Nur sie 
kann in demjenigen Paragraphen, welchen wir jetzt behandeln, 
gemeint sein und wir wissen, dass sie auch noch in späterer 
Zeit, trotz edler Veränderungen in dem Schwurgerichte, für die 
Klagen Römischer Bürger gegen Beamte bestand. Es war nöthig, 
dass das Acilische Gesetz diese privatrechtlichen, vor den ge- 
wöhnlichen Gerichten stattfindenden Klagen, welche sich auf die 
Bestimmungen der ältesten Gesetze über Erpressungen gründeten, 
erwähnte; es musste bestimmen, dass, wer in ihnen verurtheilt 
worden wäre, zwar von Neuem ausserdem vor dem Schwurge- 
richtshofe mit einer Crirainalklage belangt werden könne, aber 
dass eine .solche nicht nothwendig wäre und etwa von selbst 
folge. Wer sacramento freigesprochen war, brauchte nicht er- 
wähnt zu werden. Denn er war unschuldig und eine Criminal- 
klage hätte keinen Erfolg gehabt. Aber ebenfalls war es billig. 



a) Z. LXXIV fuit fueritve e.v lege quam L. Oalpuniius L. f. tr. pl. ro- 

gavit exve lege (|uam M. luuius D. f. tr. pl. rogavit quei eorum eo 

(QUo) magis de ea re eins nonien haco lege deferatur quove ma- 

gis de ca re quom Ich nehme diese Verbesserung der Herausgeber 

an; denn auf der Krztafel steht ohne Sinn lege deiuraturuin quove ma- 

gistratus de ea re. Am Schlüsse des Paragraphen heisst es noch 

erit quom eis hace lege actio nei esto. 

b) Z. XXlll. Vergl. oben S. 45. 
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dass, wenn diejenigen, welchen Unrecht geschehen war, mit einer 
Privatklage zufrieden waren, nicht irgend ein Anderer, nur um 
dem Schuldigen noch einen weiteren Schaden an Ehre zuzufügen, 
ausserdem eine Crimiiialklage vor dem Schwurgerichte anstellen 
durfte. Auf dieses letzte Verbot, dem sich noch einige andere 
aus Billigkeitsgründen anscidiesseu konnten, beziehe ich die letz- 
ten aus diesem Paragraphen erhaltenen Worte, in denen eine 
Klage nach diesem Gesetze verboten wird.***’) 

Von dem folgenden Paragraphen ist uns glücklicher Weise 
die Ueberschrift erhalten: sie lautet „über falsche Anklage“ (de 
yraevancatione), aucli sonst genügend viel Worte, um den all- 
gemeinen Sinn zu verstellen.") Früher schon w'ar im gegenwär- 
tigen Gesetze'') von der falschen Anklage die Rede gewesen: 
jetzt wird bestimmt, auf welche Weise die Entscheidung, ob eine 
falsche Anklage stattgefunden hat oder nicht, geschehen soll. 
Diese Entscheidung kann nothwendig sein entweder während des 
Gerichtes selbst, sobald der Verdacht einer falschen Anklage 
entsteht, auch unmittelbar nach Beendigung desselben. Das 
Verfahren dabei ist nicht zweifelhaft: der versitzende Prätor 
lässt die Geschworenen, welche den Verhandlungen des Processes 
beigewohnt, von Neuem zusamraentreten, hört Gründe und Ge- 
gengrüude und die .Mehrheit der Geschworenen entscheidet. Aber 
auch längere Zeit nachher kann die Frage erhoben werden, wenn 
ein Beamter wegen desselben Verbrechens zum zweiten Male 
von einem andern Kläger vor das Schwurgericht gezogen werden 
soll: dies ist nur erlaubt, wenn der erste Ankläger im Bunde 
mit dem Angeklagten absichtlicli die Anklage schlecht geleitet 
hat, also ein praevaricidor gewesen ist. Auf diesen Fall be- 
ziehen sich die uns erhaltenen Worte, es sollte die Mehrheit der 
bei dem ersten Processe beschäftig-ten Geschworenen „so weit sie 
lebten“, zugezogen werden. Vorsitzender der Verhandlungen ist 
der jedesmalige Prätor, der über Amtsverbrechen zu richten hat; 

a) Z. LXXV De praevaricatioue. Praetor quei ex hace lege quaeret, 

qua de re ei prae(tori eicisque ioudicibus ad eain rem iu)di- 

candam adfucriut, quei viveut, eorum niaiorei parti, satis factum erit, uomeu 
quod ex (hace lege 

b) Z. V Vergl. obeu S. 158. 
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aber Geschworene sind eben dieselben, welche in dem ersten 
Processe tliätig waren und die besten Zeugen über die Tbätigkeit 
des Anklägers sein können.“”) 

Der nächste Paragraph zeigt ebenfalls durch die Ueberschrift 
seinen allgemeinen Inhalt an. Sie lautet: „über die Ertheilung 
des Bürgerrechtes.“*) Auf diesen Inhalt deuten auch die Au- 
fangsworte, wo von dem Ankläger, der nicht Romi.scher Bürger 
ist, gesprochen wird, ferner die weiteren Worte, in denen es 
heisst, der Ankläger solle Römischer Bürger werden und mit 
ihm seine Söhne und von Söhnen geborene Enkel, durch welche 
Bestimmung der Zerreissuug der Familien und den Vermögeus- 
nachtheilen, die aus der einseitigen Ertheilung des Bürgerrechtes 
an den Ankläger allein enstehen würden, vorgebeugt wurde. 
Eben darauf bezieht sich die Erwähnung der Tribus, in welcher 
der neue Bürger fortan stimmen und geschätzt werden soll. 
Trotz dieser mannigfachen Anhaltspunkte bleiben viele hierher 
gehörige Fragen zweifelhaft. Zuerst ist es nicht denkbar, dass, 
wenn ein Nichtbürger einen Beamten wegen Erpressung zur 
Verurtlieilung gebracht hatte, derselbe deshalb das Römische 
Bürgerrecht erhielt. Die Strafe des Vergehens war doppelter, 
zunächst sogar einfacher Schadenersatz'’), von einer andern 
grösseren Strafe lesen wir in den, uns erhjilteuen Bruchstücken 
nichts. Wenn eine solche Verurtlieilung stattfand, konnte die 
Belohnung des Anklägers nicht im Bürgerrechte bestehen, nicht 
darin, dass derselbe diejenige Tribus erhielt, in welcher der 
Angeklagte gewesen war. Denn nur diesen Sinn können die 
Worte haben, der Angeklagte „soll in derjenigen Tribus seine 
Stimme abgeben und in derjenigen seine Schätzung haben“, 
nämlich in derjenigen, in welcher früher der Angeklagte war. 



a) Z. LXXVl De ceivitate dauda. Sei quis eor(u)m, quei eeivis Roma- 
nus noii erit, ex haee lege alterci nomen (praeto)rcm, 

quoius ex liaee lege (]uaestio erit, detolerit et is eo iudicio hace lege con- 
demnatus erit, tu(m und Z. LXXVII cievis Roma- 

nus ex hace lege fiet nepotesque (t)um eiei filio gnateis ceiveis Romanei 

iustei sunto (suffragiu)m ferunto inque eam tribum ceuseuto mili- 

tiaeque eis vocatio esto aera stipendiaque o(mnia) 

b) S. oben S. 164. 
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Wir wissen durch Beispiele, dass dieser Grundsatz, den Anklä- 
ger in die Tribus des Verurtheilten eintreten zu lassen, im 
Römischen Rechte galt: ilim lag die Bedeutung zu Grunde, dass 
an die Stelle des unwürdigen Bürgers ein anderer, der durch 
die Anklage seine Würdigkeit bewiesen hätte, treten sollte. 
Hieraus folgt, dass das gegenwärtige Gesetz, wie wir früher er- 
wiesen, nicht nur Vergehungen, welche mit Geldstrafe zu sühnen 
waren, umfasste, sondern auch Verhängung solcher Strafen, die 
einen Verlust der Tribus zur Folge hatten, gestattete, ln den 
uns erhaltenen Bestimmungen des Acilischen Gesetzes liegt der 
Beweis, dass dasselbe auch das caput der Angeklagten betraf. 
Wüsste man nicht durch ein Beispiel, dass nach ihm Bestrafte 
auch mit Geldstrafe, ohne Verlust an Ehre und Würde davon 
kommen konnten, so würde man annehmen können, dass selbst 
auf jedes Aunehmen von Geschenken, auf jede Erpressung Ca- 
pitalstrafe gestanden hätte. Jetzt werden wenigstens die Be- 
trachtungen, welche wir früher") über den Charakter und Inhalt 
des Gesetzes angestellt haben, bestätigt. Auch im vorliegenden 
Paragraphen kann es nicht bloss heissen, wer nach diesem Ge- 
setze einen Beamten angeklagt hätte, solle Römischer Bürger 
werden, sondern es muss hinzugefügt werden, wer ihn wegen 
Capital Verbrechens (capitis) angeklagt hätte, und Platz zu dieser 
Ergänzung ist vorhanden. 

Zweitens die Belohnungen des Anklägers richten sich nach 
dem Stande desselben : dies ist durchgängiger Grundsatz des Rö- 
mischen Rechtes. Der Römische Bürger mu.ss anders belohnt 
werden als der Latine, der Latine anders als einer der gewöhn- 
lichen Römischen Unterthanen. Wie diese Stufen in dem vor- 
liegenden Gesetze beobachtet wurden, ist nicht sicher; aber 
dass sie beobachtet wurden, ergiebt sich daraus, dass ausdrück- 
lich die Ankläger, welche nicht Römische Bürger sind, er- 
wähnt, dass ferner ausser dem Bürgerrecht auch andere Be- 
lohnungen angeführt werden. Es handelten noch etliche spätere 
Paragraphen über eben dieselben Belohnungen ; aber von ihnen 



a) Vei-gl. oben S. 105 flgd. 

b) Mau sehe Z. LXXXIll Sei q(uis ad pr. quoius e)x bace 
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ist SO Weniges erhalten, dass wir niclit im Stande sind ihren 
Inhalt annähernd anzugebeu und zu verfolgen, wie die Verschie- 
denheit der Stände sich in den Belohnungen aussprach. In dem 
nächsten Paragraphen wird eine sonst nicht erwülmte Belohnung 
für Nichtbürger, auch unter diesen selbst ein sonst in dieser Be- 
ziehung nicht hervortretender Unterschied angeführt.“) Wir 
setzen voraus, was sich aus dem Zusammenhänge des Gesetzes, 
sowie aus den späteren uns erhaltenen Worten des Paragraphen 
ergiebt, (biss liier von dem Ankläger, der belohnt w^erden soll, 
die Rede ist: dann also wird genannt ein Ankläger, der nicht 
Dictator, Prätor oder Aedil gewesen ist. Dies können in dieser 
Zusammenstellung nur Municipalämter sein ; dass sie aber einen 
Unterschied in der Stellung machten, wissen wir nur von den 
Latinischen Städten, in denen bekanntlich die jährlichen Beamten 
durch den Antritt ihres Amtes das Römische Bürgerrecht er- 
hielten. Von ihnen muss in jenem Paragraphen die Rede sein ; 
auf sie allein passen die Namen der Ehrenämter, welche erwähnt 
werden. Die Belohnung, welche den Klägern aus Latinischen 
Städten, die kein obrigkeitliches Amt bekleidet haben und mit- 
bin das Römische Bürgerrecht nicht besitzen, verheissen wird, 
soll nach der Ueberscbrift des Paragraphen bestehen in der Er- 
theilung des Rechtes der Provocation und in der Steuerfreiheit. 
Das Letztere wird zwar nicht ausdrücklich überliefert, aber ist 
wahrscheinlich. Denn es ist in dem, was uns erhalten ist, von 
dem Kriegsdienste, natürlich dem für die Latinische Stadt zu 



lege quaestio erit, dctuleri(t et is) eo ioudicio liace lege eondemiiatus erit, 

tum eis qu(ei dann Z. LXXXIV oi)s vocatio esto aera stipeu- 

dia(que eis) omuia inerita esto. Neiqui magistratus pr(ove magistratu . . 

Z. LXXXV h. 1. condem)natus erit, tum quei e(ius nomen) 

detolerit quoius eorum opera ma(xiraa Auch die aus den späteren 

Zeilen erhaltenen Worte Z. LXXXVl que)i iietetur, de ea re eins (optio 

est)o utrum velit vcl in sua ceivitat(e , Z. LXXXVII Sei quis 

ceiv)is Roinanus ex h. 1. alte(rei Z. LXXXVIll va)catio erit 

essevc oportebit, deuten alle auf eben dasselbe Thema. 

a) Die uns erhaltenen Worte dieses Paragraphen lauten Z. LXXVlll 

De provocation(e immunita)teque dauda. Sei qiiis eorum quei 

. . . (dicta)tor praetor aedilisve non fuerint, ad praetorcm, quoius ex hace 

lege quaestio erit eius militiae munerisque poplici in su(a quoius- 

que ceiv)itate. 
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leistenden, und von öffentlichen Leistungen die Rede. Die 
Steuerfreiheit (immuniias) würde also in der Freiheit von der 
Aushebung in der Heimath, so wie in der von andern öffent- 
lichen Lasten ebendaselbst bestehen. Wir sind nicht so genau 
über die Verwaltung der Latinischen Städte untemchtet, um 
die Steuerfreiheit im Einzelnen näher angeben zu können. 

Bestrittener war die zweite Belohnung, welche den gewöhn- 
lichen Einwohnern der Latinischen Städte zugesprocheu wird. 
Jetzt ist man darüber einverstanden, dass sie wirklich in dem 
Rechte der Provocation bestehen soll, d. h. in dem Rechte, ausser 
im Falle des Eingeständnisses oder der Ergreifung auf frischer 
That keine Strafe erleiden zu dürfen ohne die Einwilligung des 
Römischen Volkes.*“) Nur das volle Römische Bürgerrecht gab 
Anspnich auf Provocation und Befreiung von gewissen bei an- 
dern Verurtheilten erlaubten Strafen.*) Gerade zur Zeit der 
Gracchen wurden Versuche gemacht, dieses Vorrecht auf die La- 
tiner und andere Italiker auszudehnen. Es ist also gewisser- 
massen eine niedere Art von Bürgerrecht, welche das Acilische 
Gesetz den Anklägern aus Latinischen Städten, welche in ihrer 
Heimath keine Aemter bekleidet haben, verleiht. Sehr möglich 
ist es, dass diese Belohnung nicht eine Erfindung von M.’ Acilius 
ist. Denn die Gracchen waren erweislich mit der Idee umgegan- 
gen, das Bürgerrecht allmälig auf die Bundesgenossen auszu- 
dehnen und namentlich den Provocationsgesetzen auf sie Anwen- 
dung zu verschaffen; Belohnungen aber für die glückliche An- 
klage in Schwurgerichten aufzustellen mussten sie ebenfalls die 
Nothwendigkeit fühlen. Dagegen mit mehr Sicherheit kann man be- 
haupten, dass diese Art von Belohnung, die Verleihung des Pro- 
vocationsrechtes, nach Acilius’ Gesetz ausser Uebung kam. Die 
Bemühungen der Gracchen und ihrer Parteigenossen hatten keinen 
Erfolg und wir haben noch aus Marius’ Zeit Beweise'’), dass 
das Provocationsrccht auf die Latiner nicht ausgedehnt war; 
der Marsische Krieg mit seinen Folgen veränderte plötzlich die 
Stellung aller Italischen Bundesgenossen. Es scheint, dass das 



a) Bd. I, 2, 63 flgd. 

b) Man sehe Bd. I, 2, 65. 
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nächstfolgende Gesetz über Amtsverbreeben , das Servilische, 
nicht mehr das Provocationsrecht, sondern das vollständige Bür- 
geiTecht als Belohnung aufstellte. Es deutet darauf Ciceros 
Ausdruck*), der, wo er von der Verleihung des Bürgerrechtes 
spricht, das Servilische und die übrigen, d. h. die nachfolgenden, 
Gesetze, aber nicht das Acilische nennt. 

Indessen, wie es sich auch mit den späteren gesetzlichen 
Bestimmungen hierüber verhalten mag, das Acilische Gesetz ver- 
hiess den Latinern, welche kein Amt in ihrer Heimath bekleidet 
hatten, einen geringen, obwohl für die persönliche Sicherheit 
wichtigen Theil des Römischen Bürgerrechtes. Daraus folgt, 
nach dem früher erwähnten allgemeinen Grundsätze des Rörai- 
schen Staatsrechtes, dass die übrigen Bundesgenossen eine ge- 
ringere Belolinung erhalten liahen müssen und da sich nicht wohl 
ein geringerer Grad des Bürgerrechtes denken lässt als derjenige, 
welcher, ohne den Namen eines Bürgers zu verleilien, nur die 
Freiheit von schimpflicher Strafe und eine gewisse Sicherheit bei 
gerichtlicher Verurtheilung gewährte, können sie überhaupt nicht 
zur Belohnung Römische Bürger geworden .sein. Ferner aber 
folgt daraus, dass diejenigen Bewolmer Latinischer Städte, welche 
Ehrenämter in ihrer Heimath bekleidet hatten, einen liöbereu 
Grad des Bürgerrechtes zugesichert erlialtcn haben. Sie waren 
schon durch die Bekleidung eines solchen Amtes Bürger gewor- 
den : sollen sie also eine auf das Bürgerrecht bezügliche Beloh- 
nung erhalten haben, so kann diese nur in einer besseren Art 
des Bürgerrechtes bestanden haben. Sie entbehrten trotzdem, 
dass sie Römische Bürger hiessen und unter gewissen Bedin- 
gungen auch in Rom abstiramen durften, dennoch des höchsten 
Rechtes eines Bürgers, in den Senat zu kommen und die Staats- 
ämter zu bekleiden: es war „das Anrecht auf Ehreustellen“ 
(ius honoriun), das passive Wahlrecht, wie man es jetzt nennt, 
welches ihnen fehlte.“®) Die uns erhaltenen Worte in diesem 
mit der Ueberschrift „von der Ertheilung des Bürgerrechtes“ 



a) Cic. p. Balb. 24 Num fimdos igitur factos populos Latinos aibitra- 
mur aut Serviliae legi aut ceteris, quibus Latinis hoininibus erat propositum 
aliqua ex re praemium civitatis? 
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versehenen Paragraphen, so lückenhaft sie auch sind, deuten 
nicht auf eine besondere Art des als Belohnung versprochenen 
Bürgerrechtes. Es heisst in ihnen, der Ankläger, seine Söhne 
und Enkel sollten „rechtmässige Römische Bürger“ sein (ceiveis 
Romanei iustei sunto), ein Ausdruck, der sonst nicht bekannt 
ist, der aber zweckmässig ist, um einen Bürger, welcher auf 
gesetzmässige Weise das Bürgerrecht besitzt, zu bezeichnen. 
Auch daraus, dass dem neuen Bürger sogleich eine Tribus und 
zwar diejenige, zu welcher der verurtheilte Römisclie Beamte 
gehört hatte, angewiesen wird, folgt nicht, dass von dem das 
Recht auf Elirenstellen enthaltenden Bürgerrechte die Rede ist. 
Dieser Annahme widersprechen vielmehr die übrigen Worte : 
es heisst, wer nicht Römischer Bürger ist, soll es werden, und 
zwar mit den Söhnen, welche er hat, wenn er Bürger wird. 
Der Unterschied zwischen dem Bürgerrechte der Latinischen 
Beamten und dem der übrigen Bürger würde so sehr unklar 
bezeichnet werden. Ich glaube also, dass von den Latinern, 
welche in ihren Städten die liöchsten Aemter bekleidet haben 
und dadurch schon einen niederen Grad des Bürgerrechtes be- 
sitzen, in einem späteren, entweder unverständlichen oder gänz- 
lich verloren gegangenen Tlieile dieses Gesetzes die Rede ist. Eben- 
sowenig aber kann in diesem Paragraphen allen Bundesgenossen, 
welche einen Römischen Beamten zur Verurtheilung gebracht 
haben, das Römische Bürgerrecht verliehen werden: das stände 
im Widerspruch mit der geringeren Belohnung an die Latiner, 
welche nicht Aemter bekleidet haben. Es bleibt nur übrig, dass 
das Acilische Gesetz bei den übrigen Bundesgenossen eben den- 
selben Unterschied machte, den das Römische Staatsrecht bei 
.den Latinischen Gemeinden durchgängig kannte: wer von den 
Bundesgenossen nicht Römischer Bürger war und in seiner Hei- 
math das höchste Ehrenamt bekleidet hatte, der erhielt, im Falle 
er die Anklage gegen einen Römischen Beamten glücklich zu 
Ende geführt hatte, das Römische Bürgerrecht, ln diesem Sinne 
sind die lückenhaften Gesetzesworte zu ergänzen.*®*) 

Grosse Schwierigkeit bietet derjenige Paragraph, welcher 
auf die Bestimmungen über die Ertheilung des Bürger- und 

12 ' 
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Provocationsrechtes folgt“): es ist nicLt zu verwundern, w'enn 
das Streben, ihn zu ergänzen, selbst zu grundlosen Ver- 
muthungen geführt hat. Nur wird aus der Unmöglichkeit, ihn 
zu erklären, kein Beweis für an sich unhaltbare Vermuthungen 
hergeleitet werden dürfen: es ist richtiger, in diesem Falle die 
Unmöglichkeit der Erklärung einzugestehen. Selbst die Lesart 
ist nicht sicher und namentlich nicht, ob bei den ersten Worten, 
welche diesem Paragraphen zugeschrieben werden, wirklich ein 
neuer Paragraph beginnt.“®) Der Inhalt desselben bat eine gewisse 
Aehnlichkeit mit demjenigen, in welchem Fürsorge getroffen war, 
dass, wenn der den Gerichtshof leitende Prätor sein Amt ab- 
gäbe, dennoch das Gerichtsverfahren seinen Verlauf nähme. 
Ebenso heisst es in diesem Paragraphen, wenn ein bestimmter 
Beamter auf irgend eine Weise von seinem Amte abginge, solle 
ein anderer seine Pflicht erfüllen. Aber die Beziehung muss 
jetzt eine andere sein, die Vorschrift muss mit der Ertheilung 
des BürgeiTechtes Zusammenhängen: darin würde zugleich ein 
Beweis liegen, dass in den folgenden Paragraphen nicht mehr 
von der Ertheilung des Bürgerrechtes, sondern von andern Be- 
lohnungen die Rede war. Man kann sich das Verhältniss so 
denken. Der den Gerichtshof leitende Prätor oder der unter 
seiner Aufsicht entscheidende Richter spricht einem Ankläger 
das Bürgerrecht zu; aber zur Ausführung dieses Spruches muss 
ein anderer Prätor, der Fremden- oder der eigentliche städtische 
Prätor mitwirken; im Falle es diese nicht giebt, irgend ein an- 
derer Prätor, der das gleiche Amt bekleidet. Dabei kann auch 
die Erwähnung eines Quästors möglich sein. Es würde zu weit 
führen, wollten wir denjenigen Tlieil des Römi.scheu Staats- 
rechtes, welcher hei diesen Verhältnissen in Betracht kommt, 
erläutern. Es genügt, die Wahrscheinlichkeit anzugeben, dass 
bei der Ertheilung des Bürgerrechtes und der Steuerfreiheit der 



a) Es ist uus Z. LXXIX Folgendes erhalten: Iudex deinceps faciat 

pr . . . vel urbana provincia obvenerit, eo magistratu iudi- 

ciove inperiove abierit, abdicaveritv(o ptovinciam habebit, 

is utei qu(od let, facito utei ea omnia apud eum 

ea res acta esset deque ea re eiei praetor quaestor omnium rerum, quod 
ex (hace lege 
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städtische Frätor und der Quästor mitzuwirken haben. Um diese 
Mitwirkung zu sichern und die vom Gesetze verheissenen Beloh- 
nungen vor den Ränken senatorischer Beamten zu schützen, dazu 
sollte dieser Paragraph dienen. 

Bei der Erklärung des folgenden Paragraphen wurde man 
von der Idee geleitet, das Acilische Gesetz sei ein Repetunden- 
gesetz; folglich könnten in ihm nur Repetuudengesetze erwähnt 
werden, das Calpurnische oder das Junische. Dazu kam, dass 
eben dieselben schon früher genannt waren.*®®) Indessen diese 
Vermuthung ist unsicher. Der Name des Volkstribunen, welcher 
das hier genannte Gesetz gegeben, ist verloren gegangen») : ob 
ein oder mehrere Gesetze angeführt werden, unbestimmt. Es 
heisst, wer nach ihm oder nach ihnen verurtheilt ist, der brauche 
bicht nach dem gegenwärtigen Gesetze angeklagt zu werden. 
Es ist möglich, dass dann folgte, es brauche nicht derjenige, 
welcher dann die Anklage nach dem gegenwärtigen Gesetze ge- 
leitet habe, das Bürgerrecht zu erlangen. Aber es lassen sich 
auch andere Gesetze, die genannt werden können, und andere 
Möglichkeiten der Erklärung denken, zu deren Begründung um 
so weniger etwas angeführt werden kann, als man weder den 
Anfang noch das Ende des Paragraphen bestimmen kann. 

Die zunächst erhaltenen Worte sprechen von einer Entschei- 
dung, welche durch die Mehrheit der bei der Verhandlung des 
Processes beschäftigten Richter, in so weit sie noch leben, ge- 
troffen werden soll.®) Diese Entscheidung kann sich beziehen 
auf die Bezeichnung dessen, der die Belohnungen des Gesetzes 
als Ankläger erhalten sollte. Bei einer Anklage waren Viele 
thätig; aber nicht alle erhielten die Belohnungen, sondern ent- 
weder nur einer, der vor Allen sich hervorgethan, oder wenige. 
Es ist begreiflich, dass sich darüber Streitigkeiten erhoben: sie 



a) Es ist nur Folgendes Z. LXXXl erhalten: iud)icium fuit fueritve 

ex leg(e tribuniis plebei roga(vit condein)natus 

est eritvc quo inagis de ea re eius noiueu baee lege deferatur quove raagis 
de e(a re 

b) Z. LXXXII ad ea)m rem ioudicandam adfuerit, quei vivent, eorum 

maiori parti satis fecerit e(x hace lege 
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gehörten mitürlicher Weise vor diejenigen Kiehter, vor welchen 
der Process geführt worden war, sie konnten aueii erst längere 
Zeit nach Beendigung der Anklage zur Entscheidung kommen.“") 
Daher in den uns erhaltenen Worten der Zusatz : „soweit sie am 
Leben sind.'* Aber eine Ergänzung lässt sieh auf die geringen 
Ueberbleibsel, welche w-ir haben, nicht gründen. Auch in den 
weiteren Bruchstücken, welche wir l)esitzen*) , mögen wir eine 
Beziehung auf die dem glücklichen Ankläger versprochenen ße- 
lobnungeu, darauf dass nur derjenige, welcher hauptsächlich zur 
Verurtheilung beigetragen, sie erhielt, darauf, dass unter Um- 
ständen dem Ankläger die Wahl gelassen wurde, ob er das Rö- 
mische Bürgerrecht oder das Verbleiben in seiner Heimath vor- 
zöge, endlich auf die Römi.schen Bürger als Ankläger entdecken; 
allein einen verständlichen Inhalt aus diesen zerrissenen Worten 
zu gewinnen ist nicht möglich. 

Das Ende des Gesetzes besitzen wir nicht; das Mass des 
Fehlenden lässt sich, da wir kein vollständiges Gesetz dieser 
Art übrig haben, nicht beurtheilen. Die Bestimmungen über 
die Belohnungen der Ankläger konnten noch zahlreich sein 
und namentlich vermisst man eine Anordnung über die Beloh- 
nungen in Geld, welche den Römischen Bürgern zu Theil wur- 
den. Der Venirtheilte hatte für Erpres.sungen, welche er nach 
dem Erlasse dieses Gesetzes begangen, doppelte Geldbusse zu 
leisten : wie diese vertheilt wurde, ob namentlich der Beschädigte 
mehr erhielt als er Schaden erlitten, darüber steht in dem Ge- 
setze nichts und doch mussten diese Verhältnisse geregelt werden. 
Von der Bestrafung der falschen Ankläger haben wir in einem 
besondern Paragraphen Nachricht; aber es gab auch böswillige 
Ankläger, welche, nur um S(;haden zu thun oder des Gewinnes 
halber Anklagen erhoben (calumniatores): sie wurden zwar 
durch einen vor der Einleitung des Processes zu leistenden Eid 
abgeschrcckt ; dennoch kamen sie vor und mussten bestraft 
werden. Ferner waren mannigfache Bestimmungen nöthig über 
die Ehren- und Capitalstrafen der Verurtheilten: dass sie statt- 



a) Wir haben sie oben S. 176 angeführt. 
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fanden, davon Laben wir nicht nur in den allgemeinen Nachrichten 
über die Schwurgerichte, sondern auch in den uns erhaltenen 
Ueberresten die Beweise.“) Endlich waren noch Anordnungen 
nöthig, wie das von den Beamten begangene Unrecht wieder gut 
gemacht werden sollte: wenn sie Geld genommen, um ein fal- 
sches ürtheil zu fällen, wenn sie ungerechter Weise Krieg be- 
gonnen, Städte bedrückt, geplündert, in ihren Rechten gekränkt 
hatten, so genügte nicht die Bestrafung der Schuldigen und die 
Wiedererstattimg des geraubten Geldes, sondern es waren zahl- 
reiche Massregeln notliwendig, um Alles möglichst in den Zu- 
stand, der vor begangenem Unrecht bestanden, zurückzuführen. 
Dazu bedurfte es bestimmter Formen und Vorschriften. Kurz, 
nimmt man auch an, dass uns derjenige Theil des Acilischen 
Gesetzes, welcher über das eigentliche Gerichtsverfahren handelte, 
zwar lückenhaft, aber doch ungefähr in seiner Ausdehnung er- 
halten ist, so fehlt dennoch ein sehr bedeutender Theil, der na- 
mentlich über den Zusammenhang des Gerichtsverfahrens mit 
der Verwaltimg die werthvollsten Aufschlüsse geben würde. 



Eilftes Capitel. 

Wichtigkeit der uns erhaltenen Bmchstflcke des Acilischen Gesetzes. 
Charakter und Bedeutung desselben. Seine Geltung für den einzigen 
damals bestehenden Gerichtshof über Amtsverbrechen. Stellung des Ge- 
setzes zu den politischen Parteien. Streben nach Gerechtigkeit in der 
Verwaltung, worauf das Bestehen des Reiches beruhte. Dauer des Acili- 
sehen Gesetzes. Die beiden Serviiischen Gesetze und die Zeit, in welcher 
sie gegeben worden. Inhalt des Gesetzes, welches der Consnl R. Servilins 

Caepio erliess. 

Es ist eia überaus wichtiges, ja einziges Denkmal, das uns 
in den Bruchstücken des Acilischen Gesetzes vorliegt, die ein- 
zige, ächte, zusammenhängende Urkunde aus dem Römischen 
Gerichtsverfahren, weder durch den Eifer der Anwälte noch 
durch die Leidenschaft der Parteien gefärbt, noch endlich durch 
Gelehrte nach besonderen Gesichtspunkten verkürzt. Es ist ein 



a) S. oben S. 70 und 174. 
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wunderbarer Zufall, der uns gerade diese Urkunde erlialten hat. 
Wir würden grössere Einsicht erhalten in ilas Römische Schwur- 
gericht, wäre uns eines der Epoche maclienden Gesetze, etwa 
das Sempronische oder noch besser das Cornelisclie erhalten, 
oder auch eines der späteren Gesetze, das, wenn gleich nur 
eine Seite umfassend, dennoch durch die in ihm lierrschende 
grössere Ausbildung gewissere Folgerungen über die vorher- 
gehende Gesetzgebung gestatten würde. Indessen auch so und 
trotz der Lücken, welche sie verstümmeln, gewähren die Bruch- 
stücke des Acilischen Gesetzes reiche Belehrung. 

C. Gracciius hatte bei seiner Aenderung der früheren Schwur- 
gerichte den Zweck gehabt, eine wirksame Controlle des regie- 
renden Standes herzustellen: daraus ergab sich, dass sein Ge- 
setz sich nur auf Amtsverbrechen bezog, für welche er Geld- 
und Ebrenstrafen , auch die Verbannung verhängte.*) Ueber 
die Einrichtung der von ihm geschaffenen Schwurgerichte geben 
die Schriftsteller keine Auskunft: es konnten Zweifel bleiben 
über die Zahl der Gerichtsliöfe, welche er einsetzte, über die 
Prätoren, welche deren Leitung liatten. Diese Zw'eifel werden 
durch die Nachrichten, welche wir über die späteren Richter- 
gesetze haben'’), am sichersten durch die Bruchstücke des Aci- 
lischeu Gesetzes gelöst. Sie kennen nur einen Prätor als Vor- 
sitzenden, nur eine .Art von Geschworenen für jedes Jahr, nur 
ein Verfahren: folglich gab es nur einen einzigen Gerichtshof 
für Aintsverbrechen, vor dem alle möglichen Anklagen von Bür- 
gern und Bundesgenossen angebracht wurden. Daraus lässt sich 
auf das Serapronische Gesetz zurückschliessen. Es mussten aber 
alle Schwurgerichte, selbst solche, die über andere als Amts- 
verbrechen entschieden, im Wesentlichen eine gleiche Einrichtung 
haben und Bestimmungen über diese Einriclitungen in getrennten 
Gesetzen waren unzulässig.') Im Acilischen Gesetze werden zu 
Anfänge nur Senatoren oder senatorische Beamte als anklagbar 
genannt, später alle diese von der Richterliste ausgeschlossen: 



a) Vergl. oben S. 70. 

b) S. S. 102. 

c) Man vergleiche die Darstellung S. 103 flgd. 
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darin liegt der Beweis, dass es damals nur über Aratsverbrechen 
Schwurgerichte gab. Die Schlüsse, welche man aus den Nach- 
richten über das Sempronische Gesetz machen kann, werden 
bestätigt.'*) 

Ueber die Stellung des Acilisehen Gesetzes zu den poli- 
tischen Parteien seiner Zeit haben wir schon früher“) Andeu- 
tungen gemacht. Es ging aus von einem Anhänger der Partei 
der Populären, welche die ausschliessliche Macht des Senates 
brechen und einem grösseren Kreise aus dem V'olke Theilnahme 
an der Staatsverwaltung zuwenden wollte. Den Weg dazu hatte 
in der Gerichtsverfassung C. Gracchus gewiesen. Aber Acilius 
erkannte, dass derselbe, nicht zum Ziele führte. Hätte Gracchus’ 
Einrichtung, dass ein beständiger, vielleicht ab und zu ergänzter 
Ausschuss aus dem Ritterstande die Geschworenen lieferte und 
damit die Controlle über die Staatsverwaltung führte, Bestand 
gehabt, so wäre der Erfolg gewesen, dass die auserlesenen Ritter 
in das Interesse des Senates gezogen wurden und einen gewissen 
Theil an den Vortheilen der Staatsverwaltung genossen, im Uebri- 
gen aber die Aufsicht über die Beamten eine scheinbare wurde. 
Dieser Entwickelung beugte Acilius vor, indem er einen wechseln- 
den Richterstand schuf, wobei er doch nicht so weit in der Be- 
günstigung der niederen Volksklassen ging, dass er auch diese 
zur Theilnahme an den Gerichten hiuzugezogen hätte. Diese 
politischen Erwägungen waren es, welche ihn leiteten: damit 
schuf er die Grundbedingungen zu einem Geschwornengericht, 
welche die Folgezeit festhielt und ausbildete. Die übrigen Be- 
stimmungen über das Gerichtsverfahren, wie sie in seinem Ge- 
setze vorliegen, sind verständig und entspringen aus der noth- 
wendigen Entwickelung der einmal gültigen Grundsätze des 
Römischen Rechtes : besondere Strenge kann man in ihnen nicht 
finden. 

Dennoch war das Acilische Gesetz streng und sollte es 
sein. Es beweist, mit welcher Sorgsamkeit man über die Recht- 
lichkeit der Beamten wachte. Mit grösster Genauigkeit werden 
die Beamten, welche unter der Controlle des Gesetzes stehen 

a) S. oben S. 99. 
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sollen, aufgezälilt und die Verbrechen bestimmt. Jede Annahme 
auch von freiwilligen Geschenken , über eine bestimmte Summe, 
wird verboten, durch Häufung von Worten jede Art von Er- 
pressung gehindert, auf ungerechtem Ürtheile, sobald es erkauft 
ist, steht die höchste Strafe, welche ohne die Weitläuftigkeit 
des Volksgerichtes verhängt werden darf. Der Beschädigte ge- 
niesst freie Wahl in seinen Anwälten, sorgfältig werden aus 
den Geschworenen alle diejenigen ausgeschieden, welche Gemein- 
samkeit der Interessen mit dem Angeklagten haben können. Die 
Belohnungen für denjenigen, welcher die Verurtheilnng eines 
Beamten durchsetzt, sind ausserordentlich. In diesen Punkten 
begünstigt das Gesetz die Anklage und wird fast ungerecht gegen 
den Beamten. Aber auf dieser Strenge beruht der Römische 
Staat, beruht die Herrschaft über die einer einzelnen Stadt unter- 
worfenen Völker. Trotz aller Waffenüberlegenheit wäre es den 
Römern für die Dauer unmöglich gewesen, ihre Herrschaft zu 
behaupten, wenn dieselbe nicht im Ganzen gerecht und auf das 
Wohl der Unterworfenen bedacht gewesen wäre: ihre Regierung 
war jedenfalls besser als diejenige, welcher die fremden Völker 
zuvor gehorcht hatten. Schon vor der Errichtung der Schwur- 
gerichte war das Calpurnische Gesetz musterhaft gewesen in der 
Bestimmung des Begriffs der Erpressungen und in der Unter- 
drückung der Habsucht ; selbst die Bestrafung von Beamten aus 
früherer Zeit beweist das auf politischen Gründen beruhende 
Streben des Senates und Volkes, die Rechtlichkeit der Beamten 
zu wahren, und die Geschworenen wurden durch das nicht zu 
billigende Mittel der Farteileideuschaft zu strengster Ahndung 
jeder Ausschreitung getrieben. Die Gesetze gegen Amtsver- 
brechen waren trefflich und wurden immer strenger, selbst die- 
jenigen, welche von den Anhängern der Senatspartei ausgingen. 
Wenn man ihre Bestimmungen liest, die Leichtigkeit des An- 
klagens, die Belohnungen der Ankläger, die Höhe der Strafen 
bedenkt, so begreift man nicht, wie trotzdem die Unredlichkeit 
und Habsucht der Beamten wachsen konnte. An den Gesetzen 
lag es nicht, sondern an dem fehlerhaften Systeme der Verwal- 
tung, das für die engen Verhältnisse einer Stadt geschaffen sich 
für den Umfang eines Weltreiches als unzweckmässig erwies. 
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Die herrscliende Aristocratie fand trotz aller Gesetze, Richter und 
Strafen dennoch die Mögliclikeit, die Beherrschten in immer 
höherem Grude zu selbstsüchtigen Zwecken auszubeuten. Freilich 
mag dies nicht in demjenigen Grade geschehen sein, wie man 
jetzt vielfach nach den Aeusseruugen der alten Schriftsteller 
glaubt. Dies sind einseitige Schilderungen von Anwälten , oft 
durch den Hass politischer Parteien eingegeben, oft auch her- 
vorgerufeu durch den Vergleich mit den alten, einfachen Zeiten, 
wo bei leicht übersichtlichen Verhältnissen der Missbrauch der 
Gewalt schwer war oder leicht durch die überall eingreifende 
Macht des Volkes geahndet wurde. Jetzt aber sehen wir Gesetze 
auf Gesetze entstehen, die, wenngleich zum Theil durch politische 
Parteiungen hervorgerufen, dennoch alle deu einen Zweck ver- 
folgten, die Gewalt der Beamten einer stetigen und strengen 
Aufsicht zu unterwerfen, und Redlichkeit in der Verwaltung, auf 
welcher das Bestehen des Reiches beruhte, herbeizuführen. 

Das Acilische Gesetz enthielt alle Elemente zu einem lange 
dauernden Bestände: es bewahrte den von C. Gracchus aufge- 
stellten Grundsatz, dass die Richter, welche über die Beamten 
zu entscheiden hatten, aus einem andern Stande als diese zu 
erwählen seien und verhütete durch den jährlichen AVechsel in 
der Richterliste, dass kein neuer abgeschlossener Stand sich 
bildete. Dadurch bewirkte es zugleich, dass statt des politischen 
Partei kampfes, aus welchem Gracchus’ Neuerung hervorgegangen 
war, allmälig eine wirkliche Strafrechtspflege sich bildete. Wie 
lange das Acilische Gesetz gegolten hat, darüber fehlt es an 
ausdrücklichen Zeugnissen: man nahm an, es sei durch den er- 
neuten Kampf der Senats- und Gracchischen Partei verändert 
worden, und dies ist wahrscheinlich. Das Acilische Gesetz ist er- 
halten auf der einen Seite einer Erztafel, deren andere Seite das im 
Jahre 111 v. Chr. gegebene Thorische Ackergesetz enthält.™) Dar- 
aus schliesst man, das Acilische müsse in diesem Jahre aufgehoben 
gewesen sein; denn sonst würde man nicht die Rückseite be- 
schrieben und die Vorderseite nach der Wand gekehrt haben. 
Dieser Schluss ist unhaltbar. Die andere Seite des Acilischen 
Gesetzes wurde mit dem Thorischen beschrieben und zwar so, 
dass das letztere enger und weniger sorgfältig eingegraben 
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wurde. Daraus kann mau folgern, dass das letztere auf der 
Rückseite stellt, auch mit einiger Wahrscheinlichkeit, dass es 
später eingegraben, folglich später gegeben wurde; aber weiter 
nichts. Denn wenn auch die Rückseite beschrieben wurde, 
konnte dennoch die Vorderseite weiter benutzt und bald die 
eine, bald die andere Seite herausgekehrt werden. Selbst wenn 
man annähme, das uns erhaltene Exemplar habe dazu gedient, 
um bei öffentlichen Gerichtsverhandlungen zu Rathe gezogen zu 
werden, so konnte man auch nach dem Beschreiben der Rück- 
seite die Vorderseite nach Aussen kehren. In dem Acilischen 
Gesetze selbst heisst es*), der Prätor solle gewisse Bekannt- 
machungen erlassen, indem er sie den grösseren Theil des Tages 
öffentlich am Forum aushinge. Anders verhält es sich mit einer 
andern Art von Gesetzen, welche z. B. Vergünstigungen an ein- 
zelne Personen oder Gemeinden enthalten, wie in der Kaiserzeit 
die Bewilligung des Bürgerrechts an entlassene Soldaten: sie 
wurden zum dauernden Gedächtnisse und um stets eine Controlle 
ausüben zu können, öffentlich so, dass sie immer gelesen wer- 
den konnten, angeschlagen.'**’) 

Es giebt nichts, woraus man auf die Dauer des Acilischen 
Gesetzes schliessen könnte als eine schon von uns benutzte Stelle von 
Tacitus, der von der gerichtlichen Controlle der Beamten sprechend 
zuerst die Sempronischen Gesetzesvorschläge, welche sie dem Ritter- 
stande übertrugen, dann die Servilischen Gesetze, welche sie dem 
Senate Wiedergaben, endlich den aus dem Kampfe um diese 
Controlle hervorgegangenen Krieg zwischen Marius und Sulla 
erwähnt.'*) Zwar giebt Tacitus nicht die einzelnen Gesetze, 
welche eine Veränderung in den Gerichten bewirkten, an ; denn 
er erwähnt weder das Acilische Gesetz noch dasjenige, wodurch 
die dem Senate zurückgegebenen Gerichte wieder an die Ritter 
kamen: aber er führt doch die Hauptgesetze an, w'elche einen 

a) S. Z. LXV. Vcrgl. oben S. 167. 

b) Tac. Ann. XII, 60 Claudius omuc ius tradidit, de i|uo totiens se- 
ditione aut armis certatum, cum Semproniis rogationibus equester ordo 
in posscssione iudiciorum locaretur aut rursum Serviliae leges senatui iudi- 
cia rcddercut Mariusque et Sulla olim de eo vel praecipue bellarent. Vergl. 
oben S. 6Ö. 
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neuen Grundsatz in der Wahl der Geschworenen erfanden. Mit- 
hin beweisen Tacitu.s’ Worte nicht, dass zwischen dem Sempro- 
nischen oder Acilischen Gesetze und dein Servilischen nicht noch 
andere auf die Geschworenenliste bezügliche erlassen worden 
sind, aber doch soviel, dass es in jenem Zeitraum kein Gesetz, 
welches eine Theilnahme des Senates an den Gerichten ge- 
stattete, gegeben haben kann. Das Servilische Gesetz, welches 
nach Tacitus’ Ausdruck die Gerichte dem Senate übergab, wurde 
erlassen im Jahre 106 v. Chr. Mithin kann es zwischen etwa 
118 V. Chr., wo wir das Acilische Gesetz ansetzen, bis 106 v. Chr. 
zwar mancherlei Gesetze gegeben liaben, welche das gerichtliche 
Verfahren änderten; aber alle mussten den Grundsatz, dass die 
Senatoren von den Geschworenen ausgeschlossen waren, fest- 
halten. Indessen dass es solche Gesetze gegeben habe, davon 
haben wir keine Nachricht, nicht die leiseste Andeutung: die 
Annahme derselben ist also unwahrscheinlich. 

ln Bezug auf die Frage, wie lange das Servilische Gesetz 
bestanden hat, wie lange die Geschworenengerichte in der Ge- 
walt des Senates geblieben sind, deutet Tacitus, indem er dem- 
nächst den Krieg zwischen Marius und Sulla nennt, die baldige 
Abschaffung des Servilischen Gesetzes an. Denn Marius, der 
Freund der Ritter und ritterlichen Gerichte, war lange Zeit der 
in Macht befindliche, Sulla, der Freund des Senates, der an- 
greifende Theil gewesen. Andere Nachrichten beweisen un- 
zweifelhaft, dass das Servilische Gesetz nur kurze Zeit bestand 
und eigentlich gar nicht recht zur Geltung kam. Cicero lobt 
die Verwaltung der Gerichte durch die Ritter, wie sie seit 
C. Gracchus bestand: er sagt, sie hätte beinahe fünfzig Jahre 
hinter einander bestanden.") Er rechnet bis zu dem im Jahre 
80 V. Chr. von Sulla erlassenen Richtergesetze, sollte also eigent- 
lich 42 oder 43 Jahre sagen; aber es lag in seinem Interesse, 
den Zeitraum so lang als möglich darzustelleu und er wählt 
eine runde Zahl. Deshalb darf man auch keinen Widerspruch 
zwischen ihm und der sicheren Nachricht von dem Servilischen 
Gesetze annehmen; aber unmöglich ist es, dass dasselbe lange 

a) Cic. in Verr. Act. 1, 13, 38 cum equester ordo iudicaret annos 
prope quinquaginta continuos. Vergl. oben S. 57. 
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bestanden hat: sonst könnte er es nicht mit Stillschweigen über- 
gehen, während er ein oder zwei Jahre, wo wieder Senatoren 
richteten, bei absichtlich ungenauem Ausdrucke unbeachtet lassen 
durfte. Es sind auch Beispiele von Processen aus den letzten 
Jahren des zweiten Jahrhunderts v. Chr. bekannt, wo Römische 
Ritter als Geschworene erscheinen. Also 105 oder 104 v. Clir. 
wurde das Servilische Gesetz wieder abgeschafft. Wer es ab- 
geschafft, wird nirgends ausdrücklich berichtet; aber aus den 
Verhältnissen ergiebt sich zweierlei, erstens dass es ein auf 
Seiten der Volkspartei stehender Mann und zweitens, dass es 
ein Volkstribun gewesen sein muss. Nun wissen wir von einem 
auf die Gerichte bezüglichen Gesetze, das C. Servilius Glaucia 
gegeben: nach ihm bestanden die Geschworenen aus Römischen 
Rittern.“) lieber die Zeit, wann es erlassen wurde, haben wir 
allerdings kein unmittelbares Zeugniss, aber doch eine genügend 
verständliche Andeutung in den uns berichteten Lebensverhält^ 
nissen Glaucias. Er war ein scharfsinniger, schlauer, witziger 
Mann, ein entschlossener Anhänger der Volkspartei, als deren 
Vorkämpfer er im Jahre 100 v. Chr. mit seinem Genossen, dem 
Volkstribunen Appuleius Saturninus, von dem damaligen Consul 
C. Marius getödtet wurde.'’) Er war, als er getödtet wurde, 
Prätor und Cicero sagt von ihm: „er wäre während seiner Prä- 
tur zum Consul erwählt worden, wenn man entschieden hätte, 
dass man auf ihn bei der Wahl Rücksicht nehmen dürfe. Denn 
er hatte sowohl die Plebs in seiner Gewalt als auch hatte er 
sich den Ritterstand durch die Wohlthat seines Gesetzes ver- 
bunden.”') Das Gesetz, welches Cicero erwähnt, kann nur das 



a) Ascon. ad Cic. p. Scaur. p. 21 Reus est faetus a Q. Servilio Cae- 
pione lege Servilia, cum iiidicia peues cqucstrem ordincm esseut. ’ 

b) Cic. Brut. 62, 224 Longe autem post uatos bomiues iraprobissiuius 
C. Servilius Glaucia, sed peracutus et callidus cum primisque ridiculus. — 
Is praetor eodem die quo Saturninus tr. pl. Mario et Flacco consulibus 
publice est interfectus. lieber seinen Charakter vergl. Cic. p. Rab. Post 
6, 14; de orat. III, 41, 164. lieber seinen Tod spricht ausserdem Cic. in 
Cat. I, 2, 4 und 111, 6, 15; p. C. Rab. 7, 20; Phil. VIll, 5,15; de harusp. 
resp. 24, 51 ; scliol. in Cic. p. Mil. p. 277. 

c) Cic. Brut. 62, 224 Is ex summis et fortunae et vitae sordibus in 
praetura consul factus esset, si rationem eius haberi licere iudicatum esset. 
Nam et plebem tenebat et equestrem ordinem beneficio legis devinxerat. 
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Riebtergesetz sein, welclies die Ritter wieder zu Geschworenen 
machte: darin stimmen alle Gelehrte überein. Es sind nun zwei 
Fälle möglich. Entweder gab er sein Gesetz vor dem Servili- 
schen des Consuls Caepio vom Jahre 106 v. Chr., oder nacliher. 
Das erste ist nicht annehmbar. Denn Cicero sagt, er wäre bei- 
nahe ausserordentlicher Weise während seiner Prätur zum Con- 
sul erwählt worden, weil er den Rittersfand durch sein Richter- 
gesetz gewonnen hatte. Dies konnte er nicht sagen, wenn sein 
Gesetz nicht mehr bestanden hätte. Wäre auf Glaucias Gesetz 
schon das des Consuls Caepio gefolgt, daun ein anderes, um 
wiederum dies abzuschaffeu , so wäre Glaucias Wohlwollen bei 
den Rittern durch das gegen den Urheber des zweiten ihnen 
günstigen Gesetzes verdrängt gewesen. Mithin wurde Glaucias 
Gesetz nach dem consularischeu Caepios gegeben: es war das- 
jenige, welches die Theilnalime der Senatoren an den Schwur- 
gerichten wieder aufhob und das Verfahren gegen Beamte sogar 
verschärfte. Ciceros Ausdruck, Glaucia hätte das Volk in seiner 
Gew'alt gehabt, geht auf das Volkstribunat, welches die gesetz- 
mässige Führung der Plebs hat."*) 

Das consularische Gesetz Caepios wurde also durch das tri- 
bunicische Glaucias abgeschafft. Ich glaube nicht, dass Glaucia 
die Aedilität bekleidet hat: dieses Amt wurde in der Stufen- 
leiter der Ehrenstellen oft ausgelassen und Glaucia scheint sich 
während iles Tribunates so viel Gunst erworben , so viel politi- 
sches Geschick gezeigt zu haben, dass er sogleich Prätor wurde. 
Quästor kann er vor dem Tribunale gewesen sein. Sein Tribu- 
. nat kann man also 103 oder 104 v. Chr. ansetzen. Ich ziehe 
das letztere Jahr vor, und zwar aus folgendem Grunde. Im 
Jahre 106 v. Chr. übertrug Caepio durch sein Gesetz die Ge- 
richte dem Senate: es mag Mübe gekostet haben, dies durchzu- 
setzen. Jedenfalls Hess er die bisherigen Gerichte für das lau- 
fende Jahr unangetastet; denn der Process von Q. Metellus Nu- 
midicus, der vor den Rittern stattfand*), scheint erst in diesem 
entschieden w’orden zu sein. Die Senatoren wurden also erst 
für 105 V. Chr. in die Richterliste aufgenommen. Am Ende 



a) Val. Max. 11, 10, 1 ; Gic. p. Balb. 5, 11. 
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dieses Jahres trat C. Servilius Glaucia, der für 104 v. Chr. Tri- 
bun war, mit seinem Gesetze hervor und bestimmte in demsel- 
ben, ähnlich wie es M.’ Acilius gethan*), es sollten schon für 
das laufende Jahr die Richter aus den Rittern genommen wer- 
den. So war der Senat nur ein einziges Jahr im Besitze der 
Gerichte gewesen und dies konnte von Cicero leicht übergangen 
werden. 

Indessen die genaue Bestimmung des Jahres, in welchem 
Caepios Gesetz wieder auf hörte, ist von geringerer Bedeutung. 
Wichtiger wäre es, seine Bestimmungen zu erfahren. Tacitus'') 
sagt, die Servilischeu Gesetze hätten die Gerichte dem Senate 
wiedergegeben.“^) Dagegen Jul. Obsequens berichtet, im Jahre 
106 V. Chr. seien durch den Consul Caepio „die Gerichte der Se- 
natoren und Ritter getheilt worden”, und ebenso fast mit densel- 
ben Worten Cassiodor.') Cicero deutet an, Caepios Gesetz sei 
den Römischen Rittern unangenehm gewesen, und an anderen 
Stellen, der Redner L. Crassus habe in der vielbewunderten 
Rede, welche er für dasselbe gehalten, dem Senate das höchste 
Lob gezollt, dagegen die Römischen Ritter getadelt. '*) Hiernach 
kann über den Zweck des Gesetzes kein Zweifel sein: es sollte 
die Beaufsichtigung der Staatsverwaltung, welche die Römischen 
Ritter bisher durch ihre Entscheidungen in den Gerichten über 
Amtsverbreclien geübt hatten, aufheben und dem Senate seine 
uneingeschränkte Macht wiedergeben. Aber über die Mittel, 



a) S. oben S. 11^ flgd. 

b) Tac. Anu. XII, GO; die Stolle ist S. 188 angeführt. 

C) lul. Obsequens prodigioruni libro c. 101; per Caepionem consulem 
seuatorum et e(iuitum iudicia coramunicata; Cassiodor. Chronic, s. a: His 
coss. per Scrvilium Caepionem consulem iudicia equitibus et senatoribus 
communicata. 

d) Cic. de inveut. I, 49, 92 Offensum est , quod corum , qui audiuut, 
voluntatem laedit, ut si qui apud equites Romanos cupidos iudicandi Cae- 
pionis legem iudiciariam landet; p. Cluent. 51, 140 (L. Crassus) in dissua- 
sione rogationis eius, quae contra coloniam Narbonensem ferebatur, quan- 
tum potest, de auctoritate senatus detrahit, in suasione legis Serviliae 
summis Ornat senatum luudibus; Brut. 43, 161 Eoque (Q. Mucio Scaevola) 
in rostris sedento suasit Serviliam legem Crassus ; Brut. 44, 164 Mibi qui- 
dem a pueritia quasi magistra fuit-illa (Crassi) in legem Caepionis oratio; 
ibid. 86, 296; de orat. 11, 55, 223. 
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welche Caepio dazu wählte, bleibt man ungewiss. Der Zustand, 
der vor C. Gracclius geherrscht hatte, dass die Senatoren allein 
die mit der Verwaltung verbundene Gerichtsbarkeit übten und 
ausserdem die Entscheidung über die Amtsverbrechen ihrer Ge- 
nossen besassen, Hess sich nicht wieder zurückführen, die Ritter 
konnten nicht wieder ganz vom Staate ausgeschlossen werden: 
zudem leuchtet die Richtigkeit des Grundsatzes, dass zwischen 
den Regierenden und den die Regierung Controllirenden ein 
Gegensatz stattfinden müsse, ein. Ein äusserer Grund, eine sol- 
che Wiedereinsetzung des Senates anzunehmen, ist nicht vor- 
handen. Denn Tacitus’ Worte erklären sich genügend, wenn 
die Senatoren auch nur Theil an den Gerichten erhielten, und 
die anderen, doch auch auf Nachrichten beruhenden Zeugnisse 
sprechen gegen die WHedei herstellung des alten Zustandes. Man 
hat deshalb angenommen, Caepio habe, wie es später M. Livius 
versuchte , Ritter in den Senat aufgenommen und dann beiden 
gemeinschaftlich Regierung und ControUe der Regierung über- 
tragen.***) Diese Annahme ist unmöglich. Denn Caepios Ge- 
setz wurde durchgesetzt und galt ein, vielleicht zwei Jahre, folg- 
lich hätten Ritter in den Senat aufgenommen werden müssen 
und zwar, wenn sie in demselben eine Bedeutung haben sollten, 
etwa dreihundert. Wo sollten diese dreihundert in den Senat 
aufgenommenen Ritter nacli Aufliebung von Caepios Gesetz blei- 
ben? Zurücktreten in den Ritterstand war unmöglich: das ist 
bei keiner Aufnahme von Senatoren geschehen und Augustus 
hatte grosse Mühe, die von Cäsar in den Senat aufgenommenen 
unwürdigen Mitglieder nach und nach zu beseitigen. Wenigstens 
gehörte dazu eine ausserordentlich strenge Censur und die von 
102 V. Chr. war es nicht: sie konnte selbst solche Senatoren, 
welche wirklich schimpflich gelebt hatten, nicht entfernen.*) 
Folglich hätten die neuen Senatoren bleiben müssen. Aber dann 
konnte der Senat nicht so wenige Mitglieder haben, wie Livius 
Drusus, als er sein Gesetz gab, vorfand. 

Sonach gewinnt die Nachricht der Schriftsteller, es habe 
durch Caepio eine Theilung der Gerichte stattgefunden, an Wahr- ^ 



a) Mau sehe App. bell civ. 1, 28 

lU 
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scheinlichkeit: Tacitus’ Zeugniss darf man nicht so auffassen, 
als sei eine blosse Uebertragung der Gerichte an die Senatoren 
geschehen. Bei C. Gracchus*) bestand die Theiluiig zwischen 
Kittern und Senatoren darin, dass die Gerichte getheiit wurden 
und jeder der beiden Stände einen Theil für sich erhielt, die 
Senatoren die mit der Verwaltung zusammenhängenden Privat- 
gerichte, die Ritter diejenigen über Amtsverbrechen. Jetzt soll 
eine andere Theilung stattgefunden haben nnd zwar eine solche, 
bei welcher die Senatoren gewannen. Sie kann nur darin be- 
standen haben, dass die Gerichte über Amtsverbrecheu den bei- 
den Ständen gemeinschaftlich wurden, und zwar dergestalt, dass 
die Senatoren fortan bei der Entscheidung über ihre Amtsthätig- 
keit nicht mehr in der Gewalt der Kitter waren. Dazu mussten 
sie die Hälfte der Geschworenen liefern: dann war, da es auf 
Stimmenmehrheit ankam, keine Verurtheilung eines Senators 
möglich ohne die Einwilligung seiner Standesgenossen. Selbst, 
wenn nur wenig mehr als ein Drittel der Geschworenen aus 
dem Senate genommen wurde, konnte nach den Grundsätzen des 
Acilischeu Gesetzes diese Anzahl jede Verurtheilung eines An- 
geklagten hindern. Denn es heisst in ihm'’), zwei Drittel der 
anwesenden Geschworenen müssten übereinstimraen , um den 
Abschluss der Untersuchung und die Abstimmung herbeizuführen : 
sonst erfolgte ein neuer Termin und neue Beweisaufnahme ; ver- 
möge dieser Erneuerung des Terinines konnte die Verurtheilung 
verzögert, am Ende verhindert werden. Icli vermutbe fast, dass 
Caepio diesen Weg w ählte, um dem Senate seine Macht wieder- 
zugeben, und zwar deshalb, weil sein Gegner Glaucia gerade auf 
die Verhinderung der öfteren Erneuerung des Termines sein 
Augenmerk richtete. Immer würde damit Tacitus’ Zeugniss be- 
stehen können, das Ciceros aber, worin er von dem beinahe 
fünfzigjährigen Richteramte der Ritter spricht”), würde sogar 
buchstäblich richtig sein. Die Ritter hätten dann zwar die 
Alleinherrschaft, aber nicht alle richterliche Gewalt verloren. 

a) S. oben S. 65. 

b) S. oben S. 153 flgd. 

c) Cic. in Verr. Act. I, 13 Vergl. oben S. 189. 
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Dies letztere Zeugniss ist für die Richtigkeit der uns durch Ob- 
sequens und Cassiodor überlieferten Nachricht entscheidend. 
Freilich die Art und Weise, wie die beiden Stände zusammen 
richteten, beruht nur auf Vermuthung. Es ist auch möglich, 
dass, wie in späterer Zeit, die beiden Stände abgesondert stimm- 
ten und gleich viel Geltung hatten. Die Gesammtzahl der jähr- 
lichen Geschworenen von Seiten des Senates konnte, da derselbe 
damals überhaupt etwa 300 Mitglieder betrug, in keinem Falle 
über 200 sein. 

ln früherer Zeit bezweifelte man"*), ob Caepios Gesetz 
durchgegangen sei. Jetzt nimmt man an, es sei durchgesetzt, 
aber bald wieder abgeschafft worden. Denn nirgends findet sich 
eine Andeutung von der vergeblichen Beantragung desselben, 
wohl aber heisst es“), Caepio sei „der Anwalt des Senates” ge- 
nannt worden, ein Beiname, welchen er nur nach Durchführung 
seines Gesetzes erhalten konnte. Dasselbe wird ein „Richter- 
gesetz” genannt"), und diese Benennung ist zweckmässig, weil 
seine Hauptabsicht die Aenderung der Gerichte war. Mochte es 
auch die Einzelnheiten , welche das Acilische Gesetz behandelt, 
nicht in gleicher Ausführlichkeit darstellen, sondern, wo es nichts 
Neues einzuführeu beabsichtigte, nur auf die früheren Gesetze 
verweisen, sein Charakter war doch dem des Acilischeu gleich. 
Wenn es den Stand der Geschworenen änderte, musste es auch 
die Art der Abstimmung ändern, konnte leicht Verbesserungen in 
der Vorbringung der Beweismittel, in der Abschätzung der Pro- 
cesse, in dem sonstigen Verfahren einführen und wenn man 
von solchen Verbesserungen nicht hört, so ist dies kein Beweis, 
dass sie nicht vorgenommen worden sind. Vor allen Dingen 
aber musste es auf alle Schwurgerichte angewendet werden und 
diese Anwendung entweder durch Aufzählung der Verbrechen 
und Verbrecher oder durch Verweisung auf die früheren Gesetze 
aussprechen. Caepios Gesetz hatte denselben Charakter wie 
das Acilische. Und doch nennt man jetzt jenes ein Richter- 
gesetz, dieses ein Erpressungsgesetz und scheint mit diesen ver- 



a) Bei Val. Max. VI, 9, 13. 

b) Von Cicero de inveot. I, 42, 92 au der S. 192 angeführten Stelle. 

13 * 
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- schiedenen Namen irgend einen, nirgends klar ausgesprochenen 
Unterschied im Charakter und Zwecke andeuten zu wollen. 



Zwölftes Capitel. 

Gesetz des Tolkstribonen G. Serrilias Glaocia. Politischer Anlass zn 
demselben. Es betrifft nicht nur das Yerbrechen der Erpressung, sondern 
alle Amtsverbrechen, welche allein vor das Schwurgericht gehfiren. Es 
Änderte weder den Begriff der Verbrechen noch die Strafen der Ternr- 
theilten, noch den Kreis der vom Schwurgerichte betroffenen Personen. 
Dagegen gab es neue Bestimmungen Ober die Belohnungen der Ankläger, 
über die Eintreibung der Strafgelder, welche auch von Andern als den 
unmittelbar Schuldigen beigetrieben werden dttrfen. Einführung dercom- 
perendinatio statt der bisherigen ampliatio. Verschiedenheit beider Arten 
des Verfahrens, von denen die ampliatio auch ferner im übrigen Gerichts- 
verfahren gilt, die comperendinatio nur bei den Schwurgerichten zur An- 
wendung kommt. Veränderungen in der Anordnung des Processes durch 
die comperendinatio. 

Dieses Servilische Gesetz des Consuls Caepio fiel mit sei- 
nem Urheber.“) Caepio, übermüthig durch die Gunst des Sena- 
tes, begann noch während seines Consulatsjahres iu dem jensei- 
tigen Gallien, das ihm als Provinz zugefallen war, die Bundes- 
genossen zu plündern, im folgenden Jahre als Proconsul führte 
er seinen Oberbefehl in Streit mit dem damaligen Consul Cn. 
Mallius und verursachte dadurch eine der schmählichsten Nie- 
derlagen, welche die Römer je erlitten haben. Darüber brach 
der Zorn der Volkspartei aus: alle politische Macht ging auf 
sie über. Zum Consul für das Jahr 104 v. Chr. wurde zum 
zweiten Male C. Marius erwählt, der aus dem nicht regierenden 
Stande hervorgegangen eben das grosse Werk der Besiegung 
Jugurthas, das seinem adligen Vorgänger nicht gelungen war, 
vollendet hatte: er musste sich den Intere.ssen der Volkspartei 
willfährig zeigen. Ein Volkstribun Cassius Longinus gab das 
Gesetz, dass wen das Volk verurtheilt oder wem es sein Amt 
genommen hätte, zugleich seine Würde als Senator verlieren 
sollte; ein anderer Tribun Cu. Domitius machte die Wahl zu 



a) Vergl. Band 1, 2, B49. 
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den senatorischen Priesterärntern von dem Volke abhängig: es 
musste auch das ebeu erst erlassene Richtergesetz fallen, es 
musste sogar eine Gegenwirkung von Seiten der Volkspartei her- 
vorgerufen werden. So entstand das Gesetz des Volkstribunen 
C. Servilius Glaucia, das lange Zeit in Geltung blieb und für 
zahlreiche Processe massgebend war. 

Trotzdem dass wir über dasselbe mehr Nachrichten als 
über das vorhergehende haben, herrscht über die Bedeutung des- 
selben Meinungsverschiedenheit. Es nahm die Gerichte wieder 
den Senatoren und übertrug sie den Römischen Rittern. Dies 
ergiebt sich aus dem schon benutzten Zeugnisse Ciceros“), die 
Ritter wären beinahe fünfzig Jahre lang Richter gewesen, noch 
mehr aus der Nachricht, Glaucia habe sich durch die Wohlthat 
seines Gesetzes den Ritterstand verpflichtet'’): beide beweisen 
wenigstens, dass die Ritter durch dasselbe das Uebergewicht in 
den Gerichten erhielten. An einer andern Stelle aber sagt Ci- 
cero') ausdrücklich, nach Glaucias Gesetze seien die Gerichte 
in dem Besitze des Ritterstandes gewesen. Da schon nach dem 
Sempronischen und Acilischen Gesetze die Ritter allein Geschwo- 
rene waren, ist es sicher, dass Glaucia ebeu dieselbe Einrichtung 
traf, wahrscheinlich in gleicher Weise wie Acilius, so dass er 
alle Senatoren und Verwandten von Senatoren von der jährlich 
aufzustellenden Richterliste ausschloss. Denn dass er diesen 
jährlichen Wechsel der Geschworenen beibehielt und nicht etwa 
zu Gracchus’ ständiger Richterliste zurückkehrte, ist ebenfalls 
zweifellos. Dieser Fortschritt in der Entwickelung des Schwur- 
gerichtes musste von allen folgenden Gesetzgebern festgehalten_ 
werden. Trotzdem erklärt man dies Servilische Gesetz für ein 
Erpressungsgesetz und geräth dadurch in die Annahme unmög- 
licher Verhältnisse.**^) Denn wenn einmal der Sieg der Volks- 
partei gesetzlich und die Entscheidung in den Gerichten den 
Römischen Rittern übertragen war, so mussten diese in allen 



a) Cic. in Verr. Act. I, 13. S. oben S. 189 und 194. 

b) Cic. Brut. 62, 224. S. oben S. 190. 

c) Cic. p. Scaur. 1, 2 Reus est factus (M. Scaurus) a Q. Servilio Cae- 
pionc lege Servilia, cum iudicia penes equestrem ordinem essent. 
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Gerichten, zu denen es der Geschworenen bedurfte, eintreten. 
Es ist undenkbar, dass auch nur eine kurze Zeit lang in den 
Processen über Erpressung die Römischen Ritter, in den über 
andere Verbrechen etwa Senatoren allein oder mit Rittern zu- 
sammen entschieden haben. Die neue Gewalt der Ritter musste 
überall, wo sie eintreten konnte, zu gleicher Zeit eingeführt wer- 
den. Wenn also Glaucia nur ein einziges Gesetz gab, so han- 
delte dies, indem es für alle Schwurgerichte die Ritter als Ge- 
schworene einführte, nicht über Erpressung allein, war kein 
eigentlich so zu nennendes Erpressungsgesetz. Nimmt man mit 
Einigen an, Glaucia habe zwei Gesetze gegeben, eines über die 
Veränderung im Staude der Geschworenen, ein zweites über Er- 
pressung, so müssten diese zu derselben Zeit, womöglich an 
demselben Tage gegeben sein. Man begriffe die Trennung nicht 
und würde nach den uns über Glaucias Anordnungen überliefer- 
ten Nachrichten vergeblich nach einem Inhalte für das zweite 
suchen. 

Nach unserer Darstellung des Ursprunges der Schwurgerichte 
und namentlich des Sempronischen Gesetzes“) kann über das 
Gesetz Glaucias kein Zweifel bleiben und die Richtigkeit unserer 
Ansicht tritt nirgends schlagender hervor. Es gab auch jetzt 
nur ein einziges Schwurgericht und zwar über Amtsverbrechen. 
Auf dieses eine Schwurgericht bezogen sich alle Gesetze: sie 
umfassten alle Verbrechen, welche ein Beamter sich als solcher 
zu Schulden kommen lassen konnte, und alle Strafen, welche 
ihn dafür treffen konnten. Mau kann von einem Richtergesetze 
sprechen, wenn man darunter ein solches versteht, welches Be- 
stimmungen über das einzige bestehende Schwurgericht gab; 
wenn man sich aber darunter ein Gesetz denkt, welches allge- 
meine Vorschriften für mehrere neben einander bestehende Schwur- 
gerichtshöfe enthalten habe, so kann man es nicht. Die Einzel- 
heiten, welche uns von Glaucias Gesetze überliefert werden, sind 
alle allgemeiner Natur und beziehen sich auf die gesummten 
Schwurgerichte. Der Name Erpressungsgesetz für- das von 
Glaucia gegebene hat nicht einmal darin einen Anhalt, dass es 



a) Man sehe oben S. 72. 
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gelegentlich von den alten Schriftstellern so genannt würde. 
Geschähe dies, so würde man dennoch glauben müssen, es würde 
nur eine einzelne, auf das Verbrechen der Erpressung bezügliche 
Bestimmung desselben gemeint; indessen es geschieht nicht: 
an der einzigen Stelle, wo es so scheinen könnte*), lehrt ge- 
nauere Betrachtung, dass es nicht der Fall ist. 

Ueber diejenigen, welche nach Glaucias Gesetze angeklagt 
werden konnten, findet sich eine Andeutung bei Cicero.'*) Der- 
selbe spricht über die Belohnung des Bürgerrechtes, welche dem 
glücklichen Ankläger zu Theil wurde. Er sagt, dieselbe hätte 
man nur erreichen können aus dem Unglücke eines Senators, 
und ferner, die Art der Anklage und jene Belohnung hätten 
weder einem Senator noch irgend einem Wohlgesinnten, d. h. 
einem Anhänger der Senatspartei, angenehm sein können. Dar- 
aus ergiebt sich, dass uur Senatoren angeklagt werden konnten. 
Die Anklage eines gewöhnlichen Bürgers hätte den Senatoren 
und Wohlgesinnten angenehm sein müssen, während die eines 
Senators, d. h. eines zur Regierung Gehörigen, immer ein poli- 
tisches Unglück war. Zwar könnte man einwenden, das Servi- 
lische Gesetz habe die Anklagen gegen alle Bürger überhaupt 
gestattet, aber dann bestimmt, der glückliche Ankläger eines 
Senators solle Römischer Bürger werden. Indessen dann würde 
Cicero eine Andeutung davon gemacht haben, dass unter andern 
Belohnungen auch das Bürgerrecht in gewissen Fällen verheissen 
würde. Dazu kommt die Aehnlichkeit mit dem Acilischen Ge- 
setze'), das eben dieselbe Belohnung enthielt und sich nur auf 
Senatoren bezog. 

a) Ascou. ad Cic. p. Scauro p. 21 Q. Servilius Caej)io Scaurum ob 
legationis Asiaticae invidiaiu et adversus Icges pecuuiarura captaruin rcum 
fccit repetundarum lege quam tulit Servilius Glaucia. 

b) Cic. p. Balbo 24 Quodsi acerbissima lege Servilia princiiies viri 
et gravissiini cives baue Latiuis, id est foederatis, viam ad civitateui po- 
puli iussu patere passi sunt neque ius est hoc reprebensum Licinia et 
Mucia lege, cum praesertim geuus ipsura accusationis et nomen et eius- 
inodi praemiuni, quod nemo assequi posset nisi ex scuatoris calamitate, 
neque scuatori neque boiio cuiquain nimis iucuiidum esse posset, dubitan- 
dum fuit, quin, quo in genere iudicum praemia rata essent, in eodem iudicia 
imperatorum valerent? 

c) Vergl. oben S. 174. 
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Auch über die Verbrechen und Strafen giebt uns die eben 
angeführte Nachricht eine Andeutung.*) Das Bürgerrecht konnte 
dem Ankläger nicht verliehen werden, wenn die Anklage nur 
auf Erpressung, die Strafe nur auf doppelten Ersatz lautete : das 
ist kein „Unglück” eines Senators, wie Cicero es nennt. Die 
Strafe musste den Verlust des senatorischen Ranges herbeiführeu. 
Folglich waren, wie in dem Acilischen Gesetze, auch in diesem 
alle Amtsverbrechen umfasst und die Strafe konnte von blosser 
Geldstrafe an bis zu den schwersten capitalen Strafen lauten. 
Als Ankläger werden an der angeführten Stelle Latiner erwähnt, 
die uns überlieferten Beispiele von Processen beweisen, dass alle 
Provinzialen es sein konnten und man darf nicht zweifeln, dass 
Römische Bürger eben so gut eine Anklage erheben konnten, 
ln diesen Punkten, in Betreff des Angeklagten, des Anklägers, 
des Verbrechens, der Strafe fand keine Verschiedenheit des Ser- 
vilischen Gesetzes von den früheren statt: Glaucia wiederholte 
die Bestimmungen, so wie er sie in jenen gefunden hatte. 

Dagegen hat derselbe vielleicht Neues in Bezug auf die 
dem glücklichen Ankläger versprochenen Belohnungen verordnet 
Zur Zeit des Acilischen Gesetzes hatte man die Idee, die Itali- 
schen Bmidesgeuossen allmälig zum Römischen Bürgerrechte zu 
führen und deshalb eine besondere Stufe desselben, welche 
grösseren Schutz vor Strafen gewährte, gebildet."') Diese Idee 
verfolgte man am Ende des zweiten Jahrhunderts v. Ohr. nicht 
weiter: es handelte sich nur noch darum, den Italikern das voll- 
ständige Bürgerreclit zu verschaffen. Man liess deshalb diejenige Be- 
lohnung, welche in Ertheilung des Provocationsrechtes bestand, 
fallen. Eine Andeutung davon glaube ich in der Art und Weise 
zu finden, wie Cicero") von diesen Belohnungen spricht Er 
nennt als Gesetz, wodurch Nichtbürgern für die glückliche An- 
klage eines Römischen Senators das Bürgerrecht versprochen 
wurde, nur das Servilische, trotzdem dass bis zu seiner Zeit 
andere Gesetze über die Schwurgerichte eben dieselbe Belohnung 



a) Man vergl. oben beim Acilischen Gesetze S. 174. 

b) Man sehe oben S. 177. 

c) Oie. p. Ualbo 23, 53 flgd. 
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aufgestellt hatten. Daraus folgt nicht, dass es früher keine der- 
artigen Belohnungen gab. Wenn das Acilische, vielleicht auch 
schon das Sempronische Gesetz die Mittelstufe des Provocations- 
rechtes hatten, die Gesetze aber von Glaucia an diese ausliessen, 
so war dies für Cicero Grund genug, das Servilische Gesetz allein 
als Anfangspunkt zu nennen.'*®) Ferner sagt Cicero im Allge- 
meinen, Latiner erhielten durch die glückliche Anklage eines 
Senators das Römische Bürgerrecht: man muss darunter alle 
Latiner verstehen, welchen Rang sie auch in ihrer Heimath 
haben mochten. Dies stimmt nicht mit den Vorschriften des 
Acilischen Gesetzes*). Demnach scheint Glaucia in Bezug auf 
die Belohnungen der Ankläger neue Grundsätze eiugeführt zu 
haben, und zwar diejenigen, welche sich in den späteren Ge- 
setzen erhielten. 

Mit Sicherheit können wir zwei Punkte in dem Servilischen 
Gesetze als neu angebeu. ln seiner Vertheidigungsrede für 
C. Rabirius Postumus, einen Römischen Ritter, der in den Pro- 
cess des wegen Erpressungen verurtheilten A. Gabinius ver- 
wickelt wurde, erzählt Cicero, die Anklage beruhe auf einem 
Capitel des Julischen Repetundengesetzes , welches die üeber- 
schrift führe „Wohin das betreflFende Geld gelangt sei.”®) Das 
Julische Gesetz habe befohlen, von Beamten erpresstes Geld auch 
von denen einzutreiben, an die es gelangt wäre: dies sei keine 
neue Bestimmung des Julischen Gesetzes, sondern finde sich 
mit denselben Ausdrücken in dem Cornelischen , ja sogar schon 
vorher in dem Servilischen Gesetze. Hieraus ergiebt sich, dass 
das letztere den betreffenden Paragraphen zuerst aufgestellt hat. 
Ich verstehe darunter Glaucias Gesetz; denn das des Consuls 
Caepio, welches auch das Servilische heissen könnte, hatte nur 



a) Vergl. die oben S. 176 angeführte Stelle. 

b) Cic. p. C. Rabirio Postumo 4, 8 Est enim haec causa quo ea pe- 
cunta penenerit quasi quacdam' appendicula causae iudicatae atque damna- 
tae. — lubet lex lulia perscqui ab iis, ad quos ea pecunia quam is ceperit 
qui damnatus sit, perveuerit. Si est hoc novum in lege lulia, sicuti multa 
sunt severius scripta quam in antiquis legibus et sauctius , inducatur saue 
etiam consuetudo huius gencris iudiciorum uova: sin hoc totidem verbis 
translatum caput est, quot fuit non modo in Cornelia, sed etiam ante in 
lege Servilia, per deos immortales, quid agimus, iudices? 
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vorübergehende Geltung und verfolgte nicht den Zweck, schär- 
fere Bestimmungen über das Verbrechen der Erpressung zu ge- 
ben. Die Bedeutung des neuen Paragraphen war, diejenigen, 
welclie Senatoren und senatorischeu Beamten als Werkzeuge der 
Erpressung dienten, persönlich verantwortlich zu maclieu : unter 
denjenigen, an welche das erpresste Geld gelangt ist, werden 
nicht die Erben des schuldigen Beamten verstanden, sondern 
seine Gehülfen. Die Erben des Verurtheilten waren von jeher 
in sofern verhaftet gewesen, als von ihnen die durch das Gericht 
bestimmte Ersatzsumme eingetrieben werdeu konnte. Im Acili- 
scben Gesetze fand sich ein besonderer Paragraph darüber, was 
geschehen sollte, wenn der Angeklagte während der Verhandlung 
stürbe“), und bei der Schätzung werdeu die Erben des Verur- 
theilten erwähnt : diese werden also unter denen , an welche 
das Geld gelangt ist, nicht verstanden. Die Genossen eines 
Beamten wurden, wenn sie senatorischen Standes waren, un- 
mittelbar durch das Gesetz über Amtsverbrechen getroffen : für 
eine Erpressung, welche sie in Gemeinschaft mit demselben be- 
gingen, hafteten sie persönlich durch Ersatz und Strafe. Da- 
gegen diejenigen Genossen des Beamten, welche ritterlichen oder 
noch niedrigeren Standes waren, konnten bis zum Servilischen 
Gesetze nicht zur Verantwortung gezogen werden : man nahm 
an, dass der Beamte, welcher Gewalt über sie hatte, auch für 
sie hafte. Nur im Civilprocesse war es möglich gewesen, von 
ihnen die Herausgabe geraubten Gutes zu erlangen und in dieser 
Beziehung werden sie im Acilischen Gesetze erwähnt.'’) Wir 
können unter ihnen zwei Classen unterscheiden. Die ersten 
bildeten die sogenannten Begleiter des Beamten, welche 

ihm, besonders für die Provinz, von Amtswegen folgten. Die 
späteren Gesetze machten sie unmittelbar für jede Erpressung 
verantw'ortlich ; denn, obgleich sie unter der Aufsicht der sena- 
torischen Beamten standen, hatten sip doch eine gewisse Selbst- 
ständigkeit und konnten auch ohne Wissen ihrer Vorgesetzten 
Bedrückungen ausöben. Das Servilische Gesetz scheint sie noch 



a) Z. XXIX und LX. Vergl. oben S. 147 und 165. 

b) S. oben S. 129. 
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nicht getroffen zu haben. Die zweite Classe bestand aus andern 
Gehülfen des Beamten, die sich ihm für besondere Zwecke und 
Gelegenheiten beigesellten: er konnte ihnen Aufträge verschie- 
dener Art geben, namentlich aber sie benutzen, um durch sie 
ohne Wissen seiner amtlichen Gehülfen Gelder zu erpressen oder 
erpresste über Seite zu bringen. Auf diese Genossen des Be- 
amten bezog sich zuerst dies Servilische Gesetz: im Acilischen 
werden sie noch nicht erwähnt und das Caepios hatte nicht die 
Absicht, die Lage der Beamten zu verschlechtern. Indessen auch 
Glaucias Gesetz traf sie nicht unmittelbar. Sie konnten nicht 
zur Strafe, weder an ihrer Ehre noch an ihrem Vermögen, gezogen 
werden : der Beamte , welcher sich ihrer bedient hatte , mochte 
etwaiges Geld, welches er ihnen anvertraut hatte, wieder von 
ihnen eintreiben. Dagegen mittelbar traf sie fortan das Gesetz, 
wenn der Schadenersatz, welchen der verurtheilte Beamte zu 
leisten hatte, aus seinem Vermögen nicht herbeigeschafft werden 
konnte. Es war mithin die Klage gegen Leute dieser Art ein 
Theil der Schätzung des Processes (litis aestimatio) und ge- 
hörte zu den vielfachen Verhandlungen, welche sich dabei er- 
heben konnten: Cicero sagt ausdrücklich*), nach dem Para- 
graphen „wohin das betreffende Geld gekommen wäre”, dürfe 
Niemand zum Schadenersätze herangezogen werden, der nicht bei 
der Schätzung des Processes genannt worden sei. Hieraus ergiebt 
sich die Form des Verfahrens, welches in diesem Falle zur An- 
wendung kam. Eben dieselben Geschworenen, welche über den 
angeklagten Beamten gerichtet hatten , entschieden auch über 
diejenigen, welche erpresstes Geld von jenen erhalten oder im 
Besitz haben sollten, es wurde kein besonderer Gerichtshof für 
diesen Fall niedergesetzt. Dies lässt sich, wie gesagt, daraus, 
dass ein solcher Process ein Anhängsel ‘■) des gegen den Beam- 
ten gerichteten war, schliessen. Es wird aber auch ausdrücklich 



a) Cic p. C. Rab. Post 4, 9 ita couteudo, neminera uixjuam vuo ea 
pecunia penenei-it causam dlxisse, qui io aestimandis litibus appellatus non 
esset 

b) Cic. p. Rab. Post. 4, 8 Est enim haec causa tjuo ea pecunia per- 
cenerit quasi quaedam appendicula causae iudicatae atque damnatae. 
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berichtet vou Cicero“), der erzählt, eben dieselben Geschworenen, 
welche jetzt über Postumus entscheiden sollten, hätten kurz zu- 
vor über Gabinius zu Gericht gesessen. 

Diese Neuerung Glaucias war eine strenge Massregel gegen 
die Senatoren, sie zeugte von der Erbitterung''), mit welcher 
derselbe gegen das Vermögen der Schuldigen verfahren wissen 
wollte. Seine zweite Aenderung betraf das Gerichtsverfahren : 
sie ist als ein nothwendiger Fortschritt in der Entwickelung des- 
selben anzusehen. Glaucia hob die früher in den Schwurgerich- 
ten bestehende ampliatio auf und führte statt deren die soge- 
nannte comperendinatio ein“), eine wichtige Veränderung, welche 
später beibehalten wurde. Nach Römischer Sitte wird von eben 
denselben Beamten Recht gesprochen, welche die übrige Verwal- 
tung führen und die Formen des Processes sind ursprünglich 
die gleichen gewesen wie bei allen Entscheidungen. "') Wie also 
der Beamte bei einer Verwaltungsraassregel so lange allein und 
mit Andern berathen kann, bis er eine bestimmte Meinung ge- 
w'onnen hat, ebenso kann er, wenn es sich um das Fällen eines 
gerichtlichen Urtheils handelt, die Untersuchung fortsetzen, bis 
er sich eine bestimmte Meinung gebildet hat, er darf neue Ter- 
mine ansetzen, so viel er will. Deshalb haben bei dem ordent- 
lichen Verfahren über Criminalverbrechen vor den Beamten die 
letzteren stets die Befugniss gehabt, nach Belieben neue Ter- 
mine anznsetzen und die Untersuchung fortzuführen, bis ihnen 
der Thatbestand genügend klar erschien. Ein Beweis dafür liegt 
in dem 420 v. Chr. geführten Processe einer Vestalischen Jung- 
frau, welche vor dem Oberpriester der Unkeuschheit angeklagt 
wurde. ') Es wurde, da ihre Schuld oder Unschuld bei dem ersten 



a) Cic. p. C. Rab. Post. 5, 10 Modo vos ödem in A. Gabinium iudices 
sedistis: num quis testis Postumum appcllavit? 

b) Cic. p. Balb. 24, 54 Quodsi acerbissima lege Servilia. Vergleiche 
S. 199. 

c) Cic. in Verr. I, 9, 26 Verum, ut opinor, Glaucia primus tulit, nt 
comperendinaretur reus: antea vel iudicari primo poterat vel amplius pro- 
nontiari. 

d) Man vergl. Bd. I, 2, 134. 

e) Liv. IV, 44 Eodem anno Postumia, virgo Vestalis, de incestu cau- 
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Termine nicht offenbar war, ein zweiter Termin mit ihr anbe- 
raumt und sie in diesem freigesprochen. Ein noch grösserer 
Beweis liegt in dem Processe des Lampsaceners Philodamus, der 
vor dem Statthalter Asiens C. Nero geführt wurde und von Ci- 
cero in seiner Anklagerede gegen Verres mit so ergreifenden 
Farben geschildert wird.*) Trotzdem dass in dem ßeirathe des 
Statthalters Verres und seine Freunde sassen, war Philodamus’ 
Schuld doch so zweifelhaft, dass das Urtheil im ersten Termine 
auf ,, Weiter” lautete: erst im zweiten Termine wurde der An- 
geklagte verurtheilt. Die Formen dieses Processes sind durch- 
aus die Römischen: es war also auch in den Criminalgerichten 
vor dem Prätor in Rom die Ansetzung eines weiteren Termines 
zur Fortführung der Untersuchung erlaubt. Wir würden Bei- 
spiele, in denen diese Wiederholung des gerichtlichen Verfahrens 
eingetreteu ist, durch die Ueberlieferuug kennen, w'enn nicht 
durch das für Römische Bürger bestehende Provocationsverfahren 
solche zweifelhafte Fälle meist vor die Volkstribunen oder das 
Gericht des Volkes gekommen wären. 

Bei den Privatrichtern herrschte eben derselbe Brauch. Dies 
ergiebt sich aus Ciceros Rede für Caecina. Zweimal hatten die 
Recuperatoren Anstand genommen ein Urtheil zu fällen und beim 
dritten Termine wünschte Cicero ihnen durch seine Rede allen 
Zweifel zu benehmen.'') Die Beweisaufnahme war schon bei 
dem ersten Termine so vollständig gewesen, dass, wenn nicht 
Zweifel über die Rechtsgrundsätze geherrscht hätten, das Urtheil 
möglich gewesen wäre: es fand ebendieselbe amplialio statt, 
welche wir in dem anfänglichen Schwurgerichtsprocesse finden. 
In eben derselben Rede erwähnt Cicero einen Process vor den 
Centum virn über eine Erbschaft, in welchem gleichfalls wenig- 



sam dixit — Ampliatain , deinde absolutam pro collegii sententia pontifex 
maximus abstinere iocis-iussit. Vergl. Bd. I, 1, 112. 

a) Cic. in Verr. lib. I, 29 flgd. 

b) Cic. p. Caec. 2, 6 Quamquam ego mihi sic persuadeo, recuperatores, • 
non vos tarn propter iuris obscuram dubiamqne rationem bis iam de eadem 
causa dubitassc, quam quod vidctur ad summam illius existimationem 
hoc iudicium pertinere, moram ad condemnandum anquisisse; ibid. 4, 9 
Verum sive vos existimatiouis illius periculum sive iuris dubitatio tardiores 
fecit adhuc ad iudicandum. 
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stens zwei Termine stattfanden.*) Auch Gellius*’) berichtet von 
einem Falle, wo er selbst zum Frivatrichter über eine Geldsumme 
erwählt in Zwiespalt mit seinem selbstgewählten Beirathe gerieth : 
dieser verlangte Freisprechung, er selbst verschob das Urtheil, 
um sich inzwischen noch andere Belehrung zu holen. Verschie- 
den hiervon, wenigstens ihrer Veranlassung nach, ist diejenige 
ampliaiio, welche eintrat, wenn die Verhandlungen über Anklage, 
Vertheidigung und Beweisaufnahme nicht an einem Tage, wie es 
der älteste Gerichtsgebrauch forderte, hatten vollendet werden 
können, und der Richter einen neuen Tennin an beraumen musste, 
um die Sachlage zu erkennen."^) Die Erweiterung aller Ver- 
hältnisse und die Entwickelung des Rechtsbewusstseins Hessen 
auch hier die Ansetzung einer neuen Verhandlung als billig er- 
scheinen. Noch weiter verschieden ist es, wenn der Privatrichter 
am Ende der Verhaudlungeu schwört, ihm sei die Sache nicht 
klar'): worauf ein neuer Richter bestellt wird. Dies ist damit 
zusammen zu stellen, wenn bei Crimiualprocessen die Geschwo- 
renen dieselbe Erklärung machen und in Folge davon von dem 
Abgeben des Urtheils entbunden werden.'*) Von diesem Gerichts- 
brauche veranlassten die Verhältnisse nur eine Ausnahme, die 
Volksgerichte. Sie nahmen diejenigen Formen an, welche bei 
sonstigen politischen Verhandlungen mit dem Volke gebräuchlich 
waren: in ihnen die ampUatio einzuführen hätte grosse Belästi- 
gung des Volkes erzeugt. Der vor dem V^olke angesetzte Ter- 
min musste durchaus inne gehalten werden: verstrich er ohne 
Urtheil , so war der ganze Process nichtig. ') Dagegen bei den 
Processen, welche vor Untersuchungsrichtern mit oder ohne be- 
sondere Vollmacht durch das Volk geführt wurden, waren meh- 
rere Termine, wie bei dem ordentlichen Criminalverfahreu, er- 
laubt. *) 



a) Cic. p. Caec. 33, 97 prima actioue non iudicavcrunt , postea re 
quaesita et deliberata sacrauicntum nostrum iustum iudicavcrunt. 

b) Gell. XIV, 2, 11 lussi igitur diem diffindi atqne inde a subselliis 
pergo ire ad Favorinum philosophum. 

c) Gell. XIV, 2, 25. 

d) S. oben S. 153. 

e) S. Bd. I, 2, 201. 

f) Cic. Brut. 22. Vergl. Bd. I, 2, 216. 
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Ueber den Zwischenraum, der zwischen den einzelnen Ter- 
minen liegen konnte oder musste, sind wir nicht unterrichtet; 
aber es scheint, dass derselbe dem Ermessen des Richters über- 
lassen war. Wenn der Termin, weil die Beweisaufnahme an 
einem Tage nicht zu Ende gekommen war, nur abgebrochen 
wurde, war es natürlich, dass er am nächsten Tage oder so 
bald als möglich seine Fortsetzung hatte, und in dem einen uns 
überlieferten Falle von einem Privatrichter scheint wirklich die 
Fortsetzung schon am folgenden Tage stattgefunden zu haben.*) 
Längere Zwischenzeit war nöthig, wenn neue Beweise für die 
Schuld oder Unschuld des Angeklagten beigebracht werden soll- 
ten. ln dem schon angeführten Processe vor einem ausserordent- 
lichen Untersuchungsrichter hatte zwei Mal eine Verschiebung 
des Termines stattgefunden : zwischen dem ersten und zweiten 
Termine hatten mehrere Tage, zwischen dem zweiten und dritten 
nur ein Tag gelegen.'') Wenn es keine Bestimmung über die 
Anzahl der Vertagungen gab, war es unnütz die Zwischenzeit 
zwischen den einzelnen Terminen gesetzlich zu beschränken. 
Die Frage, ob Vertagung eintreten solle oder nicht, konnte ge- 
setzmässig nur von dem Beamten oder dem Vorsitzenden Rich- 
ter aufgeworfen werden. Denn in dem ganzen alten Römischen 
Civil- und Crimiualprocesse lag die Entscheidung in der Hand 
des Beamten oder des für den einzelnen Fall eiugesetzten oder 
erwählten Richters. Derselbe hatte zwar seinen Beirath, aber 
dieser war selbstgewählt und befreite den Richter nicht von der 
Verantwortung. Wie in dem angeführten Falle bei Gellius der 
Privatrichter eine Vertagung eintreten Hess trotz der Bereitwillig- 
keit seines Beirathes, die Entscheidung zu fallen, so musste es 
dem Richter auch freisteben, gegen die Meinung des Beirathes 
den Spruch zu thun. 

Niemand aus dem Beirathe konnte gezwungen werden, ein 
Urtheil zu fällen. Dies folgt aus dem Charakter des Beirathes °), 



a) Oell. XIV, 2, 25. 

b) Cic. Brut. 22 paucis interpositis diebus, nachher Unum quasi com- 
pereudiuatus medium diem fiiisse. 

cj Vergl. Bd. I, 2, 138. 
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aber auch daraus, dass der Privatricbter selbst durch den Schwur, 
ihm sei die Sache nicht klar, die Entscheidung ablehnen durfte. 
Die einfache Stimmenmehrheit unter den Mitgliedern des Bei- 
rathes konnte also nicht genügen, um den Richter zu bewegen, 
keine V^ertagung eintreten zu lassen. Die Folge würde gewesen 
sein, dass bei der Abstimmung selbst beinahe die Hälfte des 
Beirathes zurücktrat und das Urtheil von einer verhältnissmässig 
geringen Anzahl gefällt wurde, ein Nachtheil, dem sich die Rich- 
ter schwerlich aussetzeu wollten. Mithin scheint es, dass eine 
andere Mehrheit bei der Abstimmung für einen etwaigen Auf- 
schub entscheidend gewesen ist. Gesetzliche Vorschriften gab 
es hierüber bei der freien Stellung, welche der Beirath einnahm, 
schwerlich; aber auch über die Gerichtssitte wissen wir in die- 
ser Beziehung nichts.“) Die Form der Entscheidung, ob Ver- 
tagung eintreten solle oder nicht, war die, dass die Richter von 
dem Vorsitzenden, ehe es sich um das Fällen des Urtheils han- 
delte, aufgefordert wurden, sich zu erklären: diejenigen, welche 
für Vertagung waren, sagten: „es ist nicht klar” (non liquet), 
und wurde ihrer Abstimmung nachgegeben, so verkündete der 
Vorsitzende: „Weiter”; wurde ihr nicht nachgegeben, so folgte 
das Fällen des Urtheils. 

Bei diesem, aus dem Ursprünge des Gerichtsverfahrens er- 
klärbaren Brauche war es natürlich, dass derselbe auch in dem 
anfänglichen Schwurgerichte galt. Sowohl vor dem Calpurnischen 
Gesetze, als ausserordentliche Ausschüsse von Senatoren im be- 
sonderen Aufträge über Erpressungen richteten, kommen Ver- 
tagungen vor'’), als auch später, wo eben diese Ausschüsse einen 
stehenden Gerichtshof bildeten. Sieben Male , heisst es , wurde 
in dem Processe von L. Aurelius Cotta, den P. Scipio Aemilia- 
Dus anklagte, die Verhandlung vertagt und erst im achten Ter- 
mine der Angeklagte freigesprochen.') Gesetzliche Vorschriften 
darüber wurden wohl erst von C. Gracchus, welcher die Ritter 

a) Man vergleiche unsere Auseinandersetzung bei dem Acilischen Ge- 
setze, oben S. 153. 

b) Liv. XLIII, 2. 

c) Val. Max. VllI, 1, 11. Einem solchen Processe gehört auch der 
beim Auct. ad Her. IV, 36, 48 erdichtete Fall an. 
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als Geschworene bestellte, erlassen: sie waren nothwendig, um 
die Mehrheit, welche eine Vertagung herbeiführen konnte, fest- 
zustellen. Nach dem Acilischen Gesetze sollten zwei Drittel der 
anwesenden Geschworenen mit ihrer Erklärung, zum Urtheil 
bereit zu sein, hinreichen: diese Zahl hat ihre Begründung in 
andern Einrichtungen des Römischen Senates und hat vielleicht 
immer gegolten.*) Die Abstimmung darüber scheint mündlich 
und öffentlich gewiesen zu sein, trotzdem dass das darauf fol- 
gende Urtheil in geheimer Abstimmung gefällt wurde. 

Statt dieses von uns geschilderten Verfahrens (mipliatio) 
führte Glaucia ein kürzeres Verfahren (comperendinatio) ein. 
Die Absicht bei dieser Einrichtung war, erstlich, den Aufschub, 
welchen ein Process durch vielfache Vertagung erleiden konnte, 
zu verhindern. Wenn es erlaubt war, den Process, so oft es 
beliebte, zu vertagen, so war es ohne dass darüber gesetzliche 
Vorscliriften gegeben wurden, natürlich, dass der Ankläger bei 
jedem Termine diejenigen Anschuldigungen vorbrachte, mit denen 
er den meisten Eindruck zu machen hoffte: er begann mit den 
stärksten Anklagen und fügte allmälig bei den neuen Terminen 
andere hinzu. Dadurch schleppte sich der Process hin, das 
öffentliche Interesse , das bei jedem Processe eines Beamten er- 
regt wurde, erkaltete, und im Allgemeinen galt eine Vertagung 
als Vorbotin der Freisprechung. Mithin war Glaucias Absicht 
bei der Aufhebung dieser beliebigen Vertagung eine Verschärfung 
des Verfahrens. Auf der andern Seite aber war es, da das 
Zeugenverhör und die Beweisaufnahme nach der Anklage und 
Vertheidigung geschah, oft wünschenswertli, dass eine neue Ver- 
handlung eintrat: die Sache konnte ohnedem wirklich unklar 
bleiben. Es war nicht gerathen, die Vertagung /ganz zu ver- 
bieten. Deshalb ordnete Glaucia in seinem Gesetze eine Beschrän- 
kung derselben an. Er wählte eine Form des ältesten Römi- 
schen Civilprocesses, nach der die Parteien vor dem ihnen ge- 
gebenen Richter am dritten Tage (in diein perendinum oder 
comperendinum) zum Empfange des Urtheils zu erscheinen hat- 
ten“®), und bestimmte, dass nach Beendigung des ersten Ter- 



a) Vergl. oben S. 153. 
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mines am dritten Tage ein zweiter Termin beginnen und mit 
dem Fällen des Urtheils bescblossen werden sollte. So entstand 
die erste V’erhandlung (actio prima), welche mit der Ladung 
zum folgenden Termine endete, und die zweite Verhandlung 
(altera actio), bei welcher das Urtheil gefällt wurde. Indessen 
trotz des Namens ist es nicht glaublicli, dass die zweite Ver- 
handlung auf die erste immer mit der Zwisclienzeit nur eines 
Tages folgte; als sicher kann nur gelten, dass die grösste Dauer 
derselben in dem Gesetze angegeben war; innerhalb dieser Grenze 
musste dem Prätor die Möglichkeit bleiben, je nachdem die Be- 
weise erschöpft und die Rechtsansichten aufgeklärt waren, eine 
längere oder kürzere Frist zu gestatten. 

Wie in Folge dieser neuen Einrichtung das Processverfahren 
zu gestalten sei, darüber gab das Gesetz keine Vorschrift. .Man 
erkennt dies aus der Hauptstelle, welche über die comperendi- 
natio handelt: sie findet sich in der Rede Ciceros gegen Verres.*) 
Cicero war aus besonderen Gründen von dem herkömmlichen 
Verfahren abgewichen: er hatte sich, um Zeit zu sparen, nicht 
auf eine ausführliche Anklage eingelassen, sondern durch Vor- 
führung von Zeugen und Vorlegung schriftlicher Beweise Verres’ 
Schuld auf das Klarste dargefhan. Darüber läs.st Cicero seinen 
Gegner bei der zweiten Verhandlung klagen, mit der Rede, Ci- 
cero habe dadurch, dass er alle Beweise bei dem ersten Ter- 
mine zusainmenhäufte, die Möglichkeit einer Comperendinatiou 
aufgehoben: die Schuld des Angeklagten sei nach dem ersten 
Termine .so offenbar gewesen, dass eine zweite Verhandlung un- 
nötldg und der Zweck derselben verfehlt gew'esen wäre. Mithin 
war Cicero von der gewöhnlichen Gerichtssitte abgewichen, ohne 
doch damit eine gesetzliche Vorschrift zu verletzen. Das Inter- 
esse des Anklägers erforderte es, seine Anklage bei der compe- 
rendinatio so einzurichten, dass die stärksten Beweise gegen das 
Ende der Untersuchung vorkamen und im Gedächtnisse der Rich- 
ter, wenn dieselben zur Abstimmung zu schreiten hatten, frisch 
waren. Dies hatte auch Verres erwartet und daher kamen die 
Klagen seiner V^ertheidiger, dass Cicero den Process so einge- 

a) Cic. hl Verr. lib. I, 9. 
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richtet habe, als ob derselbe mit der ersten Verhandlung been- 
det werden sollte. Trotzdem waren einige äusserliche Bestim- 
mungen über die Dauer der einzelnen Verhandlungen nöthig. 
Die Processe gegen Beamte waren im Allgemeinen weitläuftig: 
es war nicht möglich, jede Verhandlung in einem einzigen Tage 
abzumachen. Früher bei der ampliaäo konnten die Termine 
kürzer sein, jetzt mussten sie eine längere Dauer haben; aber 
dieselbe musste wieder in so weit bestimmt sein, als eine gewisse 
Grenze nicht überschritten werden durfte: sonst wäre das Ver- 
fahren dem bei der ampliatio thatsächlich gleich geworden. Auch 
erzählt Cicero in den Verrinischen Reden sowohl bei der ersten, 
als bei der zweiten Verhandlung von gesetzmässiger Zeit, welche 
ihm zur Anklage verstattet sei"), die er aber, wenigstens für 
die erste Verhandlung, nicht vollständig benutzt habe. Ich 
glaube, dass diese gesetzmässige Zeit für die erste Verhandlung 
ausgedehnter war als für die zweite; denn die letztere sollte 
nur Lücken der Beweisführung ausfüllen, Einwürfe entkräften, 
früher Uebersehenes nachholen. Indessen Nachrichten haben wir 
darüber nicht, und im üebrigen war der Gang des Verfahrens 
bei der ersten Verhandlung eben derselbe wie bei der zweiten. 
Cicero sagt ausdrücklich, bei der comperetidinatio würde die 
Sache zweimal verhandelt'’), ohne Andeutung einer Verschieden- 
heit bei den beiden Verhan<llungen, ferner nachher mit Bezug 
auf die früher übliche ampliatio spricht er von einmaliger An- 
klage, einmaliger Vertheidigung, einmaliger Beweisaufnahme.') 
Es hat in der ersten und zweiten Verhandlung weder in Bezug 
auf das Vorkommen noch in Bezug auf die Anordnung bei den 
einzelnen Tbeilen des Verfahrens einen gesetzlich bestimmten Un- 
terschied gegeben, und die Meinung, welche einige ältere Gelehrte 
über die Verschiedenheit der zweiten Verhandlung aufstellten, 
beruht auf einem Irrthume.'*®) 

a) Cic. in Verr. Act. I, It, 32 Si utar meo legitimo tempore; lib. I, 
9, 25 Hic tu foi'tasse cris diligens, ne (juam ego horam de meis legitimis 
horis remittam. 

b) Cic. in Verr. lib. 1, 9, 2ü quod habet lex in sc molestissimum, bis 
ut causa dicatur. 

c) Cic. ibid. Ego tibi illam Aciliam legem restituo", qua lege luulti 
semel accusati, semel dicta causa, semei auditis testibus condemnati sunt. 

U* 
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Eine Abstimmung der Richter fand fortan nur am Ende des 
zweiten Termines statt, aber über die Art und Weise derselben 
ist uns nichts überliefert. So lange die ampliatio galt, war es, 
auch wenn es zur entscheidenden Abstiinmuug kam , den Ge- 
schw’orenen gestattet, dadurch dass sie erklärten, ihnen sei die 
Sachlage nicht klar, sich der Abstimmung zu entziehen.') Ob 
eben dieselbe Vergünstigung auch nach der Einführung der com- 
■perendinatio .stattfand, wird nicht ausdrückli'ch gesagt; indessen 
da fortwälirend in dem Römischen Rechte der Grundsatz galt, 
dass .selbst der Privatrichter nicht gezwungen wurde eine Ent- 
scheidung abzugeben *'), kann man scliwer glauben, dass dies bei 
den Schwurgerichten der Fall gewesen sei. Wie Glaucia diese 
Freiheit der Abstimmung mit der Nothwendigkeit, ein Urtheil 
zu fällen, vereinte, wissen wir nicht. 

Fassen wir noch einmal die hauptsächlichsten Unterschiede 
zwischen der ampliatio und der comperendinatio zusammen. 
Erstlich, bei der letzteren bildete der Process bis zum Fällen 
des Urtheils ein nothwendiges Ganze, bei der ampliatio war der 
Zusammenhang der einzelnen Termine nicht uothwendig, son- 
dern hing von der Beschaffenheit der Sache oder den Richtern 
ab. Zur ampliatio bedurfte es eines auf das Gutachten der Rich- 
ter begründeten Spruches des Prätors, die comperendinatio folgte 
von selbst. Zweitens, die comperendinatio geschieht nur ein ein- 
ziges Mal, die ampliatio dagegen so oft als es dem Gerichtshöfe 
beliebt. Drittens, jene findet in einer bestimmten Zwischenzeit, 
diese nach beliebig langem Aufschübe statt ; bei Jener war in 
derReg<d der erste Termin länger und umfajigreicher, bei dieser 
waren die Verhandlungen au den einzelnen Terminen gleich- 
mässiger und wohl Je öfter die Vertagung geschah, desto erregter. 
Einen grossen Zweifel erregte die Frage, ob die compei’endinatio 
seit Glaucias Gesetze bei allen Processen gegolten habe, und, 
im Falle sie nicht überall galt, bei welchen sie gegolten 
habe, bei welchen nicht. Man nimmt an‘“), Glaucia habe die- 
selbe nur für die Processe über Erpressung eintreten lassen, giebt 



a) S. oben S; 156. 

b) S. oben S. 206. 
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aber zu, sie habe später auch bei andern, ja den meisten Pro- 
cessen stattgefunden , die ampliatio sei Rllraälig abgekommen. 
Diese Ansicht erscheint nach dem, was wir über den Cliarakter 
des Servilischen Gesetzes auseinandergesetzt haben, als nicht 
richtig. Wenn Glaucias Gesetz nicht ein Gesetz über Erpressun- 
gen, sondern über Amtsverbrechen überhaupt war, so trat die 
comperendincUio bei allen Processen ein. Man begreift auch 
nicht, welcher Unterschied in den Amtsverbrechen dieses ver- 
schiedene Verfahren veranlasst haben sollte: war Glaucia auf 
den Adel und die Senatoren erbittert und schärfte er deshalb 
das Verfahren gegen sie, so musste er es in allen Processen, 
welche gegen sie erhoben wurden, thun. Aus der Nachricht, 
Glaucia habe die compei'endinatio eingeführt, könnte mau, wenn 
es sonst an Beweisen fehlte, einen an sich nicht unerheblichen 
Beweis hernehmen dafür, dass sein Gesetz nicht das Verbrechen 
der Erpressung allein betraf. Anders indessen gestaltete sich 
das Verhältniss, als die Schwurgerichte auch auf andere Ver- 
brechen ausgedehnt wurden : dann konnte bei den einen die 
comperendinatio gelten, bei den andern nicht. Wir werden auf 
diesen Punkt später zurückkommen, auch angeben, wann und 
in welcher Weise Beides, ampliatio und comperendinatio, aus 
dem Römischen Criminalprocesse verschwand. 



Dreizehntes Capitel. 

Die Amts verbrechen hatten ihren Grund meistens in der Habsacht: deren 
Verbreitung. Die Gesetze über das Schwurgericht umfassen nicht alle 
Verbrechen, welche von Beamten begangen werden können: daher das 
Streben, dieselben anszudebnen. Erste derartige Erweiterung durch das 
Gesetz des Volkstribunen Sex. Peducaeus im Jahre 113 v. Chr. Incest 
der Vestalischen Jungfrauen und Bestrafung desselben durch ein welt- 
liches Gericht. Memmisches Gesetz. Allgemeine Geltung des Pedncäischen 
Gesetzes. Gesetz des Tribunen C. Manilins Limetanns im Jahre 110 v. Chr. 
Ober die vom Könige lugnrtha verübten Bestechungen. Es ist auf einen 
einzelnen Fall beschränkt und ordnet ein ausserordentliches Gericht an. 

Die Schwurgerichte, wie wir sie kennen gelernt haben, um- 
fassten nur Amtsverbrechen und trafen alle Senatoren, ausser- 
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dem Leute ritterlidien Standes, sobald sie bestimmte Aemter 
bekleidet batten. Die Verbrechen, über welche sie richteten, stan- 
den fiist alle mit dem Geben oder Empfangen von Geld in Ver- 
bindung : mit dem ersteren , in so fern Bestechungen bei den 
Wahlen vorgekommen waren, mit dem Empfangen von Geld, in 
so fern das Annehmen von Geschenken und jeder sonstige un- 
gesetzmässige Erwerb von Geld verboten wurde. Selbst C. Grac- 
chus’ Gesetz, welches jedes Bemühen eines Beamten, die unge- 
rechte Bestrafung Jemandes herbeizuführen, mit höchster Strafe 
ahndete, stand mittelbar njit der .Annahme von Geld in Verbin- 
dung. Hauptsächlich also war es die Habsucht der Beamten, 
welcher die Schwurgerichte steuern sollten : es war das Grund- 
übel, woran das Römische Staatswesen damals zu leiden begann 
und an dessen Beseitigung dennoch, wie alle Verständigen er- 
kannten, der Bestand und die Ausdehnung der Herrschaft hing.*) 
An ihm war nicht der Verfall der Sitten allein schuld; die Ur- 
sache lag tiefer. Die Regierung des Staates war darauf ge- 
gründet, dass ein durch Grundbesitz wohlhabender und unab- 
hängiger Stand derselben unentgeltlich seine Kräfte widmete: 
den Handel zur Quelle seiner Wohlhabenheit zu machen und die- 
selbe dadurch zu erneuern war demselben ausdrücklich verboten. 
Es galt für denselben als schön und war zur Behauptung der 
bevorzugten Stellung nothwendig, vorzugsweise die Lasten des 
Staates zu tragen und die eigenen Mittel zum allgemeinen Besten 
zu verwenden. Dieser Zustand war möglich, so lange das Leben 
einfach und die Quellen des allgemeinen Wohlstandes nur auf 
Grundbesitz beruhten; als aber das Leben kostspieliger, der 
Staatsdienst verwickelter und die Anforderungen an den regie- 
renden Stand mannigfacher wurden, lag es für diesen nahe, 
die Regierung selbst zur Quelle des Reichthums zu machen und 
sich den Ersatz für seine Mühe, den er gesetzlich nicht erhielt, 
auf ungesetzliche Weise zu verschatfen. Es entstand ein Kampf 
zwischen dem Gesetze und der alten Sitte auf der einen , der 
Nothwendigkeit auf der anderen Seite: er entschied sich erst, als 
unter der Kaiserregierung allmälig ein anderes System der Staats- 



a) Vergl. oben S. 186. 
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Verwaltung eingeführt wurde. Die iilten Schriftsteller selbst, 
befangen in den Ideen ihrer Zeit oder in den Erinnerungen der 
Vergangenheit, sind voll von Klagen über die einbrechende Sit- 
tenverderbniss und die wachsende Habsucht, ohne den Grund 
des üebels zu erkennen : für uns ziemt es sich, vorurtheilsfrei 
den Entwickelungsgang des Staates zu verfolgen und die ge- 
schichtliche Nothwendigkeit zu erklären. 

Hätte das für die Schwurgerichte gültige Gesetz eine all- 
gemeine Bestimmung der Art enthalten, dass alle Handlungen 
der Beamten, welche gegen Recht und Pflicht verstiessen, vor 
dieselben gebracht werden könnten, so wäre eine vollständige 
Controlle der Regierung durch den im Besitze der Gerichte be- 
findlichen Ritterstand eingetreten. Indessen dies war nicht der 
Fall. Dies beweisen spätere Gesetze, in denen unzweifelhafte 
Verbrechen der Beamten erst besonders den Geschworenen zu- 
gewiesen wurden. Auch aus andern Gründen ist eine solche 
allgemeine Bestimmung der Gesetze über Schwurgerichte nicht 
wahrscheinlich. Sie wäre gegen den Geist der Römischen Ge- 
setzgebung gewesen, welche sich bemühte, durch Häufung und 
Genauigkeit der Ausdrücke alle Seiten der vor Gericht kommen- 
den Verhältnisse zu bestimmen : in der Erklärung dieser Aus- 
drücke fand der Scharfsinn der Rechtskundigen ein weites Feld 
der Thätigkeit. Nur einen Gerichtshof gab es in Rom, vor den 
jede Handlung jedes Bürgers, ohne Unterschied ob sie in den 
Gesetzen verboten war oder nicht, gebracht werden konnte, näm- 
lich das Volk selbst; denn es hatte zugleich die gesetzgebende 
Gewalt. Seine Gerichtsbarkeit hätte, wenn jede Hamllung eines 
Beamten vor die Geschworenen zu bringen möglich gewesen 
wäre, aufgehört Gegen andere Bürger als Beamte einzuschreiten 
lohnte sich für die Volksversammlung nur in sehr seltenen 
Fällen. Wir finden aber auch nach der Einführung der Schwur- 
gerichte zahlreiche Processe vor dem Volke gegen Beamte, ein 
Beweis, dass jene niclit Alles umfassten, imd die w'eitläuftigere, 
auch unsichere Gerichtsbarkeit des Volkes nicht überflüssig ge- 
worden war. Zuweilen half man sich anders. In der Handlung 
eines Beamten konnten mehrere Verbrechen Zusammenkommen: 
man konnte sie von verschiedenen Seiten betrachten und fand 
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man, dass sie auch nur in gewissem Sinne zu den vor die 
Schwurgerichte gehörigen Verbrechen zu redinen seien, so konnte 
bei der Freiheit, welche Römische Geschworene in ihrer Ent- 
scheidung besassen, ihre beliebige Bestrafung erfolgen. Dennoch 
ergaben sich dabei manche Schwierigkeiten und es litt das Ge- 
fühl für strenges Recht. 

Deshalb ging das Streben der Volkspartei dahin, den Kreis 
der vor das Schwurgericht gehörigen Verbrechen von Beamten 
zu erweitern. Zu dem Schwurgerichte selbst, das aus dem nicht 
regierenden Stande gebildet wurde, hatte man Vertrauen : es war 
überdem kürzer als das Volksgericht, dessen Ausgang von Zu- 
fälligkeiten abhing. Die Gesetze, welche diese Erweiterung her- 
beiführten, konnten doppelter Art sein. Entweder waren sie 
allgemeine und fügten ein neues Verbrechen zu denjenigen, welche 
bei den Schwurgerichten verfolgt werden durften, dauernd und 
für immer hinzu, oder sie bezogen sich auf einen besondern 
Fall, indem sie erloschen, wenn derselbe beendet war. Wie 
man in alter Zeit bei solchen Gelegenheiten einen ausserordent- 
lichen Untersuchungsrichter ernannt hatte, der entweder selbst- 
ständig oder mit den hergebrachten Beschränkungen entschied, 
so wählte man jetzt einen Vorsitzenden des Gerichtshofes, dem 
mau Geschworene als nothwendigen Beirath zuwies. Die erste 
solche Erweiterung der Schwurgerichte scheint zu einer Zeit 
eingetreten zu sein, wo noch das Acilische Gesetz Geltung hatte, 
das consularische Caepios und das tribunicische Glaucias noch 
nicht erlassen waren: sie bezieht sich auf ein Verbrechen, ganz 
verschieden von den bisher vor den Geschworenen behandelten, 
aber doch ohne Zweifel ein Amtsverbrechen. 

Im Jahre 114 v. Chr. ereignete sich ein grosses Unglück 
für den Römischen Staat, dias Trauer in die vornehmsten Fami- 
lien brachte. Es wurde vorher angedeutet durch ein Wunder- 
zeichen, indem der Blitz die Tochter eines Römischen Ritters 
P. Elvius auf der Reise erschlug.*) Zur Abwendung des Un- 
glücks wurden die Sibyllinischen Bücher befragt und ein Tempel 



a) Jul. Obseq. 97; Plut. quaest. Rom. 83; Oros. V, 15. 
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der Venus Vertieordia errichtet, in welchem Sulpicia, die Toch- 
ter des Servius Sulpicius, Gemahlin des Q. Fulvius Flaccus, als 
die keuscheste Frau, das Götterbild weihte.') Dennoch blieb das 
Unglück nicht aus. Durch die Anzeige eines Sclaven, der als 
Unterhändler mit seinem Herrn gedient und nicht die erwarteten 
Belohnungen empfangen batte, kam es an Tag, dass drei Vesta- 
lische Jungfrauen sich der Unkeuschheit ergeben hatten. Die 
Hauptschuldige war eine Aemilia, aber auch eine Licinia und 
Marcia wurden angeklagt, mit ihnen etliche Buhlen. Der geist- 
liche Gerichtshof unter dem Oberpriester L. Caecilius Metellus 
trat zusammen und im Monate December wurde über die Jung- 
frauen, über jede an einem Tage Gericht gehalten'’); ebenso 
ohne Zweifel später über ihre Buhlen. Von den Jungfrauen 
wurde Aemilia verurtheilt, dagegen Licinia, für welche ihr Ver- 
wandter, der berühmte Redner, L. Crassus die Vertheidigung 
führte'), freigesprochen, ebenso Marcia. Von den Buhlen hören 
wir nichts; aber etliche Römische Ritter sollen verurtheilt wor- 
den sein.**) Indessen die öffentliche Meinung war mit diesem 
Urtheilsspniche unzufrieden : man beschuldigte die Priester zu 
grosser Milde. Besonders ein Volkstribun Sex. Peducaeus er- 
ging sich in Schmähungen gegen den Oberpriester und die 
übrigen Priester'), brachte auch über den begangenen Incest 

a) Val. Max. VIII, 15, 1 ‘ 2 ; Plin. nat. hist. VII, 120; Solin. I, 126. 

b) Macrob. Sat. I, 10 Fenestella confirmat dicens Aemiliam virginem 
qninto decimo Kalendanim latiuariarum esse dauinatam. — Postero autem 
die (nach den Saturnalien) qui fuit tertius decimus Kalendarum lanuaria- 
rum, Liciniam virginem nt causam diceret iussam. 

c) Cic. Brut 43. 

d) ' lul. Obseq. 97 Tres uno tempore virgincs Vestales nobilissimae cum 
aliquot equitibus Romanis incesti poenas subierunt. 

e) Ascoii. in Cic. p. Mil. p. 46 Ob quam severitatcm, quo tempore Sex. 
Peducaeus tribunus plebis (ann. 113 v. Chr.) criminatus est L. Metellum 
pontificem maximum totumque collegium pontificum male iudicasse de in- 
cesto virginum Vestalium , quod unara modo Aemiliam damnaverat, ab- 
solverat autem duas, Marciam et Liciniam, populus hunc (L.) Cassium 
creavit, qui de iisdem virginibus qnaereret isque et utrasque eas et praeterea 
complurcs alias nimia etiam, ut existimatio est, asperitate usns damnavit 
Man vergleiche über diesen Process ausser den schon angeführten Stellen 
noch Liv. per. LXIII, Dio Ca.ss. fragm. 91 und 92, ausserdem unsere 
Darstellung Bd. 1, 1, 115. 
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ein Gesetz an das Volk*), in Folge dessen eine erneute Unter- 
snehung angeordnet wurde. Es war nicht das erste Mal, dass 
das Volk vermöge seiner allgemeinen gesetzgebenden und rich- 
terlii lien Macht in die sonst mit grosser Scheu behandelten 
geistlichen Angelegenheiten eingrilT; dennoch war eine so starke 
Einmischung desselben noch nicht vorgekommen, sie war ein 
Vorspiel davon, dass bald nachher die Besetzung der Priester- 
ämter an die Volksversammlung übertragen wurde. 

Diese neue Untersuchungscommission war ein weltliches 
Gericht und verhängte weltliche Strafen*"): die geistlichen, auf 
altem Herkommen beruhenden wären, da die Mitwirkung der 
Priester ausgeschlossen war, selbst nicht ausführbar gewesen. 
Aber welcher Art dies weltliche Gericht gewesen ist, wer das 
Richtercolleginm gebildet hat, wird nicht gesagt. Es heisst, ein 
Untersuchungsrichter sei vom Volke ernannt worden, und zwar 
der durch seine Strenge berühmte L. Cassius Longinus „die 
Klippe der Angeklagten” ; auch wird von einem bestimmten Pro- 
cesse erzählt.'“) Der Redner M. Antonius war Quästor und be- 
fand sich auf der Reise nach seiner Provinz Asien in Brun- 
disium, als er erfuhr, er sei wegen Incestes bei dem Unter- 
suchungsrichter L. Cassius angeklagt worden ; es stand ihm nach 
dem Memmischeu Gesetze frei, dieser Anklage zu entgehen, aber 
er kehrte zurück und wurde freigesprochen. Er verdankte diese 
Freisprechung hauptsächlich einem seiner Sclaven, der ihm bei 
seinen nächtlichen Besuchen geleuchtet haben sollte: ihn forder- 
ten deshalb die Ankläger zur Folter. Der Sclave wurde auf sein 
eigenes Verlangen den Richtern zur Folterung ausgeliefert, sagte 



a) Cic. de dcor. nat. III, 30, 74 Coguosee alias quacstiones — de in- 
cestu rogatione Peducaea. 

b) S. oben Bd. I, 1, 115. 

c) Val. Max. III, 7, 9 M. Antonius, ille discrtus quaestor proficiscens 
in Asiam Brundisium iam peiTenerat: ibi litteris certior (factus) incesti se 
postulatum apud L. Cassiiim praetorem, cniiis tribunal propter nimiam 
severitatem scopnlus reonun dicebatur, cum id vitare beneficio legis Mem- 
miae liceret, qui eorum, qui rei publicao causa abessent, recipi nomeii 
vetabat, in urbem tarnen recurrit. Quo tarn pleno liduciae bonae consilio 
cum absolutionem celerera tum profectionem honestiorem cousecutus est 
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aber uiehts gegen seinen Herrn aus.“) L. Cassius war im J. 127 
Consul, zwei Jahre später Gensor gewesen, also bejahrt und vom 
höchsten Range‘^‘) : man hatte mit Absicht einen Mann vom 
höchsten Ansehen zum Untersuchungsrichter erwählt, weil man 
der höchsten geistlichen Körperschaft entgegen treten wollte. 
Ueber seine Stellung lassen sich nur zwei Möglichkeiten denken. 
Entweder war ihm vom Volke die freie Entscheidung über die 
Angeklagten übertragen worden, so dass er, wenngleich er sich 
einen Beirath wählte, doch persönlich für das Urtheil verant- 
wortlich blieb, ähnlich wie in früheren Zeiten zuweilen ausser- 
ordentliche Richter in Criminalsachen vom Volke ernannt worden 
waren. *>) Für diese Annahme spricht scheinbar Valerius’ Be- 
merkung, es sei für Antonius gefährlich gewesen, einen so stren- 
gen Richter wie Cassius zu haben ; dagegen aber spricht der 
Ausdnick eben desselben Valerius, die Richter hätten Antonius’ 
Sclaven zur Folter verlangt, ferner die Aehnlichkeit mit späteren 
Processen, in welchen Geschworene auftraten. Cassius war also 
Vorsitzender eines Schwurgerichtes, das über Incest entscheiden 
sollte ; als solcher hatte er, wenngleich an das Urtheil der Ge- 
schworenen gebunden, doch den grössten Einfluss auf die Füh- 
rung des Processes. Undenkbar ist es, dass, während die übri- 
gen Processe über Amtsverbrechen von Römischen Rittern als 
Geschworenen entschieden wurden, diese über Incest etwa den 
Senatoren anheim gefallen wären. “) Mithin wurden die Processe 
über den Incest der Vestalischen Jungfrauen und ihrer Verführer 
einem Gerichtshöfe übertragen, dessen Vorsitzender L. Cassius 
und dessen Geschworene Römische Ritter waren. 

Ueber die weiteren Verhältnisse der damaligen Gerichtsver- 
handlungen lassen sich nur Vermuthungen aufstellen. Nament- 
lich macht das von Valerius Maximus bei Antonius’ Processe er- 



a) Val. Max. VI, 8, 1 Cuius in iudicio accusatores servum in quae- 
stionem perseverantissime postniabant, quod ab eo, cum ad stuprum iret, 
lanternam praelatam contenderent. Ille — ultro est hortatus, ut se iudi- 
cibus torquendom traderet. 

b) S. oben Bd. I, 2, 213. 

c) Vergl. oben S. 103 flgd. 
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wähnte Meramische Gesetz“) Schwierigkeit; selbst der Name 
desselben ist nicht ganz sicher überliefert.'^) Nimmt man an, 
es sei ein früheres, allgemeines Gesetz gewesen, um zu bestim- 
men, wer nicht wegen Criminalverbrechen aiigeklagt werden 
dürfe, so versteht man seinen Inhalt nicht. Es soll angeordnet 
haben, dass im Staatsdienste Abwesende nicht angeklagt werden 
durften. Zu ihnen mussten nothwendiger Weise diejenigen ge- 
rechnet werden, welche eines der hohen Aemter bekleideten ; sie 
konnten nach dem ältesten Staatsrechte nicht vor Gericht ge- 
zogen werden, ausser vor das des Volkes.*’) Antonius aber war 
Quästor : dies schützte ihn nach Valerius’ Erzählung nicht, son- 
dern nur, dass er im Staatsauftrage von Rom entfernt war. 
Mithin passt der uns überlieferte Inhalt des Memmischen Ge- 
setzes nicht zum Character eines allgemeinen Gesetzes : jenes 
muss für den besonderen Fall des Incestes gegeben worden sein. 
In dem Acilischen Gesetze werden von der Anklage ansge- 
schlossen die Beamten selbst, so lange sie Beamte sind.') Dies 
genügte für das Verbrechen des Incestes nicht: ein in Rom 
weilender Beamter musste auch während seines Amtes wegen 
eines gegen die Götter begangenen Frevels zur Untersuchung 
gezogen werden können. Dagegen, dass ein Abwesender ange- 
klagt würde, w’ar gegen die Billigkeit. Also das Memmische 
Gesetz scheint zur Zeit des Incestes mit besonderer Beziehung 
darauf gegeben worden zu sein ; aber wie sein Verhältniss zum 
Peducäischen Gesetz war, ist zweifelhaft. Es ist möglich, dass 
zwei Volkstribunen, ein Memmius und Sex. Peducaeus, das Ge- 
setz einbrachten und dass, während der eigentliche Name das 
Memmisch-Peducäiscbe Gesetz sein sollte, Cicero es nach dem 
einen, Valerius Maximus nach dem andern seiner Urheber nannte; 
aber eben so möglich ist es auch, dass Peducaeus nur ein all- 
gemeines Gesetz erliess, um dem Volke die Entscheidung über 
das Verbrechen der Vestalischen Jungfrauen zuzuwenden, ein 
Memmins in ergänzendem Gesetze die Art des Verfalirens ord- 



a) Val. Max. 111, 7, 9 an der S. 218 angeführten Stelle. 

b) Vergl. Bd I, 2, 221. 

c) S. oben S. 145 
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uete. Wir kennen in dieser Zeit einen L. Memmius, Bruder 
des Volkstribunen im J. 111 v. dir. C. Memmius: beide waren 
als Redner mässig, aber als Ankläger heftig und bitter.*) Von 
Cajus wissen wir, dass er zur Volkspartei gehörte: von Lucius 
muss dasselbe gelten: er kann 113 v. Cbr. Volkstribun gewesen 
sein und sich an Bestrebungen gegen die Priester und die Se- 
natspartei betbeiligt liabeu. 

Interessant wäre es, hätten wir weitere Kunde über das 
Gerichtsverfahren; walirsclieinlich wurden die Gescliworenen aus 
der einmal für das Jahr aufgestellten Richterliste entnommen. 
Die Strafe war sicherlich eine capitale, die höchste, auf welche 
überliaupt ein Gerichtshof erkennen konnte. Die Schriftsteller 
erzählen nur, die Schuldigen seien bestraft worden. Von dem 
Grundsätze, die Schwurgerichte nur für Amtsverbrechen, nicht 
für die Verbrechen gewöhnliclier Bürger, eintreten zu lassen, 
wurde durch das Peducäische oder Memmische Gesetz nicht ab- 
gegaugen. Denn die Vestalinnen gehörten den vornehmsten, 
senatorischen Familien an und wie durch das Acilische Gesetz 
z. B. die Söhne der Senatoren betroffen wurden, so war es 
billig, dass auch gegen die Töchter solcher Familien, wenn sie 
ein öttentliches Priesteramt bekleideten, auf gleiche Weise ver- 
fahren wurde. M. Antonius war, als er vor das Schwurgericht 
kam, Quästor. Waren aucli Römische Ritter oder andere Per- 
sonen schuldig, so konnten sie als Theilnehmer der Schuld von 
Senatoren in gleicher Weise den Geschworenen überwiesen wer-* 
den, wie später die Begleiter und Gehülfen der Provinzialbeamten 
wegen Erpressung belangt wurden, trotzdem dass dieser Ge- 
richtshof eigentlich für Senatoren und senatorische Beamte be- 
stimmt war. 

Ein einzelner Fall hatte diese Erw’eiterung des Schwurge- 
richtes veranlasst und L. Cassius war nur für diesen zum Un- 
tersuchungsrichter ernannt worden; die Gesetze aber, welche bei 
dieser Gelegenheit gegeben wurden, hatten allgemeinere Bedeu- 



a) Cic. Brut. 36, 136 Tum etiam C. et L. Memmii fuerunt oratores 
mediocres, accusatores acrcs atque acerbi. Itaque in iudicium capitis mul- 
tos vocaverunt, pro reis nou saepe dixerunt. 
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tung. Sie galten auch später: wir finden während der Republik 
noch einige weltliclie Processe über Vestalische Jungfrauen und 
ihre Verführer erwähnt, ohne dass dabei ein neues, besonders 
erlassenes Gesetz genannt würde. Nur in einem Falle, wo 
eine verschiedene Art von Incest vorkam und besondere Ver- 
hältnisse obwalteten, bei dem Verbrechen des bekannten P. Clo- 
dius, wurde ein tribunicisches Gesetz ähnlich dem Peducäischen 
oder Memmischen erlassen, das einen besondern Prätor als Vor- 
sitzenden des Gerichtshofes ernannte, die Geschworenen aber aus 
der damals gültigen Richterliste nahm.") 

Eine fernere Erweiterung des Schwurgerichtes, aber eine 
vorübergehende, wurde hervorgerufen durch die Parteikämpfe, 
welche im Laufe des Jugurthinischen Krieges sich erhoben. Als 
im Jahre 110 v. Chr. A. Postumius Albinus, der Legat und 
Stellvertreter des nach Rom gereisten Consuls, seines Bruders 
Spurius, sich von Jugurtlia liatte schlagen lassen und nur durch 
schimpfliclien Vertrag dem Untergange entronnen war, entbrannte 
der Zorn der Volkspartei gegen die herrschende Classe. Schon 
früher waren bei dem schlechten Fortgange des Krieges und 
den offenbaren Bestechungen, welche Jugurtha anwandte, viel- 
fache Anklagen gegen die angesehensten Männer versucht wor- 
den: jetzt aber brachte der Volkstribun C. Mamilius Limetanus 
einen Gesetzesvorschlag an das Volk, es sollte eine Untersuchung 
gegen diejenigen eröffnet werden, auf deren Rath Jugurtha die 
Senatsbesclilüsse vernachlässigt hätte und die von ihm als Uu- 
terfeldherrn oder Oberfeldberrn Geld angenommen, die ilim Ele- 
phanten und UeberJäufer ausgeliefert, ebenso die mit den Feinden 
über Frieden oder Krieg Verträge gemacht hätten.’’) Zwar suchte 
die Senatspartei die Annahme dieses Gesetzesvorschlages zu hin- 
dern, aber das Volk war entschlossen, die Urheber der Schande 
zu strafen und das Gesetz ging durch: es wurden die Unter- 

a) Man vergl. Bd. I, 1, 115 flgd. 

b) Sali. lug. 40 Interim Romae C. Mamilius Limetanus tribunus plebis 
rogationein ad populiim promulgat, uti quaereretur iu eos, quorum consilio 
lugurtha scnati decreta neglexisset quique ab eo in legationibus aut im- 
periis pecuuias acccpissent, qui elepbantos quique perfugas tradidisseut, 
item qui de paee aut bello cum bostibus pactioues fecissent. 
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suchungsricliter durch das Volk erwählt, unter ihnen Scaurus, 
Consul im Jahre 115 v. dir., der dann Legat des Consuls L. 
Calpurnius Bestia in Africa gewesen war und an allen Bestechun- 
gen Antheil genommen liatte. 

Es waren offenbare Amtsverbrechen, welche zur Anklage ge- 
bracht werden sollten und Beamte waren die Schuldigen; dies 
leuchtet von den Gesandten und Befehlshabern, welche Elephan- 
ten ausgeliefert und Verträge geschlossen hatten, ein; auch die- 
jenigen, auf deren Rath Jugurtha die Senatsbeschlüsse nicht be- 
folgt halte, mussten hochangesehene Senatoren sein. Alle seine 
Erfolge hatte der König durch Bestechung gewonnen: um des 
Geldes halber hatten die Römischen Feldherrn die Ehre und den 
Ruhm ihres Vaterlandes verrathen. Mithin waren alle Bedin- 
gungen da, um sie vor das seit langer Zeit bestehende Schwur- 
gericht zu stellen. Aber es gab mehrere Gründe, welche der 
Volkspartei ein neues Gesetz wüuschenswerth macliten. Erstlich 
die Schuldigen hatten für die Geschenke, welche sie von Jugurtha 
erhalten, demselben ihr Vaterland verrathen. Nach dem damals 
gültigen Acilischen Gesetze wurde Annahme von Geschenken 
durch einfachen Ersatz des Empfangenen gebüsst. Zu diesem 
also hätten die Angeschuldigten verurtheilt werden können; aber 
diese Strafe erschien nicht als hinreichend für Leute, welche 
für die Geschenke Verrath geübt hatten: von Verrath und der 
dafür gebührenden Strafe stand im bisherigen Gesetze nichts, 
und dieses Missverhältniss sprachen die Wortführer der Volks- 
partei offen aus.') Ferner alle Welt redete von Bestechungen, 
welche vorgefallen seien, mau merkte es an dem schlechten Er- 
folge des Krieges; aber der juristische Beweis war schwer. 
Deshalb hatte im Jahre 111 v. Chr. der Volkstribun C. Mem- 
nnius den Gesetzesvorschlag eiugebracht, der Prätor L. Cassius 



a) Darauf gehen die Worte bei Sali. lug. 31 in der 111 v. Chr. ge- 
haltenen Rede des Volkstribunen C. Memmius : Quare moneo hortorque 
vos, ne tan tum scclus impunitum omittatis. Non peculatus aerari factus 
est neque per vim sociis ereptac pecuniae, qnae quamquam gravia sunt, 
tarnen consuetudiue iam pro nihilo habentur; bosti acerrimo prodita senatus 
auctoritas, proditum imperium vestrum, domi niilitiaeque res publica vena 
lis fuit. 
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sollte unter dem Versprechen sicheren Geleites Jugurtha nach 
Rom fuhren, damit durch dessen Angaben die Verbrechen von 
Scaurus und den Uebrigen, welche man wegen empfangenen 
Geldes vor Gericht stellen wollte, desto leichter oftenbar würden. *) 
Jugurtha war nach Rom gekommen ; dennoch wurde der Zweck 
des Gesetzes durch den von der Gegenpartei gewonnenen Tri- 
bunen C. Baebius vereitelt, der, als der König in der Volksver- 
sammlung seine Angaben machen sollte, demselben das Reden 
verbot.'’) So waren die Anklagen, welche die Volkspartei vor 
dem gewöhnlichen Schwurgerichte anstellen wollte, von vorn- 
herein erfolglos. Sie rächte sich durch das Mamilische Gesetz, 
in welches sie für diesen besondern Fall eine Bestimmung auf- 
genommen zu haben scheint, welche die Verurtheilung auch bei 
nicht vollständigem Beweise ermöglichte. Wenigstens war dies 
der Erfolg. „Die Untersuchung, sagt Sallust'), wurde mit Härte 
und gewaltthätig geübt nacli dem Gerüchte und der Leidenschaft 
der Plebs.” Er tadelt das Uebennass und dass die Reden der 
gemeinen Leute beachtet wurden ; der Anlass dazu scheint im 
Gesetze gelegen zu haben. Endlich, es wurden damals ziemlich 
viel Anklagen vor das Schwurgericht gebracht, wären also die 
über die Bestechungen Jugurthas dazu gekommen, so wären 
dieselben, da es nur einen Vorsitzenden desselben gab, langsam 
beendet worden, hätten sich hinausgeschobeu bis ins Ungewisse, 
besonders da damals noch die ampliatio galt. Man wollte aber 
rasche Erledigung. Deshalb erwählte man drei Vorsitzende, er- 
richtete also di’ei Gerichtshöfe, welche neben einander, jeder für 
sich, bestanden. Denn so muss mau diese Mehrzahl der quae- 
sitoies auftussen, von einer Collegialität, dass mehrere zusammen 
einem einzigen Gerichtshöfe vorgestauden hätten, findet man im 



a) Sali. lug. 32 Memmius populo persuadet, uti L. Cassius, qui tum 
praetor erat, ad lugurtham mitteretur eumque iuterposita fide publica Ro- 
mam duceret, quo facilius indicio regis Scauri et reliquonim, quos pecuniae 
captae arcessebant, delicta patefierent. 

b) Sali. lug. 34. 

c) Sali. lug. 40 Sed quaestio excrcita aspere violenterque ex rumore 
et libidine plebis. Auch Cic. Brut 34, 128 sagt lovidiosa lege Mamilia 
quaestioue. 
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Römischen Rechte keine Spur. Scaiirus war, wie bemerkt, con- 
sularischen und censorischen Ranges: die andern beiden, deren 
Namen man nicht kennt, standen ihm wahrscheinlich nach, 
wenngleich auch sie Prätoren gewesen sein mussten: für den 
vorliegenden Fall w'ar iljre Gewalt gleich. 

Es ist ein Beweis, wie sehr sich die Schwurgerichte das 
allgemeine Vertrauen gewonnen hatten, dass in dieser Zeit der 
höchsten politischen Aufregung die Volkspartei, w'elche sonst 
ihre Zwecke durch die Volksversammlung zu erreichen suchte, 
dennoch die durch das Gerücht als schuldig bezeichneten Sena- 
toren nicht vor das Volksgericht stellte, sondern das Urtheil über 
sie den Römischen Rittern übertrug. Denn dass die letzteren 
die Geschworenen waren, wissen wir durch bestimmte Kunde. 
„Die Gracehanischen Richter, heisst es, haben nach dem Mami- 
lischen Gesetze einen Priester und vier gewesene Consuln ver- 
urtheilt””), d. h. Richter, nach denjenigen Grundsätzen erwählt, 
W'elche C. Gracchus aufgestellt und auch M.’ Acilius in seinem 
Gesetze beobachtet hatte. Ich glaube, wie man besondere Vor- 
sitzende des Schwurgerichtes erwählt hatte, so Hess man auch 
durch einen derselben eine besondere Richterliste aufstellen, 
nach den Grundsätzen des Acilischen Gesetzes; es müsste denn 
sein, dass man, weil so viele Geschworene nöthig waren, etwas 
tiefer in die Plebs hineinzugreifen gezwungen worden wäre: der 
Seuatorenstand war sicherlich ausgeschlossen. Aber diese Rich- 
terliste war nicht eine jährliche, sondern eine einmalige. Die 
Strafe nach dem Mamilischen Gesetze war Capital : dies brachte 
die auf Verrath lautende Anklage mit sich und liegt auch in dem 
Ausdrucke Ciceros, die Verurtheilten seien aus dem Staate fort- 

a) Cic. Brut. 34, 128 Invidiosa lege Mamilia quaestione C. Galbam sa- 
cerdotcm et quattuor consulares, L. Bestiara, C. Catoiieiii, Sp. Albinum 
civemque praestantissiimira L. Opimium, Gracchi iuterfectorera, — Gracchani 
iudices sustulcnmt. Dasselbe Gesetz wird noch erwähnt bei Sali. lug. 65. 
Ea teinpestate plebes nobilitate fusa per legem .Mainiliam novos extollebat; 
Cic. Brut. 33, 127 Kogationo Mamilia, lugurthinae coniurationis invidia, cum 
pro sese ipse dixisset, (C. Galba) oppressus est; schob Bob. p. 311 Sal- 
lustius auctor est in bello lugurthino L. Opimium Mamilia lege damnatum, 
quod videretur in ea legatione, qua cum ceteris functus est apud lugurtham, 
pecunia esse corruptus. 

15 
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geschafft worden.*) Das Verfahren war dasselbe, wie nachdem 
Acilischen Gesetze. Man hat sich demnach das Mamilische Ge- 
setz so zu denken. Es begann damit, dass innerhalb einer be- 
stimmten Zeit nach seiner Annahme der Beantrager desselben 
C. Mamilius durch das Volk drei Untersuchungsrichter erwählen 
lassen sollte: diese sollten, ein jeder einzeln, eine Untersuchung 
über das caput desjenigen anstellen, der als Feldherr oder Unter- 
feldherr oder überhaupt als Senator, eine der von Sallusf’) ge- 
nannten Handlungen begangen hätte. Es folgte die Bestimmung 
über die Aufstellung der Richterliste, über die Ernennung der 
Geschworenen für den einzelnen Fall, über den Beweis, die Be- 
rathung der Richter, das Fällen des Urtheils, endlich über die 
Strafen der falschen und die Belohnungen der glücklichen An- 
kläger. Es war nicht schwer, ein solches Gesetz in Ueberein- 
stimmung mit der bei den Schwurgerichten bestehenden Sitte 
abzufassen. 



Vierzehntes Capitel. 

Weitere Bemftluingen, den regierenden Stand zu beanfsichtigen. L. Appn- 
lejns Satnrninus’ Yolkstribnnat. sein Getreidegesetz und die Veranlassung, 
welche es zum Majestätsgesetze gab. Verschiedene Meinungen aber das- 
selbe und Beweis, dass es in Appnlejns' erstem Tribunate gegeben wurde. 
Begriffsbestimmung der Verringerung der Majestät, einzelne Fälle derselben 
und Anwendung namentlich auf die Unverletzlichkeit der tribunicischen 
Gewalt. Fortschritt des Rechtes im Appnlejischen Gesetze. Majestas und 
perduellio. Weiterer Inhalt des Gesetzes. Livisches Gesetz des Volks- 
tribunen M. Livins Dmsns. Verschiedene Nachrichten aber dasselbe, Wider- 
spruch unter ihnen und ihre richtige Erklärung. Die Vertbeilnng der 
Schwurgerichte unter Senatoren und Ritter zu gleichen Theilen, bei 
dauernder Richterliste. Auch die Ritter sollen als Geschworene verant- 
wortlich sein. Allgemeiner Character des Livischen Gesetzes. Abschaffung 
desselben. Durch die Nachrichten aber Drusns' Gesetz wird die Befugniss 
der Schwurgerichte bestimmt. 

Die bedeutenden Verluste, welche die regierende Senats- 
partei durch das Mamilische Gesetz erlitten hatte, brachten der- 



a) Cic. Brut. 34, 128 sastulerunt. S. oben S. 226. 

b) Sali. lug. c. 40. S. oben S. 222. 
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selben aufs Neue Erkenntniss von der ausserordentlichen Wich- 
tigkeit der Schwurgerichte. Es genügte nicht mehr, dass ein 
Beamter sich vor den in den Richtergesetzen namhaft gemachten 
- Verbrechen hütete; sobald er irgend etwas sonst Strafbares that, 
konnte ein Volkstribun durch ein besonderes Gesetz ein neues, 
von den Geschworenen abzuurtheilendes, Amtsverbrechen aut- 
stellen und dadurch eine in die Vergangenheit zurfickgreifende 
Controlle der Regierung schaffen. Daher der Beifall, mit wel- 
chem der Senat Cäpios Gesetz begrüsste, wodurcli die Senatoren 
entweder ausschliesslich oder doch überwiegend in den Besitz 
der Gerichte gelangten : sie nannten ihn den „Anwalt des Se- 
nates.”*) Indessen Cäpios Gesetz hatte keine Dauer, ohne 
Zweifel durch die Schuld des regierenden Standes, welcher sich 
als unfähig für seine Aufgabe erwies, und mit der Wiederher- 
stellung der alten Schwurgerichte durch Glaucias Gesetz trat 
zugleich das Bestreben ein, die Wirksamkeit derselben zu er- 
weitern. 

L. Appulejus Saturninus, einer der beredtesten Männer 
seiner Zeit*’), begann seine politische Laufbahn unentschieden, 
ob er sich der Senatspartei oder der damals allmälig an Macht 
gewinnenden Volkspartei auscliliessen sollte. Indessen während 
seiner Quästur übertrug der Senat die Besorgung von Getreide 
nicht an ihn, wie es ihm nach seinem Amte zukam, sondern 
ausserordentlicher Weise an M. Scaurus') : dadurch erbittert 
entschied sich Appulejus für die Volkspartei und erhielt im J. 
103 v. Chr. das Tribunal. Er suchte sich zunächst den damals 
durch Kriegsruhm und Volksgunst mächtigen C. Marius zu be- 
freunden und gewann ihn dadurch, dass er ihm das vierte Con- 
sulat verschaffte'*), dann nahm er die Gesetzesvorschläge der 
Gracchen wieder auf. Zuerst trat er mit einem Getreidegesetze 



a) Man vergleiche oben S. 195. 

b) Cic. Brut. 62, 224 Seditiosorum omiiium post Gracclios L. Appu- 
leius Saturninus eloqucntissimus visus est, magis spccie tarnen et motu atque 
ipso amictu capiebat hoiuines quam aut diccndi copia aut mediocritate 
prudentiae. 

c) Cic. p. Sest. 17, 89 ; de barusp. resp. 20, 43. 

d) Plut. Mar. 14. 

15 * 
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hervor und suchte es trotz des Widerstandes im Senate und 
selbst seiner Collegen durclizufüliren. Der Senat hatte auf den 
Vortrag des städtischen Quästors Q. Servilius Caepio erklärt, 
der Staatsschatz sei den Ausgaben, welche das neue Gesetz ver- ■■ 
langte, nicht gewachsen und demgemäss beschlossen, wer es 
beim Volk beantrage, liandele gegen das Staatswolil. Dennoch 
beantragte es Appulejus und wollte das Volk abstimmen lassen : 
da erschien im Vertrauen auf den Senatsbeschluss Caepio mit 
Anhängern seiner Partei, trieb das Volk, welches abstimmen 
wollte, auseinander, warf die Unien, in denen die Stimmen ge- 
sammelt werden sollten, um und verhinderte so die Annahme 
des Gesetzes. Das war offene Gewaltthat gewesen, verübt noch 
dazu gegen den lieiligen und unantastbaren Vertreter der Plebs. 
Appulejus konnte den Quästor vor das Volksgericht ziehen, er 
konnte ihn sogar, wenn er des Beistandes seiner Amtsgenossen 
sicher war, unmittelbar mit der härtesten Strafe belegen.“) Er 
that keines von beiden, wahrscheinlich weil er an der Möglich- 
keit der Ausführung zweifelte. Dagegen beantragte er ein Ge- 
setz, welches das erste de majestate war und nach vvechselvollen 
Schicksalen eine wichtige und verheerende Wirkung üben sollte, 
am Ende gegen eben diejenigen, von welchen es ausgegan- 
gen war. 

Ich habe die Zeit und die Veranlassung dieses Appulejischen 
Gesetzes anders angegeben als gewöhnlicli geschieht. Früher 
glaubten zwar auch Einige, Appulejus habe es in seinem ersten 
Tribunale gegeben, aber die Veranlassung dazu fand mau in der 
Flucht des Römischen Heeres unter dem Consul Q. Catulus vor 
den Cimbern. Dies ist unmöglich, schon der Zeitverbältnisse 
halber, weil Appulejus’ erstes Tribunal in das Jahr 103 v. Chr., 
die Flucht des Römischen Heeres erst 102 v. Chr., etwa gleich- 
zeitig mit Marius’ Siege über die Teutonen, fällt.'’) Zudem lässt 
sich nicht nachweisen, dass ein Majestätsgesetz irgend etwas mit 
den Soldaten zu thun hat: ein militärisches Vergehen kann bei 
den Soldaten nur durch den Feldherrn, bei diesem selber nur 



a) Man sehe ähnliche Beispiele Bd. I, 1, 229 flgd. 

b) Mau sehe Plut Mar. c. 23. 
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durcli das Volk, wie es eben bei Q. Caepio der Fall gewesen 
war, geahndet werden. Mit der Veranlassung verwarfen die spä- 
teren Gelehrten auch die Entstehungszeit des Gesetzes : sie setzen 
dasselbe in das zweite Tribunat von Appulejus und zählen es 
zu jenen aufrührerischen Handlungen, durch welche er den Staat 
zu zerstören suchte und sich selbst den Untergang brachte.**^) 
Ich halte dies ebenfalls für unmöglich. Das Ackergesetz, welches 
Appulejus, wie bestimmt erzählt wird, erst während seines zwei- 
ten Tribunates gab, kam nicht zur Ausführung. Es ging zwar 
durch, wurde aber, als Appulejus nebst seinen Genossen am 
Ende von 100 v. Chr. getödtet war, aufgehoben. Wäre das 
Majestätsgesetz erst in eben demselben Jahre beantragt worden, 
so hätte es ein gleiches Schicksal gehabt; auch Livius Drusus’ 
auf die Gerichte bezügliches Gesetz wurde auf diese Weise un- 
gültig gemacht. Das Appulejische Gesetz aber bestand auch 
nach seines Urhebers Tode. Ferner, sein zweites Tribunat über- 
nahm Appulejus, um sich an dem' Censor Q. Metellus, von wel- 
chem er im J. 102 v. Chr. bei der Senatsmusterung übergangen 
worden war, zu rächen»): es wird uns ausführlich erzählt, . aber 
dabei geschieht eines Majestäts- oder ähnlicher Gesetze keine 
Erwähnung. Dagegen von seinem ersten Tribunate haben wir 
nur eine kurze Nachricht, bei welcher der Mangel einer solchen 
Erwähnung nicht auflFalleu darf. Endlich trägt das Majestäts- 
gesetz nicht den gewaltthätigen Charakter, welchen Appulejus, 
erbittert durch die Feindschaft des Senats, während seines zwei- 
ten Tribunates zeigte: es füllte eine entschiedene Lücke der 
Gesetzgebung aus. Deshalb also ist es, wenngleich nicht durch 
ausdrückliche Zeugnisse sicher, doch wahrscheinlich, dass dies 
Majestätsgesetz in das Jahr 103 v. Chr. fällt. Für seine Ver- 
bindung mit dem Getreidegesetze spricht die Erzählung in der 
rhetorischen Schrift an Herennius "), welche auf dem geschicht- 



a) App. bell. civ. I, 28. 

b) Auct. ad Her. I, 12, 21 Cum L. Saturninus legem fhimentariam de 
semissibus et tiientibus laturus esset, Q. Caepio, qui id temporis quaestor 
urbauus erat, docuit senatum aerarium pati non posse largitionem tantam. 
Senatus decrevit, si eam legem ad populum ferat, adversus rem publicam 
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liehen Hergange beruhen muss. Wenn die Gewaltthat, welche 
von Seiten des Quästors beim Abstimnien über das Getreide- 
gesetz geschah, später zu einer Anklage nach dem Majestäts- 
gesetze führte, hat sie wahrscheinlich auch den Anlass zur Ent- 
stehung desselben gegeben. 

Also im Jahre 103 wurde das Appulejische Gesetz über 
Majestätsverbrechen gegeben: es war das erste seiner Art.'^) 
Dies ergiebt sich schon aus der Unsicherheit, mit welcher der 
Begriff des neuen Verbrechens bestimmt wurde, von der wir 
durch die ausführliche Erzählung des Redners M. Antonius bei 
Cicero“) Kunde haben. Antonius vertheidigte den ehemaligen 
Volkstribunen C. Norbanus, der von P. Sulpicius Rufus nach 
dem Appulejischen Gesetze wegen Majestätsverbrechen angeklagt 
war. Er sagt, trotzdem er die meisten der dem Angeklagten 
Schuld gegebenen Handlungen eingestandeu, habe er doch be- 
hauptet, derselbe habe „die Majestät nicht verringert.” Denn 
von diesem Ausdrucke habe nach dem Appulejischen Gesetze 
jener ganze Process abgehangen.'’) An einer andern Stelle, wo 
Antonius den Inhalt der in jenem Processe gehaltenen Anklage- 
rede und seiner darauf folgenden Vertheidigung angiebt, deutet 
er ebenfalls an, dass es auf den Ausdruck „die Majestät verrin- 
gern” aukam.') Das Gesetz enthielt nur den einen Ausdruck 
und gab keine besonderen Fälle an, in denen eine Verringerung 



videri eum facere. Saturninus ferre coepit, collegae intercedere. Ille 
nihiloiniims cistellam detulit. Caepio, ut illum coutra S. C., intercedeutibus 
collcgis, adversus rem publicam vidit ferre, cum viris bouis impctum facit, 
pontes distnrbat, cistas deiicit, impedimento est quomiuns feratur: arcessitur 
Caepio maiestatis. Constitutio est legitima ex defiuitioue. Vocabulum euim 
dcfinitur ipsum. cum quaeritur quid sit minuere maiestatem. 

a) Cic. de orat. II, 25, 107 und 47, 197 flgd. 

b) Cic. de orat. II, 25, 107 lam quid vocetur, quaeritur, cum quo verbo 
appellandum sit, contenditur: ut mihi ipsi cum hoc Sulpicio fuit in Norbaui 
causa summa contentio. Pleraque cnim de iis, quae ab isto obiiciebantur 
cum confiterer, tarnen ab illo maiestatem minutam negabam, ex quo verbo 
lege Appuleia tota illa causa pendebat. 

c) Cic. de orat. II, 49, 201 Sic in illa omni defensione atque causa, 
quod esse in arte positiun videbatur, ut de lege Appuleia dicerem, ut quid 
esset minuere maiestatem explicarem, perquam brevjter perstriuxi atque 
attigi. 
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der Majestät stattgefunden hätte; sonst würde der Redner auf 
diese eingegangen sein und durch Vergleichung der zur Anklage 
gebrachten Thatsache mit ihnen die Anklage oder Vertheidigung 
geführt haben. Es war dem Scharfsinne der Rechtsgelehrten und 
Redner, so wie dem freien Gutachten der Richter überlassen, in 
jedem Falle die Entscheidung zu treffen. Die Auslegungen des 
Ausdruckes sind verschieden, der eine Anwalt fasste das „Ver- 
ringern" so, der andere anders auf; immer aber steht in re- 
publicanischer Zeit die Majestät in Verbindung mit dem Volke. 
Cicero sagt"), „die Majestät sei eine gewisse Grösse des Römi- 
schen Volkes" und ferner „die Majestät liege in der Würde der 
Herrschaft und des Namens des Römischen Volkes.” Dargestellt 
wird dieselbe vor allem in den Tribunen, welche von ihrer 
Einsetzung an eine besondere Heiligkeit genossen, aber auch in 
andern Beamten, welche vom Volke zur Ausübung bestimmter 
Pflichten erwählt sind'’); von den Ersteren haben wir mehrere 
Beispiele, von den Letzteren kann man es vermuthen. 

Die „Verringerung” wird ebenfalls verschieden erklärt. „Es 
verringert die Majestät des Volkes, wer es durch die Gewalt- 
thätigkeit der grossen Menge zum Aufstande bringt.”®) „Die 
Majestät verringert derjenige, welcher das aufhebt, worin das 
Ansehen der Bürgerschaft besteht.” „Die Majestät verringert 
derjenige, welcher dem Ansehen der Bürgerschaft Schaden zu- 
fügt.”‘‘) „Die Majestät verringern heisst, der Würde oder dem 
Ansehen oder der Macht des Römischen Volkes oder derjenigen. 



a) Cic. orat. part. 30, 105 Non minuit maiestatem, quod c^it de Cae- 
pione turbulentius ; populi enim Romani dolor iustus vim illam excitavit, 
non tribuni actio. Maicstas autem, quoniam cst magnitudo quaedam po- 
puli Romani, in eius potestate ac iure retiueudo aucta est potius quam 
deminuta. Et ubi ita refertur: Maicstas est in imperii atque in nominis 
populi Romani diguitatc, quam minuit is, qui per vim multitudinis rem ad 
seditionem vocavit, existit illa disceptatio: Minueritne maiestatem, qui vo- 
luntate populi Romani rom gratam et aequam per vim egerit. 

b) Cic. de invent. 11, 17, 52; auct. ad Her. 11, 12, 17. 

c) Man sehe die oben angeführte Stelle aus Cic. orat. part. 30, 105. 

d) Auct. ad Her. 11, 12, 17 Maiestatem is minuit, qui ea tollit, ex qui- 
bus rebus civitatis amplitudo constat. — Maiestatem is minuit, qui ampli- 
tudinem civitatis detrimento afficit. 
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denen das Volk Macht gegeben hat, Eintrag thun.”") „Die Ma- 
jestät verringern heisst etwas im Staate ausführen, wenn man 
keine gesetzliche Macht dazu hat”*’) Der Begriff ist, wie man 
sieht, schwankend, die Erklärungen allgemein. Als einzelne 
Handlungen, in denen nach der Meinung der Ankläger eine 
Majestätsverletzung liegen soll, werden angeführt. „Du hast die 
Majestät verringert, weil du einen Volkstribunen von dem Tem- 
pel, von dem aus er eine Rede an das Volk hielt, herabgezogen 
hast”') Ferner gehört dazu „die Abstimmung des Volkes und 
den Beirath eines Beamten stören”**), die gewaltthätige Vertrei- 
bung der Volkstribunen, welche Einspruch thun wollen.') In 
späteren Processen werden noch viele andere Einzelheiten, welche 
unter den Begriff des Majestätsverbrechens fallen, angeführt : sie 
sind wahrscheinlich erst in den folgenden Gesetzen besonders 
verboten worden. Die Vertheidiger der Angeklagten konnten 
die Thatsachen zugeben, aber dennoch das Majestätsverbrechen 
läugnen, weil die Gewaltthätigkeit zum Besten des Staates noth- 
wendig gewesen wäre. So that es M. Antonius in seiner Ver- 
theidiguugsrede für C. Norbanus, der wirklich freigesprochen 
wurde. 

Es ist ersichtlich, wie allgemein und unentwickelt der Be- 
griff des Majestätsverbrechens von Appulejus aufgestellt wurde: 
man begreift, wie leicht es wurde, eine ausserordentliclie Menge 
von Verbrechen unter denselben einzureihen. In späterer Zeit 
konnte Jedweder, Bürger oder Fremder, wegen iMajestäts ver- 
brechen vor Gericht gestellt werden; aber das Appulejische Ge- 
setz scheint sich nur auf Senatoren bezogen zu haben. Die uns 
überlieferten Processe dieser Zeit sprechen nur von solchen : dies 



a) Cic. de inveiit. II, 17, 53 Maiestatcm miuuerc est de dignitate aut 
amplitudine aut potcstafe populi aut eorum, quibus populus potestatcm dcdit, 
aliquid dcrogare. 

b) Cic. de invent. II. 18, 55 Maiestatein minuere est aliquid de re 
publica, cum potestatcm non habcas, administrare. 

c) Cic. de invent. II, 17, 52 Maiestatcm minuisti, quod tribunum plebis 
de templo deduxisti. 

d) Auct. ad Her. II, 12, 17. 

e) Cic. de orat. U, 47, 197. 
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könnte man unserer mangelhaften Ueberlieferung zuschreiben. 
Die Erklärungen von der „Verringerung der Majestät” stammen 
aus einer Zeit, wo die Schwurgerichte verändert waren. Aber 
die Betrachtung der damaligen Gerichtsverfassung überhaupt 
spricht entschieden dafür, dass Appulejus’ Majestätsgesetz sich 
nur auf Beamte bezogen hat. Es bestand damals noch die alte 
Gerichtsverfassung, wie sie sicli bald nach der Gründung des 
Freistaates gebildet hatte: die beiden in der Stadt weilenden 
Prätoreii hatten die Gerichtsbarkeit auch über Verbrechen. Ap- 
pulejus kann nicht die Absicht gehabt haben, sie zu ändern: 
sonst würde sein Gesetz eine grössere Bedeutung haben, als ihm 
zugeschrieben wird. Wenn Gewaltthätigkeiten in der Volks- 
versammlung z. B. gegen einen Tribunen vorkamen, so hatte 
derselbe das Recht, unmittelbar einzuschreiten*): dieses Recht, 
auf welchem seine gesetzliche Macht beruhte, konnte ihm Appu- 
lejus nicht verkümmern wollen. Endlich, wir haben keine Spur 
gefunden, dass gewöhnliche Bürger vor ein Schwurgericht ge- 
stellt wurden. Dies konnte nicht zuerst bei einem Verbrechen 
geschehen, das den Charakter eines Staatsverbrechens trug; viel 
eher hätte man den Geschworenen die Urtheile über die Ver- 
brechen gegen die bürgerliche Ordnung übertragen müssen, wo- 
durch man freilich den bisher im Staatsrechte gültigen Grund- 
satz, dass die Gerichtsbarkeit ein Theil der Regierungsgewalt 
sei, umgestossen hätte. Mithin werden wir auch für das Appu- 
lejische Gesetz festhalten müssen, dass es sich nur auf Beamte 
und Senatoren bezog. 

ln dieser Beziehung beweist es einen bemerkenswerthen 
Fortschritt : es sollte den Gewaltthätigkeiten der Beamten unter- 
einander steuern. Die Römische Verfassung, innerhalb der 
Beamtencollegien nicht auf die Entscheidung der Mehrheit, son- 
dern auf die Uebereinstimmung aller gegründet, setzte Nach- 
giebigkeit gegen den Willen des Gleichberechtigten voraus. In 
den damaligen Parteikämpfen aber stellte sich Erbitterung ein 
und es entstanden Verfassungsconflicte, welche durch Ungesetz- 



a) Man sehe Bd. I, 2, 237. 
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lichkeiten gelöst wurden. Z. B. als Appulejus sein Getreide- 
gesetz gab, wollten einige seiner Collegen Einspnieh dagegen 
thun, er aber blieb dabei und stützte sich auf die Zuneigung der 
Plebs, welche in Erwartung der verlieissenen Vortheile alles 
hintenansetzte. Das war nicht gegen die Verfassung, auch nicht 
gegen den Geist derselben. Denn die Tribunen waren eingesetzt, 
um den Willen der Plebs zu erkunden und ihn, wenngleich in 
gemässigter Form zur Ausführung zu bringen. Aber auch seine 
Collegen waren berechtigt, da der Senat nach angestellter Unter- 
suchung erklärt hatte, der Staatsschatz könne die neue Last 
nicht tragen. Dieser Fall*) gab die Veranlassung zu Appulejus’ 
Gesetz: er wollte Gewaltthätigkeit bei der Entscheidung solcher 
Streitigkeiten hindern. Die Entscheidung der Richter musste 
einen durchaus politischen, nicht juristischen Charakter tragen : 
sie mussten beurtheilen, welche der streitenden Parteien das 
wirkliche Staatswobl im Auge gehabt habe, und dass dieser 
Gesichtspunkt bei den Processen festgehalten wurde, lernen wir 
besonders aus der Vertheidigungsrede des Redners M. Antonius 
für C. Norbanus, der unzweifelhaft Gewaltthätigkeiten verübt 
hatte, aber dennoch freigesprochen wurde.'“) Trotzdem lag in 
Appulejus’ Gesetze nicht bloss ein an sich löblicher Zweck, 
sondern auch ein Fortschritt zur juristischen Ausbildung der 
Gerichtsverfassung. Nach den alten Grundsätzen beruhte die 
Entscheidung des höchsten Richters über Leben und Tod, der 
Volksversammlung, auf der äusserlich .selbst in Gewaltthätigkeit 
hervortretenden Theilnahme der Zuhörer bei der öffentlichen 
Process Verhandlung.') Dieser Grundsatz war erträglich gewesen, 
so lange die Bürgerschaft klein und unv.erdorben war; jetzt 
musste er, selbst wenn man ihn äusserlich aufrecht erhielt, all- 
mälig aufgegeben werden. 

Mau hat gefragt, wie das Verhältniss des durch Appulejus 
.geschaffenen Majestäts Verbrechens zu dem uralten Verbrechen der 
perdiiellio gewesen sei."^) ln unseren früheren Untersuchungen“) 

a) S. oben S. 228. 

b) Oie. de orat. II, 48. Vergl. oben S. 230. 

c) S. Bd. I, 1, 184. 

d) S. Bd. 1, 2, 331. 
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liegt die Antwort auf diese Frage. Jeder vor der Volksver- 
sammlung geführte Capitalprocess war ein Ferduellionsprocess : 
anfangs wird perduelUo wohl ein bestimmterer, obw’ohl immer 
noch weitumfassender Begriff gewesen sein, aber schon seit lange 
nannte man jedes Verbrechen, welches vom Volk entschieden 
wurde, perduelUo. Mithin bezieht sich dieser Ausdruck auf das 
Verfahren, nicht auf das Verbrechen. Dagegen Verletzung der 
Majestät ist immer ein besonderes Verbrechen geblieben, das, 
wenngleich es einige Eigenthümlichkeiten des Verfahrens annahm, 
dennoch nie einem besondern, für die übrigen Verbrechen ge- 
schlossenen Gerichtshöfe angehörte. Es gab den Begriff des 
Majestätsverbrechens schon in älterer Zeit. Der Beweis davon 
liegt in einem Beispiele, welches Cicero ‘j anführt, um zu er- 
läutern, iu welchen Processen es auf die Erklärung eines Wortes 
ankomme. Im J. 232 v. Chr.'’) machte C. Flaminius, der später 
am Trasimenischen See fiel, als Volkstribun den Gesetzesvor- 
schlag, erobertes Gallisches Land an die Römische Plebs zu ver- 
theilen. Trotzdem dass der Senat und alle Verständigen ihm 
entgegentraten , blieb er bei seinem Vorschläge, bis ihn sein 
eigener Vater von der Rednerbühne, auf der er zum Volke sprach, 
mit Gewalt herabfübrte und dadurch das Scheitern des Gesetzes 
bewirkte.') Cicero setzt nun den Fall, der Vater sei deshalb 
wegen Majestätsverbrechens angeklagt worden. Der Ausdruck 
Verletzung der Majestät konnte also schon zur Zeit der Punischen 
Kriege angewendet werden; aber der Process wäre ein Perduel- 
lionsprocess gewesen und hätte vor dem Volke stattgefunden. 
Appulejus’ Gesetz enthielt mithin eine Beschränkung der Volks- 
gerichtsbarkeit, nicht dass es bestimmt hätte, dieselbe solle bei 
Majestätsverbrechen nicht mehr stattfiuden^*), sondern es führte 
für besondere, aber etwas unbestimmt gelassene Fälle das be- 
quemere und sicherere Schwurgericht ein, wodurch das frühere 
Verfahren von selbst veraltete. 



a) Cic. de iovent. II, 17, 52. 

b) So sagt ausdrücklich Polyb. II, 21, dem ich mehr Glauben bei- 
messe als der gelegentlichen Bemerkung von Cic. Cat. mai. 4. 

c) Val. Max. V, 4, 5. 
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Das Appulejische Gesetz war kurz in Bezug auf das von 
ihm aufgestellte Verbrechen. Es nannte in ähnlicher Weise, wie 
das Acilische, die Beamten und Senatoren, mit der Bestimmung, 
dass, wer von ihnen die Majestät verringert hätte, vor dem 
Schwurgerichte angeklagt werden könne und zwar in capitalem 
Processe. Denn eine andere Strafe konnte auf diesem Verbrechen 
nicht stehen und Cicero nennt sie ausdnlcklicb.“) Kurz war 
das Gesetz auch in Bezug auf die Wahl der Richter: ich glaube, 
es hat den neuen Process an das allgemeine Schwurgericht für 
Amtsverbrechen, wie es seit Glaucias Gesetze bestand, gewiesen. 
Der Anlass zu solchem Processe konnte sich nur in Rom finden, 
wo mehrere Beamte, und zwar solche, zwischen denen ein na- 
türlicher Gegensatz bestand, zusammen waren. Mochten auch 
die politischen Parteien damals erbittert kämpfen, offene Gewalt- 
thätigkeit war dennoch selten, also auch der Anlass zu solchen 
Majestätsanklagen. Es lohnte sich nicht, einen besonderen Vor- 
sitzenden und einen besonderen Gerichtshof deshalb einzusetzen. 
Denn dazu kam, dass die Processe verhältnissraässig kurz sein 
mussten: meistens lagen die Thatsachen offen vor und es kam 
nur auf die Erörterung des Rechtspunktes an. Das gab Gelegen- 
heit zu glänzenden Reden, aber nicht zu weitläuftigen Verhand- 
lungen mit Zeugen und Beweisen. Endlich wissen wir, dass in 
C. Norbanus’ Processe die Richter aus Römischen Rittern bestan- 
den. „Die Herzen der Römischen Ritter, spricht Antonius bei 
Cicero, vor denen, weil sie damals Richter waren, der Process 
verhandelt wurde, brachte ich wieder zum Hasse gegen Q. Cae- 
pio” *'), worin zugleich liegt, dass die Ritter in den Majestäts- 
. processen mit den jedesmaligen allgemeinen Gesetzen über den 
Richterstand wechselten. Hiermit war diis Gesetz beendet : in 
dem Verfahren, bei der Abstimmung, Bestrafung, den Belohnun- 
gen der Ankläger kann kaum etwas besonderes obgewaltet liaben. 



a) Cic. de oi-at. II, 48, 199 non coutinuo, si qui motus populi factus 
esset, id C. Norbano in ncfario crimine atque in fraude capitali esse po- 
nendum. 

b) Cic. de orat. II, 48, 199 animos equitum Romanorum, apud quos 
tum iudices causa agebatur, ad Q. Caepionis odium, a quo erant ipsi 
propter iudicia abalienati, renovabam atque revocabam. 
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wenngleich die letzteren sicherlich itnnner Römische Bürger waren 
und deshalb manche Bestimmungen des Gesetzes über Amtsver- 
brechen bei den Processen über Verletzung der Majestät nicht 
zur Anwendung kamen. 

Es folgte nach den heftigen Kämpfen um die Gerichte, 
welche trotz aller Anstrengung der Senatspartei zu keinem an- 
dern Ergebnisse geführt hatten als den Ritterstaud in dem Besitze 
seiner Macht zu befestigen und die Senatoren durch neue V'er- 
antwortlichkeit zu fesseln, einige von Richterge.setzen freie Zeit: 
der Zwist w'endete sich auf andere Gebiete. Es kam im Jahre 
100 V. Chr. der Aufstand von L. Saturninus: er begann mit 
roher Gewaltthat und endete durch die Waffen. Seitdem herrschte 
wenigstens äusserlich Ruhe, aber der Widerstand gegen die Re- 
gierung verpflanzte sicli in die Gerichte: es fanden sich leicht 
Ankläger gegen alle Beamte, welche sich irgend wie missliebig 
gemacht hatten, und die Ritter machten von ihrer politischen 
Gewalt den rücksichtslosesten Gebraucli. Appian“) macht beim 
Jahre 91 v. Chr. die gelegentliche Bemerkung, der Senat sei 
damals wegen der innern Unruhen kaum gegen dreihundert Mit- 
glieder stark gewesen. Er kann damit nicht meinen, es seien 
viele Senatoren gewaltthätiger Weise umgekommen ; denn es 
w’ar nur der Aufstand des Saturninus gewesen und er hatte in 
seinem Entstehen dem C. Memmius, bei seiner Unterdrückung 
dem Saturninus, dem Prätor Servilius Glaucia, dem Quästor 
C. Saufejus, vielleicht noch einigen anderen Senatoren'') das Leben 
gekostet. Dies war nicht der Grund, weslialb es damals wenig 
Senatoren gab, sondern die zahlreichen gerichtlichen Vemrthei- 
lungen, welche nicht bloss das Vermögen des regierenden Stan- 
des getroffen, sondern viele in die Verbannung getrieben hatten. 
Sie drohten noch grösseres Unheil, seit P. Rutilius Rufus durch 
offenbare Parteilichheit der Richter verurtbeilt war und Niemand 
sich mehr sicher fühlte.') Der Grund davon lag in der Ver- 



a) App. bell. civ. I, 35 tiüv ßouXtuTüiv ?iä ■zii oidocts ■:6tt ävtiuv pdXit 

dp;pl tob; Tpiaxosiou;. 

b) Man vergl. Cic. p. G. ßab. 7 flgd. 

c) Cic. p. Scauro I, 2 cum iudicia peues equestrem ordinem esseut et 
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derbtlieit des regierenden Standes, des Senates selber: dies hatte 
sich besonders in der Zeit des Jugurtliinisehen Krieges gezeigt. 
Aber den Ritterstand, welcher die Geschworenen lieferte, hatte 
gleiche Verderbniss ergriffen: das beweisen die Schilderungen 
Appians.*) Es war nicht das Streben nach gerechter Staats- 
verwaltung, welches die Verurtheilungen herbeiführte, sondern 
der Kampf um die politische Macht und die damit verbundenen 
äusseren Vortheile. 

Es enstand bei den wohlgesinnten Staatsmännern die üeber- 
zeugung, dass, wenn überhaupt die Regierung fortgehen sollte, 
eine Umgestaltung der Gerichte eintreten müsse. Der Volks- 
tribun M. Livius Drusus im Jahre 91 v. Ohr. versprach dies 
durchzusetzen, die Optimaten ermunterten ihn dazu und besonders 
wird M. Scaurus unter ihnen genannt, der, als er selber eine 
Anklage glücklich abgeschlagen, ilin aufforderte die Gerichte zu 
ändern.'’) Eine Wiederherstellung indessen des alten Zustandes, 
dass der Senat die Controlle über die Regierung führte, sah der 
Tribun, war nicht möglich: er musste ein künstliches System 
aufstellen, um die Allgewalt der Ritter in den Gerichten zu 
brechen.') Darüber berichtet kurz Livius in den uns erhaltenen 
Auszügen, es hätten die Gerichte zu gleichen Theilen bei dem 
Senate und dem Ritterstande sein sollen.**) Schon beim Sem- 
pronischen Richtergesetze ist von einer Theilung der Gerichte 
zwischen dem Senate und den Rittern die Rede.') Darunter ist 



P. Rutilio dainaato nemo tarn iimocens videretur, ut noii timeret illa. Vcrgl. 
Veil. II, 13, 2; Liv. per. LXX. 

a) App. bell. civ. 1, 22 und 3.5. 

b) Ascon. ad Cic. p. Scaur. p. 21 (M. Scannis) M. (pioque Diusum, 
tribunum plebis, cohortatus sit, ut iudicia commutaret. 

c) App. bell. civ. 1, 35 t/(V Tt ßoulrjv aal toüj iTrnias, oi (xdltaxa 8») 

•zixt 6ia xi oixaox^,pia Sit^ipovxa. inl xoiviji vdpiip auvayafttv lirei- 

päxo, aa<p<ü: ptv oü Suvapevo; xljv ßouXijv litavevEYxeiv xa Sixaax^pia, 
xt)(ve!C<i>v S’ Is Ixaxipo’js ipSc xiüv ßouXtuxiüv 8ia xa; axilaei: x8xt Ävxwv 
pdLc ap!pl xob{ xpiaxoalo’j;, ex^pout xoao'ScSe aüxoic irJj xiüv tiar;- 

Y*ixo (5piox(v8rjV itpocxaxalcYXjvai, xa'i ix xüivSe 7:avxu>v i; xö piXJ.ov elvai 
xa 6(xaax/jpia. 

d) Liv. per. LXXI iudiciariam quoque (legem) pertulit, nt aequa parte 
iudicia penes senatum et equestrem ordiuem essent. 

c) S. obeii S. 65, auch bei Caepios Gesetz S. 194. 
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eine Tlieilung zwischen Beamten- und Schwurgerichten zu ver- 
stehen. Wenn Livius also von einer Tlieilung der Gerichte zwi- 
schen dem Senate und den Rittern durch Drusus spricht, kann 
er eine solche oder ähnliclie Theilung nicht meinen ; Drusus’ 
neues Gesetz sollte eben die Gracchische Theilung l^eseitigen. 
Folglich kann Livius unter den Gerichten, welche getheilt wur- 
den, nur die Schwurgerichte verstehen. Dies ergiebt sich auch 
aus dem Zusammenhänge seiner, wenn auch noch so abgekürz- 
ten, Erzählung. „Da der Senat den Uebermuth des Ritterstandes 
in der Ausübung der Gerichte nicht ertragen wollte, fing er 
an sicli mit aller Kraft zu bemühen, auf sich die Gerichte zu 
übertragen, und seine Sache übernahm der Volkstribuu M. Livius 
Drusus.”.*) Nur von denjenigen Gerichten ist die Rede, welche 
der Ritterstand bisher gehabt hatte und der Senat wiederzuge- 
winnen wünschte, d. h. den Schwurgerichten: die andern Ge- 
richte liess Drusus den Beamten. Ueberdem wird bei Livius 
von gleicher Theilung der Gerichte gesprochen : dies würde nicht 
passen, wenn auf der einen Seite die Privat-, auf der andern 
die Schwurgerichte gedacht würden. Mithin geht die Nachricht 
in Livius' Auszug dahin, die Geschworenen hätten nach Drusus’ 
Gesetz zur Hälfte aus Senatoren, zur Hälfte aus Römi.schen Rit- 
tern bestehen sollen. 

Diese Nachricht steht in scheinbarem Widerspruche mit der 
des sogenannten Victor, der eizälilt, Drusus habe den Rittern 
die Curie, dem Senate die Gerichte überlassen : in Folge davon 
fieuten sieb die in den Senat Gewählten, die Uebergangenen be- 
klagten sich ; der Senat frohlockte über die ihm überlassenen 
Gerichte, aber ärgerte sich über die Gemeinschaft mit den Rit- 
tern.'’) Die Nachricht tritt so bestimmt auf, dass kaum eine 
Vereinigung mit der bei Livius möglich scheint. Sie wird auch 



a) Liv. per. LXX scaatus cum impotentiain equestria ordinis in iudiciis 
exercendis ferro nollet, omni vi eniti coepit, ut ad se iudicia transferret 
sustinente causam eiua M. Livio Dmso trib. pleb. 

b) Aurel. Viel, de viris illustr. 66 M. Livius Drusus tribunus plebis 
Latiuis civitatem, plebi agros, equitibus curiam, senatui iudicia permisit. — 
equites in senatum lecti laetabautur, sed praeteriti querebantui' ; senatus 
permissis iudiciis ezultabat, sed societatem cum equitibus aegr« ferebat. 
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scheinbar durch Vellejus* kurze Bemerkung, Drusus habe die 
Gerichte von den Rittern an den Senat zu übertragen beabsich- 
tigt, bestätigt“) Noch schwieriger ist es, den ausführlichen Be- 
richt, welchen wir über Drusus’ Gesetz bei Appiau haben, ebenso 
zu erklären. Er erzählt, das künstliche System, welches derselbe 
vorschlug, sei folgendes gewesen**): Es gab damals ungefähr 
dreihundert Senatoren, zu ihnen sollten eben so viele aus dem 
Ritterstande hinzugeuommeii und dann aus allen diesen für die 
Zukunft die Scbwurgericlite besetzt werden. Wenn Drusus’ Ge- 
setz darin bestand, den Senat zu verdoppeln und dann ihm die 
Gerichte zu übertragen, so war es natürlich, dass Appian dies 
unmittelbar aussprach : statt dessen sagt er, aus den dreihundert 
Senatoren und eben so vielen Rittern sollten die Geschworenen 
genommen werden, er trennt das Amt der Senatoren von dem 
der Geschworenen, und dies deutet auf ein anderes Verhältniss. 
Dazu kommt, dass Appian gleich darauf bei der Schilderung 
der Schwierigkeiten, welche Drusus zu überwinden hatte, be- 
merkt, die Ritter hätten geargwöhut, es sollten durch sein künst^ 
liebes System für die Zukunft die Gerichte von den Rittern an 
den Senat allein gebracht werden.“) Wie konnten die Ritter 
diesen Argwohn hegen für die Zukunft, wenn schon das Gesetz 
selbst den Grundsatz aufstellte, nur Senatoren sollten fortan 
Richter sein ? Diese Worte lassen sich unmöglich mit der Ansicht, 
Appian schreibe Drusus’ Gesetze die Vermehrung des Senates 
um dreihundert Ritter zu, vereinen und zusammengestellt mit 
den früheren schwankenden Ausdrücken desselben müssen sie 
zu einer verschiedenen Auffassung von Drusus’ Plänen führen. 



a) Voll. II, 13 M. Livius Drusus cum senatui priscum restituere cupe- 
ret decus et iudicia ab «piitibus ad cum transferre ordinem, seq. 

b) App. bell. civ. 1, 35 1 üiv oid vd? oxdaetj lixt övxtuv pö- 

dpcpl xpiaxooiojc, k-ipoiit xooo'isot aixotj dri xüiv mnicov Elorjyeixo 

dpiffx(v?rjv TtpotxaxaXefTjvoi, xal ix xöivöe jtavxiov xö pizXov ctvai xd 
Sixaax^pia. e'jftOvas xe ^7t’ aüxüiv flTveoftai SuipoSoxIa; TTpot^ypa'pEv, 
paxoc laa Sq xai dfvooupivou 6id xo xtjs Scupoooxiaj dvsSrjV ^7Tu;oXa- 
Ci'jaxjc. 

c) App. 1. 1. ol XE lltTTBic (/JttUTTXEUOV, Sxi X^8 e X^ SEpaTTEta ITpÖj x6 pD.Xov 
8{ xtjv po’jXtjv p8vrjv xd 5ixaoxXjpia arö xiüv trjc^tov iiEptip^potxo, fEuodpEvoi 
XE XEptüv ps^aXeuv xa'i I^ouola; oux dX'jTTcuc xX^v undvotav t^Epov. 
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Dagegen den Widerstand des Senates gegen das neue Gesetz 
scliildert Appian so“): der Senat wäre erzürnt gewesen, dass 
mit einem Male so viele zu ihm hinzu erwählt und von dem 
Ritterstande zur höchsten Würde erhoben würden. Die Hinzu- 
wahl, meinte man, bedeute die Aufnahme in den Senat, die 
höchste Würde sei die Senatorenwürde und deshalb ging die all- 
gemeine Ansicht dahin, Drusus habe durch sein Gesetz den Se- 
nat um dreihundert Ritter vermehrt und ihm die Schwurgerichte 
Übertragen. Dafür glaubte man das Zeugniss von Vellejus, von 
Victor, auch das von Appiau zu haben, und fand sich auch mit 
dem' in dem Auszuge aus Livius ab.*^) 

Dennocli kann dies nicht der Inhalt von Drusus’ Gesetz ge- 
wesen sein. Dasselbe wurde etwa Mitte 91 v. Chr. angenom- 
men, bestand einige Monate, wurde aber dann aufgehoben. Ge- 
setzt, es habe die Verdoppelung des Senates bestimmt, so musste 
diese alsbald vorgenommen werden: die Aufstellung einer neuen 
Richterliste konnte man auf das nächste Jahr verschieben, aber 
die Erweiterung des Senates nicht. Es musste in dem Gesetze 
selbst heissen, dass innerhalb einer gegebenen Frist eine nam- 
haft gemaclite Persönlichkeit die Wahl der neuen Senatoren vor- 
nehmen solle. Wenn die im Jahre 92 v. Chr. gewählten Cen- 
soren, Cn. Doraitius Ahenobarbus und L. Licinius Crassus, was 
jetzt die gewöhnliche Vermuthung ist, ihr Amt schon früher nie- 
dergelegt hatten, so musste entweder Drusus selbst oder irgend 
ein Anderer mit der Ergänzung des Senates betraut werden. Eine 
solche liat aber nicht stattgefunden, der Senat war auch später 
eben so wenig zahlreich wie früher. Folglich kann Drusus’ Ge- 
setz eine Vermehrung der Senatoren nicht bezweckt haben. Denn 
die Annahme, dass die von Drusus ernannten Senatoren später 
nach Aufhebung seines Gesetzes wieder entfernt worden wären, 
ist unmöglich : dies ist in der Römischen Geschichte nicht vor- 
gekommen.'’) Indessen es giebt noch einen unmittelbareren Be- 



a) App. 1. 1. f( xe ifip ßouXij ynXtnün Etpepsv, aix^ xoooicSc 

rpo;xaTa/,£Y?|Vai xal i? Hitieiuv e; x6 piiytoxov a^iiupa p.exaßf(Vnt, oöx dSiS- 
XTjXov xal ßoui.euxät yEvapievo'j; xaxa atpä? Ixt 5'jvaxtuxepov xott 

ixpoxipois ßouXe'jxaJj oxaaia'ostv. 

b) Vergl. oben S. 193. 
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weis als diesen. Appian erzählt, ein Paragraph des Gesetzes 
sei gewesen, dass von ilmen, d. h. den vereinigten sechshundert 
Senatoren und Rittern, Reclien.scliaft wegen Bestechlichkeit sollte 
gefordert werden können. Diese Bestimmung erwähnt auch 
Cicero zweimal: er sagt, Drusus hätte eine neue Untersuchung 
gegen den Ritterstand eingesetzt, wenn Jemand wegen eines 
ürtheils sich hätte besteclien lassen*), und an der anderen Stelle, 
er hätte Untersuchung und Gericht gegen diejenigen, welche die 
Processe entschieden, beantragt, aber diesem .\ntrage hätten 
die Römischen Ritter den heftigsten Widerstand entgegengesetzt: 
er deutet'') unverkennbar an, dass die Ritter vorzugsweise von 
der neuen Untersuchung betroffen wurden. Diese Nachricht ist 
mit einer Aufnahme der Ritter in den Senat unvereinbar. Ci- 
cero erklärt, die Ritter wären von jenem Paragraphen betroffen 
worden, folglich mussten die Ritter als solche Geschworene sein. 
Wenn sie in den Senat aufgenommeu wurden, hörten sie auf 
Ritter zu sein, der Ritterstand konnte darüber nicht weiter zür- 
nen. Der ganze Paragraph würde unnütz gewesen sein. Denn 
gegen Senatoren bestand , seit es, Schwurgerichte gab, die An- 
klage wegen Bestechlichkeit, dagegen die Ritter waren bisher 
von derselben frei gewesen und wollten auch ferner frei davon 
bleiben.*®) 

Cicero bestätigt die natürliche Ei-klärung von .\ppians Be- 
richt, dass die dreihundert aus dem RittersUnde Erlesenen nicht 
ihre Eigenschaft als Ritter verlieren sollten. Wenn Appian') 
sagt, der Senat hätte gezürnt, dass von den Rittern so viele 
zur höchsten Würde gelangen sollten, so ist es nicht uothwen- 
dig, au die Seuatorvvürde zu denken: mau kann mit gleichem 
Rechte diejenige Würde, welche das neue Richteramt verlieh, 
verstehen und man muss sie verstehen; denn er fügt hinzu, 



a) Cic. p. C. Rab. 7, 16 I’oteutissimo et nobilissimo tribuiio pl. M. 
Di-uso Dovam in eqnestrem ordiuem quaestioiiem fereuti, si quis ob rem 
iudicandam pecuniam cepisset, aperte cquites Romani restitemiit. 

b) Cic. p. Cluent 56, 153 0 viros fortes equites Romanos, qui honiini 
clarissimu ac potontissirao , M. Druso tribuno plebis, rostiterunt, cum ille 
nihil aliud ageret — nisi ut ii qui rem iudicasseut huiuscemodi quaestio- 
nibus in iudicium vocarentur. 

c) Mau sehe die S. 241 angefiihi-ten Worte. 
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der Senat liätte es nicht für unwalirscheiulich gehalten, dass 
die neuen Richter, selbst wenn sie Senatoren geworden wären, 
dennoch vereint gegen die alten Senatoren ankämpfen würden, 
setzt also die Richterwürde der Senatorenwürde entgegen.*^) 
Auch Vellejus’ Bemerkung steht hiermit nicht in Widerspruch: 
sie ist ungenau, in so fern sie Drusus’ Wunsch und eigentlichen 
Zweck angiebt, aber die weiteren Pläne desselben übergeht. 
Noch mehr beruht die Nachricht bei dem sogenannten Victor, 
Drusus habe eine Vermehrung des Senates vorgenoramen, auf 
einer Verwechselung des unmittelbaren Inhaltes des Gesetzes mit 
den späteren Absichten des Tribunen. Denn dass Drusus am 
liebsten den Senat sogleich in den Besitz der Gerichte gesetzt 
hätte und sein Gesetz nur als Vorbereitung benutzte, um dieses 
Ziel auf einem Umwege zu erreichen, spricht auch Appiau deut- 
lich aus.“) 

Drusus’ Gesetz ging dahin, es solle ein aus Senatoren und 
Römischen Rittern zu gleichen Theilen bestehender Richterstand 
gebildet werden. Die Senatoren waren gegeben, die Ritter soll- 
ten erwählt werden und zwar nach dem Vermögen.'") Eine 
jährliche Richterliste verträgt sich mit diesem Plaue nicht: bei 
den Senatoren war sie unnütz ; dass sie bei den Rittern nicht 
stattfaud, beweist Appian, der von dem Neide der nicht erwähl- 
ten ärmeren Ritter gegen die erwählten reicheren spricht. Dru- 
sus kam mithin auf 0. Gracchus’ Gesetz zurück.') Nur ergab 
sich bei jenem, weil er im Gegensätze zu dem regierenden Stande 
stehende Richter schaffen wollte, von selbst die Nothweudigkeit 
eines Wechsels der Richterliste, welcher von M.’ Acilius unter- 
nommen wurde: dagegen Drusus schloss den Wechsel aus, um 
die Regierenden mit den Richtern zu verschmelzen. Wer nach 
ihm die Wahl der Richter aus dem Ritterstande vornehmen 
sollte, wissen wir nicht: Drusus scheint es nicht gewesen zu 

a) App. bell. civ. 1, 35 'ii xt iitniit siTriüitxt'jov , Sxi tjoe xfj fttpotTtela 
npos xo piÄXov ii xijv JJou/.Tjv p.(ivT(V xi SixasxVjpia d“6 xiüv iirniiuv Tttpi- 
tp£poixo. 

b) Denn Appian sagt a. a. 0. (S. 240), sie sollten iptaxi'vSrjv erwählt 
werden und nennt sie xot: xpeixxova;. 

c) S. oben S. 86. 

16 * 



Digitized by Coogle 




244 



Weiterer Inhalt des Livischen Gesetzes. 



sein. Denn das Gesetz Hess für das laufende Jahr die Richter- 
liste unangetastet, erst „für die Zukunft”, sagt Appian, d. h. 
für das Jahr 90 v. Chr. sollte die neue Ordnung beginnen. Dass 
sie für alle Scliwurgerichte gelten sollte, ist selbstverständlich. 
Die Zahl von sechshundert Richtern ergab sich mit Nothwendig- 
keit aus dem Grundsätze, eben so viel Ritter als es Senatoren 
gab, zu wählen. Die Zahl der für den einzelnen Process zu 
ernennenden Richter wird ungefähr dieselbe gewesen sein , wie 
die im Acilischen Gesetze. Denn von dreihundert Senatoren 
mussten diejenigen zurückgestellt werden, welche ein Amt be- 
kleideten oder sonst einen Auftrag hatten. Nehmen wir an, es 
seien dies jährlich fünfzig gewesen, so kamen von den dreihun- 
dert Rittern nur die Anzahl von zweihundert und fünfzig zum 
Richteramte. Als oberster Grundsatz musste gelten, dass für 
den einzelnen Fall eine gleiche Anzahl von Senatoren und Rit- 
tern die Geschworenen bildeten. Daraus ergaben sich mannig- 
fache Verschiedenheiten von dem Verfahren bei der Ernennung 
der Richter; aber wir haben darüber keine Nachricht, namentlich 
auch nicht, ob Drusus dabei das Loos augewendet wissen wollte. 
Der Verlauf des Processes braucljte durch diese Verhältnisse 
keine Aenderung zu erleiden : wir haben keine Kunde, dass Dru- 
sus darin Neuerungen beabsichtigte. 

Aber wohl wissen wir, dass er in den Personen derjenigen, 
welche fortan vor dem Schwurgerichte verklagt werden durften, 
eine bedeutende Aenderung vornahm. Bisher konnten nur Be- 
amte vor dasselbe gestellt werden : Drusus bestimmte, auch die 
Richter sollten fortan für Vergehen, welche sie sich im Richter- 
amte zu Schulden kommen Hessen, angeklagt w'erden dürfen. 
Dies traf die in die Riehterliste aufgenommeneu Römischen Rit- 
ter allein: die Senatoren waren, als die überhaupt Regierenden, 
von jeher vor den Geschworenen verantwortlich gewesen. Wir 
haben hierüber die Stellen Appians und Cieeros angeführt; sie 
bezeugen, w'elche Wichtigkeit diese Bestimmung hatte und wel- 
chen Widerstand gegen das ganze Gesetz sie von Seiten der 
vornehmsten Ritter, welche Aussichten zur Wahl in den Richter- 
stand hatten, hervorrief. Sie war nothwendig für Drusus’ Zweck 
einer aUmäligen Ueberführung der Gerichte auf den regierenden 
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Stiind; auch hatte die Vergangenheit gelehrt, mit welcher Leiden- 
schaftlichkeit und Gewinnsucht die Richter ihr jährliches Amt 
gemissbraucht hatten.*) Indessen die Ritter sträubten sich. Ci- 
cero ‘') lässt sie nur einen einzigen Grund für die Unbilligkeit 
des neuen Gesetzes erörtern, den nämlich, die Senatoren hätten 
für die Gefahren der Schwurgerichte einen Ersatz in der Ehre 
und den Vortheilen ihres Standes, auch hätten sie flenselben 
freiwillig erwählt; die Ritter dagegen hätten keinen solchen Er- 
satz, würden auch zur Uebernahme des Richteramtes gezwungen. 
Diese Betrachtungen liessen sich rednerisch sehr schön aus- 
führen; aber sie waren schwerlich diejenigen, auf welchen die 
Ritter ihren Widerstand hauptsächlich gründeten. Sie stützten 
sich auf die Unabhängigkeit des Richterstandes. Derselbe war 
eingesetzt, um die Controlle der Regierung zu führen: es war, 
wenn er seine Pflicht erfüllen sollte, naturgemäss, dass er nicht 
wieder selbst unter Controlle stand. Wenn man ihm Bestech- 
lichkeit vorwarf, so konnten die Ritter antworten, dass sie, wie 
jeder andere Bürger, unter den uralten gesetzlichen Bestimmun- 
gen über Bestechlichkeit der Richter ständen und dass es für 
sie die gewöhnlichen Gerichte vor dem Prätor gab, welche die 
härtesten Strafen verhängen durften. Wenn diese Gerichte un- 
wirksam waren, so lag es au der schlechten Einrichtung der- 
selben; wurden sie nicht geübt, so lag es au der Furcht der 
Beamten, bei Gelegenheit von den Schwurgerichten verurtheilt 
zu werden. Drusus' Absicht war nicht, Rechtlichkeit bei den 
Geschworenen einzuführen, sondern die Controlle des regieren- 
den Standes zu schwächen, wo möglich aufzuheben, dadurch 
dass er für die Controllirenden wieder eine Controlle einrichtete. 
Diese Gründe werden die Ritter gegen Drusus angeführt haben 
und ihr Gewicht lässt sich nicht verkennen. Die Verständigen 
unter den Römischen Staatsmännern wussten nicht, wie dem 
Uebel, dessen Umfang sie erkannten, abzuhelfen sei. Der Grund 



a) Appian 1. 1. sagt von ihnen ausdrücklich yt jacipevoi tt xtpöiüv fityi- 
Äiuv xdi tSo'joiac oüx dX'jjnot Tijv 'Jitdvoiav e<pcpov. 

b) Cic. p. Cluent. 56, 153 und p. Rab. Post. 7, 16. S. oben S. 242. 
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desselben lag in der Verbindung der politisdien Madit mit der 
Rechtspflege. 

Wenn man Drusus’ Gesetz als ein Kichtergesetz bezeichnet, 
in dem Sinne, dass es nur Veränderungen im Stande der Ge- 
schworenen vornahm, so ist dies ein Irrthum: es enthielt eine 
wichtige Bestimmung über die Personen, welche fortan vor das 
Schwurgericht gestellt werden sollten; es hat deren vielleicht 
noch manche andere uns unbekannte enthalten. Es unterscheidet 
sich in seinem Charakter nicht von dem Acilischen Gesetze. 
Es begann mit den Personen und Verbrechen, welche vor Ge- 
richt kommen sollten. Zuerst wurde die Annahme von Geschen- 
ken erwähnt, dann Erpressungen, dann die Be.stimmung des 
alten Sempronischen Gesetzes, wonach ungerechtes Urtheil bei 
den höchsten Strafen verboten wurde.") ln allen drei Fällen 
wahrscheinlich wurden neben den Beamten und Senatoren, welche 
die früheren Gesetze nannten, diejenigen welche richten (qui 
iudicant), hinzugefügt. Auch die Bestimmung des Appulejischen 
Majestätsgesetzes konnte wiederholt oder wenigstens auf sie ver- 
wiesen werden. Von den Paragraphen über die Auswahl der 
Richter und die Bildung des einzelnen Geschwornengerichtes 
haben wir' schon gesprochen; sie enthielten vieles Neue. Eini- 
ges derartige wird auch in den weiteren Bestimmungen über 
die Art der Ab.stimmung, das Zählen der Stimmen, die Beloh- 
nungen der Ankläger gewesen sei. Es ist kein Grund anzu- 
nehmen, dass Drusus’ Gesetz von den gemeinhin so genannten 
Repetundengesetzen , die in Wahrheit über alle Amtsverbrechen 
handelten, verschieden gewesen sei. 

Drusus’ Gesetz gelangte nicht zur Ausführung. Dass es 
durchgegangen sei, ist nicht zu bezweifeln : ausdrücklich sagt 
es der Auszug aus Livius. *’) ' Aber Drusus verlor im Verlaufe 
seines Tribunates immer mehr an Macht und Einfluss, sowohl 
beim Senate, als auch bei den Rittern und der Plebs, welche er 
durch seine Bemühungen für die Italischen Bundesgeno.ssen zu 

a) Cic. p. Cluent. 56, 154 Illi non hoc reciisabant, ne ea lege accu- 
sarentur — , quae tune erat Semprouia, nunc est Cornelia. Vergl. oben 
S. 73. 

b) Liv. per. LXXI. S. obcji S. 238. 
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benachtheiligen schien. Besonders aber war der eine der Con- 
suln L. Marcius Philippus sein Gegner. In der Mitte des Mo- 
nats September lebte Livins noch in leidlichem Einverständnisse 
mit dem Senate , wenngleich schon in bitterer Feindschaft mit 
dem Consul“) und dieser setzte es bald darauf durch, dass der 
Senat alle Livischen Gesetze, weil sie auf ungesetzliche Weise 
gegen die Auspicien gegeben seien, für ungültig erklärte. ”) Dru- 
sus war bei dieser Verhandlung im Senate zugegen, und machte 
die Senatoren darauf aufmerksam , dass mit dieser Erklärung 
gegen seine Gesetze im Allgemeinen auch sein Richtergesetz 
ungültig sein würde. Wäre es ausgefülirt worden, so würde, 
wer sich während seines Lebens nicht hätte bestechen lassen, 
keine Anklage zu fürchten gehabt haben ; dagegen diejenigen, 
welche die Provinzen geplündert hätten, würden die Rechenschaft 
wegen ihrer Bestechlichkeit zu scheuen haben. Diejenigen also, 
welche aus Neid seinen Ruhm vernichteten, geriethen wie Selbst- 
mörder durch ihre eigenen Beschlüsse in Gefahr.“) Drusus hätte 
sich bei seinem sonstigen gewaltthätigeu Charakter schwerlich 
dem Beschlüsse des Senates gefügt, wenn er nicht den Verfall 
seiner Ma(;ht erkannt hätte. Er wurde kurz darauf noch wäh- 
rend seines Tribunates ermordet: Niemand dachte weiter an die 
Ausführung seines Riclitergesetzes. 

Die Berichte der Schriftsteller über dasselbe sind lehrreich 
für die Richtigkeit der Ansicht, welche wir über die Bedeutung 
der Schwurgerichte aufgestellt haben. Sie beziehen sich nur 
auf Amtsverbrechen und C. Gracchus liess, als er sie den Rö- 
mischen Rittern übertrug, die gewöhnlichen Privat- und Crimi- 
nalgerichte den Senatoren. Beides zeigt sich in den Nachrichten 



a) Cic. de orat. III, 1, 2. 

b) Cic. de leg. II, 6, 14 und 12, 31; de domo 16, 41 und 19, 50; 
Ascoii. in Coru. p. 68. 

c) Diod. Exc. Vat. p. 116 rixupo’JjXcvaiv 8e tiüv utp’ aÜTOö ypatp^vTiuv 
vduuuv äxupov tasoilat xal Tov repl x<üv xptTTjp((uv v(Sp.ov, oü oyvTeieatl^vToc 
Tov piev a5tupo8ox^Tcu{ ßeßuuxilTa ixr^Sepuät Tti$co8at xaTTjYopfa« , xoü« 
t 4{ iTiap/i«! oea-jÄrjxd-ac a/Wjoea&ai rpos xac xfjs Su>po?ox(a{ eyfrlva«, &otc 
xoi){ 6ia !p6(ivov xa8a(po0vxat xljv tauxoü 8ci£av xots iSioit otifp-aai xaöäirtp 
aox^-y^eipa; xtvS'jveOeiv. 
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Über dies Livische Gesetz. .Appian erzälilt*), die Ritter hätten 
grossen Gewinn und gro.sse Macht gekostet geliabt und seien 
deshalb wegen Verdachtes, Drusus wolle die Gerichte an den 
Senat hringen, auf ihn erzürnt gewesen. Dieser Zorn der Ritter 
lässt sich nicht verstehen, wenn unter den Gerichten die ge- 
wöhnlichen Privat- oder Critniualprocesse verstanden werden. 
Einige Macht konnten die Ritter auch wohl durch diese erlangen, 
aber Gewinn sicherlich nicht, wenn sie nicht auf die unver- 
schämteste Weise alle Gerechtigkeit hätten feil bieten wollen 
und das hätte weder das Römische Volk so lange ertragen, noch 
dabei der Staat selbst bestehen können. Bei den gewöhnlichen 
Processen ist die Zahl derjenigen Fälle weit überwiegend, wo 
es sich weder um politische Fragen, noch um Macht, noch um 
Gewinn handelt. Man kann also unter den Gerichten nur die 
über Amtsverbrechen verstehen, d. h. diejenigen über Senatoren 
wegen Missbrauches ihrer Gewalt. Wenn die Ritter in diesen 
entschieden, so hatten sie damit die Beamten selbst in ihrer 
Gewalt und konnten, von diesen begünstigt, ohne auf grobe 
Weise gegen die Strafgesetze zu verstossen, mittelbar von Bür- 
gern und Uuterthanen Geld gewinnen, selbst wenn sie sich vor 
Bestechlichkeit in ihrem Richteramte in Acht nahmen. Ferner 
ein Theil der Gerichte im weiteren Sinne steht, trotzdem dass 
die Ritter allein Geschworene sind, den Senatoren zu. Dies lehrt 
das Gespräch, welches Cicero bei Gelegenheit des Livischen Ge- 
setzes zwischen einem Senator und einem Ritter stattfinden lässt. >’) 
Jener sagt; „Du bist eben so gut Richter wie ich.” Also der 
Senator ist Richter, nämlich im gewöhnlichen Processe, die Rit- 
ter sind es im Schwurgerichte, welches über die Beamten ent- 
scheidet: deswegen verlangt der Senator für beide Stände die 
gleiche Verantwortlichkeit. „So ist es, antwortet der Ritter; 
aber Du hast Dich darum beworben, ich werde dazu gezwungen : 
deshalb muss es mir entweder frei stehen, nicht Richter zu sein 
oder ich muss nicht durch das Gesetz, welches die Senatoren 

a) App. bell. civ. I, 35, welche Stelle S. 240 angeführt ist. 

h) Cic. p. C. Rah. 7, 17 „Tarn es tu iudex quam ego?” ,lta est, scd 
tu istud petisti, ego hoc cogor: quare aut iudici mihi non esse liceat aut 
lege senatoria non teneri.” 
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trifft, getroffen werden.” Diese so anschauliche Schilderung kann 
man nur bei dem von uns auseinandergesetzten Verhältnisse der 
Schwurgerichte erklären, den früheren Gelehrten blieb sie uner- 
klärlich. 



Fünfzehntes CapiteJ. 

Das Gesetz des Volkstribunen Q. Tarius vom Jahre 90 v. Chr. über Maje- 
stätsverbrechen. Die Zeit desselben, Nachrichten Ober seinen Inhalt. Sie- 
bezeugen nur die besondere Yeranlassung des Gesetzes. Es selber batte 
allgemeine Bedeutung und Obertrug den Begriff der verringerten Majestät 
auf die auswärtigen Verhältnisse zu fremden Völkern. Beweise dafür. . 
Das Verfahren wird nicht geändert. Umgestaltung der politischen Lage 
durch Ertheilung des vollen Bürgerrechtes an die Italiker. Das Gesetz 
des Voikstribnnen M. Flantins Silvanas vom Jahre 89 v. Chr.: es über- 
trägt unter Aufhebung aller Beschränkungen die Wahl der Geschworenen 
an die einzelnen Tribns. Zeitbestimmung. Zahl der Geschworenen und 
Beweis, dass alle bisherigen Schwurgerichte nur für Amtsverbrechen 

galten. 

M. Livius Drusus’ Gesetz war gefallen, er selber nach ihm ; 
aber die Parteien waren durch die offen hervorgetretene Erfolg- 
losigkeit des Bemühens, bessere Zustände zu schaffen, nicht ver- 
söhnt, ja die Ritter, im befestigten Besitze der Gerichte, benutz- 
ten denselben, um trotz des über das Vaterland hereingebroche- 
nen Unglücks einen neuen Schlag gegen die Senatspartei zu 
führen. Drusus hatte als das Hauptübel des Staates das Abhän- 
gigkeitsverhältniss der Italischen Bundesgenossen erkannt und 
versucht die Neugestaltung auf gesetzlichem Wege durchzusetzen; 
nach seinem Falle brach der Marsische Krieg aus. Er löschte 
die Leidenschaften nicht, und, wie die Senatoren nicht die Selbst- 
verläugnung gehabt hatten, sich durch freiwillige Aufnahme von 
Senatoren aus dem unterworfenen Italien zu verjüngen, so er- 
wiesen sich jetzt die Römischen Ritter eben so wenig geneigt, 
ihre Leidenschaften dem Staatswohle aufzuopfern. Sie wollten, 
um die angesehensten Senatoren aus dem Wege zu räumen und 
dann desto unumschränkter herrschen zu können, verschärfte 
Gesetze gegen den Senat und veranlassten den Volkstribunen des 



Digitized by Googic 




250 



Die Zeit des Varischeii Gesetaes. 



Jahres 90 v. Clir. Q. Varius, ein neues Gesetz über Majestäts- 
verbrecben einzubringeu.") 

Die gewölinliche Annahme ist*^'), dies Gesetz sei schon 
91 V. Ohr. gegeben worden: sie stützt sich auf Appiaus Erzäli- 
luug, der unmittelbar nach Drusus’ Tode von dem Varischen 
Gesetze und daun erst von dem Ausbruche des Krieges liandelt. 
Dass indessen dieselbe nur die Aehnlichkeit der Thatsachen be- 
rücksichtigt und die Zeitfolge dabei niclit angeben will , ergiebt 
sich aus ihr selber, noch mehr aus deu Zeugnissen anderer 
Schriftsteller. Drusus wurde während seines Tribunates ermor- 
det, aber am Ende desselben, etwa im November.*’) Das Va- 
rische Gesetz setzt den Ausbruch des Krieges voraus : es blieb 
bis zum Amtsantritte der neuen Volkstribunen im Anfänge des 
December nicht Zeit genug, um ein Gesetz durchzubringen. Noch 
bestimmtere Angaben für die Zeitfolge der einzelnen Begeben- 
heiten giebt Cicero in seiner Scliilderung der damaligen Redner. 
Er bezeichnet das Jahr 88 v. dir. durch die Namen der Con- 
suln L. Sulla und Q. Pompejus'), dann nennt er das nächst vor- 
hergehende, in welchem Q. Varius, der Urheber dieses Majestäts- 
gesetzes, selbst verurtheilt worden sei. Schon hieraus ergiebt 
sich, dass Varius für das Jahr 90 Volkstribun war; denn er 
konnte weder während seines Amtes angeklagt werden noch 
wird man mit der Anklage länger als nöthig war, gewartet haben. 
Indessen Cicero spricht noch deutlicher. Er erwähnt**) den Tod 
des Redners L. Crassus, der, wie wir wissen*), in der Mitte 
des Monats September 91 v. Clir. erfolgte, dann den Ausbruch 
des Marsischeu Krieges und endlich das Varische Gesetz. Er 
sagt, diejenigen bedeutenden Staatsmänner und Redner jener 



a) .^pp. bell. civ. I, 37 ol tezcTc e;rtßa< 3 cv ii ouxotpavTi'av tcüv i^dpüiv 
tÖ TioXtTeuiJia itjto’j (Apoiao'j) tiB^jaevoi KBivtov Oüäpiov ?/,p.ap/ov l;:£iijav 
EitT/fVjOaoBai, xpisEi; Etvoii xot« tüIv toI{ ’ iTaÄuiiTait £711 vd xotvd tpavEpiüc 

xp'j'.pci ßcirjBouvTiov, iXTzitsay-ti T0Ü5 ouvatoü; dnavTa! oiiTi'xa eIj EyxÄTjpLa 
iTzizfUoyü'i ündSeaBai xat Sixdoeiv jaev oÜToi. ^E'^op^viuv i’ ixEivtov ^xnotüjv, 
5 uvaT(u-epov Iti tt,; T-iXtioi iirdpletv. 

b) Vergl. oben S. 247. 

c) Cic. Brut. 89, 306. 

d) Cic. Brut. 88, 303. 

e) Cic. de orat. III, 1, 2 und 2, 6. 
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Zeit , weldie nicht im Kriege selbst beschäftigt waren , hätten 
damals Aemter bekleidet und sieh fast täglich in Volksversamm- 
lungen hören lassen. Er nennt den Volkstribunen C. Curio, dann 
Q. Metellus Celer, Q. Varius, C. Carbo, Cn. Fomponius, welche 
„auf der Rednerbühne gewohnt hätten.’' Mithin war Q. Varius 
damals, im Jahre 90 v. Ohr., Volkstribun und sein Gesetz kann 
nicht vor dem Deceraber 91 v. Chr. vorgeschlagen worden sein. 
Wahrscheinlich brach der Krieg am Ende von 91 v. Chr. aus 
und das Majestätsgesetz wurde bald nachher gegeben.») Denn 
die Verurtheilung von C. Aurclius Cotta, welche nach demselben 
stattfand, geschah, wie Cicero ausdrücklich berichtet'’), „nicht 
viele Monate” nach dem Tode von L. Crassus, d. h. nach dem 
September des Jahres 91 v. Chr. 

Ueber den Inhalt des Varischen Gesetzes berichten die 
Schriftsteller gleichmässig. Appian sagt”), es hätten nach ihm 
Processe stattfiuden sollen gegen diejenigen, welche den Italikern 
oflFen oder heimlich gegen den Römischen Staat hülfen; ganz 
ähnlich ein Scholiast Ciceros, es sollte eine Untersuchung ange- 
stellt werden über diejenigen, durch deren Hülfe oder auf deren 
Rath die Bundesgenossen gegen das Römische Volk zu den 
Waffen gegriffen hätten. •*) Diese Ausdrücke „oflFen oder heim- 
lich”, „Hülfe oder Rath” kamen wahrscheinlich in dem Gesetze 
vor. Bei ähnlicher Gelegenheit früher®) ging das Mamilische 
Gesetz darauf aus, die geheimen Helfershelfer lugurthas unter 
den Römi.schen Vornehmen vor Gericht zu bringen und veran- 
lasste durch absichtlich gewählte Ausdrücke die Richter, selbst 
wo juristische Beweise fehlten, nach blosser Ueberzeugung eine 
Verurtheilung auszusprechen. Einen ähnlichen Zweck scheint 
das Varische Gesetz verfolgt zu haben und wir werden später 



a) Bestimmt sagt, was sich aus der Natur des Gesetzes selbst ergiebt, 
Ascon. in Cic. Scaur, p. 22 Italico belle c.Korto cum ob sociis negatam ci- 
vitatem nobilitas in invidia esset, Q. Varius tribunus plebis legem tulit. 

b) Cic. de erat. 111, 3, 11. 

c) App. 1, 37 an der S. 250 angeführten Stelle. 

d) Ascon. in Cic. Scaur. p. 22 legem tulit, ut quaereretur de üs, quo- 
rum opc coDsiliove socii contra populum Romanum arma sumpsissent. 

e) S. oben 223. 
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ein auft'alleutles Beispiel davon in dem Processe gegen M. Scau- 
rus linden. Etwas schief ist der Ausdruck bei Valerius"), das 
Gesetz habe eine Untersuchung gegen diejenigen angeordnet, 
„durch deren böse List die Bundesgenossen gezwungen worden 
wären zu den Waffen zu greifen.” Dies ist gesprochen aus dem 
Sinne eines, der das Recht der Bundesgenossen auf den Besitz 
des vollen Bürgerrechtes anerkennt und kann nur diejenigen 
bezeichnen, welche durch entschiedene Verweigerung des Bürger- 
rechtes denselben nur die Wahl Hessen, entweder auf dasselbe 
zu verzichten oder die Waffen zu ergreifen. Das sind ganz an- 
dere als diejenigen, welche den Italikern Hoffnung auf die Er- 
langung des Bürgerrechtes gemacht hatten , als die Graccben, 
der Consul M. Fulvius und zuletzt M. Drusus. Anzunehmen, 
das Gesetz hätte Beide, sowohl die Widersacher als die Begün- 
stiger der Italiker getroffen, wäre widersinnig. Es hätte dann 
Niemanden gegeben, der nicht .schuldig gewesen wäre. Man 
konnte auch nicht diejenigen gerichtlich verfolgen, welche ihr 
bestehendes Recht auf gesetzliche Weise gewahrt hatten: man 
konnte sie schelten, ihrer Macht berauben**), aber nicht als Ruhe- 
störer gerichtlich verurtheilen. Nur diejenigen, welche den Bun- 
desgenossen Hoffnungen gemacht und deren Leidenschaften er- 
regt hatten, konnten als Verräther an der Hoheit des Römischen 
Volkes vom Gesetze betroffen werden, und nur sie werden von 
Asconius an einer andern Stelle bezeichnet, wenn er sagt, nach 
dem Varischen Gesetze seien Viele ungerechter Weise verurtheilt 
worden, durch deren Urheberschaft angeblich der Italische Krieg 
erregt worden sei.') 

Indessen auch nach den sorgfältig abgefassten Zeugnissen 
der Schriftsteller erscheint das Varische Gesetz, ähnlich wie es 



a) Val. Max. Vlll, 6, 4 Q. autera Variiis, proptor obscurum ins civitatis 
Hybrida cogaominatus, tribuiius plebis legem advorsiis intercessionem colle- 
garum perrogavit, quae iubcbat quacri , quorura dolo malo socii ad arma 
ire coacti essent. 

b) Dies meint Ascon. in Cic. Scaur. p. 22 cum ob sociis negatam civi- 
tatem nobilitas in invidia esset. 

c) Ascon. in Cic. Cornel. p. T6 Bello Italico — cum multi lege Varia 
inique damuarentur, quasi id bellum illis auctoribus conflatum esset. 
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(las Marnilische war*), als ein besonderes, für einen einzelnen 
Fall berechnetes , nicht als ein allgemeines. Dies ist aber nicht 
wahrscheinlich. Erstlich wissen wir**) , dass der Urheber des 
Gesetzes selbst Q. Varius im Jahre 89 v. dir., als er sein Tri- 
bunat uiedergelegt hatte, nacli seinem eigenen Gesetze angeklagt 
und verurtheilt wurde. Dies war unmöglich, wenn dasselbe nur 
den besonderen Fall des Marsischen Krieges betraf. Denn Va- 
rius hatte nur gegen diejenigen, welche die Bundesgenossen auf- 
geregt hatten, gewirkt. Selbst wenn das Gesetz auch gegen 
diejenigen gerichtet war, welche auf dem alten Reclite beharrend 
gegen die Ertheiluiig des Bürgerrechtes an die Italiker gewirkt 
hatten, deiuioch ist Varius" Verurtheilung so nicht denkbar. 
Denn am Ende des Jahres 90 v. Chr., nachdem die Begünstiger 
der Bundesgenossen verurtheilt waren, geschah ein Umschwung 
in der Politik Roms: man überzeugte sich, dass mit Gewalt der 
Waffen das Reich nicht gerettet werden könne und gab nach, 
der Consul L. Julius Cae.sar erliess das Gesetz'^), durch welches 
die treuen Bundesgenossen das volle Bürgerrecht nebst dem 
Rechte zum Eintritte in den Senat erhielten. Zu solcher Zeit die 
Begünstiger oder Widersacher der bereits vollzogenen Massregel 
gerichtlich zu verurtheilen war nicht möglich. Zweitens, wäh- 
rend des Jahres 89 beruhigte sich der Staat noch mehr, Italien 
gelangte nach und nach zum Bürgerrechte, und im Jahre 88 v. Chr. 
brachte der Volkstribun Sulpicins das Gesetz ein, die nach dem 
Varisclien Gesetze ungerechter Weise Verurtheilten sollten zu- 
rückgerufen werden, damit so das Andenken an den blutigen 
Kampf ausgelöscht werde.') Es handelte sich um ganz andere 
politische Fragen, die neu aufgetiommenen Italiker hatten das 
Uebergewicht im Staate und erlangten bald Vertheilung in alle 
Tribus. Dennoch heisst es, in eben diesem Jahre sei Cn. Pom- 
pejus nach dem Varischen Gesetze angeklagt worden. 

a) S. oben S. 222. 

b) Val. Max. VIII, 6, 4 uad Cic. Brut 89, 305. 

c) Liv. per. LXXVII ut exules revocarentur; auct ad Her. II, 28. 45 
Sulpicius, qui iutcrcesserat ue exules, quibus causam dicere non licuisset, 
reducerentur, idem, posterius immutata voluntate cum eandera legem fcrret, 
aliam sese ferre dicebat propter nominum commutationem. Nam non exu- 
les, sed vi eiectos se reducere aiebat 
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Das Varisdie Gesetz hatte also eine allgemeine Bedeutung: 
die Schriftsteller haben bei ihrer Inhaltsangabe nur dasjenige, 
was in ihm neu war, hervorgehoben und seine erste Anwendung 
angegeben. Sie irren nicht; denn keiner von ihnen erklärt, die 
volle Bedeutung desselben berichten zu wollen. Sie lassen nur, 
was für ihren besonderen Zweck zu erwähnen unnöthig war, 
aus und müssen aus andern Nachrichten ergänzt werden. Das 
Varische Gesetz wird ein Majestätsgesetz genannt“), es handelte 
also über ein Verbrechen, über welches der Tribun L. Appulejus 
zuerst ein Gesetz erlassen hatte.*') Derselbe hatte den Begriff 
der verletzten Majestät erfunden und ihn gegen diejenigen Be- 
amten zur Anwendung gebracht, welche ihre gesetzliche Macht 
überschreitend Gewaltthätigkeiten im Staate verübt hatten. Va- 
rius hat diesen ßegrilT der verletzten Majestät in sein Gesetz 
aufgenommen : er nannte es darnach und derselbe wird von den 
Schriftstellern zwar als von Appulejus erftindeu, aber nicht als 
ihm eigenthümlich, sondern als auch in späterer Zeit gültig an- 
geführt. Varius konnte auf dojipelte Weise^ verfahren. Entweder 
er betrachtete sein Gesetz als Ergänzung des Appulejischen, 
Hess dasselbe bestehen und fügte nur Neues hinzu, oder er nahm 
dasselbe in sein Gesetz auf und gab allgemeine Bestimmungen 
über das ganze Verbrechen. Das letztere ist schon deshalb 
wahrscheinlich, weil sein Gesetz allgemeine Bedeutung hatte: 
es wird bestätigt durch den Frocess von Q. Varius selbst. Er 
geschali nach dem Varischen Gesetze, aber nicht wegen Erre- 
gung des Marsischen Krieges. Den Anklagegruud deutet an 
Valerius“), das Varische Gesetz sei gegen die Einsprache der 
übrigen Volkstribunen gegeben worden, noch bestimmter Appian'*), 
die Ritter hätten, als die Einsprache stattfand, sich mit Dolchen 
bewaffnet und auf diese Weise das Gesetz gewaltthätig durch- 
gebracht. Damit hatte Varius das Appulejische Gesetz gröblich 



a) Gic. apud Ascon. iu Cornel. p. 79 Orell. : Memoria teueo — homi- 
nem dis ac uobilitati pcrinvisum On. Pompcium causam lege Varia de 
maiestate dixisse. 

b) S. obeu S. 227 flgd. 

c) Val. Max. VUI, 6, 4 S. oben S. 252. 

d) App. bell. civ. 1, 37. S. S. 250. 
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verletzt und es war natürlich, dass er, nachdem die über das 
Bürgerrecht streitenden Parteien sich geeinigt, deshalb vor Ge- 
richt gezogen wurde. Hätte das Appulejische Gesetz noch be- 
standen, so wäre seine Anklage nach diesem geschehen; da sie 
nach dem Varischen Gesetze geschah, folgt daraus, dass dieses 
die Bestimmungen jenes umfasste. Es ist möglich, dass dabei 
der Begriff der Verringerung der Volksmajestät näher erläutert, 
die Anwendung desselben auf innere Gewaltthätigkeit schärfer 
ausgedrückt wurde; aber darüber haben wir keine Nachricht. 

Indessen der Hauptzweck des Varischen Gesetzes bestand 
darin, die Freunde der Italischen Bundesgenossen vor Gericht 
zu bringen. Mithin wandte Varius den Begriff der verringerten 
Majestät auf die äusseren Staatsverhältnisse au. Die Majestät 
des Volkes wird im Innern gewahrt, wenn die Beamten inner- 
halb der ihnen gesetzlich angewiesenen Schranken bleiben; aber 
noch mehr ist sie nach aussen zu wahren, indem keinem Feinde 
oder Unterworfenen gegen die Rechte des Volkes oder der Be- 
amten Vorschub gelei.stet wird. Diese Anwendung des Begriffes 
ist natürlich, aber Appulejus hatte sie nicht gemacht. Denn es 
war bis dahin keinem Beamten eingefallen, die Unterworfenen 
ungerechter Weise zu beschützen: erst der Parteikampf seit M. 
Drusus halte dieses Staatsverbrechen hervorgerufen und damit 
erfolgte auch die gesetzliche Bestrafung desselben. Dass Varius 
hierbei nur die Beamten als vor dem Schwurgerichte straffällig 
bezeichuete, nur sie allein bei dem neuen Paragraphen, welcher 
die Majestät gegen äussere Feinde wahrte, genannt hat, ist zwei- 
fellos. Gewöhnliche Bürger, welche nicht im Senate sassen oder 
kein Amt bekleideten, hatten nach Römischem Staatsrechte nicht 
einmal Gelegenheit, ihre Meinung über die Verhältnisse mit den 
Feinden oder Unterworfenen zur Geltung zu bringen: sie konn- 
ten dies nur durch Vermittelung eines Beamten, welcher d ann 
die Verantwortung auf sich nahm. Die Schriftsteller begehen 
kaum eine Ungenauigkeit im Ausdrucke, wenn sie nicht erwäh- 
nen, das Gesetz sei nur gegen Beamte, welche die Italiker unter- 
stützt hätten, gerichtet gewesen. 

Auch diese Anwendung des Majestätsbegriffes auf die äusse- 
ren Verhältnisse war eine allgemeine: nicht nur, wer die Itali- 
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ker, sondern überhaupt wer Feinde oder Bunde.sgenossen gegen 
den Römiselieu Staat begünstigt liätte, wurde von demselben 
getroffen. Dies ergiebt sicli aus dem von uns erwähnten*) Pro- 
cesse gegen Cu. Pompejus. Er fand statt im Jahre 88 v. Chr., 
als der politische Kampf mit den Bundesgenossen sciion entschie- 
den war. Pompejus hatte, ohne Zeit zu Verhandlungen in 
der Stadt zu haben, sich während seines Consulates nur mit der 
Führung des Krieges beschäftigt: sein Process also muss wegen 
dieser Verhältnisse, nicht wegen Verleitung der Italiker zum 
Aufstande erhoben worden sein. Audi scheint die Veranlassung 
zum Varischen Gesetze, wenngleich liauptsäcldich, doch nicht 
ausschliesslich in dem Aufstande der Italischen Bundesgenossen 
gelegen zu haben. Es begannen damals die Verwickelungen 
jnit dem Könige Mithridates von Pontus, der, wenigstens dem 
Gerüchte zu Folge, in Rom mit mächtigen Männern Verbindun- 
gen haben sollte. Ehe Varius sein Gesetz gab, eröffnete er eine 
Anklage vor dem Volke gegen M. Aemilius Scaurus, den ersten 
Senator damaliger Zeit: er gab ihm Schuld , den Staat an die 
Bundesgenossen in Italien und an den König Mithridates zu ver- 
rathen. Die Anklage unterblieb, weil das Volk durch Scaurus’ 
stolze Rede gewonnen wurde und den Tribunen nicht uuter- 
.stützte ; aber es erfolgte das neue Majestätsgesetz, nach welchem 
Scaurus vor das Schwurgericht geladen wurde, zunächst wohl 
wegen Aufreizung der Italischen Bundesgenossen; aber, da ein- 
mal ähnliche Verhältnisse mit andern fremden Völkern zur 
Sprache gekommen waren , musste Varius auch diese in seinem 
Gesetze umfassen. Es ist wahrsclieinlich, dass in demselben der 
Ausdruck „verrathen” vorkam; denn, wie Cicero sagt''), wurde 
Scaurus „wegen Verrathes” nach dem Varischen Gesetze ange- 
klagt.*^) 

Auf das Verfahren vor dem Schwurgerichte scheint das neue 
Gesetz eben so wenig Einflnss gehabt zu haben, wie einst das 



a) Cic. apud Ascoa. in Cornel. p. 79 Grell. S. oben S. 254. 

b) Cic. p. Scaur. 1, 3 Ab eodem etiam lege Varia custos ille reipubli- 
cae proditionis est in crimen vocatus. Auch Quint. V, 12, 9 sagt Aemilium 
Scaurum rempublicam populi Romani prodidisse. 
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Appulejische. Eine Andeutung davon haben wir bei dem Pro- 
cesse gegen Cn. Pompejus: er wurde iu Bezug auf die Anklage 
nach dem Varischen Gesetze unternommen, die Geschworenen 
aber nach dem Plautischen Gesetze bestellt.*) Nur eines ist 
wahrscheinlich. Man wollte. die Majestätsprocesse, durch welche 
man den Aufstand der Italiker zu unterdrücken hoffte, rasch ge- 
fördert wissen; deshalb hatVarius wohl einen besonderen Prätor 
mit dem Vorsitze in den Processen beauftragt, während die Geschwo- 
renen aus der allgemeinen Richterliste, wie sie jährlich aufge- 
stellt war, entnommen wurden. So ist erklärlich, dass nach dem 
Ausbruche des Marsischen Krieges alle übrigen Processe auf- 
hörten und nur die neuen über das Majestätsverbrechen geführt 
wurden. •’) Bei der drohenden Gefahr wurden Alle, w elche jemals 
Kriege geführt, wieder zu Befehlshabern ernannt und alle Beam- 
ten waren an der Spitze der Heere“): deshalb beschloss der Se- 
nat, es sollte nach alter Sitte, so lange der Krieg in Italien 
dauere, ein Gerichtsstillstand eintreten. “) Der Senat w’ünschte 
wahrscheinlich ein allgemeines Aufhören aller Processe, womit 
er auch die Verurtheilungen nach dem Varischen Gesetze abzu- 
wenden hoffte; aber Varius und die Ritter waren damit nicht 
zufrieden und die Majestätsgerichte wenigstens wurden fortge- 
führt. Daraus darf man schliesseu, dass mehrere Prätoren da- 
mals die Leitung der Schwurgerichte hatten. 

Das V'arische Gesetz hatte die Leidenschaftlichkeit der Rö- 
mischen Ritter als Geschworener offen enthüllt: sie hatten in 
der Hoffnung, dadurch politische Gewalt zu gewinnen, seine An- 



a) Cic. apud Ascon. in Coruel. p. 79: Memoria teneo, cum primum 
senatorcs cum equitibus Komanis lege Plotia iudicareut, bomiiiem. dis ac 
nobilitati perinvisum Cu. Pompeium causam lege Varia de maiestate 
dixisse. 

b) Cic. Bi-ut 89 , 306 exercebatur una lege iudicium Varia ceteris 
propter bellum intermissis. 

c) Man sehe Cic. Brut a. a. 0. 

d) Ascon. iu Cornel. p. 73 Bello Italico — cum multi Varia lege ini- 
que damuareutur — crebraoque defectioues Italicorum nuntiarentur, tune 
ob eins tristitiae occasionem senatus decrevit, ne iudicia, dum tumultus 
Italiens esset, exercerentur: quod decretum in concionibus populi saepe 
agitatum erat 
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nähme mit Gewaltthaten durchgesetzt und es im ersten Jahre 
seines Bestehens zur Verurtheiiung der angesehensten Senatoren 
gemissbraucht. Die ßeamtenpartei musste die erste Gelegenheit 
benutzen, um ein so drückendes Joch, welches die Regierung 
unmöglich zu machen drohte, abzuschütteln. Eine solche Ge- 
legenheit bot sich schon im folgenden Jalire, 88 v. dir., dar, 
noch während des Bundesgenossenkrieges, um diesellie Zeit als 
der Urheber des neuen Majestätsgesetzes dafür, dass er dasselbe 
mit Gewalt durchgesetzt hatte, zur Verantwortung gezogen und 
bestraft wurde. Durch die Bewilligung der Hauptforderung, 
w'elclie die Italiker stellten, durch den Eintritt in den Senat und 
Bekleidung von Ehrenstelleu an der Regierung des Staates Theil 
nehmen zu dürfen, war die ganze Römische Politik plötzlich 
geändert w'orden. Der Senat konnte neue Kräfte erwarten durch 
den Eintritt begüterter Geschlechter aus den bisher unterworfe- 
nen Italischen Städten: er gewann dadurch auch Unterstützung 
für die Erhaltung seines Ansehens. Zugleich aber erhob sich 
durch das Zuströmen der Masse von neuen Bürgern, w’elche an 
der Volksversammlung und namentlich an den Wahlen Theil 
nehmen wollte, ein democratisches Element, welches die durch 
langgeübte Künste gezähmte ursprüngliche Bürgerschaft zu neuer 
Thätigkeit aufregte und bald genug in die wilde Herrschaft der 
Marianer ausartete. Die in der Mitte stehende Partei der Rö- 
mischen Kitter, welche bis dahin die richterliche Gewalt für sich 
ausgebeutet, verlor an Macht: die Hoffnungen, welche sie an 
das Varische Gesetz geknüpft hatte, sollten nur theilweise in 
Erfüllung gehen. 

Es wurde das Plautische Gesetz gegeben , welches für die 
Wahl der Geschworenen einen neuen Grundsatz aufstellte: die 
Forderungen des regierenden Standes wurden zwar nicht befrie- 
digt, aber doch die Allgewalt der Ritter gebrochen. Wir haben 
darüber folgende Nachricht. Unter den Bruchstücken von Cice- 
ros Rede für C. Cornelius findet sich folgendes: „Ich erinnere 
mich, dass, als zuerst Senatoren in Gemeinschaft mit Römischen 
Rittern nach dem Plotischen Gesetze Richter w'aren, ein den 
Göttern und dem Adel sehr verhasster Mann, Cn. Pompejus sich 
nach dem Varischen Gesetze wegen Majestätsverbrechen zu ver- 
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theidigen hatte.”*) Dazu macht der Scholiast Asconius die Be- 
merkung'') : der Volkstribun M. Plautius Silvanua hätte unter 
dem Consulate von Cn. Pompejus Strabo und L. Porcius Cato 
(89 V. Chr.), im zweiten Jahre des Italischen Krieges, als der 
Ritterstand in den Gerichten tyrannisch herrschte, mit Unter- 
stützung der Adligen ein Gesetz gegeben und dieses Gesetz 
hätte den von Cicero angedeuteteu Inhalt gehabt. Denn nach 
diesem Gesetze hätte eine jede Tribus aus ihrer Zahl fünfzehn 
Personen durch Stimmenmehrheit erwählt, die in dem betreffen- 
den Jahre das Richteramt bekleiden sollten. Dadurch sei es 
gekommen, dass auch Senatoren unter dieser Zahl gewesen seien 
und einige sogar aus der Plebs selbst. Dies ist die einzige 
Nachricht über das Plautische Richtergesetz. Sie reicht hin, um 
von demselben eine ungefähre Anschauung zu gewinnen. 

Sie bestätigt das von uns über die Zeitverhältnisse, unter 
denen das Gesetz zu Stande kam. Gesagte. Es ging aus von 
der äussersten democratischen Partei, fand aber bei der Senats- 
partei, welche sicli der Controlle durch die Römischen Ritter 
entledigen wollte, Unterstützung. Man muss sich wundern, dass 
die Römischen Tribuuen nicht früher darauf gekommen sind, 
die Richter durch das Volk erwählen zu lassen. Denn dieses 
verlieh sonst alle Würden unmittelbar: durch ein künstliches 
System hatte mau seit längerer Zeit auch die Priesterwürden 
von ihm abhängig gemacht. Man mochte sich wohl scheuen, 
die Geschworenen, deren Streben dem Grundsätze nach auf 
Ausübung immer gleicher Gerechtigkeit, nicht auf den Ausdruck 
der veränderlichen politi.schen Meinung gehen .sollte, den Launen • 



a) Cic. apud Ascon. in Corucl. p. 79 Memoria tenco, cum primum se- 
natores cum cquitibus Romanis lege Plotia iudicarcnt, homincm dis ac 
nobilitati perinvisuin, Cu. Pompeium, causam lege Varia de maiestate 
dixisse. 

b) Ascon. 1. l. M. Plautius Silvanus, tribunus plebis, Cn. Pompeio Stra- 
bone L. Porcio Catone cousulibus, secundo anno belli Italici, cum equester 
ordo in iudiciis dominaietur, legem tulit adiuvantibus nobilibus, quae lex 
vim eam habuit, quam Cicero significat. Nam ex ea lege tribus siugulae 
ex suo numero quinos denos suffragio creabant, qui eo anno iudicarent. 
Ex eo factum est, ut seuatores quoque in eo numero essent et quidam 
etiam ex ipsa plebe. 

17 ' 



Digilized by Google 




260 



Bestimmungen des Plautischen Gesetzes. 



des Volkes Preis zu geben, und ein Beweis für diese bei den 
Römischen Staatsmännern herrschende Ansicht liegt darin, dass 
dieses Plautische Gesetz in dieser Hinsicht einzig dasteht. Kein 
späteres Gesetz hat, so raannigfuclie Veränderungen auch vor- 
gingen, die Wahl der Geschworenen den durch das Gesetz ge- 
bundenen und für die Ausführung desselben verantwortlichen 
Beamten genommen. Plautius mag keinen anderen Ausweg ge- 
funden haben, als mit dem Vorwände, auch die Schwurgerichte 
vom Volke ausgehen zu lassen, sein Streben nach Veränderung 
in der Richtergewalt zu verdecken. Sein Gesetz passte in die 
damals herrschende democratische Strömung. Er hob alle Be- 
schränkungen und Bevorzugungen auf. Es hatte eine stehende 
Richterliste gegeben, von jetzt an sollte jährlicher AVechsel statt- 
finden; früher war der regierende Stand vom Richteramte aus- 
ge.schlossen, von jetzt an wurde jeder Stand zugelasseu : früher 
war ein Census vorgeschrieben, von jetzt an konnte kein Cen- 
sus gelten, wenn, wie Asconius sagt, auch Plebejer gewählt 
wurden: fr'üher war, wenn es sich um die Verbindung von meh- 
reren Ständen handelte, ein bestimmtes Verhältuiss unter den- 
selben angeordnet worden, jetzt war das Verhältniss zwischen 
Senatoren, Kittern und Plebejern unbestimmt. Es blieben somit 
an Beschränkungen bei der Wahl der Richter nur das Alter, 
zweitens Ehrenhaftigkeit, drittens Freiheit von Staatsämtern und 
Staatsaufträgen. Denn die jedesmaligen Beamten und diejenigen, 
welche im Dienste des Staates abwesend waren, mussten auch 
jetzt von der Kichterpflicht entbunden sein. Dagegen die frühere 
Beschränkung, dass die Richter in Rom oder innerhalb eines 
bestimmten Umkreises ihren Wohnsitz haben sollten“), kann 
nicht beibehalten worden sein : die in das Bürgerrecht aufgenom- 
menen Italischen Bundesgenossen müssen auch bei der Auf- 
stellung der Richterliste berücksichtigt worden sein. Ich glaube 
demnach, dass fortan alle Bürger innerhalb Italiens als Richter 
wählbar waren. Eben derselbe Volkstribun M. Plautius, welcher 
dies Richtergesetz gab, war bekanntlich ■’) auch an dem Plautisch- 



a) Vergl. oben beim Acilischen Gesetze S. 119. 

b) Cic. p Areh. 4; Schol. Bob. p. 353 Grell. 



Digitized by Google 




Wahl der Geschworenen durch die Tribus. 



261 



Papirischen Gesetze betheiligt, das die Ausdehnung des Bürger- 
rechtes auf alle Classen der Italischen Bevölkerung beför- 
derte: er konnte nicht in seinem Richtergesetze Beschränkungen 
aufrecht erhalten, welche er in andern Massregeln auf hob. 

Es wäre höchst lehrreich , hätten wir irgend Andeutungen 
über die Art und Weise, wie die Richter jährlich erwählt wer- 
den sollten. Schon nach den frülieren Gesetzen wurden die Na- 
men der jährlichen Ricliterliste tribusweise geordnet; aber dies 
geschah nach alter Römischer Sitte und um die Personen genau 
zu bezeichnen: dass gleich viele Richter aus jeder Tribus ent- 
nommen wurden, war nicht nöthig gewesen. Jetzt theilte sich 
das Volk in seine fünf und dreissig Theile und jeder Theil er- 
wählte aus sich fünfzehn Richter. Die Wahl konnte erst statt- 
finden am Anfänge jedes Jahres, wenn die Beamten erwählt und 
deren Geschäftskreise bestimmt, auch sonst ausserordentliche 
Aufträge an die Senatoren vertheilt waren ; denn sonst hätte man 
nicht gewusst, wer von den Senatoren wählbar war. Die Lei- 
tung der Wahl musste der für den Vorsitz in den Schwurgerich- 
ten bestimmte Prätor haben, dem es dann auch oblag, aus den 
von den einzelnen Tribus Erwählten die allgemeine Richterliste 
zusammenzustellen. Hierbei giebt uns Cicero eine Andeutung 
über die Zeit, wo das im Jahre 89 v. Chr. gegebene Plautische 
•Gesetz wirklich ausgeführt wurde. Er sagt“) : „als zuerst die 
Senatoren in Gemeinschaft mit den Römischen Rittern rich- 
teten, wurde Cu. Pompejus angeklagl.” Zuerst bedeutet, da die 
Richter jährlich gewählt wurden, im ersten Jahre.‘^) Aber 
welches das erste Jahr war, 89 v. Chr., wo es gegeben wurde, 
oder 88 v. Chr., kann fraglich sein. Denn Plautius konnte be- 
stimmen, dass schon für das laufende Jahr die Richterliste ge- 
ändert werden sollte, wie wir es beim Acilischen Gesetze gesehen 
haben''), oder auch dass erst im folgenden Jahre die Ausführung 
beginnen sollte, wie es bei andern Richtergesetzen geschehen 
ist.“) Die allgemeine Lage des Staates macht das Letztere 



a) Man sehe die Stelle oben S. 259. 

b) S. oben S. 117 flgd. 

c) Man sehe von dem Scrvilischeu Gesetze Caepios, oben S. 192. 
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wahrsflieiulirli. Wir wissen niclit, ob Plantius sogleich beim 
Beginne seines Amtes mit seinem Gesetze hervortrat; dann 
konnte er es vielleiclit am Anfänge des Jahres 89 v. Clir. dnrch- 
bringen und bei riicksiclitsloser Veränderung der für jenes Jahr 
getroffenen Einrichtungen sogleich eine neue Richterliste durch- 
setzen. Aber es traten damals Censoren ilir Amt an, erwählt 
zu dem Zwecke, um die neuen Bürger in die alten Tribus anf- 
zunelimen und ihnen den ihnen fortan zustehenden Tlieil an der 
Staatsregierung zu ermöglichen. Die Kichterliste sollte aus Voiks- 
wahl hervorgehen: es wäre eine Beeinträclitigung der neuen 
Bürger gewesen, wenn mau ohne ihre Mitwirkung verfahren 
w'äre; viel wahrscheinlicher, dass man die Ausffilirung des 
Richtergesetzes bis dahin aufschol), wo sie, w ie an den Beamten- 
wahleii überhaupt, Theil nehmen konnten. Der vollständige Be- 
weis dafür liegt in Cn. Pompeju.s’ Proces.se. Derselbe svar Con- 
sul im Jahre 89: schon als solcher durfte er*) nicht vor das 
Schwurgericht gestellt werden. Aber ausserdem war er bis in 
die letzten Tage seines Amtes von Rom abwesend und im Kriege 
beschäftigt: sein Triumph über Asculum wird in den Triumphal- 
fasten am 27. December angemerkt. Seine Anklage kann folg- 
lich nur im folgenden Jahre geschehen sein, und zwar sogleich 
im Anfänge desselben. Denn alsbald erhielt er wieder den Ober- 
befehl über ein Heer in Italien, das er dann nicht an seinen' 
Nachfolger, den Consul Q. Pompejus, abtreten w'ollte: nur schein- 
bar fügte er sich, erregte aber einen Soldatenaufstand, in wel- 
chem Quintus umkara, übernahm wieder den überbefehl'’) und 
behielt ihn bis zu seinem Tode. Die Anklage gegen ihn kann 
also nur, als er das Consulat niedergelegt und das Proconsulat 
noch nicht angetreten hatte, geschehen sein.'-*^) Daraus ergiebt 
sich unzweifelhaft, dass Plantius für das laufende Jahr 89 v. Chr. 
die alte, aus Rittern bestehende Richterliste beibehielt, und erst 
für das folgende Jahr deren Aufstellung durch Volkswahl nach 
neuen Grundsätzen verordnete. 



a) S. oben S. 145. 

b) App. bell. civ. I, 63; Val. Max. IX, 7, 2; Liv. per. LXXVII; Veil. 
II, 20. 
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Trotz der durch das Julisclie Gesetz im Jahre 90 v. Chr. 
verfügten und im folgenden Jahre durch die Censoren vollzoge- 
nen Aufnahme der Italischen Bundesgenossen in das Römische 
Bürgerrecht gab es damals nur die althergebraclite Zahl von fünf 
und dreissig Tribus: es ist eine irrige Ansicht einiger Gelehr- 
ten, welche aus einer falsch verstandenen Stelle Appians schlossen, 
man habe Anfangs für die neuen Bürger auch neue Tribus er- 
richtet.'*’) Mithin enthielt die jährliche Richterliste nach dem 
Plautischen Gesetze 525 Namen. Sie musste für alle Schwur- 
gerichte ausreichen, sowohl für diejenigen, welche nach dem 
Varischen, das Appulejische mit umfassenden, Majestätsgesetze 
gehalten wurden, als auch für die andern, welche seit dem ersten 
Calpurnischen Gesetze über Amtsverbrechen errichtet waren. 
Denn es ist undenkbar, dass es ausser diesen vom Volke er- 
nannten Geschworenen noch andere aus einzelnen Ständen nach 
früheren Gesetzen erlesene gab. Die Zahl ist um etwas grösser 
als die des Acilischen Gesetzes, um eben so viel kleiner, als 
diejenige, welche M. Drusus nach seinem nicht zur Ausführung 
gekommenen Gesetze ernannt haben wollte. Es ist wahrschein- 
lich, dass dieser Unterschied nur von der Art der Ernennung 
herrührt; Plautius hätte wohl auch 450 oder 500 oder 600 als 
Zahl der Geschworenen bestimmt, wenn dabei eine gleichmässige 
Vertheilung unter die Tribus möglich gewesen wäre. Keinen- 
falls ist der Unterschied von Belang und konnte nur zur Folge 
haben, dass der einzelne Geschworene seltener belästigt w'urde. 
Die Zahl der für den einzelnen Fall ernannten Geschworenen 
wird ungeföhr der des Acilischen Gesetzes gleich sein. Aber 
rückwärts wird man auch weiter schliessen dürfen, dass die 
vom Acilischen Gesetze verordnete jährliche Richterliste von 
450 Geschworenen für alle damals bestehenden Schwurgerichte 
galt, und noch weiter, dass, da in jenem Gesetze als strafbar 
nur Beamte und Senatoren genannt werden, die Schwurgerichte 
überhaupt nur für Amtsverbrechen bestanden. Wir haben dies 
Ergebniss früher aus andern Betrachtungen gewonnen; aber es 
ist förderlich, auf diesen Punkt, welcher für das Verständniss 
und den Entwickelungsgang des Criminalprocesses entscheidend 
ist, von Neuem zurückzukommen. Alle Nachrichten und Er- 
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scheinuDgen , denen wir bis auf Sullas Zeit begegnen , weisen 
gleichtnässig auf diese Beschränkung der Schwurgerichte hin: 
weil sie bisher nicht erkannt wurde, war es unmöglich, das Rö- 
mische Schwurgericht überhaupt zu verstehen. 

Sechzehntes Capitel. 

Gettung des Plantischen Richtergesetzes bis auf Sulla. Sein Inhalt 
scheint noch amfassender gewesen zn sein. Plantins' Gesetz über Ge- 
walttbätigkeit. Nachrichten darüber, sein Urheber und seine Entstehnngs- 
zeit. Es bezog sich nnr auf die Gewaltthätigkeit von Beamten und Se- 
natoren. Lntatisches Gesetz über Gewaltthätigkeit. Die Zeit, in der es 
gegeben wurde, und Widerlegung derjenigen, welche es bezweifeln. Inhalt 
desselben. Process gegen H. Caelins Rufus und Ciceros Yertheldigung. 
Der Process wurde nach dem Lntatischen Gesetze geführt und Caelins 
war Römischer Ritter. Unterschied des Plautischen und Lntatischen Ge- 
setzes. Besondere Bestimmung des letzteren über das Verfahren. Begriff 
der Gewaltthätigkeit. Es ist ein politisches Verbrechen und schon der 
Versuch dazu strafbar. Der Begriff ist in den beiden Gesetzen verschie- 
den aufgefasst. Strafe. 

* 

Dies also ist das Plautische Gesetz , das , wie Asconius’ 
Nachricht und Cn. Pompejus’ Process beweisen, nicht bloss zur 
Ausführung kam, sondern auch bestand, bis Sulla mit dem gan- 
zen Staate die eingreifendsten Veränderungen vornabm. Es 
passt für jene Zeit, in der alle democratisclien Regungen mit 
einer Entschiedenheit, wie sonst nie in der Römischen Geschichte, 
hervortraten. So sehr auch damals die Gewalthaber der Volks- 
partei, unterstützt durch die Zuneigung der neu in das Reich 
aufgenommenen Elemente, mit Rücksichtslosigkeit und oft mit 
Verachtung der zum Schutze der Freiheit erfundenen Formen 
und Regeln herrschten, so geht doch überall ein Zug von derao- 
cratischer Gleichheit hindurch, der eine Wahl auch der Richter 
durch das Volk verlangte und für dieselbe keine Standesbe- 
schränkung gestattete. Wir haben zwar keine ausdrückliche 
Nachricht, dass das Plautische Gesetz so lange bestand, aber 
auch keine Andeutung, dass irgend ein anderes Gesetz gegeben 
wurde. Vellejus“) macht bei Gelegenheit des späteren Aurelischen 

a) Vellei. II, 32 Per idem tempus Cotta iudicandi munus, quod C. 
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Gesetzes die Bemerkung, C. Gracchus habe das Richteramt von 
dem Senate auf die Ritter, Sulla wieder von jenen auf den Se- 
nat übertragen. Er will damit die Hauptmomente in der Ge- 
schichte des Richteramtes angeben und eben so wenig wie man 
daraus folgern darf, es habe das Acilische Gesetz und das Cae- 
pios und Glaucias keinen Bestand gehabt, darf man deshalb auf 
eine kurze Dauer des Plautischen Gesetzes schliessen. Der 
Ritterstiind wird durch seine Nachricht nicht ausgeschlossen, es 
ist sogar natürlich, dass die Mehrheit der Richter aus Rittern 
bestand, nur dass sie den ausschliesslichen Besitz und damit 
den Uebermuth verloren hatten. Cicero“) sagt, beinahe fünfzig 
Jahre lang habe der Ritterstand das Richteramt gehabt: dies ist 
richtig, auch wenn das Plautische Gesetz von 88 v. Chr. bis 
auf Sulla in Geltung blieb.*®^) 

So weit wir das Plautische Gesetz kennen gelernt haben, 
handelte es über die Aufstellung der jährlichen Richterliste und 
Hess alle übrigen Gesetze über die Verbrechen , welche vor den 
Schwurgerichten zur Anklage kamen, bestehen. Solcher Gesetze 
hatte es bisher nur wenige gegeben, vielleicht nur das von Cae- 
pio und Drusus: die übrigen hatten ausser der Form des Ver- 
fahrens irgend eine Verbesserung in dem Criminalrechte selbst 
vorgeuommeu: so das Sempronische , das Acilische, das Servili- 
sche Glaucias. Selbst bei denen, wo uns nichts überliefert wird, 
ist es möglich, dass die Veränderung des Richterstandes mit 
irgend einer neuen Anordnung über das Verfahren verbunden 
w'ar: so sehr galt das Schwurgericht, galten die auf dasselbe 
bezüglichen Gesetze als ein und derselben Gattung angehörig, 
so sehr lag es nahe, wenn man einmal die Mühe, einen Volks- 
beschluss herbeizuführen, übernahm, zugleich die Gelegenheit zu 
benutzen, um irgend einen Uebelstand zu beseitigen. Selbst 
das Appulejische und Varische Gesetz, welche sich der Ueber- 
lieferung nach nur auf die Ausbildung deä* Criminalrechtes be- 

Gracchus ereptum senatui ad equites, Sulla ab illis ad senatum transtule- 
rant, aoqualiter inter utrumque ordincm partitus cst. 

a) Cia in Verr. Act. 1, 13, 38 Cognoscet ex me populus Romanus, quid 
sit quam ob rem, cum equester ordo iudicaret annos prope quinquaginta 
continuos, in nullo iudice cquite Romano u. s. w. Vergl. oben S. 57. 
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zogen, mögen kleinere Aemierungen auch im Processe herbeige- 
führt haben. Etwas äliuliches, scheint es, fand bei dem Plau- 
tischen Gesetze statt. 

Es wird nämlich vielfach ein Plautisches oder Plotisches 
Gesetz über Gewaltthat (le.v Plautia give Plotia de vi) erwähnt, 
welches den Anfangspunkt für die Gesetzgebung über ein beson- 
deres Verbrechen bildete, aber trotz seiner häufigen Erwähnung 
und der zahlreichen Arbeiten von Gelehrten so wenig erkannt 
ist, dass man weder über den Urheber noch die Zeit seiner Ent- 
stehung noch über seinen Inhalt zu einem sicheren Ergebnisse 
gelangt ist 

Zuerst wird das Plautische Gesetz über Gewaltthätigkeit 
erwähnt während Ciceros Consulat im Jahre 63 v. Chr.: der be- 
rüchtigte Catilina wurde, ehe Cicero seine ausserordentlichen 
Miissregeln gegen ihn begann, von L. Paulus nach dem Plauti- 
schen Gesetze angeklagt.*) Dass dies Gesetz eben dasjenige 
über Gewaltthätigkeit ist, welches bei späteren Processen genannt 
wird, kann kein Zweifel sein. Aus dieser Zeitbestimmung ergiebt 
sich, dass von allen Mitgliedern des Plautischen Geschlechtes, 
welche die Römische Geschichte kennt, nur zwei hier in Betracht 
kommen können, erstens der Volkstribun M. Plautius Silvanus 
vom Jahre 89 v. Chr., über dessen Richtergesetz wir eben ge- 
sprochen haben, zweitens ein anderer Volkstribun, der ein Ge- 
setz über die Zurückberufung der verbannten Anhänger von M. 
Aemilius Lepidus gab*’), und von dem wahrscheinlich auch der 
Versuch eines Ackergesetzes herrührt.'*) Zwar liegt es nicht 
ausserhalb der Möglichkeit, dass auch andere Plautier vor Cice- 
ros Consulat Ehrenstellen und namentlich das Tribunat bekleidet 
und Gesetze gegeben haben; aber dann lässt sich über sie nichts 
sagen und man muss auf jeden Versuch verzichten, die Wahr- 
scheinlichkeit aufzufindeu. Von jenen beiden Plautiern war der 
letztere, wie wir afis seiner Gesetzesvorlage erkennen, Gegner 
der Optimalen und der Sullanischen Verfassung, der erstere An- 
hänger des Senates, mit dessen Unterstützung er die Alleinherr- 



a) Süll. Cat. 31 et ipsc lege Plautia interrogatu» erat ab L. Paulo. 

b) Suct. Caes. 5; Gell. Xlll, 3. Vergl. nuten Abschuitt 2 Cap. 3. 
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«chaft der Ritter in den Gerichten gebrochen hatte. Das Gesetz 
über Gewaltthätigkeiten selb.st erscheint als günstig für die Opti- 
malen. Die späteren Gesetze über Gewaltthätigkeit, das Luta- 
tische und Pompejisehe, waren gegen die Volkspartei und deren 
Streben, die im Besitze der Macht Befindlichen auf ungesetzliche 
Weise zu stürzen, gerichtet und wurden meist gegen Anhänger 
dieser Partei, wie Catilina, Clodius, in Anwendung gebracht: 
erst als bei der Machtlosigkeit der Gesetze von beiden Seiten 
Gewalt angewendet wurde, finden sich auch Mitglieder der Se- 
natspartei in gleiche Anklagen verwickelt. Das ganze Streben 
der Volkspartei kennzeichnet sich durch die Neigung, die Fesseln 
der alten Römischen Ge.setze zu lösen: dass sie neue Fesseln 
selbst erfunden habe, ist nicht wahrscheinlich. Alles dieses 
spricht gegen den Tribunen von 77 v. Chr. , jedoch mehr noch 
der Umstand, dass er ein Gesetz über die Zurückberufuug der 
Anhänger von Lepidus gegeben haben soll. Diese waren verur- 
theilt wegen Gewaltthätigkeit und um ihre Bestrafung dnrehzu- 
setzen, ein besonderes Gesetz über Gewaltthätigkeit gegeben wor- 
den. Es ist unmöglich, dass ein und derselbe Tribun die wegen 
Gewaltthätigkeiten Verurtheilten zurückberufen und selber ein 
Gesetz über Gewaltthätigkeiten gegeben habe. Deshalb haben 
Alle, welche überhaupt die Zeit des Plautischen Gesetzes zu be- 
stimmen suchten, den Tribunen von 89 v. Chr. als Urheber des- 
selben anerkannt.*®) 

Für denselben sprechen noch andere Gründe. Erstlich die 
Zeitverhältnisse jenes Jahres. Es geschah damals in Rom eine 
Gewaltthat, wie sie ausser in Kriegszeiten sonst nicht vorgekom- 
men ist, ein Aufstand der Gläubiger.“) A. Sempronius Asellio 
war städtischer Prätor: die Geld Verhältnisse waren wegen des 
noch andauernden Marsischen Krieges sehr gedrückt und es ka- 
men vor ihn viele Klagen von Gläubigern. Er brachte die alten 
Gesetze gegen Geldwucher zur Anwendung und erregte dadurch 



a) Liv. per. LXXIV Cum aere alieno oppressa esset civitas , A. Sem- 
pronius Asellio praetor, qnoniam secundum debitores ius dicebat, ab eis, 
qui faouerabantur, in foro occisus est; Val. Max. IX, 7, 4, am ausführlich- 
sten App. bell. civ. 1, 64. 
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(len Hass der Geldniänner, welche bei dem Volkstribunen L. Cas- 
sius Unterstützung fanden. Der Prätor wurde auf dem Markte 
gewaltthätig angegriflFen und auf der Flucht schmählich getödtet. 
Dies war ein Verbrechen, welches die strengste Ahndung ver- 
diente und doch, wie es scheint, grösstenthcils ohne Strafe blieb. 
Der Senat, heisst es, setzte öffentlich eine Belohnung aus für 
denjenigen, welcher den Thäter angeben würde, für den Freien 
eine Geldsumme, für den Sclaveu die Freiheit; dennoch wurde 
der Thäter nicht entdeckt. Mithin konnte über den Mord selbst, 
wozu die bestehenden Gesetze ausreichten, keine Untersuchung 
stattfinden. Aber der eigentliche Schuldige war jener Volkstri- 
bun L. Cassius, der, wenngleich w'ohl nicht zum Morde, doch 
zur offenen Gewalt ermuntert hatte. Zu seiner Bestrafung reich- 
ten die bisherigen Gesetze nicht hin: er hätte nur vor ein Volks- 
gericht gebracht werden können. Es ist sehr begreiflich, wie 
dieser Vorgang, dessen Abscheulichkeit das Rechtsgefühl aller 
Bürger aufregen musste, die Veranlassung zur Ergänzung der 
bestehenden Gesetze über Amtsverbrechen durch ein neues Ge- 
setz über Gewaltthätigkeiten gab. Es erklärt sich dann, dass 
dieses neue Gesetz zum Nachtheile der Römischen Ritter ausfiel. 
Denn sie, die Geldmänner, waren die Gegner des Prätors, wel- 
cher das verschuldete Volk schützen wollte, gewesen: sie hatten 
den Volkstribunen unterstützt und die Entdeckung der Thäter 
gehindert. Wenn jener M. Plautius Silvanus, Volkstribun von 
89 V. Chr., ein Gesetz über die Veränderung des Richterstandes 
gab, so knüpften sich daran leicht andere Bestimmungen für die 
Fortbildung des Rechtes selbst.*) 

Demnach ist das Jahr 89 v. Chr. als Entstehungszeit, der 
Volkstribun M. Plautius Silvanus als Urheber des Plautischen 
Gesetzes über Gewaltthätigkeit so gesichert, wie es bei einer 
nicht überlieferten Thatsache möglich ist Daraus folgt, dass 
dasselbe nur für die Schwurgerichte, wie sie um das genannte 
Jahr bestanden, und nur für die Gewaltthätigkeiten von Beam- 
ten und ihnen gleichstehenden Senatoren galt Für diese Auf- 
fassung des Gesetzes hat man zwar kein Zeugniss; aber sie er- 



a) Vcigl. oben S. 265. 
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giebt sich mit Notliwendigkeit aus der Zeit und der Art und 
Weise seines Entstehens. Es -wäre eine ausserordentliche Ver- 
änderung in dem ganzen Crirainalverfahren gewesen, wenn Plau- 
tius von dem Grundsätze der Schwurgerichte abgewichen wäre 
und Nichtbeamte als strafbar hingestellt hätte, eine Verände- 
rung, wie sie von den Schriftstellern nicht hätte mit Stillschwei- 
gen übergangen werden können. Die unmittelbare Veranlassung 
zum Gesetze lag auch in dem Wunsche, einen Beamten zur Be- 
strafung zu bringen: der Volkstribun L. Cassius hatte oftenbare 
Gewaltthätigkeit geübt und konnte doch nach den bisherigen 
Gesetzen nicht vor das Schwurgericht gebracht werden. Alle, 
von denen es heisst, sie seien nach dem Plautischen Gesetze 
angeklagt worden, sind Beamte oder Senatoren, so P. Clodius*), 
Catilina*’), M. Saufejus') und M. Tuccius.'’) Mau darf hiergegen 
nicht diejenigen Stellen anfübreu, wo von Gewaltthätigkeit im 
Allgemeinen die Rede ist, ohne Nennung des Plautischen Ge- 
setzes. Es sind ihrer drei bei Cicero, die erste in der Rede für 
den wegen Gewaltthätigkeit angeklagteu Caelius: der Redner 
spricht dort von einem Gesetze®), das au allen Tagen, an ge- 
wöhnlichen wie an Festtagen, eine Untersuchung vorschriebe über 
aufrührerische und verruchte Bürger, welche bewaffnet den Se- 
nat umlagert, den Beamten Gewalt angethan, den Staat bekämpft 
hätten. Diese W’orte beziehen sich auf Gewaltthätigkeiten, nicht 
von Beamten, sondern von Bürgern überhaupt, aber sie sprechen 
nicht von dem Plautischen Gesetze. Sie beweisen, dass es zur 
Zeit, wo Cicero seine, Rede hielt, ein auf alle Bürger anwend- 
bares Gesetz über Gewaltthätigkeiten gab; aber dies war ent- 
weder ein von dem Plautischen verschiedenes oder das Plautische 
war bei der grossen inzwischen eingetretenen Veränderung im 
Criminalrechte auf alle Bürger ausgedehnt worden. An einer 

a) Cic. p. Mil. 13, 35. 

b) Sali. Cat. 31. 

c) Ascon. in Cic. p. Mil. p. 54. 

d) Cic. epist. VIII, 8, 1. 

e) Cic. p. Cacl. 1, 1 idem cum audiat esse legem, quae de seditiosis 
consceleratisque civibus, qui armati senatum obsederint, magistratibus vim 
attulerint, rem publicam oppugnarint, cotidie quaeri iubeat, legem non 
improbet u. s. w. 
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anderen Stelle spricht Cicero von dem Senatsbeschlusse, der ihm 
den Wiederaufbau seines Hauses gestattet und alle Störungen 
dabei für Vergeben gegen den Staat erklärt hätte: er sagt"), der 
Senat hätte besclilossen , wer den Aufbau seines Hauses gestört 
hätte, solle nach dem Gesetze über Gewalttbätigkeit strafbar 
sein, welches gegen diejenigen bestände, die den gesammten 
Staat bekämpft hätten. Auch hier ist von einem gegen alle Bür- 
ger bestehenden Gesetze über Gewalttbätigkeit die Rede ; aber 
es heisst nicht das Plautische und in der Zeit von 89 v. dir. 
bis 57, wo Cicero jenes sprach, konnte sehr wohl ein neues 
derartiges Gesetz erlassen werden. Endlich erzählt Cicero io 
einem Briefe'’) von dem öfters erwähnten Angeber C. Vettius, 
der weder Beamter noch Senator war, dereelbe hätte das Ge- 
ständniss abgelegt, bewatlnet gewesen zu sein und deshalb sei 
er bei dem Prätor Crassus wegen Gewalttbätigkeit angeklagt 
worden. Dies geschah im Jahre 59 v. dir., und von dem 
Plautischen Gesetze ist dabei ebenfalls nicht die Rede. 

Sonach steht der Annahme, das Plautische Gesetz habe sich 
nur , auf die Gewaltthätigkeiten der Beamten und Senatoren be- 
zogen, nichts im Wege; dieselbe wird vielmehr durch Betrach- 
tung der Entwickelung, welche das Schwurgericht nahm, be- 
stätigt. Aber eben so ergiebt sich, dass es zu Ciceros Zeit ein 
alle Bürger umfassendes Gesetz über Gewaltthätigkeiten gab. 
Wäre das Plautische Gesetz von 89 v. dir. in späterer Zeit 
entweder durch Sulla oder einen andern Gesetzgeber von dem 
beschränkten Kreise der Beamten auf alle Bürger übertragen 
worden, so wäre es damit untergegangen: zu Ciceros Zeit 
würden wir daun nur von jenem allgemeinen Gesetze hören, 
das Plautische könnte höchstens noch geschichtlich erwähnt wer- 
den. Indessen es war noch damiüs in Geltung und es werden 
nach demselben angestellte Processe angeführt. Daraus folgt, 
dass der Urheber des späteren Gesetzes das ältere Plautische un- 



a) Cic. de har. resp. 8, 15 deindc cum ille saxis et ignibus et ferro 
vastitatem nieis aedibus intulisset, decrevit senatus eos qiii id fecisscnt, 
lege de vi, quae est iu eos, qui uuiversam renipublitam oppugnassent, 
teneri. 

b) Cic. ad AU. II, 24. 
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verändert bestehen Hess und daneben ein neues, für alle Bür- 
ger, welche nicht Beamte und Senatoren waren, gültiges gab. 

Es wird uns ein solches zweites Gesetz über Gewalttbätig- 
keit genannt. Cicero in seiner Rede für M. Caelius sagt“), 
Q. Catulus habe zu einer Zeit, wo die Zwietracht der Bürger 
mit Waften in der Hand auftrat und der Staat sicli in der äusser- 
sten Gefahr befand, ein Ge.setz über Gewaltthätigkeit gegeben. 
Dies ist also ein Lutatisches Gesetz (lex Lutatia). Indessen 
man hat vielfach geleugnet und leuguet noclD^®), dass es ein be- 
sonderes Lutatisches Gesetz gegeben habe. Mau macht drei 
Gründe geltend. Erstlicii, dasselbe werde nur an einer einzigen 
Stelle Ciceros erwähnt: ein wunderlicher Grund. Denn wie Vie- 
les aus der alten Geschichte müsste geleugnet w'erden, wollte 
man ihn auf Alles nur von einem einzigen Gewährsmanne er- 
zählte anweuden! Und noch dazu soll Cicero und zwar in einer 
Vertheidigungsrede, welclie er öffentlich in einem Processe wegen 
Gewalttliätigkeit gehalten hat, verleugnet werden! Ferner heisst 
es, nach der Zeit, wo das Lutatische Gesetz gegeben sein 
müsste, sei immer nur nach dem Plautischen Gesetze augeklagt 
worden. Diese Behauptung ist nicht richtig. Denn eben die 
Stelle Ciceros beweist, dass der Process gegen Caelius nach dem 
Lutatischen Gesetze geführt worden ist. Cicero sagt, die gegen- 
wärtige Untersuchung finde über Gewaltthätigkeit statt, und das 
Gesetz dafür sei das Lutatische. Dies lässt keinen Zweifel übrig. 
Cicero sagt noch weiter, nach eben demselben Gesetze sei bei 
der Vertilgung der Ueberbleibsel der Catilinarischen Verschwö- 
rung verfahren w'orden. Er gieht also, wenn man dem Sinne 
seiner Woite nachgeht, mehrere Processe nach dem Lutatischen 
Gesetze an. Indessen, gesetzt auch jene Behauptung wäre rich- 
tig, es wäre uns kein Process nach dem LuUitischen, wohl aber 
mehrere nach dem Plautischen Gesetze bekannt, so würde dar- 



a) Cic. p. Cael. 29, 70 Do vi quaeiitis: quae lox ad imperium, ad 
maiestatem, ad statuin patriae, ad salutcm omiiiuin portinot, quam legem 
Q. Catulus armata dissensioiie civium, reipublicae paeiio extremis teinpo- 
ribus tulit, quaeque lex sedata illa flamma consulatus mei fumantes reli- 
quias coniuratioois extuuut. Hac enim lege Caelii adolesceutia uon ad rei- 
publicae pocuas, ged ad mulieris libidioosae deliciaa deposcitur. 
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aus nur folgen , dass die Ueberlieferung über jenes Gesetz man- 
gelhafter sei als über dieses. Dies könnte zufällig, aber auch in 
dem Inhalte der beiden Gesetze begründet sein. Endlich, sagt 
man, was Cicero dem Lutatischen Gesetze ziischriebe, dass es 
die Ueberbleibsel der Catilinarischeu V'erschwörung vertilgt habe, 
das würde in der Deelamatiou gegen Cicero dem Plautischen Ge- 
setze zugeschrieben*): Cicero hätte nach seinem Consulate in 
Gemeinschaft mit seiner Frau Terentia in seinem Hause Ge- 
richte nach dem Plautischen Gesetze gehalten. Icli übergehe die 
Frage über den Urheber jenes Schriftstückes und dessen Glaub- 
würdigkeit, die doch Niemanden grösser ersclieinen kann als die 
Ciceros selber: ich gehe auch nicht auf den Sinn der Stelle ein. 
Vielmehr glaube ich, dass von den Theilnehiuern der Catilina- 
rischen Verschwörung einige nach dem Plautischen Gesetze be- 
straft wurden. Aber es konnten beide Gesetze zur Anwendung 
kommen : sie brauchten sicli nur, das eine auf diese, das andere 
auf jene Classe von Angeklagten zu beziehen, und Alles ist er- 
klärt. 

Es ist eine Vermessenheit, wenn Cicero sagt, Q. Catulus 
habe ein Gesetz über Gewalttliätigkeit gegeben, zu erklären, es 
habe kein Lutatisches Gesetz existirt, uocli dazu zu Gunsten des 
Plautischen Gesetzes, dessen Urheber, Veranlassung und Inhalt 
man eben so wenig kennt, wie den des Lubitischen, das man 
leugnet. Man half sich durch eine Vermuthuug und nahm an, 
im Jahre 89 v. Chr. sei mit M. Plautius auch Q. Lutatius Ca- 
tulus Volkstribun gewesen und von Beiden gemeinschaftlich sei 
ein Gesetz über Gewaltthätigkeit erlassen worden, das bald ein 
Plautisches, bald ein Lutatisches genannt werden dürfe.‘^‘) Diese 
Vermuthuug wird durch die angeführten Worte Ciceros wider- 
legt. Wenn derselbe Q. Catulus ohne weiteren Zusatz als Ur- 
heber des Gesetzes nennt, so kann er nur einen von den damals 
berühmten Männern dieses Namens meinen, entweder den Con- 
sul von 102 v. Chr. oder den von 78 v. Chr. Jener war zu 



a) Declaui. in M. Cic. II, 8 Sed, ut opinor, illa te magis extollunt, quae 
post consulatum cum Terentia uxore de rep. consuluisti, cum legis Plau- 
tiae iudicia domi faciebatis. 
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alt, um 89 mit M. Plautius Tribun zu sein: dieser hätte es der 
Zeit nach sein können, aber wir hören von keinen Ehrenstellen, 
welclie er vor dem Consulate bekleidet hätte, und wäre er Tri- 
bun gewesen, so würde bei der Entschiedenheit seines Charak- 
ters und bei seinem Talente als Redner weitere Kunde auf uns 
gekommen sein. Es sagt aber auch Cicero , Catulus habe sein 
Gesetz gegeben, „als die Bürger zwieträchtig gegen einander 
unter Waffen standen.” Dies passt nicht auf das Jahr 89 v. Cbr., 
wo die Bürger einig waren und der blutige Krieg mit den Itali- 
schen Bundesgenossen, den damaligen Feinden, währte; aber 
sehr gut auf 78 v. Chr., wo der bewaffnete Aufstand der Volks- 
partei unter M. Lepidus ausbrach. Die Volkstribuuen durften 
damals beim Bestehen der Sullanischen Verfassung kein Ge- 
setz geben : es erklärt sich dadurch, weshalb der Consul dieses zur 
Ergänzung des Criminalrechtes mit Zustimmung des Senates in 
Centuriatcomitien eiubrachte. Hiernach muss sich eine besonnene 
Critik dafür entscheiden, dass es ein besonderes Lutatisches 
Gesetz über Gewaltthätigkeiten gab, aus dem Jahre 78 v. Chr., 
verschieden von dem eilf Jahre früher erlassenen Plautischen. 

Auch den Inhalt des Lutatischen Gesetzes und seine Stel- 
lung zu dem Plautischen kann man mit Sicherheit angeben: es 
ist nicht nöthig, zu der unbestimmten und unbeweisbaren Ver- 
muthung, es habe einen processualischen Nachtrag zu den vor- 
hergehenden Gesetzen enthalten, seine Zuflucht zu nehmen. Ci- 
cero vertheidigte in einer Rede, welche wir besitzen, M. Caelius 
Rufus. Derselbe war angeklagt wegen Gewaltthätigkeit nach 
dem Lutatischen Gesetze.") Die Rede wird von Einigen in 
das Jahr 54 v. Chr. gesetzt, weil Cicero an einer anderen 
Stelle*') eine Anklage gegen Caelius vor dem Untersuchungs- 
richter Domitius in diesem Jahre erwähnt, und wir aus der 
Rede“) wissen, dass dieselbe vor Cn. Domitius als Untersuchungs- 
richter gehalten wurde. Diese Annahme ist unmöglich, weil 
M. Crassus, welcher nebst Cicero den Angeklagten verthei- 



a) Cic. p. Cael. 29, 70. Vergl. S. 271. 

b) Cic. ad Q. fr. II, 13, 2. 

c) Cic. p. Cael. 13, 32. 
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digte*), am Ende seines Consulatsjahres , d. li. 55 v. Chr., Rom 
verliess, um in seine Provinz Syrien abzugeben.'’) Richtiger 
also wird das Jahr 56 v. Chr. als das der Rede angenommen : 
jene Bemerkung Ciceros über das Jahr 54 bezieht sich auf einen 
anderen Process gegen Caelius und auf den Untersuchungsrichter 
Cu. Domitius Ahenobarbus, während 56 v. Chr. Cn. üomitius 
Calvinus Prätor und Untersuchungsrichter war.') Man hat Cae- 
lius als Quästor im Jahre 57 v. Chr. angesetzt '^^) , aber ohne 
Beweis, nur nach den angeblichen Regeln des bis jetzt noch 
nicht verstandenen Altersgesetzes. Es wird von ihm sein Volks- 
tribunat im Jahre 52 v. Chr. erwähnt'*), dann die curulische 
Aedilität im Jahre 50'), endlich seine Prätur im Jahre 48, wäh- 
rend welcher er sein Leben verlor. Von .seiner Quästor ist nir- 
gends die Rede; denn verschieden von ihm ist jener M. Rufus, 
der als Quästor bei Curios unglücklichem Fehlzuge in Africa 
erwähnt wird.Q Caelius muss die Quästur etwa im Jahre 55 
V. Chr. bekleidet haben: als Cicero ihn vertheidigte, hatte er 
diese Ehrenstelle, welche ihm den Senat öffnete, noch nicht er- 
halten. Man führt freilich dafür zwei Stellen aus Ciceros Rede 
an, wo er gegen Beschuldigungen wegen Wahlbestechungen ver- 
theidigt wird.«) Aber diese Beschuldigungen werden so allge- 
mein angegeben, dass man nicht entscheiden kann, ob er sie 
sich bei seiner eigenen Wahl oder bei der eines Freundes zuzog, 
bei welcher er nur die Rolle eines Unterhändlers und Vermitt- 
lers spielte. Das Letztere ist sogar an sich wahrscheinlich, da 

a) Cic. p. Cael. 8, 18; 10, 23. 

b) Cic. ad Att IV, 13. 

c) Cic. ad Q. fi-. 11, 3, 6. 

d) Cic. p. Mil. 33, 91. 

e) Cic. cp. II, 9 und 11 und 15; ad Att. VI, 1. 

f) Bei Caes. bell. civ. II, 43. 

g) Cic. p. Cael. 7, 16 Quod haud scio an de ambitii et de criminibus 
istis sodalium ac sequestrium, quoniam huc incidi, similiter rcspoudeudum 
putem. Nunquam enim tarn Caelius amens fuisset, ut, si se isto infinite 
ambitu cominaculasset, ambitus altcrum accusaret neque eins facti in altere 
suspicionem quacreret, cuius ipse sibi perpetuam licentiam optaret, nec si 
sibi semel periculum ambitus subeundum putaret, ipse alterum iteruin am- 
bitus crimine arcesseret, und 32, 78 Non potest qui ambitu ne absolutum 
quidem patiatur esse absulutum, ipse impune uuquam esse largitor. 
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von einer „unendlichen Wahlbestechung” die Rede ist, wie sie 
bei der Wahl zum Quästor kaum möglich ist. Dass Caelius zur 
Zeit, wo er von Cicero vertheidigt wurde, noch nicht Quästor 
gewesen war, ergiebt sich aus dessen Rede unzweideutig. Er 
spricht überall von Caelius’ Jugend, von den Anklagen, welche 
er als junger Mann unternommen hätte: er sagt»), Caelius hätte 
nicht bloss mit Erlaubniss, sondern auf den Rath seines Vaters, 
als er in dem Alter gewesen , um sich um Aemter bewerben zu 
können, eine besondere Wohnung genommen. Kr deutet damit 
an, dass er es zwar hätte thun können, aber noch nicht gethan 
habe. Am Ende seiner Rede '•), wo er noch einmal Caelius’ gan- 
zes Leben kurz durchnimmt, erzählt Cicero von seinen Studien, 
von dem Feldzuge, den er in Africa mit dem Proconsul Q. Fom- 
pejus gemacht, von den Anklagen , die er unternommen habe, 
er verspricht in dessen Namen, Caelius werde sich immer zur 
Partei der Gutgesinnten halten. Von seiner Quästur sagt er 
nicht ein Wort und doch würde er von ihr haben sprechen 
müssen, sei es zur Empfehlung, wenn er sich darin gut genom- 
men, sei es zur Entschuldigung, wenn er darin etwas verbrochen 
hatte. Den Vater des Angeklagten nennt Cicero einen Römi- 
schen Ritter , dem er alle guten Eigenschaften , welche ein sol- 
cher haben kann, zuschreibt.') Hieraus folgt, dass Caelius zur 
Zeit, wo er nach dem Lutatischen Gesetze wegen Gewaltthätig- 
keiten angeklagt wurde, zwar ein vielversprechender Staatsmann, 
aber Römischer Ritter, noch nicht Senator war. 

Hiermit ist der Schlüssel zum Verständnisse des Lutatischen 
Gesetzes und seiner Verschiedenheit von dem Plautischen ge- 
geben. Das letztere bezog sich nur auf Beamte und Senatoren, 
das Lutatische traf in dem einzigen nach demselben geführten 
Processe, welcher uns bekannt ist, einen Römischen Ritter. Folg- 
lich bezog sich das Lutatische Gesetz auf die Gewaltthätigkeiten 
aller Einwohner des Römischen Reiches mit Ausschluss der Se- 



a) Cic. p. Cael. 7, 18 Qui — cum per aetatem magistratus petere 
posset, non modo permittente patre, sed etiam suadente ab eo semigravit. 

b) Cic. p. Cael. 30, 72. 

c) Cic. p. Cael. 2, 3. 

18 * 
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natoren. Allerdings können wir bei dem Lutatischen Gesetze 
nur einen einzigen Process mit Sicherheit beurtheilen, auch beim 
Plautisclien ist die" Zalil der uns bekannten Processe beschränkt. 
Es führt also unser Beweis für die Verschiedenheit beider Ge- 
setze nur auf die Wahrscheinlichkeit und er wird umgestossen, 
sobald sicli auch nur ein Process beim Plautisclien gegen einen 
Nichtbeamten, beim Lutatischen gegen einen Beamten nachweisen 
lässt. Bei dem ersteren, dessen Cliarakter überdem durch die 
Aehnlichkeit aller übrigen damaligen Schwurgerichtsprocesse 
bestimmt wird , ist dies niclit zu besorgen : bei dem letzteren 
kommen andere Erwägungen, welche eine weitere Wahrschein- 
lichkeit begründen, hinzu. Zuerst die Veranlassung desselben. 
Das Plautische Gesetz galt für Senatoren und Sulla hatte bei 
den Veränderungen, welche er mit dem Criminalprocesse vor- 
nahm, dasselbe bestehen lassen; folglich gab es im Jahre 78 
V. Chr. kein Gesetz über Gewaltthätigkeiten gegen diejenigen, 
welche nicht Senatoren waren: sie konnten nur nach den älte- 
ren Gesetzen von den Beamten bestraft werden. Nun entstand 
in dem gedachten Jahre ein bewatfueter Aufstand der von Sulla 
unterdrückten Marianischen Partei unter dem einen der damali- 
gen Consuln M. Aemilius Lepidus. Er wurde unterstützt durch 
die Söhne der von Sulla Geächteten: gegen sie hatte Sulla die 
Strafe verhängt, dass sie vom Senate und den curulischen Wür- 
den ausgeschlossen waren, folglich wurden sie von dem Plauti- 
schen Gesetze über Gewaltthätigkeit nicht getroffen. Natürlich 
also, dass Catulus, als er die Führer des Aufstandes strafen 
wollte, zum Schutze der regierenden Senatspartei ein Gesetz er- 
liess, das auch die Nichtsenatoren den von dem Schwurgerichte 
wegen Gewaltthätigkeiten zu verhängenden Strafen unterwarf. 
Zweitens, M. Caelius war nach dem Lutatischen Gesetze ange- 
klagt: Cicero schildert im Anfänge seiner Rede*) dies Gesetz 
und sagt, es handele über aufrührerische und verruchte Bürger, 
welche mit den Waffen in der Hand den Senat belagert, den 
Beamten Gewalt angethan, den Staat bekämpft hätten. Nach 
diesen Worten ist kein Zweifel, dass das Gesetz die gewöhn- 



a) Cic. p. Cael. l, 1. S. oben S. 269. 
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liehen Bürger, welche nicht Beamte waren, umfa,sste. Dass es 
sie allein umfasste, wird durch das Fortbestehen des Plauti- 
schen Gesetzes, w'elches nur Beamte traf, wahrscheinlich. Drit- 
tens endlich erklärt sich auf diese Weise die gleichzeitige Gel- 
tung beider Gesetze und ihre Anwendung in scheinbar gleichen 
Fällen. Von den Theilnehmern der Catilinarischen Verschwörung 
wurden einige nach dem Plautischen , andere nach dem Lutati- 
schen Gesetze verurtheilt. *) Nimmt man an, die Verschieden- 
heit der Begriffsbestimmung der Gewaltthätigkeit habe diese An- 
wendung beider Gesetze noth wendig gemacht, so begreift mau 
diese Art der Gesetzgebung nicht. Das spätere Gesetz musste, 
wenn es eben dasselbe Verbrechen behandelte, das frühere in 
sich aufnehmen, so wie es bei dem Varischen Gesetze der Fall 
w’ar, welches aus dem Appulejischen entstand. Nimmt man . 
an, eine Verschiedenheit im Processe habe das Lutatische Gesetz 
hervorgerufen und das Plautische habe ein weniger rasches und 
strenges Verfahren vorgeschrieben, so war das Verbrechen aller 
Genossen Catilinas ein gleiches, die Lage des Staates und 
etwaige Gefahr bei Verzögerung der Processe ein und dieselbe. 
Dagegen leicht erklärt sich die Anwendung beider Gesetze, wenn 
das eine nur die Beamten und Senatoren, das andere die übrigen 
Verbrecher traf. 

Dies war der Hauptinhalt des Lutatischen Gesetzes; dass 
es auch eine Besonderheit im Processe gehabt haben könne, 
leugne ich nicht. Ja wir hören von einer solchen. Cicero 
sagt im Anfänge seiner Rede für M. Caelius'’), derProcess werde 
an Festtagen und während der öffentlichen Spiele, wo alle übri- 
gen Geschäfte auf dem Markte unterbrochen wären, allein von 
allen Processen geführt, und nachher, das Gesetz über Gewalt- 
tbätigkeit befehle, dass die Untersuchung täglich geführt werde, 
d. h. ununterbrochen, trotz eintretender Fest- und Feiertage. 

a) Man sehe oben S. 272. 

b) Cic. p. Cael. 1, 1 Si quis forte' nunc adsit ignarns legum, iudicio- 
rum, consuetudinis nostrae, miretur profecto, quae sit tanta atrocitas huiusce 
causae, quod.diebus festis ludisque publicis, omnibus foreusibus negotiis 
intennissis, unum hoc iudicium ezerceatnr, und nachher ; cum audiat esse 
legem, quae — cotidie quaeri iubeat. 
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Dies war eine besondere ßestiinraung des Lutatisclien Gesetzes. 
Sie wird erklärt durch die Zeitverhältnisse, unter denen es ge- 
geben wurde. Der Aufstand von M. Lepidus fiel gegen Ende 
des Jahres 78 v. Chr. und um diese Zeit mochte es schwer 
sein, einen Process zu Ende zu bringen. Aber die Bestimmung 
war auch dem Lutatisclien Gesetze eigeuthümlicli ; Cicero sagt, 
alle übrigen Processe seien unterbrochen gewesen, als der gegen 
Caelius geführt wurde. Das Plautische Gesetz enthielt sie nicht; 
die Beamten konnten nur nach Ablauf ihres Amtsjahres zur 
Rechenschaft gezogen werden: bei ihnen verhängte also das Ge- 
setz nur Busse für das Unrecht, während es beim Lutatischeu 
auch auf Verhinderung der Ausbreitung eines etwa erregten Auf- 
standes ankam.*“) 

Man könnte sich wundern, weshalb überhaupt ein Gesetz 
über Gewaltthätigkeit für nothwendig erachtet wurde. Denn der 
Begriff dieses Verbrechens ist dem des Majestätsverbrechens, 
von welchem wir früher gehandelt haben“), nahe verwandt. 
Selbst Cicero*') deutet dies an: das Gesetz beziehe sich auf die 
Herrschaft, auf die Majestät. Dennoch ist ein Unterschied. Bei 
dem Majestätsverbrechen liegt der Nachdruck auf dem Vermin- 
dern der Majestät. Der Tribun C. Norbanus') wurde von dem 
Redner Antonius vertheidigt, obwohl er Gewaltthätigkeiten geübt 
hatte und der Vertheidiger dies zugab: er leugnete die Verringerung 
der Majestät. Nach dem Plautischen Gesetze hätte Norbanus 
verurtheilt werden müssen. Umgekehrt konnte die Verriugening 
der Majestät ohne Gewaltthätigkeit vor sich gehen, wie z. ß. 
nach dem Varischen Gesetze die Anstifter des Marsischen Krie- 
ges verurtheilt wurden, ohne irgend eine Gewaltthat begangen 
zu haben. Mithin sind die Begriffe der verringerten Majestät 
und der Gewaltthätigkeit von einander verscliieden : sie finden 
sich oft in einer Handlung vereint, aber sie decken sich nicht. 

Nicht jede Gewaltthat, welche im Staate verübt wird, fällt 
unter den Begriff des Verbrechens, mit welchem es die Gesetze 



a) S. oben S. 230. 

b) Cic. p. Cael. 29, 70. S. oben S. 271. 

c) S. oben S. 232. 
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über Gewaltthätigkeit (vis) zu tbnn haben. Wer bewaffnet ein- 
hergeht, um Jemanden zu tödten, ist ein Mörder; aber er kann 
weder nach dem Plautischen noch nach dem Lutatischen Gesetze 
bestraft werden, eben so wenig wie derjenige, welcher das Eigen- 
thum Jemandes gewaltsam zerstört. Es muss zu diesen Hand- 
lungen etwas hinzukommen, was sie erst unter den Begriff' der 
Gewaltthätigkeit fallen lässt, nämlich die Beziehung auf den 
Staat. Allerdings sagt Cicero in seiner Vertheidigungsrede für 
Milo jichtig, in einem freien Staate sei jede unter Bürgern vor- 
gefallene Gewaltthätigkeit gegen den Staat“); aber er will dort 
künstlich die Bedeutung eines Senatsbeschlusses, der gegen 
Clodius’ Ermordung gefasst worden war, herabsetzen. Jeder 
Mord, jede Gewaltthat ist gewissermassen gegen den Staat ge- 
richtet: auf dieser Anschauung beruht das Criminalreclit ; den- 
noch ist ein Mord oder eine Gewaltthat, welche eine unmittel- 
bare Beziehung auf den Staat bat, verschieden von ähnlichen 
Verbrechen, welche mit demselben nur in entfernter und mittel- 
barer Beziehung stehen. Die Gewaltthätigkeit, wie sie das Plau- 
tische und Lutatische Gesetz kennen, steht in unmittelbarer Be- 
ziehung zum Staate. Als Cicero sein bei seiner Verurtheilung 
zerstörtes Haus wieder auf baute, suchte P. Clodius mit einer 
gedungenen Volksmenge den Bau zu stören: da beschloss der 
Senat, dass, wer dies gethan hätte, von dem Gesetze wegen Ge- 
waltthätigkeit, welches gegen diejenigen gälte, welche den ge- 
sammten Staat bekämpft hätten, betroft'en werden sollte.*’) An 
und für sich war ein Angriff gegen Ciceros Haus die That eines 
Räubers oder Mörders; aber das Haus wurde auf Staatskosten 
hergestellt und die Gründe der Zerstörung waren politische ge- 
wesen. Dies erklärte der Senat und ermächtigte den Prätor, 
welcher den Gerichtshof über Gewaltthätigkeit leitete, eine der- 
artige Klage anzunehmen. Der berüchtigte L. Vettius hatte im 



a) Cic. p. Mil. 5, 13 Quia nulla vis anquam est in libcra civitate sns- 
cepta inter cives non contra rem publicam. 

b) Cic. de harusp. respons. 8, 15 Deinde cum ille saxis et ignibus et 
ferro vastitatcm meis aedibus intulisset, decrevit senatus eos, qui id fecis- 
sent, lege de vi, quae est in eos, qui universam rem publicam oppugnassent, 
teneri. 
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Seoate gestanden, er hätte einen Dolch bei sich gehabt, um 
Cn. Pompejus zu tödten. Dies war an sich das Verbrechen 
eines gemeinen Mörders (sicariu^); aber der Grund zur beab- 
sichtigten Ermordung war ein politischer, das Gericht über 
Meuchelmord hätte ihn wahrscheinlich freigesprochen. Er wurde 
also wegen Gewaltthätigkeit nach dem Lutatisclien Gesetze an- 
geklagt.*) Eine ähnliche Bedeutung hatte ein nach Clodius' Er- 
mordung erlassener Senatsbeschluss'’), eine ähnliche andere Be- 
schlüsse, durch welche erklärt wurde, eine gegen Einzelne verübte 
Gewaltthat sei gegen den Staat geschehen.') Bei dem Processe 
gegen M. Caelius, welchen Cicero vertheidigte , tritt der Unter- 
schied der Verbrechen, welche nach dem Lutatischen Gesetze 
strafbar waren, und derjenigen, welche dem Angeklagten sonst 
Schuld gegeben wurden, deutlich hervor. 

Sonach war die Gewaltthätigkeit, welche M. Plautius und 
Q. Catulus strafen wollten, ein politisches Verbrechen: nur bei 
dieser Einschränkung begreift man die Veranlassung zu jenen 
Gesetzen. Denn gegen nicht politische Gewaltthätigkeit hat es 
immer Gesetze gegeben, sowohl vor Sulla, als noch genauere 
nach Sulla, welcher einen eigenen Gerichtshof dafür einsetzte. 
Aber, seit Parteikämpfe in Rom häufig wurden, lag die Gefahr 
nahe, da.ss politische Verbrecher von den Gerichten über gemeine 
Verbrechen freigesprochen werden möchten; daher die Noth- 
wendigkeit der neuen Gesetzgebung. Sie war streng. Denn 
der Versuch wurde der That gleich gestellt. Dies ergiebt sich 
aus dem eben angeführten Beispiele von L. Vettius. Er hatte 
keine Gewaltthat wirklich verübt, sondern nur die Mittel ange- 
schalft, um sie zu verüben. Eben so war es bei den Theilneh- 
mern der Catilinarischen Verschwörung, deren einige nach dem 
Lutatischen Gesetze verurtheilt wurden. Sie hatten noch nicht 
wirklich Gewalt verübt, sondern nur Alles dazu vorbereitet : Ca- 
tilina selbst, als er von L. Paulus angeklagt wurde, hatte noch 
nichts von seinen Plänen ausgeführt. '*) Von dem Genossen 

a) Cic. ad Ätt. II, 24. 

b) Cic. p. Mil. 5, 13. 

c) Cic. ad Q. fr. II, 3, 3. 

d) SaU. Cat. 31. 
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Milos M. Saufejus wird als Anklagegrund angegeben, er habe 
Waflfen getragen“) ; er batte also nur Vorbereitungen zu Gewalt- 
thätigkeiten getroffen. 

Die zwei angegebenen Punkte waren beiden Gesetzen über 
Gewaltthätigkeit, sowolil demjenigen, welches nur die Beamten 
traf, als dem späteren, welches gegen alle Bürger gerichtet war, 
gemeinsam. Im Uebrigen mussten die Begriffsbestimmungen 
verschieden sein. Indessen wir wissen nur, von dem Plautischen 
Gesetze, dass es das Besetzen von Plätzen und das Bewaffnet- 
sein verbot’’), und zwar waren mit den Plätzen nicht nur solche 
in der Stadt Rom, sondern auch ausserhalb, wenigstens in Ita- 
lien, gemeint. Dies beweist die Anklage gegen Catilina, der 
auf die Kunde, dass er in Etrurien in der Stadt Faesulae eine 
Art Hauptquartier aufgeschlagen hätte, vor Gericht wegen Ge- 
waltthätigkeit gestellt wurde.') Aus ähnlichen Vorgängen in 
Rom, welche bei dem Aufstande der Wucherer gegen den Recht- 
sprechenden Prätor geschehen waren, ging die Veranlassung 
zum Gesetze hervor. '*) Das Lutatische Gesetz war, wie Cicero') 
sagt, gegen diejenigen gerichtet, welche bewaffnet den Senat 
belagert, den Beamten Gewalt angethan, den Staat bekämpft 
hatten, und der letztere Ausdruck, der sich an einer anderen 
Stelle wieder findet <), stand wahrscheinlich im Gesetze selbst 
{rempublicam oppugnare). Näheres lässt sich über die Gesetzes- 
worte nicht sagen, noch weniger darf man eine Wiederherstellung 
derselben versuchen wollen.***) 



a) Ascon. in Cic. p. Mil. p. 55 Repetitus (M. Saufei us) apud Considium 
quaestorem cst lege Plautia de vi subscriptione ea, quod loca occupasset et 
cum telo fuisset. 

b) Ascon. 1. 1. 

c) Dio Cass. XXXVll, 31. 

d) Vergl. oben S. 267. 

e) Cic. p. Cael. 1, 1. S. oben S. 269. 

f) Cic. de har. resp. 8, 15. S. S. 279. 
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Erstes Cnpitel. 

Rückblick aof den vergangenen Zeitraum, der kein allgemeines Gesetz 
über das Criminalrecht hervorbrachte, sondern nnr nach politischen Rück* 
sichten das Schwurgericht schuf. Das gewöhnliche Strafverfahren be- 
friedigte. Debersicbt über die Entstehung desselben und Zustand vor 
Sulla. Es war dreifach. Erstlich das ordentliche durch die beiden Pri- 
toren oder andere Yerwaltnngsbeamten. Das Recht der Provocation und 
die richterliche Thätigkeit der Tolkstribunen. Veränderungen durch die 
Verleihung des Bürgerrechtes an Italien. Zweitens das ausserordentliche 
Verfahren der Volkstribnnen vor dem Volke. Seine Beschränkung durch 
die Schwurgerichte. Drittens die Schwurgerichte über Amtsverbrecben, 
durch welche eine Controlle der Regierung geführt werden sollte. Sie 
entscheiden nnr über streitige Fälle, wo der Angeklagte weder gestand 
noch auf der That ertappt war. Die Veranlassung zur Aendernng war 
eine äussere und politische. 

Wir haben die Criminalgesetze von der Mitte des zweiten 
Jahrhunderts v. dir. bis auf L. Sullas Zeit durchgenoramen. 
Es ist ein Raum von etwa siebenzig Jahren, reich an inneren 
Kämpfen und an den angestrengtesten Arbeiten zur Umformung 
der Verfassung. Auch äussere Kriege der gewaltigsten Art fehl- 
ten nicht. Sie wurden indessen mehr zur Sicherung, als zur 
Ausbreitung der Herrschaft unternommen. Es kam nur eine 
neue Provinz, das jenseitige Gallien, hinzu, welches C. Marius 
nach der Vernichtung der Cimbern und Teutonen einrichtete. 
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Die übrigen Provinzen wurden erweitert, befestigt und dem Rö- 
mischen Wesen unterthänig gemacht. Die fremden Staaten ver- 
fielen immer mehr, sie konnten sich nicht ermannen, um dem 
Weltreiche nachhaltigen Widerstand entgegen zu setzen: bald 
nach Sulla fielen sie dem Römischen Yolke massenhaft zu und 
in kurzer Zeit verwandelte sich ihre Abhängigkeit in gesetzlich 
geregelte Unterorduung. Die hauptsächlichste Veränderung er- 
fuhr Roms Verhältniss zu Italien : es verwandelte sich aus einem, 
wenngleich bevorzugten und stammverwandten, doch regierten 
Theile des Reiches in einen mitregiereuden, dem fortan die 
Hauptrolle in der Fortbildung des Römischen Wesens zufiel. Es 
gehört dieser ganze Zeitraum nicht sowohl der äusseren Ver- 
grösserung als der inneren Entwickelung an. 

Wir haben in ihm nicht ein einziges allgemeines, auf das 
Criminalreeht oder den Criminalprocess bezügliches Gesetz ge- 
funden. Denn C. Gracchus’ Provocationsgesetz*) führte nur einen 
seit der ältesten Zeit bestehenden Grundsatz weiter aus. Alle 
Gesetze, welche wir kennen gelernt, bezogen sich auf die Beam- 
ten und den regierenden Stand der Senatoren, handelten über 
Amtsverbrechen. Was in den Handlungen der Beamten rechts- 
widrig sei, wurde genau bestimmt, nach den verschiedenen Sei- 
ten, welche jede Handlung darbietet, gesetzlichen Vorschriften 
untergeordnet und dabei grosser Scharfsinn entwickelt, wie er 
sich z. B. bei der Unterscheidung der Majestätsverbrechen uöd 
der Gewaltthätigkeit zeigt. Dazu kam ein lebhafter Streit 
darüber, v^em die Entscheidung, in diesen Processen zufallen 
sollte; der Streit blieb nicht ein friedlicher, sondern führte zu 
blutigen Aufständen und am Ende zu dem vernichtenden Bür- 
gerkriege, welcher die Grenze dieses Zeitraums bildet.") Die 
Form des Verfahrens wurde im Ganzen der alt hergebrachten 
Gerichtssitte entlehnt, musste aber dennoch mannigfache Ver- 
änderungen durch die Hinzuziehung der Geschworenen erfahren 
und selbst nach den verschiedenen Arten der Geschworenen 



a) S. Bd. I, 2, 70 flgd. 

b) Tac. Ann. XII, 60 Mariusque et Sulla olim de eo vel praecipue bel- 
larunt. Vergl. oben S. 68. 
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wechseln. Ohne Zweifel wurde bei diesen Kämpfen, an denen 
sich alle hervorragenden Geister betheiligten, eine grosse Menge 
juristischer Ergebnisse gewonnen, wie sie selber von dem Stre- 
ben nach Recht und Gesetzlichkeit ausgingen; aber der Haupt- 
gewinn blieb ein politischer. Es handelte sich darum, wie die 
Regierung, welche nach alter Sitte bei dem Senate war, beauf- 
sichtigt werden sollte und von w'em : dies ist der einzige Ge- 
sichtspunkt, von dem aus die alten Schriftsteller alle diese 
Streitigkeiten betrachten.“) Die Führer bei ihnen wurden durch 
Parteileidenschaften geleitet, von dem Streben nacli Einfluss und 
Macht, wie die Schriftsteller einstimmig melden, auch von dem 
nach andern äusseren Vortheilen. Indessen gab es doch sicher- 
lich auch einzelne, bei dem Parteiwesen nicht betheiligte, Män- 
ner, w'elche nur diejenige Gerichtsverfassung für Amtsverbrechen 
erstrebten, welche die beste Gewähr für die Rechtlichkeit und 
Uueigennützigkeit der Regierung darbot, ein Streben, welches 
bei den vielen fremden, ungern gehorchenden und zum Theil 
verwilderten oder ungebildeten Elementen, welche der Staat um- 
fasste, gerechtfertigt war.**) 

Es ist zu verwundern, dass man bei dieser ausserordent- 
lichen Thätigkeit auf einem, noch dazu eingeschränkten Gebiete 
des Criminalrechtes nicht früher auf den Gedanken kam, das 
Verfahren mit Geschworenen auch auf das weitere und die Masse ' 
der Bevölkerung umfassende Gebiet der gewöhnlichen Criminal- 
gerichtsbarkeit zu übertragen. Zum Theil mag der Grund darin 
liegen , dass in der aristocratiscli angelegten und . trotz aller 
Veränderung immer so gebliebenen Verfassung Roms überhaupt 
weniger Rücksicht auf die Menge des Volkes genommen wurde, 
als es nach modernen Grundsätzen billig erscheint. Indessen 
kann man doch auch nicht verkennen, dass man mit dem alt- 
hergebrachten Verfaliren zufrieden war : es gewährte, in Rom 
wenigstens, bei dem inneren Widerstreit der nach verschiedenen 
Grundsätzen erwählten Beamten, die nöthige Sicherheit gegen 
Ungerechtigkeit und hatte ausserdem solche Elasticität, dass es 



a) S. oben S. 68 flgd. 

b) S. oben S. 186. 
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sich (len mit der fortschreitenden Bildung veränderten Ideen an- 
passen konnte. Bis auf Sulla bestand also nicht bloss der alte 
Criminalprocess, sondern auch die Gerichtsverfassung und das 
Criminalrecht selbst ohne Verändening: die letzte Einschärfung 
und Erweiterung des Provocationsrechtes rührte von C. Gracchus 
her, der darin auch nichts Neues erfand. Die Schwurgerichte 
bezogen sich auf neue Verbrechen, welche früher bei einfacheren 
Sitten und Verhältnissen entweder nicht vorgekommen waren, 
oder wo dies der Fall war, durch die ausserordentliche Gerichts- 
barkeit der Volksversammlung ihre Erledigung gefunden hatten. 
Der Anstoss zu ihnen ging unverkennbar von den unterworfenen 
Völkern aus. Die Statthalter derselben, weit von dem Mittel- 
punkte der Regierung entfernt, und durch den fortwährenden 
Kriegszustand zu selbstständigem und rücksichtslosem Handeln 
gezwungen, überdem von der Aufsicht durch die plebejischen 
Tribunen befreit, missbrauchten ihre Gewalt und brachten bei 
dem raschen Wechsel der Personen das Reich selbst in Gefahr. 
Aber man trennte nicht die ausserhalb beschäftigten Beamten 
von den städtischen : von Anfang an entstand dadurch eine 
Beaufsichtigung aller Beamten, welche zugleich dem beaufsichti- 
genden Stande einen grossen politischen Einfluss verschaffte. 
Der Kampf um diesen Einfluss führte zu den gewaltsamen 
Erschütterungen, in Folge deren eine Veränderung der ganzen 
Gerichtsverfassung und des Criminalprocesses eintrat. 

L. Cornelius Sulla hat das Verdienst, diese Veränderungen 
herbeigeführt und dadurch einen Fortschritt in der Ausbildung 
des Römischen Criminalrechtes gethan zu haben, wie er bis 
dahin seit den Gesetzen der zwölf Tafeln nicht stattgefunden 
hatte. Der König Servius Tullius that den ersten Schritt zur 
Trennung des Criminalprocesses von dem Civilprocesse, indem 
er für den letzteren die Entscheidung in die Hände der von den 
Parteien vereinbarten Richter legte“), in dem ersten, wie es seine 
Vorgänger gethan, selber das Ürtheil sprach. Diese Trennung 
wurde bei der Einführung der Republik dauernd gemacht und 



a) Mau sehe die Darstelluug Bd. 1, 1, 46. 
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schuf die Möglichkeit einer von einander unabliängigen Ent- 
wickelung der beiden Zweige der Rechtspflege. An die Stelle 
der Könige traten die Beamten, zuerst die Consuln, dann die 
andern an die Spitze des Staates berufenen Beamten, endlich 
die Prätoren. Die Gesetzgebung der zwölf Tafeln ordnete das 
Verfahren vor den Beamten, und stellte die Vorschriften über 
Verbrechen und Strafen zusammen. Die wichtigste Veränderung 
wurde durch diis Provocationsgesetz im ersten Jahre der Freiheit 
geschaffen : öfters erweitert blieb es fortan die Grundlage für 
das gesammte Criminalrecht. Die Entstehung der Schwur- 
gerichte geschah allmälig, die Umformung derselben durch C. 
Gracchus hatte einen politischen, nicht einen juristischen Grund. 
Diesen grossen Veränderungen im Römischen Criminalrechte 
schliesst sich die Gesetzgebung Sullas an: sie übertritft die 
meisten an Wichtigkeit und lässt sich nur mit der der zwölf 
Tafeln zusammenstellen. Sie hatte eine dauernde Geltung und 
überlebte in vieler Beziehung die Republik selbst. 

Als Sulla den Staat neu zu ordnen begann, bestand ein 
dreifaches Verfahren gegen Verbrechen. Das erste war dasjenige, 
welches wir das ordentliche Verfahren nennen, das uralt war 
und seinen Ursprung von dem Beginne des Staates selbst her- 
leitete. Die Verwalter desselben waren zwei regelmässig in Rom 
weilende Prätoren, der eigentliche sogenannte städtische und der 
Fremdenprätor.“) Die Criminalrechtepflege musste sie ver- 
hältnissmässig am meisten beschäftigen. Das prätorische Edict 
bezog sich in gleicher Weise auf Criminal- wie auf Civilsachen. 
Ein Beispiel von der Thätigkeit des städtischen Prätors in einem 
Criminalprocesse während der Zeit von dem Entstehen der 
Schwurgerichte bis auf Sulla hat uns die Ueberlieferung zwar 
nicht aufbewahrt, wenn man nicht die Processe über Mord vor 
dem Prätor L. Hostilius Tubulus 142 v. Chr. hierher rechnen 
will, der sich Bestechungen zu Schulden kommen liess und des- 
wegen im folgenden Jahre in ausserordentlicher Weise bestraft 
wurde. '*) Auch das Edict des Prätors M. Marius Gratidianus, 



a) Man vergl. Bd. I, 2, 101 flgd. 

b) S. Bd. I, 2, 96. 
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der kurz vor Sulla zur Beschränkung der Münzverfalschung 
eine Bekanntmachung erliess, kann man hierher ziehen: er be- 
stimmte darin eine Strafe und ein Verfahren, wie über jedes 
andere Criminalverbrechen.“) Indessen die Ueberlieferung ist 
in diesem Punkte, der nicht politische Verhältnisse, nicht durch 
Stand und Einfluss hervorragende Männer betrifft, mangelhaft. 
Dennoch ist die Tliatsache nicht zweifelhaft. Bis auf Sulla ist 
keine Veränderung im Staate eingetreten, welche den Geschäfts- 
kreis der städtischen Prätoren einschränkte. 

Aber diese beiden Prätoren liatteu nur die regelmässige 
Criminalrechtspflege : die Befugniss zum Ricliten wohnte ebenso 
gut den Consuln und den übrigen Prätoren bei, die nur, weil sie 
andere Gescliäfte hatten, ihr Augenmerk nicht auf die Recht.s- 
ptlege wenden konnten. Eine Scheidung der richterlichen und 
verwaltenden Beamten hat während der Republik, ja noch bis 
spät in die Kaiserzeit nicht stattgefunden. Daher schreibt sich 
das Einspruchsrecht, welclies die Consuln und die übrigen Prä- 
toren gegen die Entscheidungen der regelmässig mit der Rechts- 
pflege betrauten Prätoren geübt haben. Es bestand noch nach 
Sullas Zeit, muss also auch früher gegolten haben. Als C. Ver- 
res im J. 74 v. Chr. städtischer Prätor war, that L. Piso, sein 
College, vielfach Einspruch gegen dessen Entscheidungen, wie 
Cicero, wahrscheinlich stark übertreibend erzählt''); das Recht 
des Einspruches des einen Prätors gegen den andern ergiebt 
sich indessen daraus unzweifelhaft. Im Jahre 77 v. Chr. 
vernichtete der Consul Main. Aemilius Lepidus eine Entscheidung 
des städtischen Prätors Cn. Aufidius Orestes.") Solche Fälle 
waren natürlich selten : häufig vorkomineud hätten sie die Sicher- 
heit der Rechtspflege zerstört. Noch seltener war es, dass die 
Consuln und andere nicht mit dem Rechtsprechen beauftragte 
Prätoren aus dem ihnen angewiesenen Geschäftskreise heraus- 
tretend selbständig Criminalprocesse entschieden. Dazu gehörte 
ein Beschluss des Senates, dem überhaupt die Pflicht oblag, die 

a) S. Bd. I, 2, 116. 

b) Cic. in Verr. 1, 46, 119. 

c) Val. Max. Vll, 7, 6. Vergl, Bd. 1, 2, 117. 
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Geschäftskreise zu vertheilen*): er schritt ein, wenn entweder 
die Menge der vorkommenden Verbrechen die Thätigkeit meh- 
rerer Prätoren in Anspruch nahm oder die Schwere derselben, 
zumal wenn sie von hochstehenden Bürgern ausgegangen waren, 
eine höhere Gewalt als die prätorische zur Unterdrückung und 
Bestrafung zu erfordern scliien. Das berühmteste Beispiel der 
letztem Art ist das bei der Verschwörung Catilinas, wo nach 
Senatsbeschluss der Consul Cicero die Bestrafung der geständigen 
und auf der That ertappten Verschworenen übernahm.'') Dies 
Beispiel beweist, dass ebendasselbe Recht auch in der Zeit bis 
auf Sulla galt. Einen ähnlichen Fall haben wir aus dem J. 132 
V. Chr., wo die Consuln P. Popilius Laenas und P. Rupilius 
nach Berathung mit dem Senate Untersuchungen gegen die An- 
hänger des getödteten Ti. Gracchus hielten.') Man tadelte und ver- 
folgte später die Consuln, nicht weil sie nicht ein Recht zur Unter- 
suchung gehabt, sondern weil sie dasselbe gemissbraucht hätten. 
Auf eben diesem Grunde eines Senatsbeschlusses beruhten auch 
die ausserordentlichen Untersuchungsrichter (quaestoresj, welche 
durch Hinzutritt des Volkes noch besondere Vollmachte'n erhalten 
konnten. Auch sie wurden zuweilen ernannt bis auf Sullas Zeit: 
in der Regel wurden sie aus den schon erwählten Beamten ge- 
nommen, wie der Consul L. Cassius, welcher über L. Tubulus 
richtete.'*) Aber dass auch Privatleute nur zum Zwecke einer 
Untersuchung gewählt werden konnten, beweist das Mamilische 
Gesetz, das zu einem besonderen Zwecke gegeben auch besondere 
Vorsitzende des errichteten Gerichtshofes ernennen liess.') Die 
Thätigkeit endlich der für Capitalsachen ernannten Dreimänner 
bestand in demselben gesetzlichen Umfange, wie früher: sie 
musste sich vergrössera, da die Geschäfte der beiden mit der 
Rechtspflege beauftragten Prätoren, wie es bei dem Wachsthum 
der Stadt und der Bürgerschaft natürlich war, sich ausserordentlich 
mehrten. 

a) Vergleiche die Darsteiluug Bd. I, 2, 209 flgd. 

b) S. Bd. 1, 2, 397 rtgd. 

c) S. Bd. I, 2, 213. 

d) Vergl. kurz zuvor S. 286. 

e) S. oben S. 224; 
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Das Recht der Provocation bestand bis auf Sulla unge- 
schmälert, ja es herrschte das Streben, es in Ansehung derjeni- 
gen, welchen es zukäme, auszudehnen. Man machte nicht nur 
Versuche, es ganzen Classen der unterworfenen Völker Italiens 
zu ertheilen*), sondern verhiess es auch Einzelnen, welche sich 
um den Staat wohl verdient gemacht hätten, als Belohnung. 
Gegen Ende dieses Zeitraums geschah die ausserordentliche Aus- 
dehnung desselben auf ganz Italien. Es musste also dem obersten 
Gnindsatze nach fortbestehen. Thatsächlich musste die Ausübung 
desselben und in Folge davon die Entscheidung der Volksver- 
sammlung über nicht geständige oder nicht auf der That ertappte 
Verhrecher immer seltener werden. Dies hing mit dem Wachs- 
thum der Bürgerschaft, sowie mit der Schwierigkeit, eine V^olks- 
versammlung zu berufen, zusammen. Die Provocation wurde in 
äusserst seltenen Fällen zugelassen. Sie beruhte ihrer Entstehung 
nach auf einer thätigen Mitwirkung des Volkes, welches selbst 
zu gewaltthätigem Auftreten ermuntert wurde ; diese Gewalt- 
thätigkeit aber hatte am Ende des zweiten Jahrhunderts v. dir. 
zu den traurigsten Auftritten geführt und war in der Person der 
Beamten, welche die F’ührer des Volkes sein mussten, durch 
strenge Gesetze eingeschränkt worden. Es genügte den Prä- 
toren, welche die Entscheidung zu fällen hatten, das Einver- 
ständniss mit den Tribunen, welche neben ihnen eine Art von Ge- 
richtshof bildeten. Der Einwirkung dieser muss man überhaupt 
die Möglichkeit zuschreiben, dass die alten Römischen Gesetze, 
welche auf ein anderes Gemeindeweseu und eine andere Bil- 
dungsstufe berechnet waren, sich bis in so späte Zeit erhielten. ') 
Im Einzelnen lässt sich wegen der geringen üeberlieferuug nicht 
nachweisen, in wie fern die Dazwischenkuntt der Tribunen auf 
die Milderung der Gericlitssitte bei der Untersuchungshaft, bei dem 
Beweisverfahren, bei der Bestrafung eingewirkt hat: eine An- 
deutung davon giebt die schon“*) erwähnte Thatsache, dass das 



a) S. oben S. 17G. Veigl. Bd. I, 2, 77. 

b) Man vergl. oben S. 269. 

c) S. Bd I, 1, 218. 

d) S. oben S. 286. 
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Collegium der Prätoren während des Bürgerkrieges, als es durch 
Auslegung der bestehenden Gesetze eine Strafe gegen die Münz- 
verfälschung festsetzen und ein besonderes Verfahren deshalb 
einrichten wollte, sich, in Einvernehmen mit dem Collegium der 
Volkstribunen setzte und beides nach gemeinschaftlicher ßera- 
thung verordnete. Auf diese Weise wurde der Mangel an neuen 
Gesetzen aufgehoben und trotz der Erhaltung des Althergebrachten 
eine Methode geschaffen, um fortwährend im Allgemeinen detj 
Zeitgeist, im Einzelnen die Forderungen des besonderen Falles 
zu befriedigen. Nur in Bezug auf die Strafen hatte die Gesetz- 
gebung eingegriflen : sie hatte die grausame und blutige Hin- 
richtung, sowie eine bestimmte Art körperlicher Züchtigung bei 
Bürgern verboten. 

Wir haben keine Nachrichten, wie man die Rechtspflege ge- 
staltete, als in Folge des Marsischen Krieges ganz Italien das 
Bürgerrecht erlangte. Ich glaube, mau hatte die Absicht, alle 
zweifelhaften Processe der Italiker in Rom, wo es die höchsten 
Staatsbeamten gab, entscheiden zu lassen, die übrigen unbedenk- 
lichen Fälle denjenigen Beamten, welche Italien zur Provinz er- 
hielten, zuzuweisen; dies war die nach dem alten Römischen 
Wesen gebotene Einrichtung, welche sich auch später behauptete. 
Indessen wäre man doch bei dem Einflüsse der Italiker, wie er 
sich bald nach dem Kriege zeigte, und dem Streben, das Ueber- 
gewiclit Roms zu mindern, wohl zu einer andern Einrichtung 
gekommen, wenn bis auf Sullas Dictatur Friede geherrscht hätte. 
Aber anfangs handelte es sich um die Unterwerfung der in 
Waffen stehenden Bundesgenossen, bald darauf um die Vorbe- 
reitungen zum Kampfe gegen Sulla und fortwährend hielten meh- 
rere Feldherru lUdieu besetzt: es galt das Kriegsgesetz uiid für 
die Aenderung der Rechtspflege war kein Raum. Als Sulla das 
Land unterworfen, mussten wieder andere Grundsätze zur Gel- 
tung kommen, welche auf die Unterdrückung der fremden und 
die Erhebung der Römischen Elemente abzielten. 

Das ausserordentliche Gerichtsverfahren, wie wir es nennen, 
durch die Volkstribunen vor den Centuriat- oder Tributcomitien 
erfuhr bis auf Sulla keine Veränderung. Es beruhte auf den 
geheiligten Gesetzen, an denen Niemand zu rühren w’agte. Aber 
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es musste seltener werden durch die Schwurgerichte. Denn 
naturgemäss wurde jenes hauptsächlich gegen Beamte angewen- 
det: je weiter der Ge.schäftskreis dieser sich gestaltete, um so 
mehr genügten sie, um alle Vergehen der Beamten zur Bestrafung 
zu bringen. Daher kommt es, dass, seit die Schwurgerichte ein- 
gerichtet waren, die vor den Tributcomitien auf Geldstrafe ein- 
geleiteten Processe ein plötzliches Ende erreichten. Wir hören 
nur noch von einem Processe gegen P. Scipio Aemilianus im J. 
142 V. Chr. und gegen den gewesenen Consul M. Aemilius Por- 
cina 136 V. Chr.: wahrscheinlich wurden sie vor dem Volke 
eingeleitet, weil man bei dem Senatsausschusse, welcher damals 
die Stelle der Geschworenen vertrat, eine Freisprechung sicher 
voraussah.*) Denn der Process gegen M. Aemilius Scaurus 104 
V. Chr. fand wegen eines religiösen Vergehens statt, das noch 
nicht vor das Schwurgericht gebracht werden konnte. Die Pro- 
cesse vor den Ceuturiatcomitien dauerten fort: aber auch sie 
wurden viel seltener, ein Umstand, der zur Bestätigung der That- 
sache dient, dass seit C. Gracchus die Schwurgerichte nicht nur 
Geld-, sondern auch Ehren- und Capitalstrafen verhängen durften. 

Ueber die Schwurgerichte endlich, die dritte Art von Cri- 
minalveriähreu, welche bis auf Sulla bestand, haben wir gespro- 
chen. Sie bezogen sitdi nur auf die Beamten oder Senatoren 
und die von ihnen in ihrer amtlichen Thätigkeit begangenen 
Verbrechen. Bei dem ordentlichen Criminalverfahren bestand der 
Unterschied der geständigen und nicht geständigen Verbrecher: 
jene wurden dem Gesetze nach härter bestraft, diesen stand die 
Provocatioii au die Volksversammlung frei. Wurde dieselbe auch 
nicht bewilligt, so kamen die Angeklagten doch mit geringerer 
Strafe davon. Aehnlich verhielt es sich mit den auf der That 
ertappten Verbrechern, welche den geständigen gleich standen, 
und denjenigen, welchen das Verbrechen erst nachgewiesen wer- 
den musste. Es kann die Frage aufgeworfen werden, ob dieser 
Unterschied auch bei den Amtsverbrechen galt. Ein derartiger 
Fall ist uns nicht erhalten. Von L. Hostilius Tubulus'') sagt 



a) Man sehe Bd. I, 2, 321. 

b) Vergl. oben S. 286. 

19 ’ 
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allerdings Cicero“), er hätte sich als Criininalrichter offenbar 
bestechen lassen; indessen folgt daraus nicht, dass er sein Ver- 
brechen eingestand oder auf der Tliat ertappt wurde. Dennoch 
ist die Ent.scheidung jener Frage nicht zweifelhaft. Es würde 
ein wunderbarer Missbrauch der Geschworenen gewesen sein, 
hätte das Gesetz gegolten, sie sollten auch in demjenigen Falle 
entsclieiden, wo nichts zu entsclieiden war. Angenommen, ein 
Beamter hätte sein Verbreclien gestanden, z. B. dass er sicli 
habe bestechen lassen, um ein falsches Urtheil zu fällen, so kam 
er nicht vor den Prätor, welcher das Schwurgericht leitete, son- 
dern vor den städtischen Prätor, welcher die ordentliclie Cri- 
niinalreclitspllege unter Bürgern verwaltete. Es galten gegen ihn 
die alten, in den zwölf Tafeln ausgesprochenen, Strafen, in dem 
angenommenen Falle die Todesstrafe: sie wurde ohne Weiteres, 
d. h. ohne eigentliches Judicium, an ihm vollzogen. Die Schwur- 
gerichte waren nur für die zweifelhaften Fälle eingesetzt, wo 
der Beamte entweder die Thatsache leugnete oder mit dem, was 
er gethan, recht gethan zu haben behauptete. Der Beweis für 
dieses Verhältniss der Schwur- und der ordentlichen Gerichte 
liegt in dem ganzen Entwickelungsgange des Strafprocesses.'") 
Weder die alten Gesetze noch die alten Befugnisse der Beamten 
wurden bei der Einsetzung der Schwurgerichte aufgehoben. 
Selbst der Ausdruck, dessen die Gesetze sich zur Bezeichnung 
der Tliätigkeit des die Schwurgerichte leitenden Beamten bedie- 
nen, deutet darauf. Es heisst, er solle untersuchen über die- 
jenigen, welche das eine oder das andere Verbrechen begangen 
hätten'), eine Untersuchung aber ist bei dem geständigen oder 
auf der That ertappten Verbrecher nicht nöthig. Für den that- 
sächlichen Hergang in den Schwurgerichten ist dies von keinem 
Belange. Denn es gab keinen Angeklagten, der nicht seine 
Schuld leugnete, auch wenn die Thatsache offen vorlag, und bei 



a) Cic. de fin. II, 16, 54 qui cum praetor quaestionem inter sicarios 
exercuisBct, ita ai>ertc cepit pccuuias ob rem iudicandam u. s. w. 

b) Man vergl. Bd. 1, 1, 385. 

c) So heisst es in dem Acilischen Gesetze Z. IV praetoris quaestio 
esto; ähnlich bei dem Varischen Gesetze oben S. 251, auch bei einzeln 
angeführten Bestimmungen aus andern Gesetzen S. 269. 
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Beamten, welche selbst angesehen waren oder zu angesehenen 
Familien gehörten, verfuhr man nicht mit gleicher Rücksichts- 
losigkeit, wie bei der grossen Menge. 

Betrachtet man die gesummte, unmittelbar vor Sulla be- 
stehende Verfassung der Criminalgcrichtsbarkeit, so findet man 
nicht, dass dieselbe besondere Mängel darbot. Sie beruhte immer 
noch auf dem einmal aufgestellten Grundsätze, dass das Volk 
allein in zweifelhaften Fällen über die Strafe eines Römischen 
Bürgers zu entscheiden hätte. Dieser Grundsatz war, weil es 
unmöglich war ihn streng durchzuführen, in so fern geändert 
worden, als statt des Volkes meist die von ihm als seine be- 
sonderen Vertreter gewählten Tribunen hinzugezogen wurden. 
Was dennoch fehlte, konnte durch die oberste Gerichtsbarkeit 
des Volkes, welche für alle Einwohner und alle Fälle galt, er- 
gänzt werden. Die Gewähr der gerechten Handhabung der be- 
stehenden Einrichtungen lag in den Schwurgerichten, welche, so 
viel auch dabei Parteileidenschaft hervortrat, dennoch ihren Zweck 
der Beaufsichtigung des regierenden Standes erfüllten, zumal da 
sie seit dem Plautischen Gesetze durch die aus Volkswahl hervor- 
gegangenen Geschworenen verwaltet wurden. Somit lag in der 
Gerichtsverfassung selbst kein Grund zu einer Aenderung : er 
kam von aussen und zwar von den politischen Zwecken, welche 
Sulla bei der gesammten Staatsverfassung verfolgte. 

Zweite.s Capitel. 

Zeit und Teranlassong der SDlianiscben Gesetzgebung. Sullas Aendernngen 
der Terftassung im Jahre 88 v. Chr., bald nachher aufgehoben. Unbe- 
gründete Zweifel der Neueren an den damaligen Gesetzen. Absicht, den 
Senat durch eine gleiche Zahl von Römischen Rittern zu ergänzen. Die 
Proscriptionen, zuerst die Sullas im Jahre 88, welche auf gesetzliche 
Weise durch Tolksbescblnss geschahen, dann die der Tolkspartei, endlich 
die Sullas vor und während seiner Dictatnr, welche anfangs nach Kriegs- 
recht geschahen, später gesetzlich bestätigt wurden. Wiederherstellung 
der Verfassung vom Jahre 88 t. Chr. Sullas Dictatur und das Valerische 
Gesetz. Wie Sulla dasselbe benutzte. Die Wirksamkeit der Sullanischen 
Gerichtsverfassung begann am 1. Januar 80 v. Chr. 

In zw'ei verschiedenen Zeiten unternahm L. Cornelius Sulla 
eine Veränderung der Römischen Verfassung: sein erster Versuch 
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L. Sullas Kampf mit C. Marius. 



hatte keinen Bestand ; erst der zweite kam zur Ausführung und 
gab Veranlassung zur Umgestaltung des Criminalrechtes. Es 
war etwa in der Mitte des Jahres 88 v. Chr., als der Streit 
zwischen C. Marius und U. Sulla über die Führerschaft im Mi- 
thridatischeu Kriege zu offenem Kampfe ausbrach. Der letztere 
hatte, weil er ein wohlgerüstetes Heer besass, während der er- 
stere und die Volkspartei nur über die unzweifelhaft auf ihrer 
Seite stehenden Bürger gebot, das Uebergewieht. Sulla rückte 
mit sechs Legionen in Rom ein und vertrieb seine Gegner nach 
blutiger Schlacht aus Rom. Am Morgen nach der Schlacht be- 
riefen die Sieger, die Consuln L. Sulla und sein Gesinnungs- 
genosse Q. Pompejus, eine Volksversammlung, in welcher sie 
zuerst das Vorgefallene bedauerten und mit der Nothwen- 
digkeit entschuldigten, dann aber audi die Grundzüge zu 
einer Abänderung der Verfassung darlegten. Die übrigen Schrift- 
steller schweigen hierüber, nur Appian erzählt von ihnen.*) 
Sie bestanden in Aufliebuug derjenigen Sulpicischen Gesetze, 
welche der Volkstribun P. Sulpicius mit Gewalt durchgesetzt 
hatte, nachdem er den einen Consul Sulla unter Androhung des 
To<les zur Aufhebung der angesetzten Ferien gezwungen, den 
andern Q. Pompejus verjagt hatte : diese Gesetze betrafen die 
Vertheiluug der neuen Bürger in alle Tribus und den Oberbefehl 
im Mithridatischen Kriege. *’) Zweitens sollte in Zukunft der 
Volksversammlung nur das vorher im Senate Berathene und Be- 
schlossene zur Bestätigung vorgelegt, die Volksversammlung 
selbst nur nach Centurien berufen, also nur von Consuln oder 
Prätoren geleitet werden. Dies, sagte Sulla, sei die ursprüngliche, 
vom Könige Servius Tullius angeordnete Verfassung, welche all- 
mälig durch die Volkstribunen geändert worden sei. Natürlich 
ergab sich daraus eine grosse Verminderung der tribunicischen 
Macht, welche Sulla auch durch andere Bestimmungen beschränkte. ') 



a) App. bell. civ. 1, 59. 

b) App. bell. civ. I, 56 und 59 extr. 

c) App. 1. 1. sagt ausdrücklich Tro),/,'* -re äXX« vf,« -<üv 5T,(jLdp);iuv op/Tj« 

TupavvixfjC pdXiOTo YrTt>r,(itvT){ rspicX'ivTtc. 
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Dennoch blieb dieselbe grösser als sie später nach Sullas zwei- 
ter, wirklich durchgeführter Staatsverfassung war. Namentlich 
blieb den Tribunen die Befugniss, gegen die Beschlüsse der Cen- 
turiatcomitieu Einspruch zu thun*) und in Tributcoraitien über 
den Schutz Einzelner Beschlüsse zu fassen. Als im J. 87 nach 
der Abreise Sullas die von ihm Geächteten zurückkehren wollten, 
Hessen die Tribunen den Volksbeschluss fassen, die Aechtung 
von C. Marius und den übrigen Geächteten sollte ungültig sein ”) : 
sie mussten also die Macht haben, selbst die Beschlüsse der 
Ceuturiatcoraitien, sobald es sich um einzelne Personen handelte, 
aufheben zu dürfen. Aber die gesetzgebende Gewalt hatten die 
Tribunen und die Tributcomitien verloren und auch über andere 
Sachen, welche noch in ihrer Befugniss lagen, durften sie nur 
mit Bewilligung des Senates beschliessen, welche in dem eben 
angeführten Falle zwar von Appian nicht erwähnt wird, aber 
sicherlich ertheilt worden war. Ausser diesen allgemeinen Be- 
stimmungen über die Staatsgewalten beschloss Sulla im J. 88 
drittens eine Vermehrung des Senates vorzunehmen. Schon seit 
lange hatte man dies Bedürfniss gefühlt: der Senat zählte zu 
wenig Mitglieder und besass deshalb nicht Familien Verbindungen 
genug unter der Bürgerschaft, um sein Ansehen aufrecht zu er- 
halten. ‘) Sulla bestimmte, dass dreihundert der wohlhabendsten 
Bürger mit einem Male in den Senat aufgenommen werden 
sollten. 

Diese letzte Bestimmung, welche in derselben Stelle und in 
•gleicher Weise wie die übrigen Staatsveränderungen Sullas von 
Appian erwähnt wird, hat einen Theil der neueren Gelehrten 
bewogen, seine ganze Nachricht in Zweifel zu ziehen. Denn der 
Senat ist im J. 88 v. Chr. nicht vermehrt worden: er blieb so 



a) Dies beweist App. bell. civ. I, 64, wo im Anfänge des Jahres 87 
V. Chr. der grössere Theil der Volkstribunen gegen das Gesetz, wodurch 
die neuen Bürger in die Tribus vertheilt werden sollten, Einsprache thut. 

b) App. de bell. civ. I, 70 xai cböüc ol Si^papyot ttjv (poY»jv airiji te 
xal Äocii äX/.oi xara üoi.Xav oTtaTov i;eXX|Xav-o, iitr^tfilaavTo XtXoohat. 

C) App. 1. 1. xaTD,c|av äj TO ßooXeuTi^piov . (iXi^avSpiuirdTaxov trj t(5tc 
päXtora ov xai rapä toöt’ E'jxatasppdvTjTov, ahpiio'Jt ex täv dpioTtuv avSpüiv 
Tpiaxoa(o'j{. 
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schwach wie er gewesen war und wurde erst 81 v. Chr. während 
Sullas Dictatur durch eben jene Zaiil von dreihundert Rittern 
ergänzt. Man schloss also, wie diese Nachricht auf einer Ver- 
wechselung mit Sullas späteren Einrichtungen beruhe, so seien 
auch die übrigen auf eine Aenderung der Verfassung bezüg- 
lichen Anordnungen erst während seiner Dictatur erfunden 
und durchgeführt worden. Indessen Appians Nachricht ist 
bestimmt, sowohl über die Vermehrung des Senates wie über 
die Beschränkung der Tribunen und der Volksversammlungen: 
er erzählt sogar später zum Jalire 87, als die Volkspartei unter 
dem Consul L. Cinna und unter C. Marius Rom erobert hatte, 
es seien die unter Sullas Consulate gegebenen Gesetze abgeschafft 
worden.*) Darunter kann man nur die Verfassungsgesetze ver- 
stehen ; die von Sulla bewirkte Aufhebung der Sulpicischen Ge- 
setze kann nicht selbst ein Gesetz genannt werden. Appian 
giebt den Zeitpunkt, wo Sullas damalige Einrichtungen nach 
dem Bestehen weniger Monate wieder aufgehoben wurden, genau 
an : er kann sich nicht geirrt haben, wird überdem durch eine 
kurze Bemerkung, welche uns aus Livius’ Geschichtswerke er- 
hidten ist**), sowie durch die Nachrichten über Sullas spätere 
Massregeln“) bestätigt. Dass die andern, wenig ausführlichen 
Schriftsteller, welche wir über diesen Zeitraum haben, von so 
voi'übergehenden Gesetzen schweigen, ist nicht zu verwundern. 

Auftällend ist nur, dass wir von den dreihundert damals 
durch Sulla in den Senat aufgenommenen Römischen Rittern 
nichts hören; dies müsste der Fall sein, wenn sie wirklich in 
den Senat eingetreten und dann von den Marianern wieder aus- 
gestossen worden wären. Man muss daraus schliessen, dass 
dieses Gesetz, wenngleich eingebracht und vom Volke bestätigt, 
doch nicht zur Ausführung kam. Dies konnte verschiedene 
Gründe haben: am wahrscheinlichsten ist es, dass Sulla auch 
die Schwurgerichte in den Kreis seiner Umgestaltungen zog. Sie 
waren bisher immer ein Gegenstand des Streites zwischen dem 



a) App. bell. civ. I, 73 dvaxpoKal täv ItiI SuXXa tzSivituv vdpuuv. 

b) Liv. per. LXXVIl L. Sulla civitatis statum ordinavit. 

c) S. unten S. 303. 
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Senate und der Volkspartei gewesen, wir haben sogar Tacitus’ 
Zeugniss, dass sie es beim Kampfe zwischen Marius und Sulla 
gewesen seien.") Dennoch geschieht ihrer von Appian keine Er- 
wähnung: ich glaube, sie liegt in seiner Nachricht von der 
Vermehrung des Senates. Denn alle Grundzüge der später von 
Sulla ausgeführten Aenderungen finden sich schon in diesem 
ersten Versuche einer Wiederherstellung der alten Römischen 
Verfassung, die Beschränkung der Tribus und der Tribunen, die 
Erhebung des Senates. Es ist wabrscheinlicb, dass Sulla schon 
88 V. Ohr. beabsichtigte, die Schwurgerichte so zu gestalten, 
wie es später ausgeführt wurde, d. h. sie dem aus dem Ritter- 
stande vermehrten Senate zurückzugeben, und in diesem Sinne 
sein Gesetz über die Ergänzung des letztem gab. Dann erklärt 
sieb, wie dasselbe nicht zur Ausführung kam. Im Jahre 88 
herrschte von Anfang an grosse Unruhe. Es ist zweifelhaft, ob 
die nach dem Plautischen Gesetze von den Tribus zu erwählen- 
den Geschworenen wirklich erwählt wurden: der Kampf um die 
Einreihung der neuen Bürger in die Tribus nahm alles Interesse 
in Anspruch, die dazu nöthige Volksversammlung konnte, weil 
die Consuln stets Feiertage ansagten’’), nur mit Gewalt durch- 
gesetzt werden. Von dieser Abänderung der Tribus hing die 
Geschworenenliste ab und die Volkspartei selbst mochte deren 
Wahl bis nach der Beendigung des weit wichtigeren Gesetzes 
über die Tribus verschieben. In diesem Falle kamen für das 
Jahr 88 keine Schwurgerichte zu Stande. Aber angenommen, 
sie seien zu Stande gekommen irnd die Geschworenenliste von 
der Volkspartei nach dem Durchgehen des Sulpicischen Tribus- 
gesetzes beibebalten worden, so herrschte während des übrigen 
Theiles des Jahres 88 v. Ohr. das Kriegsrecht. Sulla, der die 
Abneigung des Volkes und der Ritter in so vielen Dingen merkte, 
kann ein Gericht über Beamte zunächst nicht zugelassen haben. 
Es ist glaublich, dass er es machte, wie es öfter Urheber von 
Richtergesetzen vor ihm gemacht haben.') Er bestimmte, dass vom 



a) Tac. Ann. XII, 60 an den oben S. 68 und 128 augcfülirten Stellen. 

b) App. bell. civ. I, 55. 

c) S. oben S. 191. 
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nächsten Jahre an die Gerichte an den durch Ritter ergänzten Senat 
übergehen, die Wahl dazu also auch erst 87 v. Chr. stattfinden 
sollte. Dann gelangte sein Gesetz nicht zur Ausführung. Denn 
er ging noch während seines Consulates nach Capua*) und von 
dort alsbald im Anfänge des nächsten Jahres nach seiner Pro- 
vinz. Unter den neuen Consuln aber fing sogleich der alte Streit 
wieder an, da D. Cinna unmittelbar nach seinem Amtsantritte*’) 
trotz seines Eides die Anordnungen Sullas zu ändern begann. 
Dass unter diesen Umständen dieselben nicht zur vollen Ausfüh- 
rung gelangten und namentlich die Ergänzung des Senates nicht 
geschah, ist natürlich. 

Während Sullas kurzer Herrschaft in Rom wurde zuerst 
der Anfang gemacht mit blutiger Verfolgung politischer Gegner. 
Verschieden davon war das Verfahren bei den Aufständen der 
beiden Gracchen und des Appulejus Saturninus gewesen. Diese 
selbst und ihre unmittelbaren Genossen waren, als sie mit den 
W'affen in der Hand kämpften, erschlagen worden'); wer dem 
Tode bei der Unterdrückung des Aufstandes entgangen war, 
wurde später vor die gewöhnlichen Gerichte gestellt, die, wenn- 
gleich streng und rücksichtslos, sich doch in gesetzlichen Formen 
bewegten. Auch Sulla beobachtete dieselben im Jahre 88. Als 
er nach dem nächtlichen Kampfe Sieger geblieben war, hatten 
sich die Häupter der Gegenpartei geflüchtet. Vor das Schwur- 
gericht, das über zweifelhafte Fälle entscheiden sollte, gehörten 
sie nicht; denn ihre Schuld war offenbar. Sulla hätte sie, da 
die Umstände eine ausserordentliche richterliche Gewalt verlang- 
ten und der Senat ihm dieselbe sicherlich gern übertragen hätte, 
vor sein Gericht laden und als auf der That ertappt verurtheilen, 
sogar tödten lassen können. Dies war streng, aber gesetzlich, 
wie die Hinrichtung der Gatilinarischen Verschworenen durch 
Cicero beweist.'*) Indessen der Hauptschuldige unter ihnen war 
P. Sulpicius und er war noch Volkstribun. Ueber ihn hatte nur 

a) App. bell. civ. 1, 64 init. 

b) Plut. Süll. 10 Ttotpala^oüv tt)V äp/ljv xa xaStsTttixa 

•xivtlv. 

c) Man vergl. Bd. I, 2, 388. 

d) S. Bd, I, 2, 397 flgd. 
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Has Volk gesetzliche Gewalt.*) An dieses also musste Sulla 
sich wenden. Er trug zuerst die Sache im Senate vor: dieser 
erklärte die Angeklagten, den Tribunen P. Sulpicius und eilf 
seiner Genossen für Feinde (hostes), weil sie gegen die Consuln 
die Waffen ergriffen und die Sclaven zur Freiheit aufgerufen 
hätten.'’) Mehr konnte der Senat nicht thun, eine eigentliche 
Bestrafung nicht vornehmen, und keiner der alten Schriftsteller, 
so kurz sie sich auch fassen, legt ihm dieselbe bei.') Indessen 
sie folgte unmittelbar. Denn Sulla, gestützt auf den Senats- 
beschluss, dessen er eigentlich nicht bedurfte, den er vielmehr 
nur eingeholt zu haben scheint, weil er ihn fortan als nothwen- 
dig für eine Volksversammlung erklären wollte, berief darauf 
Centuriatcomitien : in ihnen wurden alle zwölf Angeklagte ge- 
ächtet. Das Gesetz, welches die Aechtung aussprach, war nicht 
strenger als gewöhnlich. Es wurde Jedem erlaubt, die Geächteten 
zu tödten oder sie vor die Consuln zur Bestrafung zu bringen: 
ihre Güter wurden eingezogen. Dass Sulla Soldaten aussandte, 
um sie zu tödten, damit that er etwas, das Jedem freistand: 
eine besondere Belohnung wurde für die Mörder nicht ausgesetzt. 
Nur auf Marius’ Kopf wurde ein Preis gesetzt“), wahrscheinlich 
durch das Aechtungsgesetz. Die allgemeine Einführung einer 
Belohnung war eine Neuerung bei den späteren Proscriptionen.') 

Sulla liess über die zwölf Angeklagten das Volk abstimmen. 
Dies ergiebt sich aus den Ausdrücken, in welchen die Schrift- 
steller davon erzählen; es sind die für die Volksabstimmungen 
gebräuchlichen. ') Man erkennt es auch aus ihrer schon im fol- 
genden Jahre eingetretenen Begnadigung. Die Geächteten ent- 
gingen bekanntlich bis auf P. Sul{)icius dem Tode, es gelang 



a) Vergl. Bd. I, 1, 207. 

b) Diese Gründe fülirt App. bell. civ. 1, 60 au. 

c) Bei Liv. per. LXXVII heisst es nur ex qua (factione Sulpicii) duo- 
decim a senatu hostes, iuter quos C. Marius pater et filius, iudicati sunt. 
Plut. Süll. 10 X'iXXat 5c TTjv ßouXjjv xaT«YaYÜ)v x«Tai}<T,!fiCcTai öavaxov 
aiToO TE .Maptou xal iXf^tuv äXXiuv. 

d) Plut Süll. 10. 

e) So sagt App. bell. civ. I, 95. 

f) App. bell. civ. 1, 60 TtoXepiouc 'Ptupalujv clvai; Plut Sulla 

10 an der eben angeführten Stelle. 
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iiinen sogar rait Hülfe des Consuls Cinna wieder zu Macht zu 
gelangen und sie belagerten Rom. Der Senat wünschte eine 
Vereinigung der Parteien und forderte namentlich C. Marius auf 
zurückzukehren. Als dieser das Aechtungsgesetz erwähnte, be- 
eilten sich die Volkstribunen, die Aechfung gegen ihn und seine 
Genossen aufzuheben. Der Consul Cinna rückte in die Stadt*) 
und veranlasste einen Senatsbeschluss darüber, die Volkstribunen 
Hessen dann die Tributcomitien abstimmen "), während deren 
Abstimmung Marius einzog.') Beschlossen war also die Aech- 
tung durch Centuriatversammlung, aufgehoben wurde sie durch 
die Tribus. Wir haben öfters bei Processen diesen Wechsel 
zwischen Centuriat- und Tributcomitien bemerkf): beide stellten 
das Volk dar und abgesehen von dem einen Falle, wo bei zwei- 
felhafter Schuld die Centuriatcomitien zur capitalen Verurthei- 
lung eines Bürgers nothwendig waren, standen beide einander 
gleich. Jeder der höheren Beamten kann Jeden vor dem Volke 
belangen; dies ist bei den Tribunen und Aedilen, welche sonst 
keine Gerichtsbarkeit besitzen, das von uns sogenannte ausser- 
ordentliche Verfahren, bei den curulischen Beamten das auch 
nach dem ordentlichen Processe vorgeschriebene Provocations- 
verfahren. Unter Sullas Consulate bestand noch die Eigenthüm- 
lichkeit, dass nach dessen neu gegebenem Gesetze zu jeder vor 
dem Volke erhobenen Anklage ein Senatsbeschluss nöthig war, 
den man sich ähnlich zu denken hat, wie denjenigen, welcher 
einst vor der Gesetzgebung der zwölf Tafeln zur Einleitung der 
Anklage eines Volkstribunen gegen einen Patricier erforderlich 
gewesen war.') Eben dieser Senatsbeschluss sollte auch wohl 
eingeholt werden im J. 87, als auf Antrieb des Consuls Cinna 
ein Volkstribnn M. Vergilius den bei seinem Heere befindlichen 



a) Veil. II, 2t sed prior ingressus Cinna de recipiendo Mario legem 

tulit. 

b) App. bell. civ. I, 70 xcti eüböj ol 67j(jiap-/(u xr/v 'J'Jxui xe xat 

Saoi iXX'ji xat'i XiXXav uraxov t^EXy^Xavro XcXiahai. 

c) Plut. Mar. 43. 

d) Man sehe Bd. 1, 2, 233. 

e) S. Bd. 1, 1, 271. 
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Proconsul L. Sulla anklagen wollte“), und dies ist der Grund, 
weshalb wir diesen Versuch eines Processes nicht in unser Ver- 
zeichniss der vor dem Volke geführten Capitalprocesse aufge- 
nomiuen haben.'’) Es blieb ein Versuch. Denn Sulla, ohne 
sich um die Anklage zu kümmern, zog mit seinem Heere nach 
Asien. 

Die Volkspartei unter C. Marius und L. Cinna verfuhr im 
J. 87, als sie sicli Roms bemächtigt liatte, grausamer und form- 
loser. Die Stadt war genommen, der Widerstand erloschen. 
Dennoch wurden nacli Kriegsrecht der eine Oonsul, L. Octavius, 
sowie zahlreiche Führer seiner Partei, getödtet. Nur gegen Sulla 
allein scheint eine Art von gerichtlichem Verfahren stattgefunden 
zu liaben. Er soll für einen Staatsfeind (hostis) erklärt worden 
sein“), wahrscheinlich durch einen Senatsbeschluss und darauf 
folgende Volksabstimmung. Das Gesetz war strenger als das 
frühere Aechtungsgesetz : es wurden nicht nur Sullas Güter ein- 
gezogen, sondern auch sein Haus zerstört, seine Frau und un- 
mündigen Kinder verfolgt. Erst nachdem der Rachedurst der 
einst besiegten, jetzt siegreichen Partei gestillt war, begannen 
wirklich gerichtliche Anklagen nach alter Sitte durch die Volks- 
tribunen vor dem Volke.“*) Aber, als Sulla im J. 83 gegen 
Rom rückte und viele Senatoren sich ilim anschlossen, erneute 
Carbo gegen sie das gerichtliclie Verfahren, wie gegen offenbare 
Verbrecher: er liess durch das Volk Metellus und alle Anhänger 
Sullas als Staatsfeinde ächten.®) Indessen es gehört nicht zum 
Criminalrechte, die Gewaltthätigkeiten , zu welchen politische 
Leidenschaft in immer gesteigertem Maasse verführte, näher zu 
verfolgen : es kam nur darauf an, den Zusammenhang, in welchem 
sie mit dem Rechte stehen, anzugeben. 

Als Sulla nach glückliclier Beendigung des Mithridatischen 
Krieges den Kampf gegen seine Gegner begann, übte er, wie 

a) Cic. Brut. 48, 179 M. Vergilius qui tribuDus plcbis L. Sullae impe- 
ratori dicm dixit; Plut Sulla 10 extr. 

b) S. Bd. 1, 2, 354. 

c) App. bell. civ. 1, 73. Vergl. c. 77. 

d) S. Bd. I, 2, 354. 

e) App. bell. civ. I, 86 Kcipßmv ii — M^teXXdv tt xal tobt äXXous, 
Äsoi ÄvTct oiTtö TTj{ ßouXfjj Toj üXXa ouvr|Oav, IJ/TjSfiCcvo tlvai zoXtplo'Jt. 
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diese, ebenfalls Kriegsrecht: als ob ihm die unumschränkte Ge- 
walt über Alle und über Alles übertragen sei, verhängte er 
Todes- und Vermögens- und Ehrenstrafen. Die Proscriptionen 
wurden von ilim begonnen, ehe er irgend eine gesetzliche Ge- 
walt dazu erhalten : er hatte damit das Krieg.sreclit in eine Art 
System gebracht. Mit dem Rechte stehen dieselben in keiner 
Verbindung, sie widersprechen sogar der alten Römischen Sitte 
auf das stärkste: erst spätei-, als sie der Hauptsaclie nach been- 
det waren, erfolgte ihre Bestätigung durch ein Gesetz. Es war 
eine neue Eiuriclitung, dass die Namen der Geäcliteten öffent- 
lich ausgestellt wurden, dass dem Mörder eines Geächteten 
eine Belohnung aus dem Staatsschätze gezahlt wurde*), ebenso 
wie denen, welche ihn anzeigten. Die dritte Abweichung von 
der alten Rechtssitte ‘’), dass aucli die Kinder der Geächteten be- 
straft wurden, kam erst später durch ein Gesetz zur Ausführung. 
Freilich bemühte sich auch Sulla, seinen Anordnungen die Form 
der Gesetzlichkeit zu verschaffen. Appian berichtet, naclidem 
er von den Kämpfen in Italien und den Proscriptionen erzählt, 
Sulla hätte in der Stadt Rom alles nacli Belieben eingerichtet 
und dabei so wenig Widerstand gefunden, dass man vielmehr 
durch V'olksbeschluss alles, was er als Consul und als Procousul 
gethan hatte, für gültig erklärte und ihn der Verantwortung 
überhob.') Dies ist eine wichtige Nachricht: sie wird durch 
eine andere, uns zufällig erhaltene Andeutung bestätigt. In einer 
Rede gegen M. Antonius erakhlt Cicero von der Unterredung, 
welche im J. 82 zwisclieu Sulla und dem ihm gegenübersteheii- 
den Consul L. Scipio zwischen den Städten Cales und Teanum 
stattfand. Er sagt, sie hätten über das Ansehen des Senates, 
über die Abstimmungen des Volkes, über die Verhältnisse der 
neuen Bürger Gesetze und Bedingungen unter einander aufge- 
stellt. ‘‘) Man erkennt daraus, dass Sulla von seiner Landung 



a) Plot. Süll. 31; Cat. min. 17; Vellei. 11, 28; App. bell. civ. 1, 95. 

b) Vergl. Bd. 1, 1, 292 bei der Erzählung von Sp. Cassius’ Processe. 

c) App bell. civ. I, 97 ta 5 iv tkJXii xalkircaTO Sr.avTa if’ eooToO 

xo9’ Sv ißci'iXtTO xp^Ttov. — ot *al ::ötvxa Ssa SupxTjcicv 6 intaxe'iuiv 

xt xa'i dvüuTtaxe'ituv. xal dveutluva li)/7j<pi<|ovxo etvat. 

d) Cic. Phil. Xll, 11, 27 Sulla cum Scipione iuter Cales et Teanum, 
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in Italien an die Forderung stellte, es sollten die von ihm im 
J. 88 gegebenen Gesetze über die Verfassung angenommen wer- 
den. Der Consul Scipio willigte wabrsclieinlich darein, während 
Sulla seinerseits die Gleichberechtigung der neuen Bürger an- 
erkannte. Indessen Scipios Partei hielt den Vertrag nicht und 
es bedurfte langer Kämpfe, ehe Sulla als Sieger seine anfäng- 
lichen Forderungen durchsetzen konnte. Es siud damals, wenn 
mau den Ausdruck Applaus genau fasst, mehrere Senats- und 
Volksbescblüsse gefasst worden; die Bedeutung derselben war 
eine doppelte. Erstlich wurden die Proscriptionen, welche Sulla 
auf eigne Hand nach Kriegsrecht begonnen hatte, für gesetzlich 
erklärt“), zweitens wurden diejenigen Gesetze, durch welche er 
während seines Consulates die Verfassung geändert hatte, wie- 
der hergestellt. Alles in der Zwischenzeit von der Volkspartei 
Angeordnete wurde aufgehoben und durch Anknüpfung an die 
sechs Jahre vorher erlassenen Gesetze der Zusammenhang des 
Staatsrecbtes geschaffen. Schon am Ende des Jahres 82 v. Chr. 
wurde durch Senats- und Volksbeschluss die neue Verfassung, 
welche fortan gelten .sollte, eingeführt, die Macht der Volks- 
tribuneu beschränkt, die des Senates und der curulischen Beamten 
erhöht, die Scliwurgerichte, wie sie vielleicht noch iin Anfänge 
des Jahres bestanden hatten, aufgelöst. 

Man erwartete allgemein, Sulla würde sich mit dieser ge- 
setzlichen Einführung begnügen und die weitere Entwickelung 
der Verfassung der Zeit überlassen: als er beim Senate den 
Antrag stellte, einen Zwisclienkönig zu ernennen, dachte man, 
dies gesdiehe Behufs der Consul wählen für das J. 81 v. Chr.'>) 
Indessen Sulla erkannte, dass das Aufstellen der neuen Ver- 
fassung allein nicht genüge: sie musste durch eine unumschränkte 
Gewalt in Gang gebracht werden. Deshalb hiess er den Zwi- 



cum alter nobilitatis üorem, alter belli socios adhibuisiiet, de auctoritate 
senatus, de suSragiig populi, de iure civitatis legcs intcr se et coiidicioneg 
contuleruat. 

a) Plut. Süll. 33 drückt dies so aus 8’ oiTtjt nävuov i8tia 

T<üv y*Tov<1tuiv. 

b) So sagt App. I, 98 ptv 81j (ßo'jXij) OöaXipiov OXaxxov ctXtTO, 
iXitlaaaa u^tätouv npoTtST^ststlai ytipoTovfav. 
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schenkönig L. Valerius Flaccus ein Gesetz bei den Centuriat- 
comitien beantragen über die AVahl eines Dictators. Dieser konnte 
nach alter, wenngleich seit 120 Jahren unterlassener, Sitte durch 
den Senat allein ernannt werden; allein bei Sulla handelte es 
sich um die AVahl eines Dictators mit den ausgedehntesten Voll- 
machten, wie sie die früheren nicht gehabt hatten"), auch um 
die AVahl auf unbestimmte Zeit bis zur A^ollendung der Ab- 
fassung: um einen solchen Dictator zu ernennen, dazu bedurfte 
der Senat eines besonderen Gesetzes. Es ist dies das Valerisclie 
Gesetz.'^^) Cicero schilt auf dasselbe öfters, er nennt es ungerecht 
und unähnlich einem Gesetze, aber er gesteht, dass es in der 
Noth der Umstände eine Entschuldigung tindef'), und dass Sulla 
die Formen des Rechtes gewahrt hat. Der Inhalt dieses Ge- 
setzes war ein allgemeiner: es schrieb nicht vor, was Sulla im 
Einzelnen thun sollte; darauf kam es weder au noch wollte der- 
selbe eine solche Beschränkung. Es bezog sich erstens auf die 
unbestimmte Dauer der Dictatur, sodann darauf, dass Sulla 
Macht über den ganzen Staat haben sollte, und dies letztere war 
nach Römischer Sitte durch Aufzählung aller Fälle, in welchen 
er eine Entscheidung treffen konnte, ausgedrückt. Es biess, er 
soUe das Recht haben am Leben zu strafen, Vermögen einzu- 
ziehen, Colonien auszuführen, Städte zu gründen und zu ver- 
wüsten, Könige ein- und abzusetzen'); zuletzt wurde noch zu- 
sammenfassend binzugefügt. Alles, was er thäte, sollte gültig 
sein.“) 

Es ist die Frage, wie Sulla diese Alles umfassende Voll- 
macht benutzte. Alles, was er that, war gesetzlich; dennoch 
brauchte nicht alles, was er anordnete, Gesetz zu heissen, wenn- 



a) Vergl. Bd. I, 2, 14. 

b) Cic. de leg. agr. 111, 2, 5 Omuium Icgum iniquissimam dissimilli- 
mamque legis esse arbitror eam, quam L. Flaccus interrex de Sulla tulit, 
ut omuia, quaecunqne ille fecisset, essent rata. — Est iuvidiosa lex, sicuti 
dixi, verum tarnen habet cxcusationem ; non cniln videtur hominis lex esse, 
sed temporis. Vergl. Cic. de leg. 1, 15, 42. 

C) Plut. Süll. 33 Jtpöc to piXXov (ii)<r]!p(oftq) i;ouoi'a ilavdxo'j, 5r,- 
(jLcjseux, xXqpo’j-y^Köv, xt(o£u){, -opöVjaeiuj, d'feXioÖat ßaaiXetav xa'i ip ßoi- 
XotTo yapfaaoöat. 

d) Cie. de leg. agr. 111, 2, 5 au der eben angeführten Stelle. 
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gleich es die Kraft eines Gesetzes hatte. Wie in der Kaiserzeit 
die Verordnungen der Kaiser Gesetzeskraft haben, aber nicht 
Gesetze genannt werden, ebenso war es bei Sulla. Wo wir da- 
her ausdrücklich Cornelische Gesetze genannt finden, da müssen 
wir aunehmen, hat Sulla trotz seiner Allgewalt einen Volks- 
beschluss herbeigeführt. So geschah es alsbald nach dem Beginne 
seiner Dictatur mit der Proscription. Er gab darüber ein Gesetz. 
Cicero thut zwar, als ob er nicht recht wisse, ob es Valerisches 
oder Cornelisches Gesetz zu nennen sei ; aber dass es von Sulla 
selbst herrührte und nur auf dem Grundsätze des Valerischen 
Gesetzes beruhte, ergiebt sich daraus, dass es den ersten Juni 
des Jahres 81 v. Clir. als letzten Termin der Proscription fest- 
setzte, eine Beschränkung, welche Valerius Flaccus nicht auf- 
stelleu konnte.*) Ebenso gab es ein besonderes, von dem Volke 
auf Sullas Vorschlag angenommenes, Gesetz über die damals 
gegründeten Colonien. Denn es ist dabei ausdrücklich von einem 
Gesetze die Rede und es werden einzelne Bestimmungen daraus 
angeführt, wie sie der Zwischenkönig nicht trelfen konnte.*') 
Auf gleiche Weise also gab Sulla auch über die Criminalgerichte 
besondere Gesetze : wir begegnen diesem Namen vielfach. Anderes 
ordnete er selbständig, ohne das Volk zu Rathe zu ziehen, an. 

Indessen die neue Staatsverfassimg bedurfte der Zeit zu 
ihrer Ausführung: noch mehr Zeit gehörte dazu, um die von der- 
selben abhängige Crimiualgerichtsbarkeit in Gang zu bringen. 
Zudem galt das Proscriptionsgesetz bis zum ersten Juni des J. 
81 v. Chr. und während dieses Ausnahmezustandes konnte es 
nicht ordentliche Criminalgerichte geben. Ferner waren die 
richterlichen Beamten vielfach in Italien, das zum Theil noch im 
Aufstande war, nöthig. Ich glaube deshalb nicht, dass die neue 
Gerichtsverfassung schon am ersten Juni 81 v. Chr. in Wirk- 



a) Cic. p. Rosa Amer. 43, 125 Verum hoc quacro: qui potueruot ista 
ipsa lege, quae de proscriptione est, sive Valeria est sive Cornelia (non 
enim novi nec scio) verum ista ipsa lege bona Se.x. Roscii venire qui po- 
tuerunt? § 128 Opinor enim esse in lege, quam ad dicm proscriptiones 
venditiouesque fiant, Kalendas lunias. 

b) Cic. de leg. agr. 111, 2, 6 und 8. Man vergl. den schol. Gronov. 
Cic. p. 435 Grell. 

m. 20 
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samkeit getreten ist: vielmehr fand noch ein weiterer, zwar 
milderer, aber doch ausnahmsweiser Zustand statt bis zum ersten 
Januar 80 v. Chr. Die Schwurgerichte mussten sich, weil sie 
unter der Leitung der jährlich wechselnden Beamten standen, 
überhaupt nach dem Jahresanfänge regeln : wir haben dies schon 
bei mehreren Richtergesetzen bemerkt.*) Zudem fielen auch 
nach dem ersten Juni 81 trotz des gesetzlichen Verbotes noch 
mannigfache, den Froscriptionen ähnliche Gewaltthätigkeiten vor.") 
Cicero redet in seiner Rede für Sex. Roscius, welche im J. 80 
V. Chr. gehalten wurde, die Geschworenen so an: „Ihr, die ihr 
aus der Bürgerschaft in den Senat wegen eurer Würdigkeit, 
aus dem Senate in diesen Gerichtshof wegen eurer Strenge aus- 
gewählt seid.”') Dies konnte Cicero sehr zweckmässig sagen, 
wenn er zum ersten Gerichtshöfe sprach, den es nach der neuen 
Verfassung gab; zu einem späteren nicht. Ueberdem wurden 
die Geschworenen auf die einzelnen Gerichtshöfe nicht erwählt, 
sondern erlöst. Aus diesen Gründen glaube ich, dass die Sul- 
lanische Gerichtsverfassung erst mit dem Anfänge des J. 80 
V. Chr. in Wirksamkeit trat, wenngleich die Gesetze, auf welchen 
sie beruhte, schon früher gegeben waren, die Grundsätze, nach 
denen sie geregelt wurde, sogar schon aus dem J. 88 v. Chr. 
herrührten. 



a) S. oben S. 117 flgd. und 191. 

b) Man sehe Cic. p. Sext. Rose. 43, 125 an der S. 305 augcfäbrten 
Stelle. 

c) Cic. p. Sex. Rose. 3, 8 Qui ex eivitate in senatum propter dignita- 
tein, ex senatu in hoc consilium delecti estis propter severitatem. 
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Drittes Capitel. 

SolUs Tertiissnng beruht auf der Einschränkung der tribnnicischen Macht, 
welche in dem damaligen Zustande des Staates schädlich war. Allgemeine 
Schilderung von Snilas Verfassung, ihre Schwäche. Worin die Einschrän- 
kung der Tolkstribnnen durch Sulla bestand. Sie verlieren das Recht, 
Comitien an halten, damit also das Recht der Gesetzgebung und die ausser, 
ordentliche Gerichtsbarkeit vor dem Volke. Wahl der Volkstribnnen in 
dem Senate und nur Bestätigung durch das Volk. Sie behalten das Recht, 
contiones zu halten, ferner das Recht des Httlfeleistens gegen Beamte, 
auch den Einspruch gegen Senatsbeschlässe, der aber nur anfscbiebende 
Wirkung bat Strafe der Tribunen, welche ihre Befugnisse überschreiten. 
Allmälige Aufhebung der Beschränkungen des Tribunates. Einfluss der 
Tribunen auf die Gerichtsbarkeit zur Zeit ihrer Beschränkung. Wie Sulla 
die durch die Beschränkung der Tribunen in der Verfassung entstandene 
Lücke ausflUlte. 

Die Verfassung, welche L. Sulla dem Staate gab, beruhte 
auf der Erkenntniss, dass die damals bestehende tribunicische 
Macht mit dem Wohle desselben nicht vereinbar sei. Diese Er- 
kenntniss war leicht zu gewinnen. Sulla selbst war zu seinen 
Gewaltmassregeln durch die Gesetze eines Volkstribunen ge- 
nöthigt worden, des P. Sulpicius, der nicht zufrieden mit allge- 
meinen Gesetzen gegen das Herkommen und gegen die Billig- 
keit aus leidenschaftlichem Hasse ihm den Oberbefehl gegen 
Mitliridates genommen und seine persönliche Sicherheit bedroht 
hatte. Ein früherer Aufstand war durch Appulejus Saturninus 
erregt worden, der durch oflfenbare Gewaltthätigkeiten den Staat 
und seine rechtmässigen Behörden bedrohte; noch frülier hatten 
die durch unerlaubte Mittel durchgebrachten Gesetzesvorschläge 
der Gracchen Zwietracht und Blutvergiessen veranlasst. Selbst 
der für den Senat und den regierenden Stand kämpfende M. 
Drusus hatte seine Gewalt zur Erregung der Leidenschaften ge- 
missbraucht und sein Fall den Ausbruch des blutigsten Bürger- 
krieges herbeigeführt. Also auf beiden Seiten stehend, sowohl 
auf der Seite der Senats-, wie auf der der Volkspartei hatten 
die Tribunen Unheil herbeigeführt. Daraus musste ein Staats- 
mann der Sullanischen Zeit den Schluss ziehen, dass der Grund 
des Uebels in der tribunieischen Gewalt selbst liege und Sulla 

20 * 



Digilized by Google 




308 



Vcrdcrblicfikeit des Volkstribunates. 



konnte sich dieser Erkenntniss um so weniger entziehen, als er 
selbst durch die Unbill eines Volkstribunen auf das Schimpflichste 
betroffen worden war. 

ln der Tbat lag in den Volkstribunen von ihrer Einsetzung 
an ein den Aufruhr förderndes Element. •) Sie waren eingesetzt, 
um denselben in gesetzliche Wege zu führen und weniger zer- 
störend für die Regierung und den Staat zu machen; aber sie 
waren darauf angewiesen, dem Willen des Volkes zu folgen, 
d. h. nicht wie er sich in der gesetzlich vorgeschriebenen und 
nach bestimmten Formen versammelten Volksversammlung, son- 
dern in formlosen Zusammenkünften, in den Reden der zufälligen 
Menge äusserte und zu einer öffentlichen Meinung gestaltete. 
Dies war eine gefährliche Stellung, bei der es auch für leiden- 
schaftslose und das Beste erstrebende Männer schwer war, die 
volle Gesetzlichkeit zu wahren. Dazu kam, dass jeder Volks- 
tribun einzeln für sich dastand, nicht gebunden durch die Mei- 
nung seiner Collegen: das Schiedsrichteramt hatte bei Meinungs- 
verschiedenheit der Tribunen das Volk, die öffentliche Meinung. 
Auch die curulischeu Beamten standen einzeln und von einander 
unabhängig, aber die übrigen wurden durch die höhere Gewalt 
der Consuln gezügelt, die Consuln selbst durch den Senat ver- 
mittelt, eine Versammlung ungleich besonnener und erfahrener, 
als es das Volk ist oder sein kann. Der Gang der Staats- 
maschine beruhte also auf der Vermittelung und diese war mög- 
lich, so lange die Leidenschaften durch die Furcht vor auswär- 
tiger Gefahr oder die Erinnerung an dieselbe zurückgehalten 
wurden. Als aber Rom unbeschränkt herrschte und die Thätig- 
keit seiner Bürger sich auf die inneren Zustände richtete, trat 
mit den in mannigfache Fehler ausartenden Leidenschaften die 
Unmöglichkeit ein, die bisherige Verfassung in ruhigem Gange 
zu erhalten und die Tribunen mussten, ihrem Ursprünge gemäss, 
den Anlass zu gewaltigen Kämpfen geben. 

Man hat gesagt, Sulla habe eine aristocratische Herrschaft 
schaffen wollen und nach diesem Grundsätze die Umänderung der 
Verfassung vorgenommen. Ich finde in seinen Gesetzen zwar 



a) Mac vergleiche unsere Darstellung Bd. I, 1, 206. 



Digilized by Googid 




Sullas Veränderung der Verfassung. 



309 



als nothwendiges Ergebniss eine gesichertere Stellung der schon 
vorhandenen Aristocratie ; aber ein Streben, dieselbe an sich zu 
fördern, kann Sulla nicht gehabt haben. Es ist ein unröinischer 
Gedanke, den Staat nach gewissen, von dem Boden der that- 
sächlichen Verhältnisse abgelösten Ideen gestalten zu wollen. 
Der Staat w'ar auch in den Zeiten vor Sulla stets aristocratisch 
geblieben, die Mitglieder der Aristocratie selbst hatten unter 
einander mit den Gewalten, welche sie geschaffen und in Besitz 
genommen hatten, gekämpft: die hauptsächliche democratische 
Massregel, wodurch den unterworfenen Völkern Italiens das volle 
Bürgerrecht gewährt wurde, war, so lange es möglich w'ar, von 
dem gesammten Römischen Volke bekämpft und vou Sulla 
schliesslich angenommen worden. Sulla hat keine neue Staats- 
gewalt geschaffen, die Befugnisse keiner verändert, ausser denen 
des Tribunates. Wenn er die Zahl der Beamten vergrösserte 
und ihre Geschäftskreise veränderte, so geschah dies aus Rück- 
sichten der Zweckmässigkeit und jeder Staatsmann seiner Zeit, 
wenn er die gleiche Macht wie er besessen hätte, würde die 
Gelegenheit benutzt haben, um Massregeln, welche bei den da- 
maligen Staatsverhältnissen nöthig, aber im regelmässigen Gange 
nur schwer und langsam ausführbar waren, auf einmal als 
Dictator anzuordnen. 

ln diesem Streben Sullas, nichts an dem Herkommen zu 
ändern, sondern nur eine zum Missbrauche verleitete Staatsgewalt 
auf das gehörige Mass zurückzuführen, liegt zugleich auch die 
Schwäche seines Systems. Er wollte den Staat zurückbringen 
auf einen verlassenen Standpunkt: solche Versuche gelingen nie. 
Rom bedurfte einer neuen Idee, welche das Gute aller bestehen- 
den Einrichtungen vereinte. Nur in einem einzigen Punkte ist 
Sulla wirklich schöpferisch gewesen, im Criminalrechte. Deshalb 
haben seine Gesetze darüber Bestand gehabt, während alle übrigen 
nicht viele Jahre überdauerten. Freilich mag man ihn entschul- 
digen. Rom befand sich in einem Zustande des Ueberganges, 
wo es weder die alten Gesetze mehr bewahren, noch einer neuen 
Idee sich fügen wollte. Zudem musste es auch einem grossen 
und klaren Geiste des Versuches werth erscheinen, eine Ver- 
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fassung, bei welcher der Staat die Welt erobert hatte, durch 
Zurückführung auf ein richtiges Mass zu erhalten. 

Die Beschränkung der tribunicischen Gewalt war also das 
Hauptziel der Sullanischen Gesetzgebung, wie sie schon im J. 
88 durchgebracht worden war, aber erst 81 v. Chr. zur Aus- 
führung gelangte. Ob sich Sulla als Dictator genau an das Ge- 
setz hielt, welches er als Consul gegeben, oder es erweiterte, 
lässt sich nicht entscheiden. Denn wir kennen weder von jenem 
Gesetze mehr als seinen allgemeinen Inhalt, noch auch die An- 
ordnungen, welche schliesslich über die Volkstribunen getroffen 
wurden. Auf eine frühere Zeit des Römischen Staates konnte 
Sulla nicht zurückgehen, deshalb weil die Gewalt der Tribunen 
bis auf die Zehnmänner eine verschiedene gegen die Plebejer wie 
gegen die Patricier gewesen war : diesen Unterschied der Stände 
zu erneuern war unmöglich. Es blieb daher nichts übrig, als in 
Verboten diejenigen von den Tribunen bisher geübten Rechte zu 
bezeichnen, welche denselben fortan nicht mehr erlaubt werden 
sollten. Meist sprechen die Schriftsteller in allgemeinen Aus- 
drücken: so Cicero, Sulla habe den Tribunen die Macht genom- 
men, Unrecht zu thun, aber die. Hülfe zu bringen, gelassen*); 
Vellejus, er habe einen Schatten statt der Wirklichkeit übrig 
gelassen''); Appian, er habe der tribunicischen Gewalt, die sehr 
tyrannisch geworden, viele Befugnisse genommen, ferner, er habe 
die tribunicische Gewalt so gut wie aufgehoben und sie sehr 
schwach gemacht.*) Hieraus lässt sich nicht auf Sullas Gesetz 
schliessen. Aber w'enn Appian**) sagt, er habe im J. 88 v. Chr. 
durch sein consularisches Gesetz bestimmt, es solle fortan nichts 
mehr vor das Volk gebracht werden, was nicht vorher von dem 
Senate beschlossen worden wäre, so enthielt diese Bestimmung 



a) Cic. de leg. III, 9, 22 Quam ob rem in ista quidcm re vehementer 
Sullam probo, (pii tribunis plebis sua lege iniuriae faciendae potestatem 
ademerit, au.xilii ferendi reliquerit. 

b) Veil. II, 30 (tribuniciam potestatem), cuius Sulla imaginem sine re 
reliquerat. 

C) App. bell. civ. I, 59 noV.d xt dXXa xiit tiüv 5rj|jiäpy<uv dpyfjt, xupav- 
vixfjt paXioxa ysYSvqpLGrjs. TijpitXovxct xax^XcEav cet. und c. 100 xxiv St xuiv 
8r(päp;^u)v dp/Xjv laa xa'i dvetXev äoftevtaxäxrjv dTro<pf,va{. 
d) App. bell. civ. I, 59. S. oben S. 294. 
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eine ausserordentliche Beschränkung der tribunicischen Gewalt; 
sie brachte sie gewissermassen auf die Stellung, welche sie bis 
zu den Zelnimännern gehabt hatte. Die Tribunen hatten bis zu 
jener Zeit freie Verfügung über die Plebs gehabt, über die Pa- 
tricier nur, in so fern ihre Beschlüsse von dem Senate und den 
Patriciern angenommen wurden. Das Sullanische Gesetz, welches 
den Unterschied zwischen Patriciern und Plebejern nicht er- 
neuerte, nahm ihnen das Recht von Anträgen bei dem Volke 
überhaupt. Dies bezog sich nicht nur auf Gesetze, welche fortan 
nur vom Senate und den curulischen Beamten ausgehen sollten.*) 
Wir kennen in der That kein Gesetz, das in der Zeit von Sulla 
bis zur Wiederherstellung der tribunicischen Gewalt von Tribunen 
gegeben worden ist. Das Plautische Gesetz über die Bewilligung 
der Rückkehr an die Anhänger von M. Lepidus und Q. Serto- 
rius wird von einigen Gelehrten in jenen Zeitraum verlegt; indessen 
die einzige Zeitbestimmung, welche wir über dasselbe haben, 
weist auf die Zeit, wo die Bemühungen, die Beschränkung des 
Tribunats aufeuheben, gelungen waren*’) : man wird es in das 
J. 70 V. Chr. oder bald nachher verlegen müssen.**®) Man nimmt 
auch an, dass die Volkstribunen, welche sich bemühten, die von 
Sulla geschmälerte tribunicische Gewalt wiederherzustellen, Cn. 
Sicinius im J. 76 v. Chr.'), L. Quinctius im J. 74 v. Chr.'*)^ 
endlich M. Lollius Palicanus im J. 71 v. Chr.'), Gesetzesvor- 
schläge eingebracht haben. Wir hören jedoch nur von Reden, 



a) Liv. per. LXXXIX (Sulla) tribunorum plebis potestatcm minuit et 
omne ius legum ferendarum ademit 

b) Suet. Caes. 5 eraäldt zuerst von den Bemühungen Caesars, die Be- 
scbränkuogcn des Tribunates aufzubeben und föbrt daun fort: L. etiam Ciunae 
uxoris frati-i et qui cum eo civili discordia Lcpidum secuti post necem con- 
sulis ad Sertorium confugerant, reditum in civitatem rogatione Plotia con- 
fecit. Man vergl. Gell. Xlll, 3 und oben S. 267. 

c) Man sehe über ihn Cie. Brut. 60, 216; Pseudo-Ascou. in Cic. div. 
p. 103; Sali. fr. 11, 45 und 46; 111, 82, 8 und 83 ed. Kritz. 

d) Deber ibn sprechen Plut. Lucull. c. 5; Cic. Brut. 62, 223; Cic. p. 
Cluent c. 27 flgd.; Pseudo-Ascon. in Cic. in Verr. I p. 141; Sali, fragm. 
111, 82, 11 ed. Kritz. 

e) Man sehe über ihn besonders Cic. in Verr. 1, 47, 122 mit den Er- 
klärern; Sali, fragm. IV, 57 Kritz; Cic. Brut 62, 223; Cic. in Verr. II, 41, 
100; Pseudo-Ascon. p. 148 und 193; schol. Gronov. p. 386. 
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welche sie für die Wiederherstellung der tribunicischen Macht 
hielten, von Unterhandlungen, welche sie führten, von Gefahren, 
welche sie dabei zu bestehen hatten und in denen der erste von 
ihnen auch verurtheilt wurde*): die Wiederherstellung der Tri- 
bunen erfolgte am Ende durch ein consularisches Gesetz.*“) 
Man kann also keinen Gesetzesvorschlag anfübreu, welchen die 
Volkstribuuen in der Zeit ihrer Erniedrigung eingebracht hätten, 
und wird deshalb behaupten dürfen, sie hätten nicht das Recht 
dazu gehabt. Dies erklärt sich durch die weitere Bemerkung 
Appians*’), die Abstimmung hätte fortan nach Centurien, nicht nach 
Tribus, stattfinden, mithin nur Oenturiatcomitien gehalten werden 
sollen: in ihnen aber konnten die Tribunen nicht den Vorsitz 
führen, folglich überhaupt keine Anträge an das Volk brin- 
gen, sei es mit oder ohne Seuatsbeschluss. Die Nothwendigkeit 
des letztem wurde nur für die curulischen Beamten, die Consuln 
und Prätoren, aufgestellt. 

Mit diesem Rechte der Gesetzgebung verloren die Volks- 
tribunen aber auch das Recht einer Beaufsichtigung der Staats- 
verwaltung, welche sie bisher durch Anklagen der Beamten vor 
den Tribut- und Centuriatcomitien geübt hatten. Die Anklagen 
vor den Tribus hatten durch die Schwurgerichte einen Ersatz 
gefunden, ohne deshalb gesetzlich aufgehoben zu werden. Jetzt 
wurden sie, ebenso wie die vor den Centurien, förmlich abge- 
schafft. Es kann nicht zufällig sein, dass wir in der Zeit, wo 
Sullas Gesetze galten, von keiner Anklage durch einen Tribunen 
hören'): es war bei dem geheimen und offenen Widerstande, 
welchen die besiegte Volkspartei den Siegern entgegenstellte, 
Anlass genug dazu vorhanden. Den Vorsitz in diesen Gerichten 
vor den Centuriatcomitien hatten zwar curulische Beamte ge- 
führt; dennoch war die Gewalt der Tribunen dadurch wenig 
eingeschränkt gewesen: die Vorsitzenden mussten die Centurien 
berufen, mussten das von dem Volke gesprochene Urtheil aus- 
führen, die Tribunen batten die dem eigentlichen Termine vor- 



a) Sali, fragm. 111, 82, 8 ed. Kritz. 

b) App. bell. civ. I, 59. S. oben S. 294. 

c) S. Bd. I, 2, 355. 
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hergehenden Verhandlungen ganz in ihrer Hand gehabt.») Dies 
wurde jetzt geändert. Zuerst musste der Senat eine Anklage 
beschliessen, ganz so wie in der Zeit vor den Zehnniännern der 
Senat seine Einwilligung zur Anklage eines Patriciers geben und 
den Anklagegruud feststellen musste, dann hielt ein curulischer 
Beamter die Vorverhandlungen und am Ende den eigentlichen 
Termin abt Die Thätigkeit der Tribunen als Hauptpersonen 
war dadurch ausgeschlossen und das ganze Verfahren gewann 
den Charakter eines Provocationsverfahrens, wie es nach dem 
ältesten Römischen Rechte in zweifelhaften Fällen eingeleitet 
werden durfte. Der Grundsatz des Criminalrechtes, dass die 
höchste Entscheidung über Belohnung und Strafe eines Römischen 
Bürgers dem Volke anheimfiele, wurde gewahrt, aber den Tri- 
bunen die Ausführung genommen. Gleich nach der Aufhebung 
der Sullanischen Verfassung im J. 70 v. Chr. trat das alte Recht 
der Tribunen und Aedilen, jeden Bürger vor den Centuriatr 
comitien zu belangen, wieder hervor, ln seiner Anklagerede 
gegen G. Verres droht Cicero, er wolle, wenn er mit allen übri- 
gen Processen durchfiele, einen Perduellionsprocess vor dem 
Volke anstellen'’); damals war die tribunicische Gewalt eben 
erst in alle früheren Rechte wieder eingesetzt.') Einen mittel- 
baren Beweis giebt der berüchtigte Process gegen C. Junius im 
J. 74 V. Chr. Derselbe hatte als Vorstand eines Gerichtshofes 
bei einem Processe gegen Oppianicus sich bestechen lassen: 
wenigstens war dies der Glaube des Volkes, den L. Quinctius, 
einer der damaligen Volkstribunen, eifrig vertrat. Er wünschte 
den schuldigen Vorsitzenden zur Bestrafung zu bringen, fand aber 
dazu keine andere Möglichkeit, als ihn bei dem Prätor w'egen 
eines Formfehlers bei der Leitung des Processes zu einer Geldstrafe 
verurtheilen zu lassen."*) Hätte er das Recht der Anklage beim 
Volke gehabt, so würde dies der leichteste Weg und dabei die 
härteste Strafe möglich gewesen sein. Aber Cicero erklärt sogar 



a) Mao sehe die Schilderung Bd. I, 2, 326. 

b) Man sehe besonders Cic. in Verr. I, 5, 13. 

c) Cic. ibid. Act I, 15. 

d) Mao sehe Cic. p. Clnent. 33. 
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ausdrücklich, C. Junius hätte während seines Amtes vor kein 
C'riminalgericht geladen, erst nach Ablauf des Amtes vor dem 
Gerichtshöfe wegen Mord angeklagt werden dürfen. Er deutet 
damit an, dass Sullas Verfassung die Anklagen der Tribunen 
vor Centuriat- und Tributcomitien aufhob.'^') 

Also alle gesetzgebende Gewalt der Volkstribunen, alle 
richterliche Gewalt, welche sie sonst in ausgedehntem Masse ge- 
übt hatten, hob Sulla auf, er verbot sogar die Tributcomitien, 
in denen sie allein den Vorsitz führen konnten. Er brachte ihre 
Gewalt auf diejenigen Grenzen zurück, welche sie bei ihrer 
Einsetzung gehabt hatte. Also alle Wahlen unter der Herrschaft 
der Sullanischeu Verfassung wurden durch die Centurien voll- 
zogen. Wenn, wie es nach Sullas Absicht der Fall sein sollte, 
der Senat unbedingt herrschte, lag bei den Wahlen auch der 
niederen Beamten der Schwerpunkt der Entscheidung in den 
Händen derjenigen, welche den grössten Einfluss im Senate 
hatten, und die Form auch der Centuriatcomitien konnte man 
leicht abkürzen. Nur ein Bedenken kann man äussern. Die 
Volkstribunen selbst und die plebejischen Aedilen durften nach 
Römischer Sitte nicht in Centuriatcomitien gewählt werden: für 
sie mussten die Trihutcomitien und die Volkstribunen als Leiter 
derselben bestehen bleihen. Eine Aenderung indessen fand auch 
hier Statt. Ich beziehe hierauf eine etwas unklare Andeutung, 
welche Appian macht. Er bat von der ausserordentlichen Be- 
schränkung der Tribunen durch Sulla gesprochen, sodann von 
dessen Bestimmung, dass ein Volkstrihun später kein anderes 
Amt bekleiden durfte, wodurch er bewirkte, dass alle durch 
Ehrgeiz oder Adel hervorragenden Männer das Tribunat ver- 
schmähten : er fügt hinzu, er könne nicht genau sagen, ob Sulla, 
wie es zu seiner Zeit der Fall wäre, das Tribunat auf den Se- 
nat von dem Volke übertragen habe.“) Man versteht diese 
Nachricht dahin, Sulla habe die Bestimmung getroffen, die Tri- 
bunen sollten fortan aus den Senatoren, nicht mehr aus dem 
Volke genommen werden. Durch diese Annahme kommt man 

a) App. bell. civ. 1, 100 vml ou* l/io ootfii; tiTitiv, ci auTTjv, 

xaüi vOv ioTiv, eit xrjv ßoaXrjv inö xoj 8rj(iou ptTrjveyxev. 
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in grosse Verlegenheit.*^^) Man versteht den Grund eines sol- 
chen Sullanischen Gesetzes nicht. Wären die Tribunen mächtig 
geblieben, so hatte es einen Sinn, sie nur aus den Senatoren 
zu wählen ; da sie aber unbedeutende xMacht hatten und von den 
Ehrenstellen ausgeschlossen wurden, war es ungerecht, sie ans 
dem Senate zu wählen. Ferner, unter den Kaisern wurden, so 
weit unsere Nachrichten gehen, die Tribunen keinesweges immer 
aus den Senatoren genommen, Appian müsste sich also über 
die Sitte seiner Zeit getäuscht haben. Schon Augustus erlaubte, 
weil es an senatorischen Candidaten fehlte, auch Römischen Rit- 
tern, das Tribunat zu bekleiden, indem er ihnen gestattete, nach 
Führung desselben entweder aus dem Senate auszutreten oder 
darin zu bleiben.*) Eben dasselbe thaten spätere Kaiser*"), und 
wenngleich es an weiteren Nachrichten fehlt, ist es auf das 
höchste wahrscheinlich, dass, je mehr das Amt sank, um so 
weniger Senatoren es begehrten. Endlich würde eine solche Be- 
stimmung Sullas voraussetzen, als ob vor ihm die Sitte gegolten 
habe, dass die Tribunen nicht aus dem Senate genommen wur- 
den. Dies war aber keinesweges der Fall. Das Volk wählte zu 
Tribunen, wen es wollte, ohne Rücksicht auf den senatorischen 
Stand: nur Plebejer mussten es sein. Aus diesen Gründen 
glaube ich, dass Appian von der Wahl der Volkstribunen spricht. 
Diese hatte früher nur durch das in Tributcomitien versammelte 
Volk stattgefunden, unter den Kaisern fand sie, ebenso wie die 
<ler curulischen Beamten, im Senate statt. Sulla, vermuthet 
Appian, habe auch schon eine solche Einrichtung getroffen, dass, 
wie unter den Kaisern, die Vorwahl im Senate, die Bestätigung 
durch das Volk erfolgte. Eine solche Bemerkung musste sich 
ihm aufdrängen, wenn er einerseits die Aufhebung der Tribut- 
comitien durch Sulla, andererseits die Unmöglichkeit, Tribunen 
in Centuriatcomitien zu erwählen, bedachte. Sein Ausdruck ist 
etwas undeutlich, aber nicht undeutlicher, als wenn man an- 
nimmt, er spreche von dem Stande der Tribunen. Die Nach- 
richt Appians ist wahrscheinlich, lässt sieh indessen nur be- 

a) Dio Cass. LIV, 30. 

b) Dio Cass. LVI, 27 ; LX, 11. 
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gründen, wenn man auf das Verhältuiss der Römischen Volks- 
versammlung eingeht. 

Von ihrer Einsetzung an, noch ehe die 'rributeomitien sich 
gebildet und staatliche Anerkennung gefunden hatten, besassen 
die Tribunen das Reclit, Versammlungen der Plebs zu halten, 
um dieselbe von ihren Absichten in Kenntniss zu setzen und 
wiederum von ihr die Wünsche, welche sie durchsetzen sollten, 
zu vernehmen; jeder selbständig dastehende Römische Beamte 
stand mit dem Volke in Verbindung.*) Wenn Sulla die Tri- 
bunen überhaupt bestehen liess, konnte er ihnen diesen Verkehr 
mit dem Volke nicht untersagen : es war das Recht, eine contio 
zu halten, welches zu ihrem Charakter als Beamte nothwendig 
gehörte. Indessen bei dem plötzlichen Schlage, welcher das Tri- 
bunal getroffen, musste eine um so grössere Erschlaffung des- 
selben eintreten, je grösser früher seine Thätigkeit gewesen war. 
Dazu kam, dass alle grossen Redner umgekommen waren*’), und 
diejenigen, welche sich neu bilden konnten, strebten nicht nach 
dem Tribunate, das sie von weiteren Ehren ausschloss. Es blieb 
also der Markt einige Jahre leer von tribunicischen Volksver- 
sammlungen und das Volk entwöhnte sich davon, seinen Leiden- 
schaften freien Lauf zu lassen, wie Cicero bemerkt. ■■) Erst seit 
75 v. Chr. der Consul C. Aurelius Cotl^ um die Parteien zu 
vermitteln ''), den Volkstribunen das Recht, später andere Aem- 
ter zu bekleiden, wiedergab*), begann grössere Regsamkeit, 



a) Man vei^l. die Darstellung Bd. I, 1, 211 flgd. 

b) Cic. in Brut. 63, 227 Hic temporibus floruit iis, quibus inter pro- 
fectionem reditumque L. Sullae sine iure fuit et sine ulla dignitate res 
publica: hoc etiani magis probabatur, quod erat ab oratoribus quaedam in 
foro solitudo. 

c) Cic. p. Cluent. 40, 110 (L. Quinctius) quod rostra iam diu vacua 
locumque illum post adveutuni L. Sullae a tribunicia voce desertum op- 
presserat raultitudinemque desuefactam iam a contionibus ad veteris con- 
suetudinis siinilitudinem revocarat, idcirco cuidam hominum generi paulisper 
iucundior fuit. Atque idem quanto iu odio postea suis illis ipsis fuit, per 
quos in altiorem locum ascenderat! 

d) C. Licinius in seiner Rede bei Sali, fragm. III, 82, 8 sagt : C. Cotta 
ex factionc media consul. 

0 ) Cic. p. Cornel. p. 78 Orcll. (nobiles) inimicissimi C. Cottae fuerunt, 
quod is consul paulum tribunis plebis non potestatis, sed dignitatis addi- 
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besonders durch L. Quinctius, der noch dazu in den Bestechun- 
gen, welche in einem Processe gegen Oppianicus vorgefallen sein 
sollten, einen willkommenen Vorwand fand. Es folgten bald 
andere Tribunen, welche die alte politische Tliätigkeit, soweit 
es bei Sullas Gesetze möglich war, erneuerten. Indessen dass 
auch schon früher, als die Beschränkung der Tribunen vollstän- 
dig galt, ihr Recht Contionen zu halten bestand, beweist das 
Beispiel des Tribunen Cn. Sicinius vom J. 76 v. Chr., welcher 
die beiden Consuln Cn. Octavius und C. Scribonius in einer 
solchen contio zum Halten einer Rede aufgefordert, oder, wie 
es Lateinisch heisst, vorgeführt haben soll.*) Nur der gesetz- 
mässige Vorsitzende*’) hat das Recht, in derjenigen Versammlung, 
welche er leitet, das Wort zu ertheilen.*^) 

Die ursprüngliche Thätigkeit der Tribunen hatte in dem 
Einsprüche gegen alle Handlungen der curulischen Beamten be- 
standen, in der Hülfeleistung an Bedrängte. Sulla konnte die- 
ses Recht weder aufheben, da er damit das ganze Wesen des 
Tribunates zerstört haben würde, noch ungeschmälert bestehen 
lassen, da er sonst die Handhabe zur baldigen Wiedererwerbung 
aller Macht geboten haben würde. Dass Sulla so handelte, ist 
bezeugt. Cicero erzählt*), im J. 74 sei ein Tribun des vorher- 
gehenden Jahres Q. Opimius um Geld gestraft worden, weil er 
gegen das Coruelische Gesetz Einspruch gethan hatte. Mithin 
gab es Fälle, in denen Sulla den Einsptucli verboten hatte. 
Man nimmt an, er habe die Hülfeleistung an Einzelne gestattet, 
dagegen sonstigen Einspruch verboten, und beruft sich für diese 
Meinung auf Ciceros Worte, er habe den Tribunen die Macht, 
Unrecht zu thun, genommen, dagegen die Macht Hülfe zu bringen, 



dit, wozu Asconius die Bcmerkuug macht: llic Cotta, ut puto, legem tulit, 
ut tribunis plcbis liccret postea alios magistratus capere, quod lege Sullae 
iis erat ademptum. Vergl. Ascon. in Corn. p. 66 (Sali, fragm. II, 51 Ifritz). 
Sali, fragm. 111, 82, 8 0. Cotta-iura quaedam tribunis plebei rcstituit. 

a) Cic. Brut. 60, 217 (Cu. Sicinius) cum tribunus plebis Curionem et 
Octavium consules produxisset Curioque u. s. w. 

b) Mau sehe Bd. 1, 1, 232 flgd. 

c) Cic. in Verr. 1, 60, 155 Petita multa est apud istum praetorem a 
Q. Opimio, qui adductus est in iudicium, verbo quod, cum esset tribunus 
plebis, intereessisset contra legem Corneliam. 
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gelassen.*) Dieser Unterschied ist schwer dnrchzuführen : ein 
Gesetz äussert sich immer an Einzelnen und die Tribunen haben 
daher, da sie anfangs unzweifelhaft nur das Recht, einzelne 
Plebejer gegen die Gewalt der Patricier zu schützen, erhalten 
hatten, sehr bald ein allgemeines Einspruchsrecht erworben. 
Dies Recht war viel zu ausgedehnt, als dass Sulla es anerkennen 
konnte. Nehmen wir z. B. an, der Senat hätte, wie oft geschah, 
eine Massregel gegen einen Einzelnen beschlossen, so konnte 
Sulla den Tribunen nicht das Recht einräumen, diesen Beschluss 
zu hindern. Wir unterscheiden also die nicht auf einem Senabs- 
beschlusse beruhenden Handlungen eines Beamten : gegen sie 
steht auch nach Sullas Gesetzen den Volkstribunen unbedingter 
Einspruch frei. Anders verhält es sich mit den Verhandlungen 
vor dem Volke und im Senate. Jene finden nur nach Senats- 
beschluss statt; es fragt sich also nur, wie die Tribunen zum 
Senate stehen. Wir haben bei Gellius*’) ein Bruchstück aus 
Sallusts Geschichte, in welchem es heisst, Sulla habe als Gonsul 
ein Gesetz über die Rückkehr von Cn. Pompejus geben wollen, 
sei aber verabredeter Massen daran durch den Einspruch des 
Tribunen C. Herennius gehindert worden. Dies muss sich auf 
das Jahr 80 v. Chr. beziehen, in welchem Sulla sein zweites 
Consulat mit Q. Metellus bekleidete : er wollte‘^) Cn. Pompejus, 
gegen welchen er Verdacht geschöpft, aus Africa durch einen 
Volksbeschluss.zurückrufen lassen, besann sich aber dann eines 
andern und bewog selbst einen Volkstribuneu, Einspruch zu 
thuu. Dies Gesetz musste nach der Sullauischen Verfassung 
zuerst im Senate beschlossen, dann von den Centurien ange- 
nommen werden. Es fragt sich, zu welcher Zeit C. Herennius 
seinen Einspruch gethau hat. Ich glaube, bei der Berathung im 
Senate; denn schon ein Senatsbeschluss wäre für Pompejus ver- 
letzend gewesen. Wenigstens braucht man dieses Falles halber 
nicht anzunehmen, es sei den Volkstribunen Einspruch vor dem 
Volke oder auch nur im Senate nach dem Abfassen eines förm- 



a) Cic. de leg. III, 9, 22. S. oben S. 310. 

b) Gell. X, 20. Man vergl. Sali, fragm. II, 62 und die Erklärung davon 
bei Kritz. 
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liehen Beschlusses gestattet gewesen. Sulla Hess über das ge- 
gen Pompejus zu erlassende Gesetz im Senate herathen und be- 
nutzte, als er seinen Entschluss geändert, einen Volkstribunen, 
um auch keinen Senatsbeschluss zu Stande zu bringen. 

Es ergiebt sich aus diesem Beispiele, dass nach Sullas Ver- 
fassung die Tribunen im Senate Einspruch thun durften. Aber 
ich glaube nicht, dass dieser Einspruch eine den Beschluss auf- 
hebende Kraft hatte: er war nur aufschiebend, hinderte nur die 
augenblickliche Abfassung eines Beschlusses. Der Senat sollte 
nach Sulla die höchste Gewalt im Staate besitzen : er sollte das 
Volk in seiner Hand haben, er sollte die Criminalgerichte leiten, 
die Verwaltung führen, sich selbst ergänzen, kurz die oberste 
Staatsgewalt bilden. Er durfte also nicht dem für immer liin- 
dernden Einsprüche eines jeden der zehn Tribunen unterworfen 
werden : das Höchste, was Sulla gewähren konnte, war dass 
Aufschub stattfand und, wenn der Senat trotzdem bei seiner 
Meinung blieb, diese durchdrang. Hiermit steht eine andere 
Erwähnung des Einspruchsrechtes, welches Sulla den Tribunen 
gelassen habe, in Einklang. Im Anfänge des J. 48 v. Chr. fan- 
den im Senate die Verhandlungen über die Zurückberufung Cae- 
sars aus Gallien statt. Man schlug einen darauf abzielenden 
Senatsbeschluss vor, gegen welchen zwei Volkstribunen Ein- 
sprache erhoben ; es kam also derselbe zunächst nicht zu Stande. 
Die Feinde Cäsars suchten Beschleunigung, seine Freunde Auf- 
schub: die ersten siegten, es geschah Alles eilig und in Un- 
ordnung. Da, beklagt sich Caesar in seiner Geschichte der Bür- 
gerkriege“), wird weder den Verwandten Caesars Zeit gelassen, 
ihn in Kenntniss zu setzen, noch auch ^ien Volkstribunen die 
Möglichkeit gegeben, ihr letztes Recht durch Einspruch geltend 
zu machen, was L. Sulla ihnen gelassen hatte. Es handelt sich 
um den Einspruch der Tribunen gegen einen Senatsbeschluss 
und, wenn Caesar sagt, Sulla habe diesen erlaubt, so ist diese 
bestimmte Nachricht nicht durch die künstliche Deutung, dass 



a) Caes. bell. civ. 1, 5 Nec doceadi Caesaris propioquis eins spatium 
datur nec tribunis plebis sui periculi deprecandi neque etiam extrem! iuris 
intercessioue retiuendi, quod L Sulla reliquerat, facultas tribuitur. 
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er die Gerechtigkeit seiner Sache uachzuweisen suche, zu nichte 
zu machen: er wiederholt sogar diese Nachricht später in der 
Rede an seine Soldaten, Sulla habe die tribunicische Gewalt aller 
möglichen Sachen entkleidet, aber ihr den Einspruch freige- 
lassen.*) Mit diesen bestimmten Nachrichten steht die Vennu- 
thung, Sulla habe dem tribunicischen Einsprüche nur eine auf- 
schiebende Kraft beigelegt, nicht im Widerspruche. Wenn Sulla 
dies that, so erlitt die Macht des Senates keine besondere Ein- 
busse und es war selbst möglich, den gegen die sonstigen Amts- 
handlungen von Beamten auftretenden Einspruch der Tribunen 
durch eine ßerathung im Senate zu nichte zu machen. Das 
Ergebniss also ist, dass Sulla den Volkstribunen gegen die nicht 
auf einem Senatsbeschlusse beruhenden Handlungen eines Be- 
amten unbedingten Einspruch gestattete, dagegen keinen gegen 
Senatsbeschlüsse: beim Fassen derselben hatte ihr Einspruch 
nur aufschiebende Kraft. Gegen die seinem Gesetze zuwider 
Einspruch erhebenden Tribunen, d. h. gegen diejenigen, welche 
entweder nach Abfassung eines Senatsbe.schlusses oder vor dem 
Volke Einspruch erhoben hätten, bestimmte Sulla eine hohe 
Geldstrafe, auf die jeder Bürger vor dem städtischen Prätor an- 
tragen durfte: der Prätor entschied selbständig, ohne Gechwo- 
rene, und die Geldstrafe war so hoch, dass sie dem Verluste der 
Güter bei einem Senator gleichkam. Dies ergiebt sich aus dem 
Processe gegen Q. Opimius, den Volkstribunen des J. 75 v. Chr., 
von welchem Cicero erzählt.'') 

Die Beschränkung der Volkstribuneu bestand in ihrem vollen 
Umfange bis zum J. 75 v. Chr., wo der Consul C. Cotta, die 
Wünsche der Parteiei^ vermittelnd, Sullas Verbot, dass sie spä- 
ter keine andern Aemter bekleiden durften, aufhob. ') Es ist 
möglich, dass er noch etwas weiter gegangen ist. Er soll, wie 
Sallust sich einmal äussert, den Tribunen „einige Rechte” wieder- 
gegeben haben, und doch wird man kein von ihnen seit Cottas Ge- 



a) Cacs. bell. civ. 1, 7 Suliam nudata omnibus rebus tribuoicia potestate 
tameo intercessionem liberam rcliquissc. 

b) Cic. in Verr. I, 60. Vergl. oben S. 317. 

c) Man sehe die S. 316 angeführten Stellen. 



Digitized by Google 




Wiederlierstellung der triliimicisulieii Macht. 



321 



setz geübtes Recht nachweisen können, das sie nicht schon vor 
demselben gehabt hätten. Ich vennuthe, Cotta hat ihnen auch 
das Recht, die Tributcomitien zur Wahl der Tribunen zu halten, 
wiedergegeben und damit die besondere, von Sulla eingeführte 
Wahlart abgeschaft't.*) Auf jeden Fall trug er wesentlich dazu 
bei, das Volkstribunat zu heben und ihm Männer zuzuführeu, 
durch deren Bemühungen im J. 70 Sullas Gesetz aufgehoben 
wurde. Wir haben Cn. Sicinius erwähnt, der im J. 76 nicht 
ohne Geschick die Rechte seines Amtes, so viel er durfte, gel- 
tend machte'’): seit Cottas Gesetz verging kein Jahr ohne einen 
ausgezeichneten Tribunen. Ira J. 75 war es der eben erwähnte 
Q. Opimius, im J. 74 L. Quinctius'), der nur durch das An- 
sehen des Consuls L. Lucullus in Schranken gehalten wurde"'), 
im J. 73 C. Licinius Macer, von dem uns eine Rede unter den 
Bruchstücken aus Sallust erhalten ist'), im J. 72 M. Lollius 
Palicanus.') Indem sie das Volk in Contionen aufregten, gelang 
es ihnen, unterstützt durch die Ueberbleibsel der Volkspartei, 
solche Unruhe im Staate zu erzeugen, dass Cn. Pompejus im 
J. 70 sogleich nach' dem Antritte seines Consulates über die 
vollständige Wiederherstellung des Tribunates einen Senatsbe- 
schluss und demnächst ein Volksgesetz zu Stande brachte.*) 

Für unsern Zweck ist von besonderem Interesse, zu betrach- 
ten, welchen Einfluss das Volkstribunat in der Zeit seiner Er- 
niedrigung auf die Gerichte gehabt hat. Er war immer noch 
bedeutend genug. Im J. 74 v. Chr. war der Schwurgerichts- 
process gegen Oppianicus vor dem Untersuchungsrichter C. Ju- 
nius, bei welchem der Volkstribuu L. Quinctius sich bemühte, 
der Bestechung der Richter entgegenzuwirken. Aber die Schwur- 
gerichtshöfe waren von ihrer Einsetzung an der Einwirkung der 



a) S. oben S. 314. 

b) S. oben S. 311. 

c) Cic. p. Cluent 28 und 40. 

d) Plut. Lucull. 5; Sali, fragm. 111, 82, 11 Kritz. 
o) Sali, fragtn. 111, 82 Kritz. 

f) S. oben S. 311. 

g) Liv. per. LXXXXVll; Veil. 11, 30; App. bell. civ. 11, 29; Cic. in 
Verr. Act. 1, 15; de leg. 111, 9 sq. ; Plut. Pomp. 22. 

UI. 21 
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Tribunen entzogen*): er musste sich also darauf beschränken, 
dass die Zahl der Geschworenen vollzählig war. Er ging selbst 
zu eiueni l’rivatprocesse und holte von dort einen Geschworenen 
herbei, indem er Befehl gab, mit dem Privatprocesse aufzuhören.'') 
Dergleichen Einfluss hätte jeder andere Beamte üben können : 
der Tribun durfte selbst den Prätor bei der Führung eines Pri- 
vatprocesses hindern. C. Antonius, der spätere College Ciceros 
im Consulate, hatte, als Sulla in Griechenland den Oberbefehl 
führte, sich dort Erpressungen zu Schulden kommen lassen; 
deshalb verklagte ihn der spätere Dictator Caesar im J. 76 v. 
Chr. bei dem PTemdenprätor M. Lucullus im Namen der Grie- 
chischen Staaten. Es war ein Privatprocess zur Wiedererstattung 
des Geraubten, wurde aber leidenschaftlich geführt: Antonius 
rief die Hülfe der V'olkstribunen an und entging so der Verur- 
theilung.*^'’) Da die Volkstribunen dieses Recht beibehielten, 
mussten sie den weiteren dauernden Einflu.ss auf die Gestaltung 
des Criminalrechtes ausüt)en, der aus dieser Hülfeleistung in ein- 
zelnen Fällen hervorgeht.'') Davon haben wir ein bemerkens- 
werthes Beispiel. Die Tribunen erliessen im J. 72 ein Edict, 
wodurch allen wegen Capitalverbrechen Verurtheilten der Auf- 
enthalt in Rom verboten wurde, und als bekannt wurde, dass 
Verres in Sicilien den Thermitaner Sthenius ungerechter Weise 
wegen eines Capitalverbrecheiis verurtheilt habe, hielten sie 
darüber ein förmliches Gericht, bei welchem Cicero als Sthenius’ 
Vertheidiger auftrat. Ihr Beschluss ging dahin, dass ihr Edict 
auf Sthenius nicht Bezug habe.'*) Wenn die Tribunen in dieser 
Weise selbst über die Gerichtsbarkeit in der Provinz eine Art 
Oberaufsicht führten, müssen sie in Rom selbst, wo Jedermann 
sich leicht au sie wenden konnte, auch unter der Herrschaft der 
Sullauischeu Gesetze in alter Weise ihren Einfluss auf die Ge- 
richte geübt haben. 



a) S. oben die Erklärung des Acilischen Gesetzes S. 169. 

b) Cic. p. Cluent. 27, 74 ipse e publico iudicio ad privatum Staieni 
iudicium profectus est et illud pro potestate dimitti iussit. 

c) Mau sehe Bd. 1, 1, 216. 

d) Cic. in Verr. 11, 41. 
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Trotz dieses grossen Einflusses, den auch Sullas Gesetze 
der tribunicischen Gewalt auf die Rechtspflege und ihre Fortbil- 
dung gestatteten, machte doch die Aufhebung der staatsrecht- 
lichen Gewalt, welche die Tribunen besessen hatten, eine Lücke 
in der Römischen Gerichtsverfassung, die ohne eine Aenderung 
des bisherigen Systemes nicht ausgefüllt werden konnte. Die 
ganze ausserordentliclie Gerichtsbarkeit, welche die Tribunen 
über alle Römischen Bürger und hauptsächlich über die Beamten 
vermittelst des Volkes geübt hatten, fiel fort: es verschwand da- 
mit die am meisten gefürchtete Controlle. Sulla hätte dies er- 
setzen können, wenn er die bereits erprobten Schwurgerichte 
wieder dem Ritterstande übertragen und deren Befugnisse er- 
weitert hätte. Indessen auch dies passte nicht zu seinen poli- 
tischen Ansichten. Die Schwurgerichte hatten sich gebildet im 
Aufruhr und mit dem ausgesprochenen Zwecke, die Macht des 
Senates zu brechen: sie hatten dazu gedient, verdienstvolle 
Männer aus Farteihass zu stürzen: die Ritter hatten ihre Macht 
benutzt, nicht um die Regierung zur Rechtlichkeit und Gesetz- 
lichkeit anzulialten, sondern um sie ihrem Eigennutze dienstbar zu 
machen. Dennoch hatte sich der Grundsatz, auf welchem die 
Schwurgerichte beruhten, nämlich der, die Entscheidung des 
richterlichen Beamten von dem Ausspruche eines ihm durch das 
Gesetz zugewiesenen Beirathes abhängig zu machen, bewährt. 
Sullas Unternehmen also ging, nachdem er die ausserordentliche 
Volksgerichtsbarkeit imter Vorsitz der Tribunen aufgehoben 
hatte, tlahin, die ordentli<-hen Beamtengerichte, wie sie seit dem 
Beginne des Römischen Staates bestiinden, mit den Schwur- 
gerichten zu verschmelzen. Dadurch wurde die Kraft der Re- 
gierung unverändert erhalten, die Oberaufsicht über dieselbe in 
sie selbst verlegt und zugleich der Volksversammlung eine Last 
abgenommen. Sullas Unternehmen gelang und während seine 
übrigen politischen Ordnungen in nicht langer Zeit durch die 
Ereignisse überholt wurden, bildeten seine Criminalgesetze den 
Grund, auf welchem noch späte Jahrhunderte weiter bauten. 



21 * 
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Vierte.s Capitel. 

Anordnungen Sullas ln Bezug auf die richterlichen Beamten. Die Befug- 
nisse der Consuln nicht verändert. Die Prätoren. Ihre Amtskreise vor 
Sulla, Aenderung durch C. Gracchus. Anordnung Sullas, dass die Prätoren 
der Provinzen vorher ihr Amt in der Stadt bekleiden. Zahl der Prätoren 
auf acht erhöht. Pomponius’ Nachrichten darüber und ihre Glaubwürdig- 
keit. Seine Nachricht über Sullas Anordnungen in Betreff der Schwur- 
gerichte bestätigt und erklärt. Pomponius und die Geschichtschreiber 
über die Zahl der Prätoren unter den Kaisern. Ihr Widerspruch und Lö- 
sung desselben. Pomponius spricht von der Zahl der ordentlichen Prä- 
torenstellen, die Geschichtschreiber über die Zahl der wirklich ernannten 
Prätoren. Bedeutung dieses Unterschiedes und Nachweis desselben zur 
Zeit der Kaiser. Eigenthümlichkeiten der Prätur im Gegensätze zum Gon- 
sulate. Pomponius’ Ausdruck und Nachrichten über die Vermehrung der 
Prätoren zur Zeit der Republik erklärt. Seine Nachricht über Sullas An- 
ordnung: dieser schuf vier ordentliche Prätorenstellen für die Leitung 
der von ihm errichteten Schwurgerichte über gemeine Verbrechen. 

Die Befugni.sse der richterlichen Beamten wurden von Sulla 
nicht verändert. Der alte Römische Grundsatz war, dass der 
Oberbefehl im Kriege, die Verwaltung im Frieden und das Rich- 
teramt in ein und denselben Personen vereinigt waren : je nach- 
dem es das Bedürfuiss erheischte, trat die eine oder die andere 
Befugniss hervor, ohne dass damit die übrigen erloschen. An 
diesem Staatsgruudsatze zu ändern fiel Sulla um so weniger 
ein, je mehr sein Streben dahin ging, nach Ausscheidung der in 
der jüngsten Zeit hervorgetretenen Uebelstände die Verfassung 
zu ihrer früheren Einfachheit zurückzuführen. Nur die Formen, 
in welchen die Beamten ihre verschiedenartigen Befugnisse übten, 
waren nicht gleich. Im Kriege waren sie unabhängig und 
selbständig: darin konnte Sulla natürlich nichts ändern. In der 
Verwaltung waren sie an den Beirath des Senates gebunden: 
Sulla verstärkte dieses Band, indem er den Senat höher stellte 
und ihm eine, wenn auch nicht gesetzliche, so doch thatsächliche 
Entscheidung über die wichtigsten Fragen zuwies. Als Richter 
waren die Beamten früher, sobald Zweifel entstehen konnten, 
an die Mitwirkung des Volkes oder zum Ersätze derselben an 
die Einwilligung der Vertreter desselben, der Volkstribunen ge- 
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blinden gewesen : hier schuf ihnen Sulla, mit Umänderung einer 
schon längst bestehenden, aber andere Zwecke verfolgenden Ein- 
richtung, einen Beirath, an dessen Urtheil sie gesetzlich gebun- 
den waren. 

Die höchsten richterlichen Beamten waren die Consuln. 
Ihre Befugniss hat Sulla nicht geändert Wenngleich sie meist 
mit andern Pflichten beschäftigt der Rechtspflege keine Zeit wid- 
men konnten, griffen sie doch in einzelnen Fällen ein. Aus der 
Zeit nach Sulla wird uns ein bemerkenswerthes Beispiel über- 
liefert, wo ein Consul in einem Privatprocesse einschritt“) Ein 
Freigelassener hatte einen entmannten Priester der Cybele im 
Testamente zum Erben eingesetzt und dieser die Erbschaft von 
dem Prätor Cn. Aufidius Orestes zugesprochen erhalten. Indessen 
der Patron des Freigelassenen klagte gegen den Erben und wandte 
sich, abgewiesen, mit seiner Appellation an Mam. Aemilius Le- 
pidus, Consul 77 v. Chr., der ihm Recht gab und ein Testa- 
ment zu Gunsten eines Entmannten für ungültig erklärte. In 
Criminalprocessen trat die Gerichtsbarkeit der Consuln ein, wenn 
die Verbrechen ungewöhnlich schwer oder zahlreich waren: ein 
Senatsbeschluss, welcher die Hülfe der Consuln in Anspruch 
nahm, kam hinzu. Das bekannteste Beispiel dieser Art ist der 
Process der Catilinarischen Verschworenen, welchen der Consul 
Cicero leitete. Wie man auch seine Handlungsweise später an- 
griff. Niemand auch von seinen Gegnern hat bezweifelt, dass er 
das gesetzmässige Recht hatte, über die Verschworenen ein Ur- 
theil zu fällen.*’) 

Die ordentlichen richterlichen Beamten waren die Prätoren. 
Bei ihnen nahm Sulla wichtige Veränderungen vor : er vermehrte 
ihre Zahl und ordnete ihre Geschäftskreise in anderer Weise- 
Der Prätoren gab es zu der Zeit, wo die Schwurgerichtshöfe 
eingeführt wurden, sechs : von ihnen besorgten zw'ei die Gerichts- 
barkeit in der Stadt, die übrigen wurden zur Verwaltung der 
damals bestehenden vier Provinzen verwendet. Als Sulla seine 
Verfassung schuf, gab es acht auswärtige Provinzen. Um diese 



a) Bei Val. Max. VII, 7, 6. Vergl. Bd. I, 2, 101 und oben S. 287. 

b) Man sehe Bd. 1, 2, ^1 flgd. 
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auf die Zahl der sechs Prätoren becjuem zu vertheilen und zu- 
gleich Beamte für die Leitung der Schwurgerichte, welche man 
die gesaniinte Crimiualgerichtsbarkeit umfassen Hess, zu gewin- 
nen, hat mau angenommen, dass um die Zeit, wo die ersten 
Scliwurgerichtshüfe gegründet wurden, zugleicli eine Veränderung 
in der Amtsdauer und den Geschäftskreisen der Prätoren ein- 
getreten sei. Bis dahin, sagt man, waren von den sechs Prä- 
toren zwei in Rom geblieben, die übrigen vier unmittelbar nach 
ihrem Amtsantritte in die Provinzen gegangen und ihr Amt hatte 
sich auf die Verwaltung derselben beschränkt: von jetzt an blie- 
ben alle Prätoren während ihres Amtsjahres in Rom , um die 
beiden althergebrachten Gerichtsbarkeiten und ausserdem die 
Schwurgerichte zu leiten, nach Ablauf des Amtsjahres gingen 
alle zur Verwaltung von Provinzen nach auswärts. Diese An- 
nahme wird weder durch unmittelbare noch durch mittelbare 
Bew’eise glaublich gemacht.'^) Sie gründet sich auf zwei an- 
dere Annahmen, erstens, dass es weit mehr auswärtige Provin- 
zen gegeben habe als es wirklich gab, zweitens dass Schwnr- 
gerichtshöfe für alle möglichen Criminalverbrechen vorhanden 
gewesen seien. Aber beide Annahmen sind unrichtig. Dadurch 
vermindert sich das Bedürfniss für so viele Prätoren, als man 
bei zweijähriger Amtszeit derselben gewinnt. Wir liaben früher“) 
die Vermuthung begründet, dass C. Gracchus die Verhältnisse 
der Prätoren umgestaltet hat; er erlaubte eine städtische Prätur 
mit einer Proviuzialprätur zu verbinden. Von seiner Zeit an 
kommen Fälle vor, wo ein Prätor zuerst in der Stadt, dann in 
der Provinz sein Amt führt, wogegen andere Prätoren unmittel- 
bar nach ihrem Antritte in die Provinz gehen. Es fand ein 
Schwanken statt, das nur von dem Bedürfnisse eines jeden Jah- 
res abhing: in der zunächst vor Sulla vorhergehenden Zeit, wo 
ununterbrochene Kriege in Italien die Kräfte aller Beamten in 
Anspruch nahmen, überdem viele auswärtige Provinzen in Feiu- 
deshaud waren, werden wahrscheinlich die meisten Prätoren ihr 
Amtsjahr in Rom oder in Italien zugebracht haben. Sulla fand 
diese Verhältnisse ohne feste Ordnung, aber doch schon die ge- 



a) S. oben S. 89 flgd. 
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setzliche Sitte, dass Prätoren zuerst in der Stadt und dann in 
einer auswärtigen Provinz ihr Amt führten. Er machte dies, 
als er den Staat ordnete, zur Regel; nach ihm betrug die ord- 
nungsmässige Amtszeit jedes Prätors zwei Jahre, von denen das 
erste in der Stadt, das zweite in der Provinz zugebracht wurde. 
Dies wird uns nicht als Gesetz Sullas berichtet, aber es ist das 
nach seiner Zeit anerkannte Verhältniss und auf ihn als Urhe- 
ber zurückzuführen. 

Dies war eine bedeutende Vermehrung der richterlichen Be- 
amten in der Stadt Rom : eine noch weitere ergab sich aus der 
Vergrösserung der Zahl der jährlich erwählten Prätoren. Die 
letzte Vermehrung der Prätoren auf sechs jährlich war im Jahre 
197 V. Chr. geschehen*) und dass diese Zahl bis auf Sulla die 
gewöhnliche blieb, darf man aus dem Stillschweigen der Schrift- 
steller folgern. Nach der Sullanischen Gesetzgebung linden sich 
jährlich acht Prätoren. Ein bestimmtes Zeugniss dafür haben 
wir bei Vellejus*’), der vom Kaiser August erzählt, er habe die 
alte republicanische Staatsverfassung beibehalten un(l nur zu den 
acht bestehenden Prätoren zwei hinzugewählt: auch Dio Cassius') 
sagt vom Dictator Cäsar, er habe, um seine Parteigenossen desto 
besser zu befriedigen, für das folgende Jahr zehn Prätoren er- 
wählen lassen, eine Zalil, welche er später noch überschritt. Da- 
mit stimmt ein anderer Beweis überein. Wir kennen das Colle- 
gium der Prätoren seit Sulla vollständig iu dem Jahre 57 v. Chr., 
demjenigen , in welchem Cicero aus der Verbannung zurückge- 
rufen wurde. Cicero'*) sagt, nur ein Prätor habe sich dem Ge- 
setze, das seine Rückkehr beantragte, nicht angeschlossen : es 
war Appius Pülcher, P. Clodius’ Bruder") ; er berichtet ferner*), 
sieben Prätoren hätten seine Zurück berufuug beantragt. Daher 

a) Man sehe Bd. 1, 2, 108. 

b) Veil. II, 89 Imperium magistratuum ad pristinuni redactum modum, 
tantummodo octo praetoribus allccti duo, prisca lila et antiqua reipublicae 
forma revocata. 

C) Dio Cass. XLII, 51 OTpaxT^fois xt ii xÄ imöv txo« ÜTiiSEtEe. 

d) Cic. in Pis. 15, 35 ; p. Sest 40, 87. 

e) Dio Cass. XXXIX, 6; schol. Bob. in Cic. p. 288. 

f) Cic. p. Mil. 15, 39 septem praetores, octo tribuni plebei illius ad- 
versarii, defensores mei. 
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hat es in jenem Jahre acht Prätoren gegeben: sie werden von 
Cicero an einer anderen Stelle angeführt.“) Ausserdem kennen 
wir viele Prätoren im Jahre 66, wo Cicero selbst die Prätur 
bekleidete, ausser Cicero C. Antonius, welcher die eigentliche 
„städtische” Gerichtsbarkeit hatte, P. Cassius.'’) Dazu kommen 
jene fünf Q. Voconius Naso, C. Aquilins Gallus, M. Plaetorius, 
C. Flaminius, C. Orchivius, welche Cicero zusammen erwähnt.') 
Wenn diese auch, was nicht wahrscheinlich ist, alle Präto- 
ren waren, gab es ihrer doch nicht mehr als acht. Sieben 
Prätoren kennen wir im Jahre 49 v. Chr., als der Bürger- 
krieg mit Caesar ausbrach, nämlich L. Roscius'*), M. Aemilius 
Lepidus'), L. Manlius Torquatus^), P. Rutilius Lupus«), C. 
Sosius*’), C. Coponius*), endlich Allienus'*); sodann im Jahre 
63, wo Cicero die Catilinarische Verschwörung unterdrückte, 
nämlich Q. Metellus Celer, den städtischen Prätor *), L. Valerius 
Flaccus, den Fremdenprätor “) , C. Pomptinius"), C. Sulpicius 
Gallus'), Q. Pompejus Rufusr), C. Cosconius*'), endlich P. Len- 
tulus Sura, der selbst zu den Verschworenen gehörte. Dass in 
diesen beiden Jahren, von denen wir ausführliche Nachrichten 
besitzen, uns mehrere Prätoren unbekannt geblieben sein sollten, 
ist wenig wahrscheinlich: auch diese unvollständigen Collegien 
von Prätoren können als Beweise dienen. Kein Jahr ist ims 
bekannt , in W'elchem mehr Prätoren genannt oder die Nachricht 



a) Cic. cum senatui gratias egit 9, 22. 

b) Ascon. in Cic. Com. p. 59. 

c) Cic. p. Cluent. 53, 147. 

d) Caes. bell. civ. I, 2 und 8; Dio Cass. XLl, 5. 

e) Dio Cass. XLI, 36. 

f) Caes. bell. civ. I, 24. 

g) Caes. bell. civ. 1, 24; Cic. ad Att VIII, 12 A. 

h) Cic. ad Att. VIII, 6. 

i) Cic. ad Att. VIII, 12 A. 

k) Cic. ad Att. X, 15. 

l) Val. Max. VII, 7, 7 ; Dio Cass. XXXVII, 27. 
ra) Sali. Cat. 45; Cic. in Cat. III, 2, 5. 

n) Sall. Cat 45. 

o) Cic. in Cat. III, 3, 7. 

p) Sall. Cat 30. 

q) Cic. p. Süll. 14, 42. 



Digitized by Google 




Pomponius’ Nactirichten über die Prätoren. 



329 



gegeben würde, es seien ihrer mehr als acht gewesen. Deshalb 
hat man allgemein angenommen, dass von Sulla bis auf Cäsar 
jährlich acht Prätoren, nie mehr, erwählt w'orden seien. 

ln dem Titel der Digesten „über den Ursprung des Rechtes” 
haben wir eine Zusammenstellung von Auszügen aus Pomponius 
über die Entstellung und Entw ickelung der Römischen Beamten, 
welche wir schon früher einige Male benutzt und voll von den 
werth vollsten Nachrichten gefunden haben. Auch über die Prä- 
toren und ihre allmälig wachsende Zahl berichtet Pomponius. 
Aber seine Nachrichten weichen von den Ergebnissen, welche 
aus den Erzählungen der anderen Schriftsteller gefunden werden, 
ab und alle Gelehrte schreiben ihm einen Irrthum zu : sie neu- 
nen ihn einen ungenauen und unzuverlässigen Gewährsmann, 
höchstens erwähnen sie zu seiner Entschuldigung, er selbst habe 
vielleicht richtige Angaben gemacht, aber diejenigen, welche zu 
Jnstinians Zeit Auszüge aus ihm zusammenstellten, hätten ihn 
falsch verstanden.*^^) Niemand hat es gewagt, die Richtigkeit 
seiner Angaben über die Prätoren zu vertheidigen. Dennoch 
muss es besonnener Forschung als Vermessenheit erscheinen, 
Pomponius’ Nachrichten als irrthümlich zu verwerfen, ohne auch 
nur die Veranlassung zu einem Irrthume nachzuweisen. Man 
nehme an, Pomponius selbst habe die Angaben, so wie sie uns 
vorliegen, gemacht, so muss ein Rechtsgelehrter aus Hadrians 
Zeit sicherlich mehr Glaubwürdigkeit haben als irgend ein neue- 
rer Gelehrter. Pomponius macht nicht etwa eine beiläufige Be- 
merkung, bei der ein Versehen eher möglich war, sondern er 
schrieb ein Buch über die Entstehung der Römischen Aemter: 
er musste seinen Gegenstand ergründet haben und es konnte 
ihm nicht an Quellen fehlen. Denn nicht nur über die ältere, 
die republicanische Zeit spricht er, sondern er verfolgt die Ge- 
schichte der Prätur bis in die Kaiserzeit: hierüber stehen seine 
Angaben eben so sehr in Widerspruch mit den uns sonst über- 
lieferten Nachrichten. Selbst wenn er, was unglaublich ist, über 
die ältere Zeit falsch berichtete, die Verhältnisse seiner eigenen 
Zeit musste er genau kennen: wenn sein Zeugniss hierüber, 
trotz des Widerspruches mit sonstigen Quellen, glaubwürdig ist, 
muss es auch, bei gleichem Widerspruche, für die älteren Zeiten 
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Glaubwürdigkeit verdienen. Oder man nehme an, Pomponius 
selber habe über die Zahl der Prätoren richtige Angaben ge- 
macht, aber die Gelehrten Justinians hätten beim Anfertigen 
des Auszuges aus seiner Schrift einen Irrthum begangen: die 
Annahme ist ebenso unglaublich. Hätten sie eine Forschung 
anstellen müssen, um die Zahl der Prätoren in republicanischer 
Zeit zu finden, so würden sie immer noch mehr Zutrauen ver- 
dienen, als heutige Gelehrte; aber ein Irrthum wäre denkbar. 
Auch wenn es sich um die Auffassung einer Ansicht handelte, 
wäre derselbe möglich; aber es kommt nur auf Zahlen au: sie 
aus Pomponius’ AVerke richtig zu entnehmen, erforderte weder 
Einsicht noch Kenntniss. 

Indessen nicht bloss in der Zahl der Prätoren sollte sich 
Pomponius geirrt haben, sondern auch in seiner Bemerkung über 
die Entstehung der Schwurgerichtshöfe. Er sagt nämlich: „Dar- 
auf setzte Cornelius Sulla die Schwurgerichtshöfe fest, z. B. 
über Fälschung, über Vatermord, über Meuchelmord, und fügte 
vier Prätoren hinzu.’’*) Auch diese Nachricht wurde für falsch 
erklärt.*“) Denn die Criminalgerichtshöfe , sagte man, seien 
schon lange vor Sulla eingerichtet worden, namentlich der über 
Meuchelmord: höchstens eine Vermehrung derselben durch Sulla 
konnte man zugeben. Jetzt, nachdem wir die Entwickelung der 
Schwurgerichte genauer untersucht, ergiebt sich, wie Recht Pom- 
ponius hatte , in der Geschichte der Schwurgerichte mit Sulla 
einen Abschnitt zu machen. Vorher hatten dieselben über Amts- 
verbrechen entschieden, von jetzt au werden sie auf Criminal- 
verbrechen überhaupt ausgedehnt: Pomponius’ Nachricht ist nicht 
nur gerechtfertigt, sie gewinnt eine ganz andere Bedeutung als 
man ahnte. Aehnlich werden auch seine Angaben über die Zahl 
der Prätoren richtig sein: es kommt nur darauf an, den Stand- 
punkt zu gewinnen, von dem aus Pomponius die Prätur und 
die Prätoren betrachtete. 

Fassen wir denselben so auf, als habe er die Zahl der Prä- 



a) Pomp. 1. 1 § 32 Dig. de orig. iur. (I, 2) Deinde Cornelius Sulla 
qnaestiones publicas constituit, veluti de falso, de parricidio, de sicariis, 
et praetores quattuor adiecit. 
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toreii, welclie es zu den verschiedenen Zeiten des Römischen 
Reiches gab, berichten und von der allmäligen Vermehrung 
derselben erzählen wollen, so kommen wir in unauflösliche 
Schwierigkeiten, welche mit dem Verwerfen entweder von Pom- 
poniiis’ oder von anderer Schriftsteller Zeugnisse enden. Wir be- 
schränken uns zunächst auf seine Angaben über das Kaiserreich, 
bei welchen er auf keine Weise einen Irrthum begehen konnte. 
Er sagt von dem Dictator Caesar: „Dann setzte C. Julius Cae- 
sar zwei Prätoren und zwei Aedilen ein, welche dem Getreide 
vorstehen sollten und von der Ceres Cereales hiessen: so wur- 
den zwölf Prätoren, sechs Aedilen erwählt.”*) Also zwei neue 
Prätoren soll Caesar geschaffen und damit die Zahl derselben 
auf zwölf gebracht haben, und auch aus anderem Zeugnisse wissen 
wir, dass er ihre Zahl vermehrt hat.'’) Aber die Zahl zwölf 
als die der jährlich zu erwählenden Prätoren findet sich, wo von 
den wirklich ernannten Prätoren die Rede ist, unter Caesars 
Herrschaft nie. Für das Jahr 46 v. Chr. wurden zehn Prätoren 
ernannt und zwar, wie es heisst, weil Caesar seine Anhänger 
befördern wollte”), für das Jahr 45 vierzehn Prätoren '*), für 44 
sechzehn Prätoren”), und ebenso viele wurden für die drei fol- 
genden Jahre im Voraus bestimmt. *) Die Zahl von zwölf Prä- 
toreu erscheint nie und dennoch soll Caesar sie nach Pomponius 
eingesetzt haben. Ferner heisst es bei demselben, Augustus 
habe sechzehn Prätoren eingesetzt. «) Indessen nur einmal hat 
derselbe so viele Prätoren erwählen lassen, nämlich im Jahre 
12 V. Chr., und zwar, wie hinzugesetzt wird, wegen der Menge 
der Candidaten, welche sich gemeldet hatten, von denen er kei- 



a) Pomp. I. 1. Deindo C. lulius Caesar duos praetores et duos acdiles, 
qui frumento praeessent, a Corere Cereales coiistituit: ita duodeciin prae- 
tores, sex acdiles sunt creati. 

b) Suet. Caes. 41 praetorum, acdilium, quaestorum, ininonim etiam 
magistratuum uumerum ampliavit. 

c) Dio Cass. XLll, 51 iva yap tiAeiojs aiTiüv dpeoj/rjtai, orpaTTj'j’O'i« xt 

TO Itm'i Ito{ 

d) Dio Cass. XLIII, 47. 

e) Dio Cass. XLIll, 49. 

f) Dio Cass. XLIII, 51. 

g) Pompon. 1. 1. Divus deiode Augustus sedecim praetores eonstituit 
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iien habe zurttcksetzen wollen.*) Im Anfänge seiner Regierung 
Hess er jährlich zehn erwählen*’), gegen Ende derselben jähr- 
lich zwölf'), eine Zahl, welche Tiberius anfänglich beibehielt. '*) 
Später Hess Tiberius , vom Jahre 33 n. Chr. an, fünfzehn Präto-. 
ren erwählen, viele Jahre lang, manchmal sechzehn oder auch 
einen oder zwei weniger, je nachdem Candidaten vorhanden wa- 
ren.') Caligula Hess 39 n. Chr. fünfzehn Prätoren ernennen, 
später bald einen mehr, bald einen weniger. *) Von Claudius 
berichtet Pomponius, er hätte zwei Prätoren, um über Fidei- 
commisse zu entscheiden, hinzugefügt: von diesen hätte Titus 
einen wieder aufgehoben, aber dafür Nerva einen neuen einge- 
setzt, um zwischen dem Fiscus und Privatleuten Recht zu 
sprechen: es seien achtzehn Prätoren im Staate mit Recht- 
sprechen beschäftigt.») Dagegen erzählt Dio Cassius von Clau- 
dius , es seien unter ihm Prätoren in ungleicher Zahl ernannt 
worden: bald seien es vierzehn, bald achtzehn, bald in einer 
in der Mitte Hegenden Zahl gewesen*'): der Zufall, sagt er, habe 
darüber entschieden. Von Nero haben wir keine bestimmte 
Nachricht. Nur zum Jahre 62 n. Chr. bemerkt Tacitus*), der 
Kaiser habe, weil sich damals so viele Candidaten eifrig bewar- 
ben, drei, welche über die Zahl waren, zu Befehlshabern von 



a) Dio Cass. LVI, 25 aTpoTTjoi exxa(8txa ^p5«v, d-Ei5ij toioötoi' te trjc 

dp-^fjc dvxEito(T,oav xal oäSiva aiTiüv X'jirfjoai 6 X’jio'jaTOi, ofa ev toiootoij 
(UV, ificKritjvt • oh {iJjv xai xot« S.Aoi« xoi{ txEOi xaüxa ifi'icxo, 

Ol ociiSExa iat TtoXu xaxioxr,oav. 

b) Dio Cass. LUI, 32; Veil. II, 89. 

c) Dio Cass. LVI, 25. 

(1) Tac. Anu. I, 14 caudidatos praeturae duodecim nominavit, nu- 
merum ab Augusto traditum et hoidante senatu ut äugend, iureiurando 
obstrinxit se non excessurum. 

e) Man sehe die längere Stelle bei Dio Cass. LVIll, 20. 

f) Dio Cass. LIX, 20. 

g) Pomponius 1. 1. Post deinde divus Claudius duos praetores adiecit, 
qui de fideicommisso ius dicercnt, ex quibus unura divus Titus detraxit. 
Et adiecit divus Nerva, qui inter fiscum et privates ius diceret. Ita decem 
et octo praetores in civitate ius dicunt. 

h) Dio Cass. LX, 10 dvujpidXiot 8t 81) ol oxpaxT)Yol ditESEixvüovxo • xai 
ydp xEaaapE:xRi8Exa xal 8xx<uxa(8Exa , 8id pitaou xe (<u{ itou xal ouv^ttesev) 
dfi’Yvovxo. 

i) Tac. Am. XIV, 28. 
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Legionen ernannt. Welches jene Zahl war, fügt er nicht hinzu: 
ich glaube, es war die Zahl achtzehn. Weitere Nachrichten 
haben wir nicht: es blieb bei der Einrichtung von Nerva, bis 
Marc Aurel für die Vormund-scbaften einen neuen Frätor er- 
nannte"), der dann öfters erwähnt wird.*^) 

Der Widerspruch zwischen Poraponius und den Geschichts- 
schreibern über die Zahl der Prätoren in der Kaiserzeit liegt 
zu Tage und er lässt sieli nicht dadurch lösen, dass man die 
Glaubwürdigkeit des einen oder des anderen Theiles verwirft. 
Die uothwendige F'olgerung ist, dass jener von einer anderen 
Sache berichtet als diese: beiden Ueberlieferungen muss ihr 
Recht zu Theil werden. Dass die Geschichtschreiber von den 
jährlich ernannten Prätoren sprechen, deuten sie selbst an: sie 
erwähnen die Wahlversammlungen, in welchen die Wahl der 
Prätoreu vorgeuommen wurde, die Candidateu, welche sich be- 
warben, die Kaiser, welche ihre Anhänger belohnen wollten. 
Dagegen Pomponius spricht davon nicht, ja er konnte kein In- 
teresse haben es zu thun. Denn der Zufall, nicht ein Gesetz 
oder eine sonstige politische Einrichtung entschied unter den 
Kaisern über die in jedem Jahre wirklich erwählten Prätoren, 
die Menge der Bewerber, welche sich fanden, die Verpflichtun- 
gen, welche der Kaiser hatte, oft gewiss sogar seine Laune. 
Vielleicht wurden nicht zwei oder tlrei Jahre hintereinander 
gleicli viel Prätoren ernannt. Es gab unter den Kaisern keine 
bestimmte Anzahl von Prätoren, und liätte sich Pomponius den- 
noch über dieselbe äussern wollen, so musste er sie dem Zu- 
falle zuschreiben, oder sich ausdrücken, etwa so wie Cicero es 
thut, der in seinem dem Römischen nachgebildeten Musterstaate 
so viele Collegen des Rechtsprechenden Prätors haben will, wie 
der Senat beschliesst orier das Volk befiehlt.'*) Pomponius giebt 
aber eine bestimmte Anzahl von Prätoren in verschiedenen Zeit- 
räumen auch unter den Kaisern an. Er kann also nur die ge- 



a) Capitol. M. Aurel, c. 10. 

b) Cic. de leg. III, 4, 7 Iuris disceptator — praetor esto — huie po- 
testate pari quotcunque senatus creverit populusve iusserit tot suuto. Vergl. 
Band I, 2, 117. 
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setzlich bestimmte Anzahl meinen, die mit der thatsächlichen 
nicht übereinzustimmen braudite, und wenn dieses VerhSltniss 
unter den Kaisern bestand, so wird man eben dasselbe auch 
schon während der Republik anuehmen dürfen. 

Pomponius’ Absicht also war es, die Zahl der ordentlichen 
Präturen oder Prätorenstellen, welche es in jeder Periode gab, 
zu verzeichnen, und betrachten wir seine Angaben von diesem 
Gesichtspunkte, so werden wir sie in Uebereinstimmung mit 
den Berichten der Schriftsteller und voll von lehrreicher Kunde 
finden. Dieser Unterschied zwischen den Personen der Prätoren 
und dem Amte der Prätur ist bisher nicht beachtet worden, er 
wird nur in leisen Spuren angedeutet: gleichwohl ist an seinem 
Bestehen nicht zu zweifeln. Pompouius’ Nachrichten lassen sich 
auf keine andere Weise erklären. Dass die Schriftsteller den- 
selben nicht erwähnen, ist leicht erklärlich: er bezog sich auf 
die inneren Verhältnisse der Regierung, auf den Staatshaushalt, 
über den wir überhaupt nur sehr geringe Nachrichten haben. 
Wenn eine Prätoreustelle eingesetzt wurde, musste das neue 
Amt ausgestattet werden, mit Lictoren, Schreibern, Dienern, mit 
allem für einen Beamten nöthigen Gefolge. Obwohl der Beamte 
selbst für seine Arbeit kein Gehalt erhielt, gehörte doch viel 
Geld dazu, um sein Gefolge zu besolden und seine Bedürfnisse 
theils innerhalb, theils ausserhalb der Stadt zu bestreiten.*®“) 
Dieser Posten befand sich fortan in dem jährlichen Haushalt- 
gesetze des Staates: über ihn fand keine weitere Verhandlung 
statt. Daneben aber wurden für jedes Jahr ausserordentliche 
Prätorenstellen nach dem Bedürfnisse errichtet, und zwar theils 
in der Stadt, theils ausserhalb derselben. Im Anfänge eines 
jeden Jahres wurde, wie Livius’ Jahrbücher lehren, im Senate 
eine Beratbung über die Provinzen angestellt, die Zahl derselben 
festgesetzt und die Vertheilung vorgenommen. Ergab sich, dass 
es einer ausserordentlichen Prätorenstelle bedurfte, so wurde der 
Aufwand dafür, aber nur für das laufende Jahr, bewilligt. That- 
sächlich also standen beide Arten von Prätorenstellen einander 
gleich: ein Unterschied zwischen ihnen bestand nur in Bezug 
auf den Staatshaushalt. Es konnte lange Zeit vergehen, ehe 
eine Prätoreustelle, wenngleich sie jährlich bewilligt wurde, auf 



Digitized by Google 




Ordentliche und ausserordentliche Prätorenstellen. 



335 



den ordentlichen Staatsbauahalt übertragen wurde. Hätte der 
Römische Staat einmal für eine Zeit lang abgenommen, so wür- 
den wir auch von einer Verminderung der ordentlichen Präturen 
hören : bei dem stetigen Wachsen desselben hören wir nur von 
der Vermehrung derselben. 

Verschieden von diesen Beziehungen auf den Staatshaus- 
halt war die Zahl der jährlich ernannten Prätoren. Wir haben 
gesehen , dass sie in der Kaiserzeit von zufälligen Umständen, 
von der Zahl der Bewerber, von dem Willen des Kaisers abhing. 
Ebenso war es während der Republik. Ein deutlicher Beweis 
dafür liegt in den schon angeführten Worten Ciceros“), der nur 
den eigentlich sogenannten städtischen Prätor für nothwendig 
hält, die Zahl der übrigen von dem Beschlus.se des Senates oder 
des Volkes abhängig macht. Dass trotzdem in der Zahl der 
jährlich gewählten Prätoren Beständigkeit herrscht, zuerst einer, 
dann zwei, vier, sechs und acht gewählt werden, kommt von 
der Sitte her, welche bei den Römern so viel vermochte: nach 
ihr richtete sich die Zahl der Bewerber und sie bestimmte die 
Entscheidung des Senates. Während der Republik war jede 
Aenderung schwierig wegen der Unbehülflichkeit der Gesetzge- 
bung und des Ehrgeizes der regierenden Familien, unter den 
Kaisern, wo die Entscheidung von einem Einzelnen abhing, 
leicht: daher findet sich zu jener Zeit kein Schwanken, zu die- 
ser ein fast jährlicher Wechsel. Daraus erklärt sich eine unter 
den Kaisern hervortretende, der Republik unbekannte Erschei- 
nung. Vielleicht schon der Dictator Caesar hatte angefangen, 
in grösserer Anzahl als es nach seinen eigenen Anordnungen 
geschehen sollte, Prätoren zu ernennen, nur um seine Anhänger 
zu befördern. Seine Nachfolger in der obersten Macht, die 
Triumvirn, machten es mit den Prätoren, wie es später bei den 
Consuln Sitte wurde, nur auf einen Theil des Jahres Prätoren 
zu ernennen und also im Laufe eines Jahres ein und dieselbe 
Prätorenstelle durch verschiedene Personen bekleiden zu lassen. 
Es wird als etwas ausserordentliches angemerkt, es habe im 



a) Cic. de leg. III, 4, 7. S. oben S. 333. 
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Jahre 38 v. Chr. 67 Prätoren gegeben"), und auch für das fol- 
gende Jahr von einer grossen Zahl von Prätoren gesprochen.'’) 
Dies schaffte August, als er allein den Staat regierte, ab: dafür 
kam die Sitte auf, Senatoren , welche belohnt werden sollten, 
Sitz und Stimme unter den gewesenen Prätoren auzuweisen, 
und denjenigen, welche nicht senatorischen Standes waren, die 
den gewesenen Prätoren zukommenden Auszeichnungen zu er- 
theilen. Aber ausserdem kommen zuweilen ausserordentliche 
Prätoren vor, z. B. nach der Verurtheilung von Scribonius Libo 
unter Tiberius im Jahre 16 n. Chr. wurden, wie Tacitus er- 
zählt”), den Anklägern, welche senatorischen Standes waren, 
Präturen „ausser der Ordnung’' gegeben. Die Erklärer schwan- 
ken, wie sie dies verstehen sollen: einer sagt, sogleich wären 
die drei Ankläger Libos, welche senatorischen Standes waren, 
zu Prätoren ernannt worden, ein anderer, sie hätten ausser der 
Reihe für das folgende Jahr die Prätur erhalten, ein dritter end- 
lich, es wäre ihnen allen eine gleiche Anzahl Jahre erlassen 
worden von der für die Bewerbung um die Prätur gesetzlichen 
Anzahl, und sie hätten demnach zu verschiedenen Zeiten die 
Prätur bekleidet.'®*) Von diesen Ansichten ist nur die erste be- 
gründet: sie allein wird durch die genaue Erklärung von Taci- 
tus’ Worten geböten. Der Angeklagte war Prätor gewesen und 
seine Ankläger erhalten, soweit es möglich ist, eben dieselbe 
Ehre. Eine ausserordentliche Ernennung wäre nicht nöthig ge- 
wesen, wenn nur ein einziger Ankläger zu belohnen gewesen 
wäre: er würde unmittelbar an Libos Stelle eingetreten sein. 
Aber auch mehrere können sogleich mit der Prätur belohnt wer- 
den, da die Zahl der Prätoren gesetzlich nicht feststand. Aehn- 
lich erhält Seneca, der schon Quästor gewesen war, bei seiner 
Zurückberufimg aus der Verbannung unmittelbar die Prätur®), 
ebenfalls „ausser der Ordnung.” Es war dies eine grössere Be- 
lohnung, als wenn ein Senator, ohne die Ehrenstelle selbst be- 



a) Dio Cass. XLVIIl, 43. 

b) Dio Cass. XLVIll, 53. 

c) Tac. Ann. II, 32 bona inter accusatores dividuntur et praeturae 
extra ordincm datae iis qui senatorii ordinis erant. 

d) Tac. Ann. XII. 8. 
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kleidet zu haben, das Keclit unter den Prätoren zu sitzen und 
zu stimmen, erhielt. 

Hiernach besteht ein wesentlicher Unterschied zwischen den 
Prätoren und den Consuln. Von den letzteren hat es nie mehr 
als zwei zu gleicher Zeit gegeben, eben so wie von den Volks- 
tribunen nie mehr als zehn: dagegen die Zahl der Prätoven ist 
unbeschränkt. Ihr Amt steht nicht in nothwendiger Verbindung 
mit der Stadt, sondern kann sich ausschliesslich auf die Provinz 
beziehen und es giebt ebenso gut Prätoren für die Provinz wie 
für die Stadt, ja die Mehrzahl derselben gehört der erstereu 
Gattung an. Die Consuln erhielten vor dem Vatinischen Ge.setze 
von 59 V. Chr.'®^) oft schon während ihres Amtsjahres eine aus- 
wärtige Provinz; aber wenn sie in derselben länger, als ihr 
Amtsjahr dauerte, blieben, waren sie Proconsuln, und nach jenem 
Gesetze führten alle Consuln, während sie eine Provinz regier- 
ten, weil sie dazu eben nur nach dem Ablaufe ihres Amtsjahres 
kamen, diesen Titel. Dagegen für die Prätoren giebt es ordent- 
liche Stellen in den Provinzen und ihr eigentlicher Titel ist auch 
bei der Regierung einer Provinz Prätor. Cicero unterscheidet 
bei C. Verres ganz richtig zwischen seiner städtischen und Sici- 
lischen Prätur, er nennt ihn selbst Prätor, seinen Vorgänger 
C. Sacerdos ebenfalls*), er spricht von so vielen Prätoren, wel- 
che in der Provinz gewesen wären’’): dies ist der eigentliche 
und gesetzmässige Name, nicht der missbräuchliche statt Pro- 
prätor. Wenn man eine Untersuchung über den Gebrauch des 
‘letzteren Titels anstellte, so würde man finden, dass derselbe 
nur in besonderen Fällen angewendet wurde. Wenn nach Sulla 
die Prätoren zuerst in der Stadt, dann in der Provinz ihr Amt 
führten, so war dies nicht eine Verlängerung ihres Amtes, son- 
dern eine Vereinigung verschiedener Präturen, welche geboten 
war, weil jälirlicli weniger Prätoren erwählt wurden als ordent- 
liche und ausserordentliche Prätorenstellen zu besetzen waren, 
ln der Kaiserzeit hörte diese Vereinigung auf: alle Präturen 
gab es nur in der Stadt und die Prätoren erhielten, wenn sie 



a) Cic. in Verr. II, 7, 21. 

b) Cic. in Verr. II, 8, 25. Vergl. Act. I, 4, 12 sq. 
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in die Provinz gingen, den Titel von Proconsuln. Noch auf 
zwei Punkte mache ich aufmerksam. Erstlich, bis auf das Vati- 
nische Gesetz erhalten die Consuln schon während ilires Amts- 
jahres eine Provinz zur Verwaltung, die Prätoren, wenn sie eine 
städtische mit einer auswärtigen Provinz vereinen, immer erst 
uacli Ablauf ihres Amtsjalires in Rom. Auch dies kommt daher, 
dass eine Veibindung von zwei Präturen stattfiiidet. Ferner, 
aus dem Unterscliiede der ordentliclien und ausserordentlichen 
Prätorenstelleu erklärt sich das Sempronische Gesetz über die 
Vertlieilnng der Provinzen. Die Con.suln erhalten nach dem- 
selben ihre Provinzen schon vor ihrer Wald angewie.sen und ein 
Einspruch der Volkstribunen ist dabei nicht erlaubt. Dagegen 
die Vertheilung der prätorischen Provinzen findet erst nach der 
Wahl der Prätoren statt und die Tribunen sprechen dabei mit: 
sie sind die Vertreter des V'olkes, dem bei der Bestimmung 
der ausserordentlichen Präturen und der dadurch herbeigeführten 
Ausgaben eine Mitwirkung gebührt. 

Ich habe diese Untersuchung hier nicht weiter zu verfol- 
gen. Bei den Prätoren ist dreierlei zu berücksichtigen, erstlich 
die Zahl der jährlich erwählten Prätoren, zweitens die Zahl der 
ordentlichen, jährlich nach dem Gesetze wiederkehrenden Prä- 
torenstelleu , drittens die Zahl der ausserordentlichen Präturen, 
welche jährlich nach dem Bedürfnisse durch den Senat mit Zu- 
ziehung der Volkstribunen festgestellt wurde. In der Kaiserzeit 
hatten die ausserordentlichen Präturen aufgehört und die Zahl 
der Prätoren schwankte nach Zufälligkeiten, war sogar meist 
geringer als die der ordentlichen Präturen. Mithin konnte ein 
Schriftsteller dieser Zeit, wenn er über die Zahl der Prätoren 
sprechen wollte, nur die ordentlichen Präturen berücksichtigen: 
seine Angaben dürfen wohl mit den Nachrichten, welche wir 
über die Zahl der Prätoren haben, zusammengestellt, aber nicht 
nach ihnen beurtheilt werden. 

Selbst Pomponius’ Ausdruck zeigt, dass er nicht von der 
Wahl der jährlichen Prätoren , sondern von der Errichtung von 
Prätorenstellen spricht, trotzdem dass er sich des Verbums creare 
bedient, welches neben der Bedeutung einer für immer gültigen 
Errichtung auch die der jährlichen Erwählung bat. Indessen 
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er denkt nur an die erstere Bedeutung: er gebraucht jenes Ver- 
bum abwechselnd mit dem Verbum „einsetzen’ (constituere), 
w'elches das eigentliche für das Errichten einer neuen Stelle ist, 
und spricht im Perfectum, was von einer Sitte oder Gewohnheit 
nicht an seinem Platze gewesen wäre.“) Man w'ürde Pompo- 
nius’ Widerspruch mit den übrigen Geschichtsquellen durch die 
Annahme, er spräche von der jährlichen Wahl, noch vermehren, 
ja ihn mit sich selbst in unauflöslichen Widerstreit bringen, ln 
der Zeit vor Sulla nimmt er sechs ordentliche Prätorenstellen 
an, und so viel Prätoren pflegten, wie die Berichte der Schrift- 
steller bezeugen, damals jährlich erwählt zu werden. Pompo- 
nius aber nennt vier Provinzen und sagt, es seien so viel Prä- 
toren „creirt” worden, als damals Provinzen erobert worden wä- 
ren. '’) Sollte dies „Creiren" auf die jährliche Wahl gehen, so 
würde Pomponius vier Prätoren vor Sulla annehmen, was mit 
unseren sonstigen Quellen und seiner eigenen Angabe unver- 
einbar ist. Somit deutet der Au.sdruek, dessen er sich bedient 
hat, selber darauf, dass er von der Errichtung ordentlicher Prä- 
turen spricht. 

Pomponius hat im Vorhergehenden von der Vermehrung der 
Zahl der Prätoren auf zwei gesprochen'): der erste war der 
„städtische” Prätor, weil er immer in der Stadt verweilte, um 
die Rechtspflege zu leiten und die Consuln in ihrer Abwesenheit 
zu vertreten; er blieb der vornehmste Prätor und war der ein- 
zige, dessen Amtskreis ge.setzlich festgestellt war. '* ) Denn selbst 
der zweite, der Fremdenprätor, hatte, wie Pomponius bemerkt, 
nur „meistens” als Amtskrcis die Rechtspflege zwischen Bürgern 
und Fremden: oft erhielt er, wie die Berichte bei Livius bewei- 
sen, eine auswärtige Provinz, oft ein anderes Amt, als die Rechts- 
pflege. lieber die fernere Geschichte der Prätur sagt Pomponius : 
„Als darauf Sardinien, später Sicilien, ebenso Spanien, dann die 



a) Vergl. Bd. I, 1 S. 415 Amuerk. 41. 

b) Man vergleiclie Pomponius’ Worte, die wr alsbald anfuhrcn werden. 

c) Pompon § 28 Dig. de orig. iur. (I, 2 ), welche Stelle Bd. 1, 2, 108 
angeführt woi-den ist. 

d) Man vergl. die aus Cic. de leg. III, 4, 7 oben S. 333 angeführte 
Stelle. 

22 * 
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Narbonensische Provinz genommen war, wurden eben so viel 
Prätoren, als Provinzen in die Gewalt gekommen waren, geschaf- 
fen, welche theils den Geschäften in der Stadt, theils denen in 
den Provinzen vorstehen sollten.”*) Er meint nicht, es seien 
so viele Prätorenstellen geschaffen worden, als es jedesmal Pro- 
vinzen gab; denn zur Zeit, wo das Narbonensische Gallien zur 
stehenden Provinz wurde, gab es acht auswärtige Provinzen. 
Pomponius aber lässt Sulla zu den fiüheren Präturen vier, dann 
den Dictator Cäsar zwei hinzufügen und die Summe der unter 
diesem bestehenden Präturen zwölf sein, schreibt also den Zeiten 
vor Sulla im Ganzen nur sechs Präturen zu. Seine Nachricht 
muss also dahin gehen, nach der Hinzufüg'ung der vier von ihm 
genannten Provinzen seien eben so viele ordentliclie Prätoren- 
stellen errichtet worden, und zwar immer eine nach der Hin- 
zufügung einer Provinz. Dies ist ein bemerkenswerthes Zeug- 
niss. ln den Auszügen aus Livius liaben wir zum Jahre 227 
V. Chr. die Nachricht, . es sei die Zahl der Prätoren vergrössert 
worden, so dass es vier gewesen seien.'') Es heisst nicht, es 
seien mit einmal zwei neue Prätoren erwählt worden^ und man 
kann sehr wohl annehmen, es sei 227 v. Chr. der vierte, vorher 
schon der dritte Prätor ernannt ^worden. Sicilien wurde zwar 
unmittelbar durch den Friedensschluss mit den Carthagern Rö- 
mische Provinz; nach Sardinien gingen die Römer erst drei 
Jahre später, 238 v. Chr.') Dennoch ist es möglich, dass jenes 
zuerst durch andere Beamte, selbst durch den Fremdenprätor 
verwaltet und seinetwegen erst nacli der Eroberung Sardiniens 
eine ordentliche Prätur errichtet wurde. Nach Sardinien wurde 
schon 234 v. Chr. der Prätor P. Cornelius geschickt, der sammt 
einem grossen Theile seines Heeres durch Krankheiten aufgerie- 
ben wurde.'') Da nun im Jahre vorher, 235 v. Chr., der Con- 
sul T. Manlius Torquatus in Sardinien Krieg führte, wie wir 

a) Pompon. § 32 Dig. de orig. iur. (1, 2) Capta de.inde Sardinia, mox 
Sicilia, item llispania, deindc Narboneiisi provincia totidem praetores, quot 
provinciae in dicionem veneraiit, crcati sunt, partim qui iirbauis rebus, 
partim qui provincialibu.s praeossent. 

b) Liv. per. XX Praetorum numerus ampliatus est, ut essent quattuor. 

c) Polyb. I. 88. 

d) Zou. VIII, 18. 
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aus den Triuraphalfasten erfahren, und auch 236 v. Chr. der Con- 
sul C. Licinius Varus wenigstens in Corsica war“), werden wir 
annehmen dürfen, dass im Jahre 234 Sardiniens halber die dritte 
Prätorenstelle errichtet und der dritte Prätor jährlich erwählt, 
dann im Jahre 227 v. Chr. Siciliens halber die vierte Stelle 
gegründet und der vierte Prätor ernannt wurde. 

Die weitere Nachricht, nach der Einnahme Spaniens sei 
eine neue Prätoreustelle errichtet worden , wird in gewisser Be- 
ziehung durch Livius bestätigt: er sagt, für das Jahr 197 seien 
zuerst sechs Prätoren, also zwei mehr als früher, erwählt wor- 
den, weil die Provinzen schon wuchsen und die Herrschaft sich 
weiter ausdehnte.'') Dadurch steht es fest, dass bald nach der 
Eroberung Spaniens eine Veränderung mit den Prätoren vorge- 
gangen ist. Aber nicht sicher ist es, dass die Errichtung einer 
neuen ordentlichen Prätorenstelle, von welcher Pomponius spricht, 
in demselben Jahre stattgefunden hat, wie die von Livius er- 
wähnte Wahl von sechs Prätoren. Schon vor 197 v. Chr. hatte 
man in Italien ausserordentlicher Befehlshaber bedurft und der 
im Jahre 200 mit König Philipp ausgebrochene Krieg stellte 
neue Erwerbungen und die Nothwendigkeit neuer Aemter in 
Aussicht. Möglich also, dass man schon früher eine neue ordent- 
liche Prätoren stelle errichtete und die Ausgaben dafür regel- 
mässig auf den Staatshaushalt zu übernehmen beschloss. In- 
dessen selbst wenn man dies erst 197 v. Chr. that, besteht kein 
Widerspruch zwischen Pomponius’ und Livius’ Nachrichten: man 
konnte den sechsten Prätor, welchen man über die Zahl der 
Prätorenstellen wählte, für eine der ausserordentlichen Prätoren- 
stellen, deren Nothwendigkeit man voraussah, bestimmen. Li- 
vius sagt nicht, der neuen in Spanien eroberten Provinzen hal- 
ber hätte mau zwei Prätoren hinzugefügt, sondern nur wegen 
der wachsenden Zahl der Provinzen und der sich weiter ausdeh- 
nenden Herrschaft, ln der nächsten Zeit wurden allerdings Prä- 
toren zur Regierung von Spanien verwendet; aber bald nachher 
erhielten sie andere Aratskreise, und Spanien namentlich war 

a) Zon. 1. 1. 

b) Liv. XXXIl, 27 Sex praetores illo anno primum crcati crescentibus 
iam provinciis ct latius patescente imperio. 
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lange Zeit der Schauplatz für die kriegerische Tliätigkeit der 
Cünsuln. Es war im Jahre 197, als man 'zuerst sechs Prätoren 
wählte, uiclit die Absiclit, für immer eine so grosse Zahl jähr- 
lich zu eruennen. Livius erzählt zum Jahre 179, damals hätte 
man nach Verlauf vieler Jahre vier Prätoren erwählt und zwar 
nach dem Bäbischen Gesetze, welches die Bestimmung enthalten 
hätte, es sollten abwechselnd, d. h. abwechselnd mit sechs Prä- 
toreu, vier ernannt werden.*) Wenn man überhaupt einmal 
wieder vier Prätoren wählte, kann kein Gesetz über die dauernde 
Wahl von sechs bestanden haben. Das Bäbische Gesetz wird 
sonst nirgends erwähnt; aber aus Livius’ Worten ergiebt sich, 
dass es nicht im Jalire 17l5 gegeben wurde. Stammt es aus 
früherer Zeit, so liegt die Vermuthung nahe, dass es aus dem 
Jahre 197 v. Chr. und von M. Baehius Tamphilus herrührt, der 
192 V. Chr. Prätor war**) und fünf Jahre vorher als Tribun ein 
solches Gesetz geben konnte. Man wird dann sowohl die Er- 
richtung einer ordentlichen Prätorenstelle, wie die Wahl von 
sechs Prätoren von diesem Gesetze herzuleiten haben; es nahm 
aber nicht die dauernde Nothw-endigkeit eines sechsten Prätors, 
der für eine ausserordentliche Prätorenstelle zu Gebote stehen 
könnte, an, begünstigte vielleicht die durch Verlängerung des 
prätorischen Oberbefehles herbeizuführende grössere Stetigkeit in 
der Regierung der Provinzen. Deshalb gebot es abwechselnd 
die Wahl von vier Prätoren. Die Verhältnisse waren mächtiger 
als das Gesetz. Nur in eben jenem Jahre 179 sind vier Präto- 
reu gewühlt worden: in allen andern Jahren gab es Stellen und 
Bewerber genug für sechs Prätoren. 

ln der zweiten Hälfte des zweiten Jahrhunderts v. Chr. 
wuchs die Zahl der Provinzen um Africa, Macedonien, Asien: 
mit den Prätoren fand keine Veränderung statt. Man half sich 
durch Verlängerung der auswärtigen prätorischen Provinzen, 
später seit C. Gracchus') auch durch Vereinigung städtischer 



a) Liv. XL, 44 Praetores quattiior post multos annos lege Bacbia 
crcati, quac alternis quaternos iubebat creari. 

b) Liv. XXXV, 10. 

c) Vergl. oben S. 326. 
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'lind auswärtiger Provinzen. Pomponius sagt, nach der Einrich- 
tung der Narbonensischen Provinz, d. h. seit 99 v. Chr., habe 
man eine sechste ordentliche Prätur gegründet. Durcli andere 
Zeugnisse lässt sich diese Nachricht nicht bestätigen; aber es 
findet sich nichts, das ihr entgegenstände. Festhalten muss man 
nur, was Pomponius bemerkt: die ordentlichen Präkirenstellen 
hätten theils für die prätorischeu Geschäfte in der Stadt, theils 
für die in den Provinzen dienen sollen. Keinesweges wvaren die- 
selben mit der Regierung der einzelnen Provinzen verbunden: 
in jedem Jahre stand es dem Senate frei, dieselben nach Be- 
dürfniss zu vertheilen und ausserordentliche hinzuzufügen. 

Von Sulla berichtet Pomponius, er habe die Criminalgerichts- 
höfe, wie z. B. den über Fälschung, über Vatermord, über Mord 
eingesetzt, und vier Prätoren hinzugefügt.*) Dies stimmt mit 
der Geschichte überein; denn Sulla errichtete unmittelbar keine 
neue auswärtige Provinz, konnte also zur Vermehrung der ordent- 
lichen Prätorenstellen nur durch die Aenderungen, welche er 
mit dem Criminalprocesse vornahm, bewogen werden. Indessen 
er konnte voraussehen, dass sehr bald auch die Zahl der Pro- 
vinzen wachsen würde, wie sie denn gleich, nachdem er seine 
Verfassung gegeben hatte, wuchs. Dies scheint der Grund zu 
sein, weshalb er die alte Einrichtung, dass jährlich eine dem 
Jedesmaligen Bedürfnisse entsprechende Anzalil von ausserordent- 
lichen Prätorenstellen beschlossen wurde, vorläufig bestehen Hess. 
Auch der Dictator Cäsar kam nicht dazu, die Verhältnisse der 
Prätoren endgültig zu ordnen, wenngleich er zw'ei neue Präturen 
auf den regelmässigen Staatshaushalt brachte.*’) Erst Augustus 
ordnete Alles, indem er die Regierung der Provinzen änderte 
und die Vereinigung verschiedener Präturen durch aufeinander- 
folgendes Bekleiden derselben verbot. Gemeinsam der Zeit nach 
Sulla war es, dass die Zahl der ordentlichen Prätorenstellen 



a) Pomponius 1. 1. Dcinde Cornelius Sulla quacstioucs publicas coa- 
stituit, veluti de falso, de parricidio, de sicariis, et praetores quattuor ad- 
iecit Vergl. oliou S. 330. 

b) Pompon. 1. 1. Dcinde C. lulius Caesar- duos praetores et duos aedi- 
les, qui frumento praeessent, a Cerere Cerealcs constituit: ita duodecim 
praetores, sc.x aediles sunt creati. Vergl. oben S. 331. 
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grösser als die der wirklich gewählten Prätoren war: der Unter- 
schied aber wurde in der Kaiserzeit anders ausgeglichen wie in 
der Sullanischen. In jener zog man wahrscheinlich die über- 
flüssigen Prätorenstellen, für welche es Bewerber entweder nicht 
gab oder nicht angenommen wurden, zum Besten des Staats- 
schatzes ein : in dieser, wo Prätorenstellen für die Provinzen 
nöthig waren, musste man jährlich noch ausserordentliche Stel- 
len dazu «errichten und besetzte dann die über die Zahl der 
Prätoren vorhandenen Stellen durch Vereinigung mehrerer in 
einer Person. Pomponius setzt die Gründung der vier Stellen 
mit der Errichtung der Schwurgerichtshöfe in Verbindung; aber 
er nennt als solche nicht die über Amtsverbrecheii, sondern nur 
die über gemeine Verbrechen, die erst seit Sulla den Schwnr- 
gerichten zugewiesen wurden. Mau ist berechtigt anzunehmen, 
dass Sulla nur für diese, welche er neu einrichtete, seine vier 
Prätorenstellen gründete: er hielt so viele für die Leitung der- 
selben für genügend. Es bestanden von Prätorenstellen, welche 
in der Stadt zu verwalten waren, die beiden althergebrachten 
des „städtischen” und des Fremdenprätors, daneben war für die 
vor Sulla bestehenden Scliwurgerichte über Amtsverbrechen nach- 
weislich anfangs eine Prätorenstelle nöthig*) : aber da diese Processe 
zahlreicher wurden und die Verhandlungen dabei langwierig waren, 
ist es wahrscheinlich, dass dazu später zwei Prätoren verwen- 
det wurden.“') Nimmt man dazu die für die Aburtheilung der 
gemeinen Verbrechen von Sulla eingesetzten vier Prätoren, so 
hat man die acht Prätoren, welche seit Sulla gewählt wurden. 
Er hatte diese Zahl festgesetzt, um einerseits dem von ihm ver- 
mehrten Senate die nöthige Zahl von Ehreustellen zu gewähren, 
andererseits die Würde der Prätur zu waliren. Seit Sulla beklei- 
deten alle Prätoren zuerst eine Prätorenstelle in der Stadt: dies 
ist der Unterschied gegen die frühere Zeit, wo die Mehrzahl 
oder einige der Prätoren gleich nach ihrem Amtsantritte eine 
Stelle in der Provinz führten. Keinesweges aber bekleideten alle 



a) Man sehe oben bei unserer Erörterung des Acilischen Gesetzes 
S. 117. 

b) Man vergl. oben 8. 257. 
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Prätoren, wenn sie ihr Amt in der Stadt verwaltet, daun noch 
ausserdem eine Provinzialprätur. Cicero ging nach seiner Prä- 
tur niclit in die Provinz und trat bei seinem Consulate die ihm 
notliwendiger Weise zuertheilte Provinz Italien freiwillig ab.**‘) 
Von Ser. Sulpicius Rufus sagt Cicero, er habe nach der Prätur 
nicht in eine Provinz gelien wollen*), und mehrere ähnliche Bei- 
spiele lassen sich anführeu. Dies berücksichtigte Sulla und 
deshalb ordnete er nicht die Nothwendigkeit der Verbindung 
einer städtisclien und einer Provinzialprätur an: er wollte lieber, 
dass ein paar ausserordentliclie Prätorenstellen für die Provinz 
bestimmt würden, als dass eine ordentliche leer bliebe. In jedem 
Jahre wurde, wenn die erwälilteu Prätoren ihre städtischen Amts- 
kreise erlöst und ihr betreffendes Amt angetreten hatten, mit 
Hülfe der Volkstribunen im Senate eine Berathung über die 
Provinzialstellen gehalten: zwei in der Provinz waren nöthig, 
über die übrigen entschied der AVunsch der Prätoren und die 
Zweckmässigkeit. 

Der Gewinn der Untersuchung, welche wir über Pomponius’ 
bisher verschmähtes Zeugniss angestellt, besteht in Bezug auf 
Sullas Einrichtungen im Criminalrechte darin, dass derselbe zur 
Leitung der Schwurgerichte über gemeine Verbrechen , welche 
er gründete, vier Prätoren bestimmte, die Gerichtshöfe über 
Amtsverbrechen zwei anderen Prätoren überwies. Daraus folgt 
nicht, dass dieses Verhältniss auch für immer bestand : es konnte 
darin selbst, ehe Cäsar die ordentlichen Prätorenstellen und die 
Zahl der in der Stadt zuerst ihr Amt führenden Prätoren ver- 
mehrte, eine Aenderung eintreten. Denn die Prätorenstellen 
waren *’) nicht an die Stadt oder die Provinz gebunden und konn- 
ten beliebig vertlieilt werden. Wie man in alter Zeit die „städ- 
tische’’ und die Fremdenprätur verband, so konnten in späterer 
Zeit die Amtskreise nach der Entscheidung des Senates bestimmt 
werden. Dennoch ist es wichtig, die Absichten, welche Sulla 



a) Cic. j). L. Mur. 20, 42 Postremo tu in provinciam ire noluisti. Non 
possum id in te reprchendere, quod in me ipso et praetorc et consule pro- 
bavi. 

b) S. oben S. 337. 
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bei der Gründung der neuen Schwurgerichte hatte, kennen zu 
lernen. Ein weiterer Gewinn ist die Erkenntniss, dass Poinpo- 
niu.s’ Nacliricht, so sehr sie zuverlässigen anderen Zeugnissen 
zu widersprechen scheint, von dem richtigen Standpunkte aus 
betrachtet, mit der AVahrheit übereinstimmt. Wollte man sie 
weiter verfolgen, so würde es gelingen, noch fernere Andeutun- 
gen über den Staatshaushalt des Römischen Reiches zu gewin- 
nen tind damit eine bisher wenig erforschte Seite der Alterthfi- 
mer aufzuhellen. 



Fiirirtes Capitol. 

Das Recht der Provocatioa im Strafverfahren. Nachricht, dass Sulla es 
aufgehoben habe. Innere Wahrscheinlichkeit derselben. Wie dieselbe zu 
verstehen ist. Die Wirkungen des Provocationsreebtes bleiben nach Sulla 
bestehen, die fiewalt der Beamten wurde von ihm nicht erhöbt. Das 
Provocationsreebt bei Amtsverbrechen und bei gemeinen Verbrechen. Eine 
Folge desselben ist eine Beschränkung der Strafen des Schwurgerichtes. 
Sulla verminderte die richterliche Gewalt der Beamten und schuf eine 
mildere Art des Strafverfahrens. Andere Vertheilung der Griminalgerichts- 

barkeit. 

Wir haben über die äus.seren Verhältnisse der höchsten Be- 
amten, ihre Zahl und Amtskreise gesprochen ; die Aenderungen, 
welche Sulla hierin traf, stehen in loserer Verbindung mit sei- 
ner Umgestaltung des Criminalverfalirens. Zu dieser unmittelbar 
wird uns eine Betrachtung über den Umfang, welche die richter- 
lichen Gewalten damals im Römischen Staate hatten, führen. 

Beim Beginne der Republik wurde durch das Valerische Ge- 
setz den Römischen Bürgern die Provocation gegeben, d. h. das 
Recht, wenn sie bestraft werden sollten und ihre Schuld leug- 
neten, auch nicht auf frischer That ertappt waren, an die Volks- 
versammlung Berufung einlegen zu dürfen. Dadurch wurde die 
Gewalt der richterlichen Beamten wesentlich eingeschränkt und 
ein Grundsatz eingeführt, der bis auf Sullas Zeit in Geltung 
blieb. Die Schwurgerichte über Amtsverbrechen gründeten sich 
darauf, dass der Angeklagte seine Schuld leugnete. Daraus 
entsprangen zwei andere Erscheinungen, erstlich, dass die Ver- 
brecher in die beiden Classen, die der geständigen oder auf der 
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Tliat ertappten und die der ihre Schuld leugnenden getrennt, 
zweitens, dass die letzteren, weil bei ihrer Verurtheilung mensch- 
licher Irrthum vorfallen konnte, mit geringerer Strafe belegt 
wurden, als die ersteren. Es ist die Frage, wie sich Sulla zu 
diesen Grundsätzen des Römischen Strafverfahrens, zu diesen 
leitenden Gedanken des Crimiualrechtes verhielt. 

In der Anklagerede, welche Cicero im Jahre 70, als der 
grösste Theil der Sullanischen Gesetze noch galt, gegen C. Ver- 
res hielt, spricht er über die Bestechlichkeit der aus dem Se- 
natorenstande genommenen Geschworenen: er vergleicht damit 
die früheren Schwurgerichte, welche mit Römischen Rittern be- 
setzt gewesen waren. An jenen, sagt er, habe nicht der ge- 
ringste Verdacht gehaftet: seit die Gerichte auf den Senatoren- 
stand übertragen und die Gewalt des Römisclien Volkes gegen 
jeden einzelnen Senator aufgehoben worden sei, wären viele 
Fälle von Bestechung vorgekommen. ") Zu den Worten, welche 
von der Gewalt des Römischen Volkes handeln, macht der fälsch- 
lich Asconius genannte Scholiast die Bemerkung, damit sei die 
Aufhebimg der Provocation an das Volk, d. h. an die Volkstri- 
bunen gemeint.’’) Diese Bemerkung ist sehr verkehrt und be- 
weist die Unwissenheit des Scholiasten. Cicero spricht nicht 
von der Provocation, sondern davon, dass durch Sullas Gesetze 
den Volkstribuneu die Befuguiss, mit dem Volke über Gesetze 
zu verhandeln, folglich auch die Erlaubuiss, Anklagen vor dem- 
selben zu erheben, genommen war.”) Ferner die Erklärung, 
die Provocation an das Volk bestehe in der Berufung an die 
Volkstribunen, ist nicht richtig: sie stammt wahrscheinlich aus 
dem Missverstehen der Bemerkung eines andern Erklärers, der 
in Ciceros Worten eine Beziehung auf die Verringerung der tri- 
bunicischen Macht erkannt hatte. Dennoch, so falsch jene Nach- 
richt ist, immerhin liegt in ihr ein Zeugniss, dass Sulla die Pro- 



a) Cic. in VeiT. Act. I, 13, 38 ([uid sit, quod iudidis ad senatorium 
ordinem translatis sublataquc populi Romani in unumqucmquc nostruni 
potestate Q. Oalidius damnatus dixerit u. s. w. 

b) Ascon. p. 145 .Scilicet sublata provocatione ad populum, hoc est ad 
tribunos plebis. 

c) Vergl. oben S. 312. 
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vocatioii aufgehoben habe: die verkehrte Anwendung desselben 
beweist niclit die Unrichtigkeit dieser besondern Tliatsaehe. 

Au sicli ist es nicht unwahrscheinlich, dass dieselbe richtig 
ist. Die Provocation entsprach ihrem Wesen nach den Verhält- 
nissen einer kleinen Stadt und gab bei der wachsenden Menge 
der Bürger weder für den Staat die nöthige Gewähr, dass Ge- 
rechtigkeit geliandhabt würde, noch dem Angeklagten selbst 
Sicherheit für einen gerechten Spruch: sie war bei der Schwer- 
fälligkeit der Volksversammlung kaum ausführbar.») An ihre 
Stelle war die Thätigkeit der Volkstribunen getreten, welche 
dem Angeklagten schnellere Hülfe darbot als das Volk in seiner 
Gesammtheit. Sulla konnte weder verkennen, dass die Volks- 
versammlung nicht mehr im Stande sei, richterliche Pflichten 
zu erfüllen, noch es für angemessen finden, durch eine andere 
Anordnung derselben, wie sie vielleicht möglich gewesen wäre, 
sie zur künftigen Erfüllung derselben geschickt zu machen. Er 
beschränkte die Rechte des Volkes, hob die Tributversammlun- 
gen auf und vernichtete diejenige richterliche Thätigkeit, welche 
es unter Leitung der Volkstribuuen geübt hatte. Es wäre ihm 
also nur übrig geblieben, die tribunicische Gewalt zu erhöhen 
und diejenige Befugniss, welche sie stellvertretend geübt hatten, 
zu einer regelmässigen zu erheben. Indessen das hauptsächlichste 
Ziel seiner Verfassung war, die tribunicische Gewalt zu schwä- 
chen : aufzuheben wagte er sie nicht und namentlich Hess er ihr 
auch Einfluss bei den Proce.ssen; aber unmöglich konnte er ihr 
die Provocation übergeben. 

Aus dieser inneren Wahr.scheinlichkeit, dass Sulla die un- 
nütz gewordene und mit den Grundsätzen seiner Verfassung nicht 
übereinstimmende Provocation auf irgend eine Weise ersetzte, 
darf man nicht folgern, dass er dieselbe aufhob. Dies konnte 
er eben so wenig, wie das .\mt der Volkstribunen , an welches 
sich alle Erinnerungen der Bürger über Freiheit und Gleich- 
berechtigung knüpften, vernichten, ln späterer Zeit wird fort- 
während das Recht der Bürger auf Provocation erwähnt '>): Ci- 



a) Vergl. Bd. I, 1, 154. 

b) Man vergl. die Auseinandersetzung Bd. 1, 1, 151 flgd. 
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cero in seiner Musterverfassung führt ohne weitere Bemerkung 
das Recht dazu als einen Hauptgrundsatz an") , nirgends wird 
von der Abschaffung desselben durch Sulla berichtet. Mochte 
derselbe thatsächlich die Provocation ersetzen, dem Staatsrechte 
nach blieb die durch das Valerische Gesetz eingefflhrte Freiheit 
der Römischen Bürger und die richterliche Oberholieit der Volks- 
versammlung unangetastet: sie konnte in jedem Augenblicke 
ohne Veränderung der Verfassung wieder ins Leben treten. Für 
dieses Verfahren Sullas bietet sich eine passende Analogie in 
den Einrichtungen dar, welche er über die Censoren traf. Von 
ihnen erzählt ein anderer, nicht eben viel mehr zuverlässiger 
Scholiast Ciceros, Sulla habe sie aufgehoben'’), und seine Erzäli- 
lung wird noch unsicherer gemaclit durch die hinzugefügte Be- 
merkung, derselbe habe auch die Volkstribunen aufgehoben. 
Dennoch beruht des Scholiasten Bericht auf sicherem Grunde. 
Bekanntlich übertrug Sulla die Befugnisse der Censoren zum 
Theil an andere Beamte, zum Theil ersetzte er sie durch beson- 
dere Einrichtungen: die Censoren selbst Hess er zur gesetzmäs- 
sigen Zeit nicht wählen. Aber ein Gesetz über ihre Abschaffung 
gab er nicht, und als im Jahre 70 v. Chr. die öffentliche Mei- 
nung sich für ihre Wiedererwählung aussprach, erfolgte dieselbe, 
ohne dass es eines besonderen Antrages an das Volk, einer 
Verfassungsänderung bedurfte. Aehnlich konnte es sich mit der 
Provocation verhalten. Ohne sie thatsächlich aufzuheben, konnte 
Sulla sie, weil ihr Bestehen nicht räthlich war, ersetzen. In den 
letzten Zeiten der Republik, unter den Zuckungen der dahin- 
sterbenden Freiheit, wurde noch einmal der Versuch gemacht, 
sie in alter Sitte wiederherzustellen, ein Versuch, der, wenn- 
gleich er nur zur Erregung von Unruhen, nicht zur Beförderung 
der Freiheit unternommen, auch nicht durchgeführt wurde, be- 
weist, dass der grossartige, beim Entstehen der Republik auf- 
gestellte Grundsatz niemals widernifen worden ist. 

a) Cic. dti leg. 111, 3, 6. 

b) Scliol. Gronov. p. 384 Grell. Deceni tribuni eligebantur antea, qui 
quasi tuereiitur populi Roinaiii maiestatcm, et ceusores, (|ui niores senato- 
rum censebaut et quosdam a seuatu propter morum vitia pellebant non in 
pcrpetuum, sed ad certum tcmpus. Hos omnes pro nobilitate facieus su- 
stulit Sulla. 
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Die aus dem Provoeationsreclite liervorgehenden Einrichtun- 
gen des Criminalrechtes und Processes waren zweierlei, erstens 
die Unterscheidung zwischen geständigen oder auf der That er- 
tappten Verbrecliern und denen, die ihre Schuld leugneten oder 
durch künstliche Beweise überführt werden mussten, zweitens 
die härtere Bestrafung der ersten Classe von Verbrechern. Bei- 
des bestand unzweifelhaft nach Sullas Gesetzgehung. Zwar wäh- 
rend der Zeit, wo dieselbe in voller Geltung war, d. h. bis zum 
Jahre 70 v. Chr., haben wir keinen Fall, um das Bestehen jener 
beiden Einrichtungen zu erweisen; aber die von Sulla begrün- 
dete Criminalgerichtsverfassung blieb, wenngleich seine übrigen 
politischen Gesetze aufgehoben w'urden, mit für das Ganze 
unwesentlichen Aeuderungen , in Kraft, mithin sind in die- 
ser Beziehung die Verhältnisse nach dem Jahre 70 v. Chr. für 
die Erkenntniss seiner Einrichtungen massgebend. Die haupt- 
sächlichen Bei.spiele aber, in denen der Unterschied zwischen 
künstlich fiberfühi'ten und geständigen oder auf der That er- 
tappten Verbrechern hervortritt, stammen aus der Zeit von Ci- 
ceros Consulat, und noch unter Kaiser Augusts Regierung wird 
uns erzählt, die Strafe für auf der That ertappte Verbrecher sei 
die uralte, mit grausamer Hinrichtung verbundene gewesen.*) 
Mithin behielt Sulla die in den alten Gesetzen begründete Unter- 
scheidung der Verbrecher, welche auf der Provocation be- 
ruhte, bei. 

Es ergiebt sich hieraus, dass die richterliche Befugniss der 
Beamten durch Sulla nicht vergrössert worden ist: wie sie .sich 
früher auf diejenigen Fälle beschränkt hatte, in denen es keines 
Urtheiles, sondern nur der Anwendung der durch das Gesetz 
vorgeschriebenen Strafen bedurfte, so hatten die Beamten auch 
nach Sulla nur die Befugniss zum Verfahren in iure: das Ver- 
fahren in iudicio stand nur unter ihrer Aufsicht, während die 
Entscheidung selbst nicht von ihnen abhing. Aber Sulla ver- 
ringerte auch nicht die von ihm Vorgefundene Befugniss der Be- 
amten. Dies ergiebt sich aus dem Verfahren Ciceros gegen die 
Catilinarischen Verschworenen'’), welches, wenngleich es inso- 

a) Vergl. Bd. I, 2, 172. 

b) Man sehe Bd. 1, 2, 411. 
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fern eine Ausnahme bildet, als durch Senatsbeschluss den Con- 
suln die Entscheidung übertragen war, in jeder anderen Bezie- 
hung das gewöhnliche und nicht durch einen besondere Voll- 
machten übertragenden Volksbeschluss erweitert war. Die Ver- 
schworenen galten als geständig und auf der That ertappt. Dass 
Cicero sie strafen, ihrer Güter berauben, ihr caput als Römischer 
Bürger vernichten dürfe, leugnete Niemand. Wenn man in die- 
sem berühmten geschichtlichen Beispiele die gesetzliche Gewalt 
der richterlichen Beamten erkannt hat, wird mau dieselbe viel- 
fach in anderen Fällen, wo die Ueberlieferuug nicht so deutlich 
spricht, wiederünden. Als nach der Ermordung des Dictators 
Caesar Unruhen in Rom ausbrachen, liess der Consul M. Anto- 
nius einen Urheber derselben, Amatius, der sich für den Enkel 
des berühmten C. Marius ausgab, also Römischer Bürger war, 
ergreifen und ohne Process tödten.*) Er betrachtete ihn als auf 
der That ertappt und ein Gericht als unnütz. Damit verstiess 
er allerdings gegen das von P. Clodius bei Gelegenheit von Ci- 
ceros Process gegebene Gesetz'’), welches einen Bürger ohne 
Volksbeschluss zu tödten verbot; aber die Befugniss, über einen 
auf der That ergriffenen Bürger ein Urtbeil zu sprechen, konnte 
ihm Niemand bestreiten, und vor jenem Gesetze besass der Be- 
amte sogar das Recht, in solchem Falle die Todesstrafe zu ver- 
hängen. Während derselben Unruhen wurden auch viele andere 
offenbare Ruhestörer, die Sclaven gekreuzigt, die Freien vom 
Tarpejischen Felsen gestürzt.') Sulla bat demnach die Befug- 
niss der Prätoren oder der Consuln, wo dieselbe ausnahmsweise 
Richterpüichten übernahmen, nicht geändert: er liess das Pro- 
vocationsrecht der Römischen Bürger dem Grundsätze nach un- 
angetastet, behielt auch den mit demselben zusammenhängenden 
Unterschied zwischen den Verbrechern und ihrer Bestrafung bei. 

Sulla fand in dem Criminalrechte einen der alten Zeit un- 
bekannten Unterschied vor, nämlich den zwischen Amtsverbre- 
chen und „gemeinen Verbrechen”, wie wir sie fortan nennen 



a) Man sehe Bd. I, 2, 417 flgd. 

b) App. bell. civ. III, 3. 

c) Dio Cass. XLIV, 50; App. 1. 1. 



Digitized by Google 




352 Amtsverbrcchcn und gemeine Verbrechen seit Sulla. 

wollen. Er hatte sich allmälig gebildet und erweitert, haupt- 
sächlich seit C. Gracchus. Die Amtsverbrechen konnten nur von 
Senatoren oder ihnen gleichstehenden Beamten begangen werden, 
die gemeinen Verbrechen von allen Bewohnern des Reiches. 
Jene wurden durch Geschworene entschieden, diese nach dem 
alten ordentlichen Verfuhren, im Falle sie offenbar waren, durch 
die Beamten, im Falle ein gerichtliches Urtheil nöthig war, dem 
Grundsätze nach durch die Frovocation, in der That durch eine 
ausgedehnte Mitwirkung der das Volk vertretenden V'olkstribu- 
nen. Sulla behielt für die Amtsverbrechen die Schwurgerichte 
bei: die spätere Römische Geschichte ist voll von Beispielen, 
wo Senatoren für Amtsverbrechen ihr Urtheil durch Geschwo- 
rene erhielten, und es giebt von Sulla selbst und nach ihm viele 
Gesetze, welche Aintsverbrechen behandeln und Schwurgerichte 
betreffen. Sulla musste dies Verfahren um so mehr beibehalten, 
als er die tribunicischen Anklagen vor dem Volke, durch welche 
sonst Ausschreitungen von Beamten hatten geahndet werden 
können, aufhob. Die „gemeinen Verbrechen” wurden von der 
Aenderung, welche er in dem Strafverfahren einführte, besonders 
getroffen : sie bestand darin, dass er sie ebenfalls den Geschw'ore- 
nen zur Entscheidung zuwies, und zwar in den gleichen Fällen, 
wo die Amtsverbrechen vor dieselben gehörten, also wenn der 
Verbrecher weder geständig noch auf der That ertappt war. 
Statt der Volksversammlung, welche nach dem Grundsätze des 
alten Römischen Rechtes zum Urtheile berufen war, trat fortan 
der Schwurgerichtshof ein. Diese Ausdehnung der Geschwore- 
nen auf die „gemeinen” Verbrechen ist die Hauptsache von 
Sullas Criminalgesetzen. Sie bezeugt einerseits, dass trotz der 
vielfachen Kämpfe, welche die politischen Parteien in ihrem 
Streite um das Amt der Geschworenen hervorgerufen hatten, 
dennoch das Wesen des Schwurgerichtes ira Allgemeinen das 
Vertrauen der Verständigen gewonnen hatte. Andererseits aber 
zeigt sich, dass Sulla bei seiner neuen Verfassung aufrichtig be- 
müht war, mit Beseitigung veralteter Formen und zugleich mit 
möglichster Schonung hergebrachter Vorurtheile Recht und Ge- 
rechtigkeit zu fördern. Diese seine Aendening im Criminal- 
processe hat sich trotz der erbitterten Feindschaft, welche Sullas 
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übrige politischen Einrichtungen fanden, erhalten, und als man 
seine sonstigen Gesetze abschafFte, fiel es Niemanden ein, eine 
Aufhebung der Schwurgerichte für gemeine Verbrechen auch nur 
zu wünschen. Es war der natürliche Entwickelungsgang, dass 
die Schwurgerichte mit den der Politik und ihren Streitigkeiten 
angchörigen Amtsverbrechen begannen und dann auf die gemeinen 
Verbrechen, bei denen es neben möglichster Wahrung persön- 
licher Freiheit auf die Gerechtigkeit ankommt, übertragen 
wurden. 

Indessen Sulla schaffte das uralte Recht der Römischen Bür- 
ger auf Berufung an das Volk nicht ab. Er Hess die Geschwo- 
renen nicht vollständig an die Stelle der Volksversammlung tre- 
ten: eine Vertretung des Volkes im modernen Sinne durch Ab- 
geordnete oder Flrwählte ist dem Alterthume unbekannt. Der 
Beweis für die Anerkennung des Provoeationsrechtes liegt in 
den Strafen, welche die Geschworenen nach Sullas und den spä- 
teren Gesetzen zu verhängen befugt waren. Wir kennen die 
Strafen, welche auf die schwersten politischen wie gemeinen 
Verbrechen, z. B. auf Majestätsverbrechen und Mord, gesetzt 
waren: sie be.standen in Aechtung der Person des Verbrechers 
und Einziehung seiner Güter. Niemals haben die Geschworenen 
auf wirklich körperlichen Tod, auf Hinrichtung erkannt. Cae- 
sar in der Rede, welche er gegen die Hinrichtung der Catilina- 
rischeu Verschworenen hielt, sagt, die Gesetze geböten, verur- 
theilten Bürgern nicht das Leben zu nehmen, sondern ihnen 
die Verbannung zu gestatten.“) Meinte er hiermit die Römischen 
Gesetze überhaupt, so würde er eine unrichtige Behauptung auf- 
stellen. Denn viele während der ganzen Republik gültige Ge- 
setze verhängten die Todesstrafe, mid diese ist immer in An- 
wendung gebracht worden. Aber er nennt ausdrücklich „ver- 
urtheilte Bürger”, d. h. solche, welche, weil sie ihre Schuld 
leugneten und nicht auf der That ertappt waren, durch förm- 
liches richterliches Erkeiintniss für schuldig erklärt waren, und 
dies geschalj zu seiner Zeit durch Geschworene: er bestätigt, 

a) 3all. Cat. 51 At aliae leges item coiidemuatis civibus non animam 
eripi, sed exüium permitti iubeut. Vergl. Bd. I, 2 , 413. • 

in. 23 
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was wir aus der Ueberlieferung über die Strafen der einzelnen 
Verbrechen wissen. Die Fälle, in welchen die Todesstrafe ge- 
richtlich verhängt wurde, beruhen auf besonderer Bevollmäcb- 
tigung durch das Volk. Während der Bürgerkriege fanden un- 
zählige Hinriehtungeu von Bürgern statt; aber sie geschahen, 
sobald sie nicht nach Kriegsrecht erfolgten"), auf Befehl der- 
jenigen, welchen das Volk .ausdrücklich das Recht über Leben 
und Tod der Bürger verlieben hatte. So war es bei Sulla''), 
so bei den Triumvirn, welche in Folge eines für sie besonders 
gegebenen Gesetzes eine Menge Römischer Bürger mit dem Tode 
und Vermögensverluste bestraften. 

Freilich kann in dieser Beschränkung der Befugnisse des 
Schwurgerichtes mehr eine sclieinbare als wirkliche Beachtung 
des Provocationsrechtes zu liegen scheinen. Dasselbe bestand 
ursprünglich darin, dass keine Bestrafung irgend einer Art gegen 
einen Römischen Bürger, der leugnete und nicht auf der That 
ertappt war, ohne die Entscheidung der Volksversammlung ver- 
hängt werden durfte, dass also das Verfahren in iiidido, sobald 
es überhaupt eines solchen bedurfte, vor dem Volke stattfand, 
die Geschworenen aber, wie beschränkt auch ihre Befugniss sein 
mochte, hatten ein richterliches Urtheil zu fällen. Wäre dies 
unmittelbar nach dem ersten Valerischen Provocationsgesetze 
geschehen, so hätte man darin eine Verletzung desselben aner- 
kennen müssen. Es lag aber eine lange, wechselvolle Zeit da- 
zwischen, in der man sich mannigfach hatte helfen müssen; eine 
strenge Beobachtung des Provocationsgesetzes war unmöglich 
geworden. Bald hatte man den Begrift' des Ertappens auf fri- 
scher That ausgedehnt, bald ausserordentliche Bestrafung ohne 
richterliches Urtheil eintreten lassen, bald endlich, vertrauend 
auf die Uebereinstimmung mit den Volkstribunen, das an sich 
etwas unbestimmte Gesetz verletzt. Denn dasselbe setzte eine 
thätige und unmittelbar sich äussernde Theilnahme des Volkes 
voraus, wie sie in späterer Zeit sich kaum üuden konnte. Im 
Vergleiche mit diesem schwankenden Zustande war Sullas neue 

a) Vergl. oben S. 29Ö flgd. 

b) S. oben S. 304. 



Digiiized by Google 




Dio Strafen seit Sullas Gesetzen. 



355 



Einrichtung ein unzweifelhafter Fort.schritt. Sie .schränkte die 
Gewalt der Beamten nocli mehr ein und hob besonders die Aus- 
dehnung der Ergreifung auf frischer That auf. Dazu kam, dass 
nach alter Sitte dem Angeklagten bis zum Augenblicke der Ver- 
urtheilung die freiwillige Verbannung gestattet war; wenn er 
aber diese wählte , legte er damit ein mittelbares Bekenntniss 
seiner Schuld ab, und eine darauf folgende gerichtliche Verur- 
theiluug verstiess nicht gegen das Provocationsgesetz. 

Sullas Criminalgerichtsverfassung verletzte also nicht die 
Grundsätze der Römischen Freiheit, sie beförderte sogar die 
Entwickelung des Strafrechtes und zwar im Sinne der milderen 
Denkungsart seiner Zeit. Die thatsächliche Folge war, dass der 
Angeklagte, wie auch immer die Beweise sein mochten, dennoch 
seine Schuld leugnete und der Beamte, dem ein leicht ausführ- 
bares Verfahren zu Gebote stand, dieses Leugnen annahm. So 
kamen die milderen Strafen der Gesetze über die Schwurgerichte 
zur Anwendung, während in früherer Zeit dem Beamten erlaubt 
gewesen war, indem er Ergi-eifung auf frischer That annahm, 
die volle, durch die alten Gesetze eingeführte Strafe zu verhän- 
gen. Damit trat für die meisten Fälle eine thatsächliche Ab- 
schaffung der Todesstrafe ein, ohne dass dieselbe gesetzlich auf- 
gehoben oder gegen besonders schwere Verbrecher verboten wor- 
den wäre. "*■’’) Selbst die anderen Bewohner Roms und Italiens 
ausser den Römi.schen Bürgern hatten von dem milderen, bei 
den Schwurgerichten vorgeschriebenen Verfahren Vortheil. Denn 
die Gesetze über gemeine Verbrechen, welche Sulla und die Spä- 
teren gal)en, handelten nicht ausschliesslich von den Römischen 
Bürgern: sie umfassten alle Verbrecher, selbst die Sclaven, und 
wenn bei der einen Classe der Angeklagten eine mildere Strafe 
eintrat, musste dies auch für die andern Cla.s.sen von entschei- 
dendem Einflüsse sein. 

Hierbei ergab sich in der Gerichtsverfassung seit Sulla eine 
wichtige Veränderung. Bis zu seiner Zeit hatten der städtische 
und der Fremdeuprätor die Crimiualgerichtsbarkeit gehabt, die 
andern in der Stadt zurückbehalteneu Prätoren waren nur mit 
der Leitung der Schwurgerichte beauftragt worden. Folglich 
hatten angeklagte Beamte, bei denen es wegen Eingeständnisses 

23 * 
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oder der Ergreifung auf frischer That keines richterlichen Er- 
kenntnisses bedurfte, vor den städtischen Prätor gehört.*) Sulla 
entband die beiden alten Prätoren von aller Criniinalgerichtsbar- 
keit und vertheilte dieselbe unter die sechs Prätoren, welche 
fortan regelmässig in Rom bleiben sollten. Mithin kamen fortan 
alle Processe, sowohl diejenigen, welche von dem Beamten selbst- 
ständig entschieden wurden, als diejenigen, bei welchen das 
Schwurgericht eiutrat, vor diese sechs Prätoren, und jeder der- 
selben hatte jährlich seinen bestimmten Kreis der Criminalge- 
richtsbarkeit, der theils selbständig, theils mit Hülfe der Ge- 
schworenen geübt wurde. Im Jahre 63 v. dir. beschreibt Ci- 
cero*’) die Thütigkeit zweier Prätoren: der eine war L. Murena, der 
städtische Prätor. Er lobt an ihm Billigkeit, Unbescholtenheit, 
Freundlichkeit: mit Verbrechen hatte er nichts zu thun. Der 
andere, Ser. Sulpicius, hatte über das Verbrechen des Staatsdieb- 
stahls zu entscheiden. Seine Thätigkeit war traurig, er hatte 
es mit Thränen und Jammer zu thun, mit Ketten und Angebern. 
Dies passt nicht auf die Processe vor dem Schwurgerichte, bei 
dem Ketten nicht verkommen: Sulpicius hatte auch die Bestra- 
fung derjenigen Verbrecher auszuführen gehabt, welche offen- 
baren Diebstahls au Staatseigenthuin schuldig nicht vor die Ge- 
schworenen gestellt wurden, und das mochte die Mehrzahl sein. 



a) Ve.rgl. oben S. 292. 

b) Cic. p. Mur. 20, 41. 
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Sechstes Capitel. 

Classen von Amtsverbrecben und Annahme, dass Snlla ein Besetz gegen 
Erpressung gegeben habe. Angebliche Ervähnnng desselben in Ciceros 
Rede fttr C. Rabirins. Strafe der Erpressnng, welche Snlla, wie man 
glanbt, erhöht habe. Sullas Besetz Ober die Provinz Asien. Vermeint- • 
liehe Bestimmongen des Cornelischen Besetzes Ober Erpressnng. Die Pro- 
vinzen sammeln Beider zn Statnen für die Statthalter nnd zn Festen fOr 
ihr Andenken. Beistenern derselben fOr Feste nnd Denkmale in Rom. 
Angebliches Verbot Snllas gegen den Wucher nnd die Käufe der Statthal- 
ter in den Provinzen. Alle diese Bestimmungen beweisen nicht den Er- 
lass eines Besetzes Ober Erpressung durch Snlla. BrOnde gegen den Er- 
lass eines solchen Besetzes. Erhaltung des allgemeinen Schwurgerichtes 
Ober Amtsverbrechen durch Sulla. Seine Anordnungen Ober die Wahlen 
der Beamten: ein besonderes Corneliscbes Besetz gegen Wahlumtriebe 

giebt es nicht. 

Nach Sullas Gerichtsverfassung bestanden zwei Gruppen 
von Verbrechen und Verbrechern. Sie batten einen verschiede- 
nen Ursprung. Die erste Gruppe umfasste die Amtsverbrechen : 
sie hatte schon lange Zeit vor die Schwurgerichte gehört und 
gab Sulla das Muster für seine Einrichtung der gesummten Cri- 
minalgerichtsbarkeit. Die zweite Gruppe enthält die „gemeinen" 
Verbrechen, wie wir sie nennen: sie wurde erst von Sulla vor 
die Schwurgerichte gewiesen und es bedurfte für sie neuer Ge- 
setze, um sie, ähnlich wie es bei den Amtsverbrechen der Fall 
war, den Geschworenen zu übertragen und das Verfahren vor 
denselben zu regeln. Wir beginnen unsere Untersuchung über 
die von Sulla vorgenommeuen Veränderungen mit der ersten 
Gruppe. 

Ueber die Amtsverbrechen fand Sulla eine ausführliche Ge- 
setzgebung vor, die zwar, wie die Folge zeigte, vielfach verbes- 
sert und namentlich besser geordnet werden konnte, die aber 
doch, wenn sie streng gehandhabt wurde, ausreichte, um die 
Beamten zu überwachen; denn sie war gerade von ihren grund- 
sätzlichen Gegnern geschaffen und gepflegt worden. Sulla hat 
hier wenig geändert. Er fand drei Arten von Gesetzen vor. 

Die erste und älteste Art bildeten diejenigen, welche von den 
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Erpressungen au.sgegangen und nachher auf andere Verbrechen 
iiusgedelmt worden waren : Calpurnius Piso hatte sie zuerst auf- 
gestellt, das Sem])ronische, dann das Acilische, zuletzt das Ser- 
vilische Gesetz sie erweitert und genauer im Einzelnen bestimmt. 
Die zweite Art umfasste die Majestätsverbrechen, welche durch 
das Marailische Gesetz für einen bestimmten Fall erfunden, 
dann im Interesse der damals herrschenden Volkspartei 
durch Appulejus Saturninus und Q. Varius verallgemeinert 
worden waren. Die dritte Art endlich handelte über Gewalt- 
thätigkeit, welche durch das Plautische Gesetz als besonderer 
Begriff aufgestellt und den übrigen Amtsverbrechen hinzuge- 
fügt worden war. Für die Leitung der über diese Verbrechen 
aburtheilenden Schwurgerichte wurde“) anfangs, so oft ein Fall 
vorkam, der Fremdenprätor bestimmt: als die Anklagen sich 
mehrten theils durch die Zahl der Schuldigen, theils durch die 
.Menge der gesetzlich aufgestellten L'ebertretungen, seit dem Aci- 
lischcn Gesetze, wurde ein besonderer Prätor zur Führung der- 
selben eingesetzt, und seit Anklagen wegen Majestätsverbrechen 
und Gewaltthätigkeiten dazu kamen, scheinen zwei Prätoren jähr- 
lich die Leitung der Schwurgerichte übernommen zu haben. 

Aus der ersten, vor Sulla vorhandenen Art von Gesetzen 
über Amtsverbrechen trennt man die sogenannten Repetunden- 
verbredien ab und nimmt an, Sulla habe ein Gesetz über Er- 
pressung gegeben. Man findet eine bestimmte Erw^ähnung des- 
selben bei Cicero, der in seiner Rede für C. Rabirius Postumus 
sagt, der Process seines Clienten sei ein Anhang zu dem Pro- 
cesse wegen Erpre.ssungen, in welchem A. Gabinius im Jahre 
54 V. dir. nach dem Julischen Gesetze verurtheilt worden war: 
Rabirius werde belangt, weil an ihn ein Theil des von Gabinius 
erpressten Geldes gekommen sei, es sei also die Anklage gegen 
ihn eine Fortsetzung der „Abschätzung” des gegen Gabinius ge- 
führten Processes. Ferner bemerkt Cicero, dasjenige Capitel des 
Julischeu Gesetzes, welches über die Anklage derer handele, an 
welche erpresstes Geld gekommen sei, stamme wörtlich aus 



a; Vergl. oben S. 117 und 257. 
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dem Cornelischen und schon aus dem Servilischen Gesetze.") 
Hiernach schloss man, weil jenes Capitel des Julischen Gesetzes 
wörtlich mit einem des Cornelischen übereinstimme, müsse das 
letztere ebenso wie das erstere über Erpressungen handeln. Zur 
Richtigkeit dieses Schlusses w’ürde zuerst gehören, dass die 
Schätzung des Processes und insbesondere das Capitel über die 
Theilnehmer an Erpressungen nur bei Kepetundenprocessen vor- 
käme. Auch andere Verbrechen konnten um Geld begangen 
werden, theils indem man es gewann, z. B. Majestätsverbrechen, 
theils indem man es austheilte, z. B. Amtserschleichung. Erst 
die spätere Gesetzgebung theilte die Amtsverbrechen so streng, 
dass bei einer Anklage über Erpressung nur in Betracht kam, 
ob Jemand ungesetzlicher Weise Geld gewonnen habe oder nicht. 
Es wäre also möglich, dass das Cornelische Gesetz ' z. B. Ma- 
jestätsverbrechen , das Servilische Amtserschleichung behandelte: 
beide konnten dann das fi-agliche Capitel enthalten und Cicero 
aus seiner Anwendung die für Rabirius’ Process zuträglichen 
Folgerungen ziehen. Dass dies wirklich der Fall war, ergiebt 
sich aus dem Charakter des Servilischen Gesetzes, w’elches kei- 
neswegs nur über Erpressungen, sondern über alle Arten von 
Amtsverbrechen handelte. Zweitens kam es bei der Abschätzung 
des Processes nicht nur auf Bestimmungen über die Möglichkeit 
einer Zurückforderung, sondern wesentlich auf die Form des 
Verfahrens dabei an. Dieses Verfahren war verschieden, als die 
Ritter allein Geschworene waren, verschieden da der Senat die Ge- 
richte besetzte. Sulla ernannte zuerst wieder die Senatoren zu 
Geschworenen; wie er also anordnete, wie viele Richter fortan 
in jedem Processe thätig sein und wie sie erwählt werden soll- 
ten, ebenso musste er das Verfahren bei der Abschätzung des 



a) Cic. p. C. Rab. Post. 4, 8. Est autem haec causa quo en pecunia 
/lerrenerii quasi quaedam appeudicula causae iudieatae atque damnatae. 
Sunt lites aestiraatae A. Gabinio. — lubet lex lulia persequi ab iis, ad 
quos ea pecunia, quam is ceperit, qui damnatus sit, pervenerit. Si est hoc 
no\Tim in lege lulia, sicuti roulta sunt severius scripta quam in antiquis 
legibus et sauctius, ioducatur saue etiam cousuetudo huiiis geucris iudicio- 
rum nova; sin hoc totidem verbi» translatum caput est, quot fuit non modo 
in Cornelia, sed etiam ante io lege Servilia, per deos immortales, quid 
agimus, iudices? Mau vergleiche über das Servilische Gesetz oben S. 201. 
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Processes regeln; aber daraus lässt sich nicht ersehen, ob er 
das Verbrechen der Erpressung noch weiter in seinen Gesetzen 
behandelte. Man könnte sonst eben dasselbe auch aus der Ver- 
änderung der Geschworenen, w'elche Sulla vornahm, schliessen. 

Eine weitere Bestimmung des vermeintlichen Cornelischeu 
Gesetzes über Erpressungen glaubte man in der vou demselben 
festgesetzten Strafe zu entdecken, w’elche, wie man meinte, afft 
den vierfachen Betrag des erpressten Geldes bestimmt worden 
sei. Cicero erwähnt in seiner Rede gegen Q. Caecilius Niger 
beiläufig die gewerbsmässigen Ankläger, welche man quadrupla- 
tores nannte. Dazu macht der falsche Asconius die Bemerkung, 
Einige erklärten quadruplatores für Ankläger von solchen Per- 
sonen, die verurtheilt vierfache Strafe zu zahlen pflegten, z. B. 
wegen Würfelspiels oder schwereren Wuchers.“) Mag also die- 
ser Name, auch von dem vierfachen Strafgelds der Verurtbeilten 
herkommen und bei den Processen wegen Erpressung angewen- 
det werden, es liegt darin nicht ein Beweis, dass die Repetun- 
detigesetze einen vierfachen Schadenersatz verhängten. Denn 
der Schüliast berichtet nur von dem Ursprünge des Namens, nicht 
von einer daher stammeuden, noch gültigen gesetzlichen Bestim- 
mung. Noch viel weniger folgt daraus, dass das Cornelische 
Gesetz diese Strafe neu eingeführt und dass überhaupt ein sol- 
ches über Erpressungen von Sulla erlassen worden sei. An- 
dere Gelehrte haben deshalb nicht einen vierfachen Schadener- 
satz nacli dem Cornelischeu Gesetze angenommen, sondern einen 
zwei- und einhalbfachen, und zwar aus dem Grunde, weil 
Cicero in seiner Anklagerede gegen Verres zweimal erklärt''), 
Verres habe in Sicilien 40 Millionen Sesterzen erpresst, und 
an anderer Stelle sagt, Sicilien verlange von Verres 100 Millio- 
nen Sesterzen zurück. Angenommen, dass in Ciceros Ausdrücken 
der Sinn liegt, Verres habe 40 Millionen erpresst und solle da- 



a) Pseudü-Ascoii. p. 110 Alii dicunt quadruplatores esse eorum reo- 
rum acrusatores, qui convicti quadrupli damnari soleaut, aut (mau lese ut) 
aloac aut pecuniae gravioribus usuris fene.ratae. Nachher folgt eine Lücke. 

b) Cic. in Verr. Act. 1, 18, 56 Dicimus C. Verrem - praetcrca qua- 
dringenties sestertium ex bicilia contra leges abstulisse. Vergl. Act. 11, 1, 
10, 27. 
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für 100 Millionen Strafe zahlen, und nicht etwa au der einen 
Stelle, in der Rede gegen Q. Caecilius*), nur eine ninde unge- 
fähre Summe angegeben und diese bei der Anklage selbst auf 
40 Millionen ermässigt wird; angenommen also, dass jenes Ci- 
ceros Meinung ist, so ist doch schwer, an eine Strafsumme von 
2^ des Erpressten zu glauben. Denn nach dem Acilischen Ge- 
setze betrug die Strafe zum Tbeil das Einfache, zum Theil das 
Doppelte*’), und aus welchem Grunde die Erhöhung um -j statt- 
gefunden haben könnte, begreift inan nicht. Ferner konnte nicht 
alles von dem Beamten unrechtmässig gewonnene Geld mit glei- 
cher Strafe geahndet werden.') Wenn er Geschenke angenom- 
men, ohne dabei Unrecht zu thun, durfte dies nicht gleich -hart 
gestraft werden, als wenn er öffentliches Geld entwendet oder 
um Geld sein Amt gemissbraucht' hatte: es lassen sich eine 
Menge Abstufungen denken, welche bei der Abschätzung der 
Geldstrafe eine verwickelte Rechnung herbeiführten: wir werden 
später'*) einen bestimmten Fall anführen, wo nadi dem Corne- 
lischen Gesetze nur einfacher Schadenersatz bei einer Venirthei- 
lung wegen Erpressung stattfand. Selbst das Julische Gesetz 
über Erpressungen Hess noch einfachen Schadenersatz als Geld- 
strafe zu. Wir haben vom falschen Asconius eine Bemerkung, 
in der er „die Schätzung des Processes” erklärt: zwei Sachen, 
sagt er, folgten auf die Verurtheilung, erstens die Schätzung, 
wobei man entweder einfach oder doppelt oder vierfach rechnete, 
zweitens die Verbannung.') Die natürliche Erklärung der Be- 
merkung ist, dass in ein und demselben Processe die ein- und 
zwei- und vierfache StrafSumme ausgesprochen wurde, nicht dass 

a) Cic. div. in Q. Caec. 5, 19 Sicilia tota, si uua voce loqueretur, hoc 
diccrct: quod auri, quod argenti, quod ornameutoruni — habui, id mihi 
tu, C. Verres, eripuisti atque abstidisti, ((uo nomine ahs te sestertium mi- 
lies ex lege repeto. 

b) S. oben S. 164. 

c) Man vergleiche unsere .Xuseinandersetzung über die Bestimmungen 
des Acilischen Gesetzes oben S. 164. 

d) S. unten S. 364. 

e) Pseudo-Ascon. p. 146 Duae res enim consequebantur : .... qua vel 
Simplex vel duplex vel quadrupli ratio dueebatnr, altera exilii. Die Aus- 
füllung der Lücke ist unsicher, hat aber auf den Sinn wenig Einfluss. 
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ZU versdiietleuen Zeiten und nach verschiedenen Gesetzen die 
Scliätzuug eine verschiedene war. Diese Angabe des Scholiasten 
ist schwerlicli zu verwerfen. Weuu die Verurtheiluug eines Be- 
amten ausgesprochen war, ktinien bei der Scliätzung die ver- 
scldedeiiartigsten Erpressungen zur Sprache, wie wir namentlich 
aus Ciceros .\nklage gegen Verres ersehen: die kleineren Ab- 
theilungen, in welche die Richter sich bei der Schätzung tren- 
nen, gewähren die beste Gelegenheit, um nach der Verschieden- 
heit der Schuld in den einzelnen Fällen eine verschiedene Strafe 
festzusetzen. Dass hierbei das Cornelische Gesetz eine Beßon- 
derheit ausser der, welche aus der Veränderung des Richter- 
standes entsprang, gehabt habe, wird nicht gesagt. Damit geht 
die Möglichkeit verloren, die 100 .Millionen Strafe, welche Ver- 
res zu zahlen hatte, zu erklären: ein Tlieil derselben war ein- 
facher Ersatz, ein anderer zwei- oder vierfacher. Von einer be- 
sonderen Bestimmung, welche Sulla in dieser Beziehung, sei es 
für alle Amtsverbrecheu überhaupt , sei es für die Erpressungen 
erlassen habe, und von einem Beweise, dass von ihm ein Repe- 
tundengesetz herrühre, kann nicht die Rede sein. 

Cicero, als Statthalter von Cilicien, schreibt im Jahre 50 
v. Chr. an Ai)pius Claudius Pülcher, der vor ihm diese Provinz 
verwaltet hatte, es hätten sich Leute beklagt, dass einige unver- 
mögende Staaten den Gesandten, welche sie zum Lobe von Ap- 
pius nach Rom abgefertigt, zu hohe Reisekosten bewilligt hätten; 
er selbst, setzt er hinzu, habe nicht sowohl den Befehl gegeben 
als seine Meinung dahin ausgesprochen , man müsse den Ge- 
sandten die Reisekosten so viel wie möglich nach dem Corneli- 
schen Gesetze bewilligen.*) Dies Cornelische Gesetz, sagt man, 
sei das über Erpressung Indessen es konnte weder dies noch 
überhaupt ein Criminalgesetz Sullas sein. Es war eine innere 
Angelegenheit der Staaten, ihren Gesandten Reisekosten zu be- 
willigen; der Statthalter, wenngleich er auf geschehene Be- 



a) Cic. cpist. 111, 10, 6 .\d me adire quosdaiu meinini, niminim ex 
Epicteto, qui dicerent nimis magnos sumptus legatis decerni : quibus ego 
non tarn impcravi quam ceiisui sumptus legatis quam maxime ad legem 
Comeliara decernendo.s. Man vergleiche über denselben Gegenstand auch 
den 8. Brief. 
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schwerde eingieifen durfte, konnte unmöglicli dafür verantwort- 
lich gemacht werden, wenn die Städte in ihren Ausgaben das 
Mass überschritten. Ein Erpressungsgesetz konnte vielleicht be- 
stimmen, solche Gesandtschaften sollten gar nicht oder nur in 
beschränktem Masse stattfinden; aber, wenn sie überhaupt er- 
laubt waren, trug der Statthalter, wenn er dabei ehrlich verfah- 
ren war, keine Verantwortung für die Kosten derselben. Es 
muss dies Comelische Gesetz besonderer Art gewesen sein. Ci- 
cero erklärt, man solle sich so viel als möglich nach ihm rich- 
ten : nach einem Gesetze muss man sich durchaus richten. Mit- 
hin war dies Corn'elische Gesetz auf den vorliegenden Fall 
eigentlich nicht anwendbar und bot nur eine gewisse Analogie 
dar. Dazu kommt, dass zur Zeit, wo Cicero schrieb, schon das 
Julische Gesetz über Erpressungen erlassen war : es hatte durch 
ausführliche und genaue Behandlung der Erpressungen alle frü- 
heren Gesetze zusammengefasst. Deshalb vermuthe ich, das 
von Cicero hier erwähnte Comelische Gesetz handelte über die 
Provinz Asien, der Sulla im Mithridatischen Kriege eine durch- 
greifende Organisation gegeben hatte: namentlich beschäftigte 
es sich mit den Einnahmen und Ausgaben der Städte, denen 
er zum Besten des Römischen Staates ungeheure Lasten aufge- 
legt hatte. Aus diesem Grunde hatte es Cicero, der Cilicien 
regierte, nicht genäu zu beobachten, konnte sich aber ungefähr 
nach ihm richten. 

ln den Verrinischen Reden Ciceros werden einige andere 
Beschränkungen der Statthalter von Provinzen oder Arten, wie 
Erpressungen verübt wurden, erwähnt: man hat sie mit dem 
Gesetze Sullas über Erpres.sungen, das man annahm, in Verbin- 
dung gesetzt. Es war eine von Griechischer Sitte ansgegangene 
Schmeichelei in den Provinzen, besonders denen Griechischer 
Bildung, den Statthaltern Statuen zu setzen, theils in der Pro- 
vinz selbst an verschiedenen Orten, theils in Rom, und zwar 
nicht nur den Statthaltern selber, sondern auch ihren Angehö- 
rigen. Diese Sitte artete bei dem ausserordentlichen Drucke, wel- 
cher auf den Provinzen lastete, bald aus und wurde von der Hab- 
sucht der Statthalter arg gemissbraucht : Verres hatte für diesen 
Zweck allein in Sicilieu 3- Millionen Sesterzen sammeln las- 
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sen.*) Um diesem Missbrauche einigermassen entgegenzutreten, 
bestand im Jahre 70 v. Ohr. die Verordnung, das so zusammen- 
gebrachte Geld sollte innerhalb fünf Jahren für den Zweck, zu 
dem es gesammelt war, verwendet w^erdeu: widrigenfalls sollte 
es erlaubt sein, es zurückzufordern. '■) Es war eine den Stott- 
halter wenig beschränkende Verordnung. Denn, wie Cicero weit- 
läuftig ausführt, gab es keine Bestimmung, wie viel Geld es den 
Statthaltern erlaubt wäre, für diesen Zweck zu sammeln, eben- 
sowenig waren Drohungen und Zwangsmittel von Seiten des 
Statthalters dabei verboten : auch hiess es nicht , dass die sam- 
melnden Städte selbst .die Verwendung des Geldes zu leiten hät- 
ten. Der Statthalter konnte also selbst oder durch seine Leute 
das Geld in Empfang nehmen, verwenden und auf mannigfache 
Weise daraus Nutzen ziehen. Von wem jene trotzdem beschrän- 
kende Verordnung herrührt, sagt Cicero nicht: man vermuthet, 
von Sulla und führt dies als eine Bestimmung seines Gesetzes 
über Erpressungen an.*®®) Ich mache hierbei zuerst eine Be. 
merkung über das bei einer Verurtheilung wegen Erpressungen 
eintretende Strafmass.') Angenommen, der Statthalter verwen- 
dete das gesammelte Geld nicht seinem Zwecke gemäss inner- 
halb fünf Jahren: dann konnte es von ihm wieder eingefor- 
dert werden und zwar, wie Cicero bemerkt“*), durch eine An- 
klage wegen Erpressung vor dem Schwurgerichte. Im Falle der 
Verurtheilung folgte eine Schätzung; aber dass diese auf das 
Doppelte, 2j oder 4fache stattfand, ist, wenngleich wir keine 
Nachricht darüber haben, an sich undenkbar. Sonst wäre nicht 
Unredlichkeit des Beamten gestraft, sondern Verschwendung der 
gesammelten Gelder von seiner Seite liervorgerufen worden, wie 
sie das Gesetz nicht billigen konnte. Wir haben hier einen 



a) Mau sehe die ausführliche Schilderung hei Cic. in Verr. 11, 57 sq. 

b) Cic. in Verr. II, 58, 142 Scilicet expectemus legitimum illud quiu- 
queunium: si hoc intervallo nou eonsumpserit, tum deuique uomen eins 
de pecuniis repetundis statuarum nomiuo defercmus. 

c) Vergl. kurz zuvor S. 361. 

d) Denn anders lassen sich Ciceros Worte in Verr. II, 58, 142 nicht 
erklären: sin absolutus eris, quis erit tarn amens , qiii te ex tot tantisque 
criminibus elapsum post quinqucunium statuarum nomine arcessat? 



Digitized by Google 




Goldsammlnngoii in den Provinzen. 



365 



bestimmten Fall, wo zur Zeit des Cornelischen Gesetzes bei 
Verurtheilungen wegen Erpressungen nur einfacher Ersatz statt- 
fand. Indessen dass die Bestimmung, das gesammelte Geld 
dürfe, soweit es nicht zu Statuen verwendet worden, nach fünf 
Jahren zurückgefordert werden, von Sulla lierrührt, ist wenig 
wahrscheinlich. Cicero sagt es trotz der Ausführlichkeit, mit 
w'elclier er diesen Punkt behandelt, nirgends. Man begreift 
nicht, weshalb sie nicht vom Servilischen , ja selbst von dem 
Calpurnischen Gesetze, dem ersten über Erpressungen, herrühren 
soll : dies hatte*) sehr genaue Erklärungen darüber gegeben, 
was unter Geld, welches der Beamte „genommen und sich ver- 
schafft” habe*>), zu verstehen sei. Man darf sogar glauben, 
dass, wenn Sulla jenen Punkt in seinem Gesetze behandelt 
hätte, er viel mehr ins Einzelne gegangen sein und alle jene 
Wege des unrechtmässigen Gelderwerbes, die dem Beamten 
hierbei offen standen, verboten haben würde. Die Bestimmung, 
wie sie zu Sullas Zeit bestand, passt für eine Zeit, wo man un- 
gefähr die Mittel zum unrechtmässigen Gelderwerbe in den Pro- 
vinzen kannte, aber mit den Einzelheiten derselben noch wenig 
bekannt war. 

Jedoch man braucht nicht anzunehmen, die Zurückforderung 
der gesammelten Gelder nach fünf Jahren sei durch ein Erpres- 
sungsgesetz erlaubt worden. Cicero nennt jene fünf Jahre „ge- 
setzmässig”') ; dennoch brauchen sie nicht von einem eigent- 
lichen Gesetze lierzurühren. Der Senat hatte, wenngleich er jeder 
richterlichen Gewalt entbehrte, die Befugniss, Anordnungen für 
die Provinzen zu erlassen und dadurch den Gerichten Anleitung 
für die Anwendung der Gesetze über Erpressung zu geben. Dies 
beweist Ciceros Bericht über Verres' Verfahren mit den gesam- 
melten Geldern. Die Gesandten der Sicilischen Städte hatten 
in Veranlassung von Verres’ Processe im Senate die Forderung 
gestellt, es sollte ihnen verboten werden, Geld zu Statuen zu 



a) S. oben S. 40. 

b) Diese Ausdrücke (captum , conciliatum) gebraucht Cicero a. a. 0. 
§ 141 u. s. w. von dieser Art der Erpressung. 

c) Cic. 1. 1. § 142 legitimum illud quinquennium. 
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verspreohen, ausser nachdem der Stattlialter die Provinz ver- 
lassen hätte.*) Wurde diese Forderung Siciliens erfüllt, erfolgte 
also das Verbot, einem regierenden Statthalter Statuen zu ver- 
sprechen oder dafür zu sammeln, so war damit eine Quelle der 
Erpressung verstopft. Aehnlich konnte früher eine Provinz 
sich beim Senate beklagt haben, dass das von ihr zu Statuen 
gesammelte Geld keine Verwendung gefunden hätte: war darauf 
die Entscheidung erfolgt, erst nach fünf Jahren dürfe sich eine 
Provinz über die Nichtverwendung dieser Gelder beklagen, so 
w’ar damit den Geschworenen bei Erpressungsklagen der Anhalt 
gegeben, um auf die Zurückerslattung sidcher Gelder zu erken- 
nen. Die Möglichkeit, dass zu Sullas Zeit eine beschränkende 
Anordnung über die für Statuen der Statthalter bestimmten 
Sammlungen vorhanden war, auch ohne dass sie sich in einem 
Repetuudengesetze fand, ist nicht zu leugnen: dass Sulla eine 
solche erlassen und ein Gesetz über Erpressungen gegeben habe, 
ist unwahrscheinlich. 

Eine ähnliche Sitte, wie bei dem Errichten von Statuen, 
herrschte in den Provinzen Griechischer Cultur bei der Grün- 
dung von Festen zu Ehren der Statthalter. Zu diesem Zwecke 
wurde Geld gesammelt: davon wurde z. B. in Sicilien zu Syra- 
cus zu Ehren des Eroberers der Stadt M. Marcellus ein Mar- 
cellusfest gefeiert bis zu Verres' Zeiten, von da an ein Venes- 
fest, in der I’rovinz Asien gab es ein Muciusfest.*’) Diese Geld- 
sammlungen konnten zu Erpressungen gemissbraucbt werden 
und in so fern dieser Punkt bei Anklagen wegen Erpressung 
zur Sprache kommen: die Geschworenen hatten dann zu ent- 
scheiden, ob der Statthalter dabei, wie es im Gesetze hiess, Geld 
„genommen, sich verschafft, unterschlagen und zusammengebracht” 
habe ; es kam auf die Sitte und die jedesmalige Ansicht der 
Richter an. Denn besondere Bestimmungen, welche Einzelnes 



a) Oie. in Verr. II, 59 146 Legationes omnium civitatiim in postniatis 
communibns, quae fere omnia ex tuis iniuriis nata sunt, etiam hoc edide- 
runt, ut statuas ne cui nisi cum is de provincia decossisset, pollicerentnr. 
Tot praetores in Sicilia fuerunt, totics apud inaiores nostros Siculi sena- 
tum adierunt, toties hac memoria u. s. w. 

b) Cic. in Verr. II, 21, 51. 
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verboten, gab es darüber nicht, auch nicht nach Sulla. In sei- 
ner 59 V. dir. gehaltenen Vertheidigung für L. Flaccus erzählt 
dcero, derselbe habe als Statthalter Asiens Geld, das dort ge- 
sammelt war, um zu Ehren von Flaccus' Vater, einem früheren 
Statthalter der Provinz, ein Fest und Spiele zu feiern, fortge- 
nommen. Das gesammelte Geld war in Tralles niedergelegt 
und von dieser Stadt missbräuchlich zu ihrem eigenen Besten 
auf Zinsen ausgethan worden; der Sohn nahm es von dort fort 
und Cicero behauptet, es habe ihm freigestanden dies zuthun.*) 
Zu welchem Zwecke der Sohn das Geld fortnahm oder ver- 
wandte, fügt Cicero nicht hinzu; aber er erwähnt nirgends in 
seiner ausführlichen Darstellung eine gesetzliche Bestimmung, 
welche dem Statthalter hierbei Beschränkungen auferlegt habe, 
und daraus werden wir schliessen können, dass es keine gege- 
ben habe, wenigstens bis auf das Julische Gesetz. 

Andere Lasten der Provinzen, welche den Statthaltern zu 
Bedrückungen und Erpressungen Anlass geben konnten, waren 
von dem Gesetze entweder erlaubt oder doch nicht verboten, 
und mau hat dies dabei erwähnte Gesetz auf das Cornelische 
bezogen. Es sind Lasten, welche sich auf den Schmuck der 
Stadt Rom und das Vergnügen des Römischen Volkes beziehen, 
ln dem bekannten Briefe Ciceros au seinen Bruder über die 
Provinzialverwaltuug erwähnt derselbe, es sei schon die Sitte 
eiugerissen , dass die Provinzen den Aedilen für die in Rom zu 
veranstaltenden Spiele Geld bewilligten: Ciceros Bruder verbot 
dies in Asien und ein vornehmer .Mann in Rom beklagte sich, 
durch dieses Verbot seien ihm 20 Millionen Sesterzen entzogen.*’) 
Daraus erhellt, wie gross diese Last war, aber ebenfalls, dass 
es dagegen keine gesetzliche Bestimmung gab. Denn sonst 



a) Man sehe Cic. p. Flaec. 23 sq. und besonders c. 25. Wir werden 
hierüber später, wo wir Ciceros Rede für Flaccus erklären, mehr sagen. 

b) Cic. ad Q. fr. I, 1, 9, 26 Quantum vero illud est beneficium tuum, 
quod iniquo et gravi vectigali aedilicio cuui magnis nostris simultatibus 
Asiam liberasti? Etenim si uuus homo nobilis queritur paiam te, quod 
edixeris, ne ad ludos pccuniac decernerentur, HS. CC sibi cripuisse : quanta 
tandem pecunia penderetur, si omnium nomine, quieuuque Romae ludos 
facerent, quod erat iam iustitutum. erogaretur? 
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hätte e.s keines besonderen Verbotes des Statthalters von Asien 
bedurft. Es hatte die Sitte eben er-st angefangen. 

Eine andere East w'ar ira Gesetze berücksichtigt. Wo das- 
selbe die Annahme von Geschenken verbot, machte es die aus- 
drückliche Ausnahme, es sollte erlaubt sein sie anzunehmen zum 
Behuf eines in Rom zu errichtenden Denkmals oder Tempels.“) 
Dass dies Gesetz das Cornelische .sei, wird weder gesagt, noch 
ist es wahrscheinlich. Wenn das Calpurnische Gesetz“) genaue 
Bestimmungen über die Annahme von Geschenken enthielt, konnte 
es auch diese Ausnahme hinzufügen. Denn schon zu seiner 
Zeit war die Sitte eingerissen, die Kräfte der Provinz zum 
Besten Roms zu missbrauchen. Im Jahre 179 bat der Consul 
Q. Fulvius um die Erlaubuiss, wegen eines in Spanien eifoclite- 
nen Sieges Spiele feiern zu dürfen, zu denen ihm ein Beitrag 
von Spanien gegeben worden sei. Der Senat bewilligte diesel- 
ben, auch Geld dafür, fügte aber hinzu, er dürfe für sie nichts 
„herbeiholen, zusammenbringeu, anuehmen, tlmn" gegen deu im 
Jahre 182 gefassten Senatsbeschluss. Damals nämlich hatte 
der Aedil Ti. Sempronius Spiele gegeben und für sie Italien, 
die Latiner, ja sogar die Provinzen bedrückt.') So alt war 
also die Sitte der Beamten, durch Bedrückung der Unterthanen 
die Römischen Spiele zu verherrlichen , so früh war der Senat, 
der damals allein die Befugniss dazu hatte, dagegen einge- 
schritten : schon das Calpurnische Gesetz konnte die früheren 
hierauf bezüglichen Verordnungen zusammenfassen, dessen 
Bestimmungen bei den späteren Gesetzen in Geltung, blieben. 
Sulla hat hierin nichts verändert. Hätte er es gethan, so müss- 
ten w’eiter in das Einzelne eingehende derartige Bestimmungen 
erwähnt werden. Denn die Sitte, dass die Aedilen sich für ihre 



a) Cic. ad Q. fr. I, 1, 9, 26 nominatim lex excipit, ut ad templimi 
monumentum capere liceat, curaque id, quod dabatur, non esset interitu- 
rum, sed in ornamentis teinpli futurum, ut non mihi potius quam populo 
Romano ac düs immortalibus datum videretur, tarnen id, in quo ei-at 
dignitas, erat lex, erat eorum, qui faciebanl, voluntas, accipiendum non 
putavi. 

b) S. oben S. 40. 

c) Liv. XL, 44. 
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Spiele aus den Provinzen Kunstwerke borgten*) und wilde Thiere 
für die Thierhetzen kommen Hessen'’), dauerte fort, und nicht 
immer waren die Aedilen so gewissenhaft wie Cicero, der in 
seiner Aedilität nur die freiwillig ihm aus Sicilien geliehenen 
Kunstschätze benutzte“), auch als Statthalter von Cilicien die 
Ansuchen seiner Freunde scherzend, aber entschieden zurück- 
wies.'') Von gesetzlichen Bestimmungen, welche bei diesen zur 
Gewohnheit gewordenen Leistungen der Provinzen zu beobachten 
gewesen wären, hören wir nicht. 

ln anderen Bestimmungen, nimmt man an, sei das Corne- 
lische Gesetz über Erpressung nachsichtiger gewesen als die 
früheren Gesetze. Wucher, sagt man, sei den Statthaltern in 
ihren Provinzen zwar verboten gewesen, aber zu kaufen habe 
Sulla den Beamten verstattet, während die früheren Gesetze es 
nicht erlaubten.'™) Ich finde nirgends gesetzliche Verbote der 
Art erwähnt und glaube, dass diese Ansichten der Gelehrten 
aus nicht richtiger Erklärung von Ciceros Worten entstanden 
sind. Dieser klagt, Verres habe in Sicilien mit Staatsgeldern 
Wucher getrieben und bemerkt „wenn ich bewiese, du, der Prä- 
tor, habest in der Provinz mit deinem eigenen Gelde Wucher 
getrieben, könntest du dennoch nicht entgehen.”') Daraus er- 
giebt sich, dass Verres auch bei dem Wuchern mit eigenem 
Gelde die Gesetze überschritten haben würde; aber, ich denke, 
nicht deshalb, weil ein Erpressungsgesetz dies den Beamten in 
der Provinz verboten hatte, sondern weil Wucher überhaupt ver- 
boten war: doppelt abscheulich war es, wenn der oberste Wäch- 
ter der Gesetze in der Provinz, der Statthalter selbst Wucher 
trieb. Dass es immer, auch in der Kaiserzeit, wo alle Arten 
von Erpressungen streng verboten waren, für Römische Senatoren 



a) Man sehe z. B. Cic. in Verr. IV, 3, (i; 59, 133; Plin. nat. hist. 
XXXV, 173; Plaut. Poen. V, 5ä, 52; Pseudo-Ascon. p. 171 und 174. 

b) Man sehe z. B. Cic. ad Att. V, 21, 5; VI, 1, 13; ad Q. fr. I, 1, 
9; epist. 11, 11; VIll, 2, 2 und 4, 4 und 6, 5 und 8, 10 und 9, 3. 

c) Plut. Cic. 8. 

d) Plut. Cic. 36. 

e) Cic. in Verr. 111, 72, 169 Si mehercule te tuani pecuniam praetorcm 
in provincia feneratum docerem, tarnen cffugere non posses. 
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und Beamten erlaubt war, ihr Geld in den Provinzen anzulegen, 
steht durch viele Beispiele fest: dass es zu Sullas Zeit erlaubt 
war, lehrt das Beispiel des Quästors C. Malleolus, der, wie Ci- 
cero erzählt, sein ganzes Vermögen in die Provinz mitgenorameu 
und dort angelegt hatte.“) Einkäufe in der Provinz zu machen, 
sagt man, gestattete Sullas Gesetz über Erpressungen. Denn 
von Verres erzählt Cicero, er habe in allen Provinzen, in wel- 
chen er Beamter war, zahlreiche Ankäufe von Kunstsachen ge- 
macht'') und dies wird, sobald der Kauf ein wirklicher, ehrlicher 
Kauf und nicht ein erzwungener Scheinkauf war, nicht als un- 
gesetzlich betrachtet: Verres selbst hatte sich durch Absclilies.seu 
von Kaufverträgen bei seinen Kunsträubereien gegen das Gesetz 
zu decken gesucht. In früheren Gesetzen dagegen soll jeder 
Kauf des Statthalters in der Provinz verboten gewesen sein: all- 
mälig wären diese in Vergessenheit gerathen und von Sulla nicht 
erneuert worden. Die Annahme eines solchen Verhältnisses ist 
nicht begründet. Ein altes Gesetz verbot allerdings den Kauf 
eines Sclaven in der Provinz, ausser an Stelle eines dort gestor- 
benen Sclaven“): es hatte zu dieser so ins Einzelne gehenden 
Bestimmung einen besondern, nicht bekannten, Grund. Einkäu- 
fen von anderen Gegenständen in der Provinz verbot es nicht: 
das sagt Cicero selbst; der von ihm hinzugefügte Grund, mau 
hätte gedacht, die Statthalter würden in der Provinz nichts an- 
deres zu kaufen wünschen, braucht nicht der wirkliche zu sein, 
sondern wird von Cicero angeführt, um ira Gegensätze zu Ver- 
res die Rechtschaffenheit der Vorfahren zu erheben. Es ist auch 
undenkbar, dass ein solches allgemeines Verbot jemals erlassen 
worden ist: es hätte den Verkehr der Provinzen mit Rom und 
damit deren Gewöhnung an Römische Herrschaft verhindert. 

Alle Bestimmungen, welche als einem Cornelischen Erpres- 



a) Cic. in Verr. I, 36, 91 Nam Malleolus in provinciam sic copiose 
|)rofectiis erat, ut domi proisus nihil relinqucrct; praeterea pccunias occu- 
I>arat apud populos. 

b) Cic. in Verr. 1, 22 und mehrfach im 4. Buche. 

c) Cic. in Verr. IV, 5, 9. Vergl. oben S. 40, und die Brzählung von 
dem wunderlichen, aber echt Römischen Benehmen des L. Piso, des Sohnes 
von dem Urheber des Calpurnisehcn Gesetzes, bei Cic. in Verr. IV, 25, 56. 
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sungsgesetze eigeiithümlicli angeführt werden, sind entweder 
niemals gegeben worden oder gehörten nicht diesem Gesetze an. 
Es giebt weder in Bezug auf die Verbrechen oder Verbrecher, 
noch auf die Strafen irgend eine Einzelheit, welche als von 
Sulla herrührend nachgewieseii werden kann. Die Hauptbestim- 
mung über den ßegriflf der Erpressung, giebt man ohnehin zu, 
sei in dem vermeintlichen Cornelischen Gesetze eben dieselbe 
gewesen wie in den früheren. Strafiallig, heisst es in den Ver- 
rinischen Reden Ciceros, sei deijenige, welcher gegen die Ge- 
setze Geld „genommen” habe“); an anderen Stellen wird ange- 
deutet, dass in dem Gesetze, wonach Verres’ Anklage stattfand, 
Geld „nehmen, sicli verschaffen, zusammenbringen” (capei-e, con- 
ciliare, cogere) als Merkmale der Erpressung angegeben waren**), 
alles Ausdrücke , welche sich schon in dem ersten Capitel des 
Acilischen Gesetzes finden. 

Wüssten wir von einem anderen Gesetze keine Einzelheiten, 
so würde die Frage, ob es erlassen worden sei oder nicht, von 
dem unmittelbaren Zeugnisse der Schriftsteller abhängen. Bei 
dem vermeintlichen Cornelischen Erpressungsgesetze ist das Ver- 
hältniss ein anderes. Ein Zeugniss, dass es gegeben worden 
sei, haben wir nicht. Aber da Sulla sonst das Criininalrecht in 
vielfaclier Hinsicht umgestaltet und namentlich die Geschworenen 
aus einem anderen Stande als bisher genommen hat, erschien 
es als wahrscheinlich, dass er seiue Gesetze auch auf Erpres- 
sungen, das Hauptverbrecheu der Beamten, ausgedehnt habe und 
deshalb fand man in den Bestimmungen, welclie wir als nicht 
hierher gehörig erwiesen haben, Spuren desselben. Das Fehlen 
derselben ist ein Beweis dafür, dass Sulla überhaupt kein Ge- 
setz über Erpressung gegeben hat. Denn wir besitzen einige 
Reden Ciceros zur Vertheidigung von Beamten, welche nach 
Sulla und vor dem Erlasse eines anderen Gesetzes wegen Er- 
pressung augeklagt waren. In ihnen und namentlich in den 



a) Cic. in Verr. 1, 4, 10 llis ego iudicibus uon probabo C. Verrein 
contra leges pecuuiam cepisse? 

b) S. oben S. 365, ansserdem in Verr. III, 30, 71; 40, 91; 84, 172; 
94, 218 und vergleiche oben S. 138. 

24 * 
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372 Sulla hat kein Gesetz über Erpressung gegeben. 

Verrinisclien Reden müsste sich eine Erwähnung des Corneli- 
schen Gesetzes finden, wenn es ein solches gegeben hätte. In 
ausserordentlich vielen Fällen wirft Cicero dem Angeklagten 
Habsucht und Erpressung war, weist auch ausführlicli nach, in 
wie fern er dabei strafbar sei : er erwälint „das Gesetz”, aber 
nirgends Sulla als Urheber desselben. Hätte derselbe in ähn- 
licher Weise, wie wir es beim Acilischen Gesetze sehen, ein über 
Erpressung in Verbindung mit anderen Amtsverbrechen handelndes 
Gesetz erlassen, so wäre dies Stillschweigen Ciceros unerklärlich. 

ln dem Anfänge seiner geschriebenen Anklage gegen Verres 
spricht derselbe über die Nothwendigkeit einer zweimaligen Ver- 
haiullung des Processes, die comperendinatio , und stellt dem 
Angeklagten die Wahl, die Vertheidigung nach dieser oder der 
früher bestehenden ampUatio zu führen.*) „Glaucia, sagt er, 
hat zuerst die Comperendination eingeführt”. Andere also 
nach ihm sie beibehalten. Dass Sulla unter diesen gewe- 
sen, setzt er nicht hinzu, aber wohl, dass Glaucias Einrichtung 
auch in der Zeit nach Sulla galt, mithin von diesem ein wesent- 
licher und wichtiger Theil des früheren Verfahrens beibehalten 
wurde. Dies konnte Sulla, wenn er überhaupt ein Gesetz über 
Amtsverbrechen im Allgemeinen gab, nicht thun. Denn die Com- 
pereudination war für den Angeklagten lästig und gefährlich. 
Sulla musste, da er die Interessen des Senates überall schützte, 
diese Einrichtung absehaft’en. Zweitens hat er dies, wie wir 
später zeigen werden, wirklich bei den neuen von ihm einge- 
setzten Schwurgerichten gethan. Diese Verschiedenheit des Ver- 
fahrens lässt sich nur erklären, wenn Sulla über Erpressungen 
kein Gesetz gab; er hat nur die Geschworenen auch in diesen 
Processen geändert, in allen übrigen Beziehungen, dem Begriffe 
des Verbrechens, den Einzelheiten des Verbotes, selbst den For- 
men des Verfahrens die früher geltenden Gesetze aufrecht er- 
halten. 

Namentlich gilt dies von dem allgemeinen Schwurgerichte 
über Amtsverbrechen , welches er vorfand. Seit C. Gracchus’ 
Gesetze gab es dasselbe, und die bisherigen Gesetze, mit Aus- 



a) Vergl. obeu S. 204. 
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nähme der über Majestätsverbrechen, bezogen sich darauf: moch- 
ten sie auch einzelne Bestimmungen über besondere Verbrechen, 
z. ß. über das der Erpressung, enthalten, so fügten sie diese 
in das allgemeine Gesetz ein, ohne damit besondere Schwurge- 
richte für die einzelnen Gattungen der Amtsverbrechen zu er- 
richten. Die Folgen dieser Zusammenfassung der Amtsverbrechen 
treten in dem Processe vielfach hervor, namentlich in den ver- 
hängten Strafen. Erpressung an sich wird, wie das spätere 
Julische Gesetz beweist, mit Geld- und Ehrenstrafe geahndet. 
So lange dieselbe aber bei dem allgemeinen Gerichte über Amts- 
verbrechen anhängig gemacht wurde, stand es dem Gerichte frei, 
sobald sich im Laufe der Untersuchung schwerere Verbrechen 
ergaben, höhere Strafe zu verhängen: daher viele wegen Er- 
pressung Angeklagte zur Verbannung verurtheilt wurden. Hierin 
machte Sulla nur eine einzige Veränderung, in so fern er in 
sein Gesetz über Mord einen Paragraphen gegen ungerechte Rich- 
ter aufnahm: im üebrigen liess er den alle Amtsverbrechen um- 
fassenden Gerichtshof unverändert. Man erkennt dies aus den 
nach dem Erlasse des Cornelischen Gesetzes geführten Processen, 
z. B. dem gegen C. Verres. Es handelt sich in ihm nicht nur 
um einen Ersatz des Geraubten, sondern den Umständen nach 
auch um die härteste Strafe , welche Geschworene überhaupt 
aussprechen dürfen. Sulla hat mithin kein Gesetz über Erpres- 
sung gegeben, er konnte es nicht thuu, ohne den Charakter der 
ganzen, damals gegen Beamte bestehenden Gesetzgebung zu än- 
dern. Er hat die Wirksamkeit der bis auf seine Zeit gültigen 
Gesetze gegen Amtsverbrechen im Allgemeinen nicht geschmälert. 

Dies Ergebniss ist für Sullas Criminalverfassung wuchtig 
und wir müssen noch einen Einwand dagegen beseitigen. Amts- 
erschleichung wurde nach Römischer Au.schauung von eben dem- 
selben Gesetze umfasst wie Erpressung : es verbot den Beamten, 
während ihres Amtes oder vor demselben Geld und Geschenke 
zu geben oder anzunehmen*); ein besonderes Gesetz über Amts- 
erschleichung gab es noch nicht. Sulla, nimmt man jetzt an, 
habe es gegeben. Ein Scholiast zu Cicero bemerkt, in Bezug 



a) S. unsere Auseinandersetzung oben S. 76. 
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auf die Verurtlieilung wegen dieses Verbrechens, „die nach dem 
Corneüschen Gesetze Verurtheilten hätten die Strafe erhalten, 
dass sie sicli der Bewerbung um Aemter während zehn Jalire 
enthalten mussten.”*) Dies Cornelische Gesetz rührt von Sulla 
her. Denn erstens kennen wir kein anderes Cornelisches Ge- 
setz über Amtserschleichung. Ob das im Jahre 159 v. dir. 
gegebene Gesetz von den beiden Consuln herrührt und deshalb 
mit Recht nach ihnen Cornelisch-Fulvisches genannt wird, ist, 
da wir keine Nachricht darüber haben, mehr als zweifelhaft.") 
Das zunächst vorher bekannte vom Jahre 181 v. Ohr. wurde 
allerdings von den beiden Consuln gegeben und heisst das Cor- 
nelisch-Bäbische. ') Ein Cornelisches kennt man nicht: es ist 
mit Wahrscheinlichkeit auf Sulla zu beziehen, von welchem so 
viele Gesetze herrühren.^^') Zweitens heisst es bei dem Scho- 
liasten, „ein bedeutendes später” sei das Calpurnische Gesetz 
gegeben worden. Dies passt auf den an Gesetzen überreichen 
Zeitraum von fünfzehn Jahren zwischen Sulla und dem Calpur- 
uischen Gesetze, aber nicht auf eine Reihe von 90 oder gar 112 
Jahren. Ein dritter Grund, welchen man anführt, dass eine 
zehnjährige Zurückstellung des Verurtheilten zu dem Charakter 
der Sullanischen Gesetze, nach denen Niemand innerhalb zelin 
Jahre dasselbe Amt zweimal bekleiden sollte, passe, ist sehr 
unsicher. Denn jene Bestimmung Sullas beruhte auf einem uralten 
Römischen Volksbeschlusse und konnte .sehr wohl auch anderen 
Gesetzen zu Grunde liegen.'') Aber dennoch scheint es sicher, 
dass der Scholiast ein Gesetz des Dictators SuUa gemeint hat.*’'^) 
Jedoch daraus folgt nicht, Sulla habe ein Gesetz über Amtser- 
schleichung gegeben. Der Ausdruck des Scholiasten selbst ist 



a) Schol. Bob. in Cic. p. Süll. p. 361 ürcll. sagt mit Bezugnahme auf 
den wegen Amtserschleichung verurtheilten P. Sulla und in Vergleichung 
mit dem späteren Calpuruischen Gesetze: N'am superioribus temporibus 
damnati lege Cornelia hoc geuus poenae ferebant, ut magistratuum peti- 
tioue per decem annos abstinerent. Alifpianto postea severior lo.x Calpur- 
nia et pecunia multavit et in perpetuum houoribus iussit carere damnatos. 

b) Liv. per. XLVII heisst es nur: lex de ambitu lata. 

c) Liv. XL, 19 Legem de ambitu consules ex auctoritate senatus ad 
populum tulerunt. 

d) Man sehe Liv. VII, 12 imd X, 13. 
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ungeschickt; eine gerichtlicli ausgesprochene Strafe kann niclit 
darin bestehen , dass Jemand sich enthält, sondern nur darin, 
dass er gehindert wird, ein sonst den Bürgern zustehendes Recht 
zu gebrauchen. Aber auch wenn mau die uns überlieferten 
Worte so ändert*), braucht man nicht ein besonderes Gesetz 
Sullas auzunehmen. Derselbe gab bekanntlich ein strenges Ge- 
setz über die Reihenfolge der Aemter, mit der Bestimmung, 
dass Niemand innerhalb zehn Jahre sich um eben dasselbe Amt 
wieder bewerben dürfe.'*) Dieses Gesetz enthielt nicht nur eine 
Anweisung für die Leiter der Volksversammlung, Niemanden, 
der nicht die gesetzlichen Bedingungen erfüllte, als Candidaten 
zuzulassen, sondern auch Strafen für den Candidaten selbst, der 
sich trotz der fehlenden Befähigung um Stimmen für ein Amt 
bewerben würde.' Dass derartige Fälle verkommen konnten, 
beweist das Beispiel von Q. Lucretius Ofella, der sich, ohne 
Quästor und Prätor gewesen zu sein, um das Consulat bewarb 
und deshalb auf Befehl Sullas getödtet wurde.') Diese harte 
Strafe traf ihn, weil er dem wiederholten Befehle des Dictators 
nicht gehorchte; nach dem Aufhören der Dictatur wäre sie nicht 
mehr eingetreten. Aber denkbar ist eine andere Art von Strafe. 
Ein Volkstribun, der gegen Sullas Gesetze Einspruch that, ver- 
fiel in eine hohe Geldstrafe''): ein Bewerber, welcher die von 
dem Gesetze vorgeschriebenen Bedingungen nicht erfüllte, konnte 
ebenfalls um Geld , aber ausserdem durch Zurückstellung um 
zehn Jahre gestraft werden. Nimmt man dieses an, so erklären 
sich sowohl die AVorte des Scholiasten als auch die erst in der 
Folgezeit gegebenen ausführlichen Gesetze über Amtserschleichung, 
deren es nicht bedurft hätte, wenn Sulla diesen Punkt in seiner 
Gesetzgebung besonders behandelt hätte. Er Hess vielmehr, 
wie es die alten Gesetze begonnen, die Bestechung bei Walilen 
vereint mit der Bestechlichkeit im Amte, und fügte nur für die 
Uebertreter seiner sonstigen Anordnungen über die Bewerbung 
um Aemter neue Strafen hinzu. 



a) D. h. also abstinereniur statt abstinerenl schreibt. 

b) App. bell. civ. 1, 100. 

c) App. bell. civ. I, 104. 

d) Cie. in Verr. I, 60, 155. 
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Ich finde nicht, dass ein Gesetz über Wahlumtriebe, wie es 
in späterer Zeit bestand, als eine Ergänzung der Verfassung 
Sullas nothwendig ist oder auch nur zum Charakter derselben 
stimmt. Er hatte die Tributcomitien aufgehoben, das Volks- 
tribunat so geschwächt, dass es nicht mehr ein Gegenstand des 
Strebens war, für die übrigen Aemter eine feste Ordnung ein- 
geführt, das Ansehen des Senates so erhoben, dass im Wesent^ 
liehen die Entscheidung der Wahlen von dem Willen weniger 
vornehmen Familien abhing: da musste ihm ein Gesetz über 
Walilumtriebe, weitergeführt als es die Römische Sitte verlangte, 
als unnöthig, ja als schädlich erscheinen.*”) Er hat es also 
eben so wenig gegeben, wie er die bestehende Gesetzgebimg 
über Amtsverbrechen änderte. Die frühere Zeit war in dem 
Streben, die Gewalt der Beamten zu schwächen, weit genug ge- 
gangen : Sulla wollte sie im Gegentheile stärken. Er hätte viel- 
leicht am liebsten die früheren Gesetze aufgehoben; aber dies 
wagte er nicht: er legte nur die Ausführung der bestehenden 
Gesetze in die Hände derer, denen er Berücksichtigung der Be- 
amtengewalt und seiner Verfassung überhaupt zutraute. 



Siebentes Capitel. 

Das Cornelische Gesetz über Midestätsverbrechen. Veranlassung dazu, 
Erwähnung desselben. Es bezog sich nur auf Beamte oder Senatoren. 
Gründe für diese Beschränkung und politischer Charakter des Gesetzes. 
Der Begriff des Verbrechens besteht im Verringern der Majestät. Aus- 
legungen desselben. Anwendung auf die Beamten, welche entweder Un- 
erlaubtes thun, sowohl in der Stadt als in den Provinzen, oder Gebote- 
nes unterlassen. Dadurch wird das Gesetz zu einem allgemeinen Ge- 
setze über die Verantwortlichkeit der Beamten. Anwendung desselben 
auf die Militairverbältnisse. Besondere Bestimmungen über das Verfahren 
enthielt es nicht. 

Anders verhielt es sicli mit dem Majestätsverbrechen. Sulla 
hat es , wie ausdrückliche Zeugnisse melden , behandelt und er 
fand in seinen Verhältnissen dringende Veranlassung dazu. Der 
Begriff des Majestätsverbrechens war von dem Volkstribunen 
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L. Appulejus Saturninus erfunden"), dann von dem Tribunen 
Q. Varius Hybrida weiter ausgebildet worden. Jener hatte die 
„Verringerung der Majestät” nur in inneren Verhältnissen, in 
der gewaltsamen Verhinderung, besonders der von Alters her 
geheiligten Volkstribunen gesucht, dieser eben denselben Begriff 
auf die äusseren Verhältnisse, auf die Herabsetzung der Hoheit des 
Römischen Volkes zu Gunsten von dessen Feinden übertrcigen. 
Indessen der Begriff der Verringerung der Majestät war dehn- 
bar, und ihn auszudehnen forderten Sulla die Verhältnisse sei- 
ner Zeit auf. Der Bürgerkrieg mit der Volkspartei hatte nach 
zwei Seiten hin eine Auflösung des Staatsverbandes gezeigt. 
Erstlich die Heere der Volkspartei waren ohne soldatische Zucht 
und Ordnung gewesen: sie gingen dadurch zu Grunde, dass die 
Freiheit der Berathung und des Einzel willens, wie sie in den 
Römischen Volksversammlungen herrschte, auf sie übertragen 
wurde und jeder Führer es für erlaubt hielt, gegen seinen Feld- 
herrn aufzutreteu. Dadurch erklärt sich der wunderbare Sieg 
Sullas, der mit einem kleinen, aber ihm ergebenen Heere trotz 
der entschiedenen Abneigung der Bevölkerung die Oberhand 
gewann, daher kamen die Aufstände der Marianischen Soldaten 
gegen ihre eigenen Hauptleute, daher das üeberlaufen derselben 
zu Sulla. So sehr dieser auch von der Unordnung der Gegner 
Vortheil gezogen hatte, so wenig konnte er die Fortdauer der- 
selben in dem von ihm wieder hergestellten Staate wünschen. 
Zweitens in der Zeit der Unordnung waren die Grenzen der 
Befugnisse, welclie die Beamten in den Provinzen hatten, wenig 
geachtet worden: die Befehlshaber hatten ihre Macht über be- 
nachbarte Provinzen ausgedehnt, Heere ausgehoben, Krieg ge- 
führt, ohne dazu bevollmächtigt zu sein. Dies konnte während 
des Krieges durch die Noth der Umstände entschuldigt, aber 
nach Sullas Verfassung nicht geduldet werden. In der Stadt 
selbst mag während des Bürgerkrieges ähnliche Unordnung ge- 
herrscht haben ; aber sie war gegen die bestehenden Gesetze 
und konnte durch Anwendung derselben beseitigt werden. Für 
die Provinzen bedurfte es besonderer Bestimmungen. Dies schei- 



a) S. oben S. 227 flgd. und S. 249 flgd. 
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neu die Hauptgründe gewesen zu sein, welche Sulla bewogen, 
zur Aufrechterlialtung der von ihm begründeten Verfassung ein 
neues Majestälsgesetz zu erlassen. Er hätte viele dieser Be- 
stimmungen auch in ein anderes Gesetz bringen können ; aber 
er wählte mit Absicht das Majestätsgesetz, nicht nur, weil der 
demselben zu Grunde liegende Begriff des Verbrechens dehnbar 
war, sondern auch weil auf jeder Verletzung desselben capitale 
Strafe stiind. Er wünschte die neue Verfassung durch die här- 
testen Strafen zu sichern. Dass er ein solches Gesetz erlassen, 
steht durch das Zeugniss Ciceros fest. Schwankend könnte er- 
scheinen Asconius’ Nachricht, der gewesene Volkstribun C. Cor- 
nelius sei im Jahre 66 v. Ghr. nach dem Cornelischen Gesetze 
wegen Majestätsverbrechens angeklagt worden*): man könnte den- 
ken, das Cornelische Gesetz habe ausser dem Majestätsverbrechen 
noch andere Verbrechen behandelt, ähnlich wie Jemand wegen 
Erpressungen nach einem alle Amtsverbrechen umfassenden Ge- 
setze verklagt werden konnte.*’) Aber wenn Cicero sagt, das 
Cornelische Gesetz über Majestätsverbrechen habe gewisse Hand- 
lungen eines Statthalters auf das Deutlichste verboten'), so muss 
man erkennen, dass der Dictator ein Gesetz gab, das entweder 
ganz und gar, oder in dem wenigstens ein besonderer, darnach 
genannter Abschnitt die Majestätsverbrechen behandelte. Eine 
andere Stelle Ciceros beweist ebenfalls, dass Sulla nicht nur 
beiläufig über dieses Verbrechen Bestimmungen gab, sondern wie 
es bei vollständigen Gesetzen der Fall zu sein pflegte, von einer 
allgemeinen Begriffsbestimmung ausging.'') 



a) Ascon. in Coniel. j). 59 Sequenti deiude anno, M.’ Lepido L. Vol- 
catio consulibus, quo anno praetor Cicero fuit, reum Corneliiim duo fi'atres 
Coininii lege Cornelia de maiestate feccrunt. 

b) S. oben S. 373. 

c) Cic. in Pis. 21, .50 exire de provincia, educere cxercitum, bellum 
sua sponte gerere, in regnuin iniussu populi Romani aut senatus accedere, 
quae cum pluriinae leges veteres, tum lex Cornelia maiestatis, lulia de 
pecuniis repetundis planissime vetat. 

d) Es ist die critisch sonst unsichere Stelle Cic. epist 111, 11, 2 De 
ambitu vero quid intcrest, inquies, an de maiestate? Ad rem nihil: alterum 
enim non attigisti , alteram auxisti ; veruntamen ea est maiestas (et sic 
Sulla voluit), ut in quemvis impune declamari liceret So lauten jetzt die 
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Die beiden bisherigen Gesetze über IMajesUitsverbrecben bat- 
ten dasselbe auf die Beamten und Senatoren besebränkt. Die 
Hauptfrage ist, bat Sulla es in dieser Beschränkung gelassen 
oder auf alle Bürger,, auf alle Einwohner des Staates übertragen 
und ihm damit diejenige Ausdehnung gegeben, welche es später 
unzweifelhaft hatte. Bestimmte Zeugnisse haben wir darüber 
nicht, eben so wenig Beispiele, dass Leute nicht senatoriseben 
Standes nach dem Corneliscben Gesetze wegen Majestätsverrin- 
gerung angeklagt worden wären. Aber dies kann Zufall und 
Mangelhaftigkeit der Ueberlieferung sein, in welcher die nicht 
politischen Ereignisse selten eine Stätte finden. Dennoch halte 
ich es für sicher, dass Sulla jene Erweiterung nicht vorgenom- 
men und das Schwurgericht über Majestätsverbrechen nur für 
Beamte und Männer senatorischen Standes bestimmt bat: ich 
finde dafür die geeignetsten Gründe in der Absicht des Gesetz- 
gebers und der Natur des Verbrechens, sowie in später einge- 
tretenen Ereignissen. 

Allerdings wendete Sulla die Schwurgerichte auf Verbrecher 
aller Classen au, hatte also keinen Grund, Leute nicht senato- 
rischen Standes von ihnen auszuschliessen. Aber er hielt es 
für unnöthig, sie ihnen für dieses Verbrechen zuzuweisen. Denn 
der Beamte sollte über die Bürger Gewalt haben und die Frem- 
den und Sclaveu waren ihm vollends unterworfen. Beging also 
Jemand etwas, das bei einem Beamten Majestäts verbrechen ge- 
wesen wäre, verübte er z. B. gegen einen Beamten Ungesetz- 
liches, oder hielt er mit einem Staatsfeiude unerlaubte Verbin- 
dung, so war es die Pflicht des Vorgesetzten Beamten ihn zu 
hindern: verharrte jener in seinem Vorhaben, so wurde seine 
Schuld offenbar und die Bestrafung durfte ohne Schwurgericht 
erfolgen. Nöthigen Falls konnten auch die für Alle bindenden 
Gesetze über Raub, Mord, Fälschung eintreten. Das Majestäts- 
verbrechen, welches auf die Hoheit des Volkes Bezug nahm, war 
seiner Natur nach ein politi.sches ; Sullas Streben aber war, den 



letzten Worte in den Ausgaben, aber sic sind schwerlich richtig. Viel- 
leicht muss es lieissen : Rara tarnen est maiestas, et sic Sulla voluit, ne 
in quemvis impune declamari liceret. 
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nicht regierenden Stand in .seiner politischen Thätigkeit zu 
schwiiclien. Deshalb hatte er die richterliclien Pflichten des 
Ritterstandes aufgehoben und selbst die Wirksamkeit der Volks- 
versammlung wesentlich beschränkt. Es war folgerichtig, die 
nicht an der Regierung theilnehmenden Classen von politischen 
Anklagen zu entbinden. Wie also bei dem ebenfalls politischen 
Verbrechen der Amtserschleichung Römischer Grundsatz war, 
nicht die Bestochenen, sondern nur die Bestechenden zu strafen, 
wie mit einer scheinbar nicht zu rechtfertigenden, aber nach 
Römischer Anschauung wohl begründeten Ungleichheit die Römi- 
schen Ritter für schlechte Verwaltung ihrer Richterpflicht nicht 
bestraft, die Senatoren aber dafür den strengsten Gesetzen imter- 
worfen wurden, ebenso waren Senatoren für Majestätsverbreeben 
strafbar, andere Bürger, in so fern sie nicht andere Gesetze 
ausserdem verletzten, waren es nicht. Es mochten so aller- 
dings Fälle Vorkommen, wo wegen ein und derselben That ein 
Senator gestraft wurde. Jemand, der nicht Senator war, straf- 
los ausging. Aber dies galt als ein Vortheil des nicht politi- 
schen Lebens und wurde durcli die Macht und das Ansehen, 
w'elche mit der Stellung eines Senators verbunden waren, aus- 
geglichen. 

Dies also ist die Römische Auffassung und dass Sulla sie 
hatte, ergiebt sich erstens daraus, dass unter den einzelnen Fäl- 
len von Majestätsverbrecheu, für welche er sein Gericht grün- 
dete, uns keiner genannt wird, der auf einen Nichtbeamten 
Anwendung finden könnte. Wenn man von der Unterstützung 
des Staatsfeindes*) absieht, so könnte als Ausnahme erscheinen 
die Verführung von Soldaten zum Aufruhr, welclie Sulla als 
Majestätsverbrechen verbot. .Vber auch sie galt einem Römer 
nur als ausführbar durch einen Senator: gewöhnliche Bürger 
haben dazu weder die Mittel noch das Anselien. Zweitens sind 
uns nach Sullas Zeit zwei Fälle überliefert, wo, wenn es ein 
Majestätsgesetz für Nichtseuatoren gegeben hätte, dasselbe zur 
Anwendung hätte kommen müssen; es wurden aber andere Ge- 
setze gegeben oder angewendet. Der erste Fall ist der Auf- 

a) S. oben S. 251. 
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stand von M. Lepidus bald nach Sullas Tode; um die Theilneh- 
mer au demselben zu strafen, gab der Consul Q. Catulus sein 
Gesetz über Gewaltthat.*) Der zweite Fall ist der der Catili- 
narischen Verschwörer, zu deren Unterdrückung ebenfalls die 
Gesetze üBer Gewaltthat angeweudet wurden.'’) Beide Fälle 
enthielten offenbare Majestätsverbreelien ; dennoch wird dies Cor- 
nelische Gesetz nicht erwähnt. Es galt nur für Senatoren und 
Beamte. 

Die ganze Gesetzgebung über Majestätsverbrechen war aus 
dem Bedürfnisse hervorgegangen, einem für uns sehr hervortreten- 
deu Mangel der Römischen Staatsverfassung abzuhelfen. Die 
Befugnisse der einzelnen Beamten entbehrten der scharfen Ab- 
grenzung. Die ursprünglichen Beamten , die Consuln , hatten 
die gesammte Staatsverwaltung besorgt. Als mau die Prätoreu 
als Geliülfen derselben schuf, gab man ihnen einen ihnen vor- 
zugsweise gehörigen Amtskreis, aber dennoch konnten auch sie 
als Vertreter überall wirken. Die hindernde Thätigkeit der 
Volkstribunen ging vielfach in eine schaffende über. Es würde 
unmöglich sein, die einzelnen Zweige der Staatsverwaltung be- 
stimmt unter die Beamten zu vertheilen: in einigen Fällen tra- 
ten die einen, in anderen Fällen andere Beamte ein. Der Gang 
der Staatsmaschine beruhte auf der einträchtigen Wirksamkeit 
aller Beamten und als diese durch Elirgeiz und Parteiwesen ge- 
stört war, folgten vielfache Gewaltthätigkeiteu. Geschah dies in 
den städtischen Verhältnissen, bei denen Sitte und Herkommen 
grossen Einfluss ausübten, so war es in weit höherem Grade in 
den Provinzen der Fall : ihre Verhältnisse änderten sich mit 
dem Wachsen der Römischen Macht. Sulla bemühte sich, durch 
Erneuerung alter Vorschriften und Uinzufügung neuer, die Beam- 
ten in den ihnen von der Verfassung angewiesenen Grenzen zu 
halten. Er bewahrte dabei den von früherher überkommenen 
Charakter der Gesetzgebimg. Denn um den regierenden Stand 
zu zügeln, hatte die Volkspartei einen bis dahin niclit gebräuch- 
lichen Rechtsbegrift' angewendet: Sulla, der die Beaufsichtigung 



a) S. oben S. 273. 

b) Vergl. früher S. 269. 
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der Regierung durch den Richterstand aufliob, erweiterte und 
befestigte diese Anwendung. Erst einer späteren Zeit war es 
Vorbehalten, durch Heranziehung der regierten Stände das Ma- 
jestätsgesetz so zu verändern, dass es die furclitbarste Handliabe 
der Tyrannei wurde. • 

Sulla also band durch das Majestätsgesetz nur den regie- 
renden Stand, die Senatoren und Beamten. Dies Verbrechen 
blieb ein Amtsverbrechen. Die übrigen Verbrechen hatten an 
sich etwas Ehrenrühriges: es war eine Schande für einen Sena- 
tor, des Mordes oder der Fälschung oder eines Staatsdiebstalils 
auch nur angeklagt zu werden. Das Majestätsverbrechen behielt 
einen politischen Charakter, und wir finden Anklagen deshalb 
bei den angesehensten Männern. Sulla wollte durch sein Gesetz 
die früheren von L. Appulejus und Q. Varius ersetzen. Ob er 
sie förmlich abschalfte, w'issen wir nicht; aber sie w'erdeu spä- 
ter nicht weiter erwähnt: er scheint ihre Bestimmungen in sein 
neues Gesetz übertragen zu haben. Als Begriff iles Verbrechens 
behielt er den in den früheren Gesetzen gebrauchten Ausdruck 
„die Majestät verringern ” bei : dies bew'eist Cicero erstens, wo 
er von Ap. Claudius’ Processe sprechend denselben gebraucht 
und seine Anwendung für die spätere Zeit l)ezeugt*), zweitens 
in seiner gegen Ven-es ausgesprochenen Drohung, ihn wegen 
Majestäts Verbrechens anklageu zu wollen''), was nur nach dem 
Cornelischen Gesetze geschehen konnte. Er befestigte also von 
diesem vieldeutigen Ausdrucke alle die Erklärungen der Rechts- 
gelehrten und Redner , welche schon in verschiedenen zweifel- 
haften Processen aufgestellt worden waren.') Wie weit diese 
gehen konnten, zeigt Cicero an einer anderen Stelle, wo er Verres 
einer Majestätsverletzung beschuldigt, weil derselbe eine Statue 
des Mercur, welche P. Scipio nach der Eroberung Carthagos 
den Einwohnern von Tyndaris wiedergegebeu hatte, fortgenom- 



a) Cic. epist. 111, 11, 2 an der S. 378 angeführten Stelle. 

b) Cic. in Verr. V, 20, 50 Isto igitur tue, quemadmodum ipse praedi- 
eas, beneficio, ut res indicat, pretio atque niercede tuinuisti niaiestatem 
reipublicac, minuisti au.xilia populi Koinani, minuisti copias maiorum vir- 
tute ac sapientia coinparatas. 

c) Vergl. oben S. 231. 
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men.") Er hätte mit gleichem Rechte noch viele andere von 
Verres’ Kunstdiebstählen als Majestätsverbrechen darstellen kön- 
nen und in der Kaiserzeit würde er ohne Zweifel mit seiner 
Erklärung Beifall gefunden haben. Das Neue in Sullas Gesetze 
bestand in der Anwendung des ßegritfes der Majestätsverringe- 
rung auf viele namhaft gemachte Fälle. 

Dass er dabei die schon von L. Appulejus und Q. Varius 
erwähnten Fälle aufnahm, ist natürlich. Es ergiebt sich aber 
auch aus der im Jahre 66 v. Chr. gegen C. Cornelius gerichte- 
ten Majestätsklage, welcher als Volkstribun den Ein.spruch sei- 
ner Amtsgenossen missachtet hatte.'’) Gerade diese Zügelung 
der tribuuicischen Gewalt durch sich selbst musste Sulla er- 
wünscht sein. Ehemals scheint man das Majestätsverbrechen 
hauptsächlich auf diesen Fall, wo es sich um die Hoheit der 
vorzugsw'eise das Volk darstellenden Tribunen handelte, be- 
schränkt zu haben: es lag in Sullas System, diesen Begriff anf 
alle Beamte auszudehnen und, was sie selbst oder ein Anderer 
■zur Verletzung der in ihnen und dem Senate, so wie der Volks- 
versammlung verköi-perten Volksmajestät thaten, zusamraen- 
zufassen. Die Beamten aber konnten auf doppelte Weise die Ma- 
jestät verringern, entweder dadurch, dass sie nicht Erlaubtes 
thaten, oder dadurch, dass sie Gebotenes nicht thaten: durch 
jenes schmälerten sie die Befugnisse der übrigen Beamten oder 
Staatskörperschaften und mittelbar dadurch die' Hoheit des Vol- 
kes, welches sie eingesetzt hatte, durch dieses minderten sie die 
in ihrer eigenen Person liegende Majestät. 

Von den Beamten, welche nicht Erlaubtes thun und da- 
durch die ihnen vom Volke begrenzte Befugniss überschreiten, 
giebt es wiederum zwei Arten, erstens diejenigen, welche ihr 
Amt in der Stadt führen, zweitens diejenigen, w'elche in der Pro- 
vinz sind. Dass Sulla für die erste Classe der Beamten Ein- 
zelnes angeführt hat, das bei Strafe des Majestätsverbrechens 
verboten wurde, ist aus dem eben angeführten Processe des Tri- 



a) Cic. in Vcrr. IV, 41, 88 cst maiestatis, quod iniperii nostri, gloriae, 
rerum gestarum monuinenta evertere atque asportar« ausus cs. 

b) Ascon. in Cornel. p. 59 Orell. 
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nen C. Cornelius ersichtlich. Er hatte, als er ein gegen den 
Senat gerichtetes Gesetz gab, an dem Tage der Volksversamm- 
lung dasselbe persönlich vorgelesen und dadurch seinen Collegen 
P. Servilius Globulus verhindert, das Verlesen zu verbieten.*) 
Dies hatte Sulla in seinem Gesetze zwar nicht ausdrücklich 
verboten, weil er eben nicht alle einzelnen Fälle anführen konnte. 
Aber es war gegen die Sitte und hob die Möglichkeit eines 
Einspruches der Tribunen auf: es musste gegen einen der von 
Sulla in seinem Gesetze gebrauchten Ausdrücke verstossen. 
Weiter wissen wir nichts: auch mochten die Verbote weniger 
zahlreich sein, da bei dem durcli lange Zeit geheiligten Herkom- 
men und der Anwesenheit so vieler Beamten die Befugnisse 
der einzelnen weniger leicht in Kampf geriethen. Dagegen für 
die in der Provinz befindlichen Beamten erliess Sulla genaue 
Vorschriften. „Aus der Provinz zu gehen, das Heer heranszu- 
führen, Krieg eigenmächtig zu führen, ein Königreich ohne Be- 
fehl des Volkes und Senates zu betreten”, verbot derselbe, wie 
Cicero sagt*"), ausdrücklich. Dies waren alte Verbote, aber neu 
war es, dass Sulla die Strafe des Majestäts Verbrechens darauf 
setzte. Von wem die alten Verbote herrührten, wissen wir nicht. 
Livius') erzählt, im Jahre 178 v. Chr. sei der Consul M. Junius 
aus Gallien , das ihm als Provinz überwiesen war, nach Istrien 
gegangen. Darüber und über dort begonnenen unglücklichen 
Krieg klagten die Volkstribunen beim Volke und drohten, sie 
würden den Consul nach Niederlegung seines Amtes zur Rechen- 
schaft ziehen, d. h. vor das Volksgericht stellen. Dies war 
in früherer Zeit die Bestrafung für solches Vergehen gewesen, 
seit Einführung der Schwurgerichte gehörte es unter Umständen 
vor das Gericht über Amtsverbrecheu : Sulla, der die Gerichts- 
barkeit der Volkstribunen aufhob, wollte es auf das Strengste 
geahndet wissen als Majestätsverbrechen. Auch im Jahre 171 
V. Chr. war der Consul C. Cassius aus seiner Provinz Gallien 
nach Macedonien gezogen: er wäre vor das Volksgericht gestellt 



a) Ascon. in Coruel. p. 58. 

b) Cic. in Pis. 21, 50 an der S. 378 angeführten Stelle. 

c) Liv. XLl, 7. 
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worden, hätte er sein Vorhaben vollenden können. Indess der 
Senat schickte eiligst Gesandte, welche ihn zurückholten.*) Man 
erkennt, dass Sulla nach bestirarntem Plane sein neues Gesetz 
abfasste. 

Man nimmt an, Sulla habe ein Ge.setz über die Ordnung 
der Provinzen gegeben, und schreibt demselben verschiedene auf 
die Befugnisse der Provinzialstatthalter bezügliche Bestimmungen 
zu.*^^) Ich finde nicht, dass ein solches Gesetz irgendwo er- 
wähnt wird: es entbehrt auch der inneren Begründung. Denn 
die Verwaltung der Provinzen wurde, weil dieselben unter ein- 
ander sehr verschieden waren, bekanntlich durch einzelne, bei 
ihrer Erriclitung erlassene Gesetze geordnet. Nimmt man da- 
gegen ein nur auf die Verhältnisse der Statthalter bezügliches 
Gesetz an, so macht man eine Unterscheidung zwischen den Be- 
amten der Stadt und der Provinzen, wie sie sich sonst nicht 
nachweisen lässt. Es gehört vielmehr da.s, was man bisher nach- 
wies, zu dem Sullanischen Majestätsgesetze. Cicero macht in 
einem Briefe seinem Vorgänger in der Verwaltung der Provinz 
Cilicien App. Claudius Vorwürfe, dass er der Zusammenkunft 
mit ihm aus weiche: Appius habe einen solchen Weg eingeschla- 
gen, dass er ihn innerhalb der dreissig Tage, die demselben 
nach dem Cornelischen Gesetze zur Abreise aus der Provinz be- 
stimmt seien, nicht treffen könne.'’) So viel Zeit nach der An- 
kunft des neuen Statthalters war also dem abtretenden verstattet, 
um seine bisherige Provinz zu verlassen. Aehnliche gesetzliche 
Bestimmungen über die Ablösung der Stattlialter bestanden schon 
früher; aber sie waren unsiclier und die Uebertretung derselben 
konnte nur entweder von dem Senate getadelt oder von den Tri- 
bunen durch die V'olksgericlitsbarkeit gestraft werden. Jetzt be- 
stimmte Sulla das Jedem leicht zugängliche Schwurgericht, um 
die schwerste Bestrafung des Schuldigen herbeizuführen. 



a) Liv. XLlll, 1. 

b) Cic. epist. III, 6, 3 Non modo ibi non fuisti, ubi me quam primum 
videre posscs, sed eo disecssisti , quo ego tc ne persequi quidem poasem 
triginta diebus, qui tibi ad decedendum lege, ut opinor, Cornelia consti- 
tuti essent. Vergl. daselbst § 6. 

111. 25 



Digitized by Google 



386 



Bo.stimmuugcn über die Statthalter der Provinzen. 



Wenn Verlassen der Provinz und eigenmächtiger Gebrauch 
der anvertrauten Gewalt in Sullas Majestätsgesetze vorgesehen 
w'aren, so musste in demselben noch vieles andere entweder aus- 
drücklich angeführt oder durch Erklärung herausgelesen werden. 
Die Abreise des Statthalters von Rom, der Weg, deu er zu neh- 
men hatte, die Zeit der Ankunft war durch das Herkommen 
oder die Gesetze der einzelnen Provinz geregelt: jede Abweichung 
davon konnte nach dem Cornelischeu Gesetze als Majestätsver- 
brechen vor Gericht gezogen werden. Von P. Vatinius erzählt 
Cicero*), derselbe habe als Quästor seine Reise nach dem jen- 
seitigen Spanien nicht auf dem gewöhnlichen Wege gemacht, 
sondern sei über Sardinien und Africa gegangen, habe auch das 
Königreich des Hiempsal betreten. Das Letzte war, wie wir ge- 
sehen, im Majestätsgesetze ausdrücklich verboten; aber auch 
das Erstere tadelt Cicero und mau muss anuehmen, es habe 
unter Umständen als Verringerung der Majestät anhängig ge- 
macht werden können. C. Caesar wurde bekanntlich im Anfänge 
des Jahres 49 v. Chr. aus seinen Provinzen durch einen Senats- 
beschluss abberufen : angenommen , es wäre Alles friedlich ver- 
laufen, so hätte er, als er demselben nicht nachkam, als Maje- 
stätsverbrecher vor Gericht gezogen werden können und er selbst 
deutet öfters an, dass dies die Absicht seiner Feinde gewesen 
wäre. Appius Claudius, der Cilicien zur Provinz erhalten hatte, 
wurde nach seiner Rückkehr in die Stadt des Majestätsverbrechens 
angeklagt.'') Der Grund wird nicht angegeben, aber mau darf 
annehmen, er habe in der Vernachlässigung des Curiatgesetzes 
bestanden, ohne welches Appius in seine Provinz gereist war.*) 
Denn dass der Grund der Anklage kein bedeutender war, er- 
kennt man aus der leichten Art und Weise, wie Cicero dieselbe 



a) Cic. in Vat. 5, 12 Post quaestuiani exierisne Icgatus in ulteriorem 
Hispaniain C. Cosconio proconsule? cum iter ilhid Hispanicnsc pcdibus 
fore coiifiei soleat aut, si qui uavigare velit, certa sit latio navigandi : 
venerisne in Sardiniain atque inde in Africam ? fuerisne, quod sine senatus 
consulto tilii facerc non licuit, in regno Hiempsalis? 

b) Cic. opist. 111, 11. Vergl. S. 385. 

c) Cic. epist. 1, 9, 25. Mau vergleiche unsere Ausgabe von Cic. de 
leg. agr. (Berlin 1861) p. 177. 
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behandelte, und die Verabsäumung einer blossen Förmlichkeit 
konnte zu derselben genügen. Wenn aber so die Befugnisse der 
Provinzialbehorden auf das Genaueste überwacht wurden, darf 
man nicht zweifeln, dass ein Gleiches mit den städtischen Beam- 
ten geschah. 

Ein Beweis dafür liegt darin, dass selbst die Unterlassung 
einer ihm zusteheuden Befuguiss von Seiten des Beamten als 
Majestätsverbrecheu angesehen werden konnte. C. Verres hatte, 
als das Volk in Lampsacus gegen ihn, den Gesandten des Rö- 
mischen Volkes, einen Aufstand erregt hatte, diese in seiner 
Person dem ganzen Römischen Volke zugefügte Beleidigung in 
Rom nicht anhängig gemacht und keine unmittelbare Bestrafung 
dafür eintreten lassen. Deshalb schilt ihn Cicero und sagt, er 
habe das Recht eines Gesandten „verringert.’'*) Dieser Aus- 
druck ist mit Rücksicht auf denjenigen gewählt, welcher im 
Majestätsgesetze gebraucht wird und der Scholiast macht dazu 
die Bemerkung, wer seine Amtsgewalt nicht vertheidige, sei der 
Verringerung seines Amtes oder der Verletzung der Majestät 
schuldig.'’) Dass diese Bemerkung richtig ist, zeigen die von 
Cicero hinzugefügten Worte selbst, Verres habe die Hache des 
Römi.scheu Volkes verrathen und die demselben zugefügten Be- 
leidigungen ungerächt gelassen. An einer anderen Stelle tadelt 
Cicero den Angeklagten , dass er den Mamertiueru die Stellung 
eines Kriegsschiffes, zu der sie verpflichtet waren, erlassen habe : 
diese Verabsäumung seiner Pflicht fasst Cicero als ein entschiedenes 
Majestätsverbreclicn auf.'') Ferner, wo er von den Anklagen 
spricht, die er, im Falle Verres wegen Erpressung freigesprochen 
würde, gegen denselben aus.serdem austellen könnte, erwähnt er 
auch die Majestätsverbreclien, wegen deren er ihn besonders be- 
langen könnte. Er führt dabei an, da.ss Verres feindliche An- 
führer für Geld in Freiheit gesetzt, an ihrer Stelle andere Ge- 



a) Cic. in Verr. 1, 33, 8t Gio' iiiimiiiuisti ins legationis? cur causam 
populi Romani deseruisti ac prodidisti ? cur iniurias tuas coniunctas cum 
publicis roliquisti? 

b) Pseudo- Ascon. p. 182 Qiii [lotestatera suam in adininistrando non 
defenderit, immimiti maj^istratus veluti maiestatis laesae reus est 

c) Cic. in Verr. V, 20, .50 an der S. 382 angeführten Stelle. 

■ 25 * 
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fangene in seinem Ilause in Gewahrsam gehalten, die Anführer 
der Seeräuber nicht hingerichtet, sondern sie selbst nach Nieder- 
legung seines Amtes als Privatmann in seinem Hause gefangen 
gehalten habe.’) Unter diesen Anschuldigungen findet sich auch 
die, Verres habe die ihm von seinem Amte auferlegte Pflicht ver- 
absäumt: sie gehört ebenso vor das Majestätsgericht, wie wenn 
er .seine Befugnisse überschritten hätte. Alle derartigen Fälle 
in dem Gesetze einzeln anzuführen, war begreiflicher Weise un- 
möglich. Aber die Kunst der Auslegung fand hier einen weiten 
Spielraum. 

Durch diese Ausdehnung des ßegrifts der Majestätsverletzung 
gewann Sullas Gesetz einen anderen Charakter als ihn die frü- 
heren über eben dasselbe Verbrechen gehabt hatten. Appulejus 
und Varius hatten nur offenbare Aussclireitungen der Beamten 
zur Strafe bringen wollen, Sulla gab ein ausführliches Verant- 
wortlichkeitsgesetz für die Beamten. Es gab keine unerlaubte 
oder unwürdige Handlung, die nicht unter dasselbe gebracht wer- 
den konnte, und die ausserordentliche und Verderben bringende 
Ausdehnung, welche es unter den Kaisern durch die Auslegung 
der Behörden und Rechtsgelehrten gewann, ist auf dies Corne- 
lische Gesetz als auf ihre Quelle zurückzuführen. Man lese die 
Darstellung des Rhetors Seneca über einen von ihm erdichteten 
Fall eines Majestätsverbrechens'’): der Prätor Flamininus wird 
wegen verletzter Majestät angeklagt, w'eil er während der Mahl- 
zeit auf Bitten einer Buhlin einen zum Tode verurtbeilten Ver- 
brecher hatte köpfen lassen. Die That au sich ist gesetzmässig, 
aber die Art und Weise der Ausführung verstösst gegen die 
Majestät des Beamten und des durch ihn dargestellten Volkes. 



a) Cic. in Vcir. I, 5, 12 Meditetur de ducibus hostiiun, quos accepta 
pecuuia liberavit: videat, quid de illis respondeat, quos in eorum locum 
subditos doiiii suae reservavit: — meminerit se priore actione clamore 
populi Romani infesto atque inimico excitatum confessum esse, duces prae- 
donum a se securi non e.sse percussos — : fateatur — se privatum homi- 
nera praedonum duces vivos atque incolumes dorai suae, postcaquain Ro- 
mam redierit, usque dum per ine licuerit, retinuisse. Hoc in illo maiesta- 
tis iudicio si licuisse sibi ostenderit, ogo oportuisse concedam. Vergl. V, 
26 flgd. 

b) Senec. Coutrov. IV, 25. 
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Die Ausführungen der einzelnen Rhetoren sind ohne Zweifel 
durch die Anschauungen der späteren Zeit, in welcher sie lebten, 
beeinflusst, aber ihre Begründung haben sie in der republieani- 
schen Zeit und zunächst in Sullas Gesetze. Daher fand eine Ver- 
wandtschaft statt zwischen dem xMajestätsgesetze und dem alten 
Gesetze über Aratsverbrechen, namentlich in so fern es auf Er- 
pressungen sich bezog. Wenn ein Beamter, um Geld zu gewin- 
nen, seine Befugnisse überschritten oder seine Pflicht versäumt 
hatte, so war eine doppelte. Anklage gegen ihn möglich, entwe- 
der wegen Majestätsverbrechen oder wegen Erpressung. Cicero 
droht dem wegen Erpressung angeklagten Verres, wenn er frei- 
gesprochen werden sollte, mit einer Majestätsklage und zwar 
wegen eben derselben Beschuldigungen, welche er als Erpres- 
sungen anführt. Er erwähnt an einer anderen Stelle“) nament- 
lich, aus seiner Provinz zu gehen und eigenmächtig Krieg zu 
führen sei einem Statthalter durch das Cornelische Majestätsge- 
setz, später durch dasJulische über Erpressungen verboten, wor- 
den. Er führt weiter an''), es sei sehr oft vorgekommen, 
dass, wenn ein Beamter wegen Erpressung angeklagt war, bei 
der Abschätzung des Processes Majestätsverbrechen zur Sprache 
kamen und abgeschätzt wurden, trotzdem dass vorher wegen eben 
derselben Sachen eine Freisprechung im Majestätsprocesse erfolgt 
war. So sehr gingen diese beiden Verbrechen, welche sich auf 
Beamte beschränkten, in einander über: ein und dieselbe That 
kann je nach der Anschauung des Anklägers vor das allge- 
meine Schwurgericht über Amtsverbrechen oder vor das über 
Majestätsverbrechen gebracht werden. 

Ein besonderes Augenmerk scheint Sulla auf die Verhält- 
nisse der Soldaten genommen zu haben. Es werden uns zwei 
Beispiele angeführt, wo sie zu Majestätsklagen Veranlassung 
gaben. Ein Senator Bulbus wurde wegen Majestätsverbrechen 
verurtheilt, weil er eine Legion in lllyricum aufgewiegelt hatte. 



a) Cic. in Pis. 21, 50 an der S. 378 angeführten Stelle. 

b) Cic. p. Cluent. 41, 116 Itaque — maiestatis absolnti sunt per- 
molti, quibus damnatis de pecuniis repetundis lites maiestatis essent aesti- 
matae. 
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wie (limh das Schreiben ihres Befehlshabers C. Cosconius und 
die Aussagen vieler Zeugen dargethan wurde : Cicero sagt, diese 
Anschuldigung sei jenem Gerichtshöfe eigenthümlich und in dem 
Majestätsgesetze enthalten gewesen.“) Ein anderer Majestäts- 
process wurde gegen einen ehemaligen Quästor Staienus geführt: 
es wurde erwiesen, dass hauptsächlich durch ihn ein Aufruhr 
im Heere erregt worden war.*’) In beiden Fällen waren es nie- 
dere Beamten, in dem einen sogar ein ausserhalb des betretfen- 
ben Heeres stehender, welche den Aufruhr gegen den höheren, 
den Oberbefehlshaber des Heeres erregt hatten und ihr Ver- 
brechen bestand darin, dass sie dessen Hoheit und darin die des 
Römischen Volkes, welches den Auftrag gegeben hatte, verletz- 
ten. Der Oberbefehlshaber selbst wurde durch andere Bestim- 
mungen eben desselben Majestätsgesetzes gezügelt; sie machten 
ihm Gehorsam gegen die Befehle des Senates und Volkes zur 
Pflicht. Die vielen Empörungen Römischer Heere gegen ihre 
Feldlißrren während der Bürgerkriege veranlassten Sulla, ein 
darauf bezügliches Gebot in sein Gesetz aufzunehmen: es blieb 
fortan im Majestätsgesetze und fand eine besondere Anwendung 
in der Zeit der Kaiser, welche als oberste Befehlshaber aller 
Heere darin ihren vornehmlichen Schutz fanden und mit eifer- 
süchtiger Strenge jeden Versuch, auf die Soldaten Einfluss zu 
gewinnen, ahndeten. 

Man nimmt an, dies Coruelische Gesetz habe besondere Be- 
stimmungen über den Frocess enthalten, um die Verurtheilung 
leichter herbeizuführen.''*'’) Ich halte dies bei Sulla nicht für 
walirsclieinlich. Frühere Gesetze hatten vielleicht Derartiges 
enthalten.') Aber Sulla zeigte solches Interesse für unparteiische 
Rechtspflege, dass man es ihm nicht Zutrauen darf. Ich finde 
überdem nur eine sehr unsichere Erwähnung, welche man hier- 
auf bezogen hat. Ammianus Marcellinus spricht über einen Ma- 



a) Cic. p. Gluent. 35, 97 Lc(;ionem esse ab co sollicitatam in lllyrko 
C. Coscouii litteris et multorum tcstimoniis planum factum est, quod cri- 
men erat proprium illius quaestionis et quae res lege maiestatis tenebatur. 

b) Gic. p. Gluent. 36, 99. 

c) Man sehe oben beim MamiliscLeii Gesetze S. 224. 
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jestätsprocess und Hndet Strenge dabei gerechtfertigt : er sagt, 
um das Leben eines gesetzmässigen Herrschers, von dem das 
Wohl Aller abhiuge, desto kräftiger zu schützen, hätten die Cor- 
nelischen Gesetze, wo es sich um einen Proeess über verletzte 
Majestät bandele, keinen Stand selbst von blutiger Folter aus- 
genommen.*) Wollte man dies so verstehen, Sulla habe bei 
Majestätsverbrechen das Foltern jedes, auch des höchsten Stan- 
des erlaubt, so käme man auf sehr grosse Verkehrtheiten. Denn 
während der Römischen Republik war Foltern Römischer Bürger 
nicht gestattet. Noch viel weniger konnte Sulla an einen ge- 
setzmässigen Fürsten denken. Der Sinn jener Bemerkung kann 
also nur sein, bei Majestätsverbrechen schütze kein Stand gegen 
die Folter, wie es in der Kaiserzeit wirklich der Fall war. Um 
das Majestätsgesetz zu bezeichnen, nennt Ammianus das Corne- 
lische Gesetz, welches diesen Gegenstand zuerst in umfassender 
Weise behandelte und die Grundlage dafür blieb. Ausserdem 
führt man an, Sclaven und Frauen seien bei Majestätsklagen als 
Zeugen zugelassen w'orden*’), vermischt aber dabei verschieden- 
artige Verhältnisse. Anzeigen über Verbrechen wui'den zu jeder 
Zeit von Jedem, wes Standes und Alters er sein mochte, zuge- 
lassen und mussten es werden. Bei Zeugen handelt es sich 
darum, ob dieselben mit dem Angeklagten, über den sie aus- 
sagen sollen, in Verbindung stehen oder nicht. Von Sclaven 
wissen wir durch Ciceros ausdrückliches Zeugniss'), dass sie 
während der Republik nur bei einer Klage wegen Incest gegen 
ihre Herren befragt wurden; das wiu- ein alter Senatsbeschluss 
und erst im Jahre 16 n. Chr. erfand der Kaiser Tiberius bei 
Scribonius Libos Processe über Majestätsverbrechen ein Mittel, 
um, ohne denselben zu verletzen, dennoch die Aussagen der 



a) Amm. Maic. XIX, 12, 17 Nec enim abnuiinus salutem legitimi priu- 
cipis, uude salus quaeritiir aliis, consociato studio muniri debere cuncto- 
rum : cuius rodimendao causa validius , ubi maiestas pulsata defenditur, a 
(juaestionibus vel cruentis nullam Corneliae Icges exemere fortuiiani. 

b) Man beruft sich auf Sali. Cat 30, so wie auf 1. 7 und 8 D. ad 
leg. lul. mai. (XLVlll, 4.) 

c) Gic. p. Mil. 22, .70 De servis nulla lege quaestio cst in dominum 
nisi de incestu. 
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Sclaven gegen ihren Herrn erhalten zu können.*) Es bleiht so- 
mit nichts, was Sulla zur Verschärfung des Majestätsprocesses 
angeordnet hätte. 

Man begreift, dass Sulla, als er sein Majestätsgesetz gege- 
ben hatte, mit Recht der Meinung sein konnte, er habe den Be- 
amten und dem ganzen regierenden Stande der Senatoren, wel- 
chem er nach seiner Verfassung eine uneingeschränkte Macht 
verlieb, dennoch in sich selbst genügende Schranken gezogen. 
Die älteren Gesetze über Amtsverbrechen umfassten diejenigen 
Fälle, wo die Beamten nach aussen hin gegen die Regierten, sei 
es Bürger oder Unterthanen, fehlten : sie gingen so ins Einzelne, 
verordneten nach Verhältniss der Schuld so verschiedene Strafen, 
dass es darüber neuer Bestimmungen nicht bedurfte. Es gab 
ausserdem noch ein Gesetz über Gewaltthätigkeit der Beamten, 
das Plautische. '’) Sulla Hess es ohne Aenderung bestehen. Im 
Jahre nach seinem Tode wurde das Lutatische Gesetz über Ge- 
waltthätigkeiten gegeben, um die Strafen, welche bisher nur für 
Beamte gegolten hatten, auf alle Bürger auszudehnen. Nur eines 
politischen Gesetzes hatte es bedurft, um den Ehrgeiz und die 
Leidenschaft der Beamten unter einander zu zügeln und die Un- 
ordnungen, wie sie die früheren bürgerlichen Zwistigkeiten und 
Kriege gebracht hatten, zu vermeiden. 

a) Tac. Ann. II, 30. 

b) Man sehe oben S. 273 flgd. 
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1) I m nicht die kurzen Bemerkungen, welche sich in Handbüchern, 
B. bei Rein Römisches Criminalrecht S. 611, finden, anzuführen, be- 
schränke ich mich darauf, die Worte von G Geib in seinem werthvollen 
Buche, Geschichte des Römischen Criminalprocesses S. 174, wiederzugeben; 
„Allein wie gross immerhin die Wichtigkeit der i/uaestiones pcrpetuae er- 
scheint, so darf man doch nicht übersehen, dass die ganze Veränderung 
hier bei Weitem mehr in der Fonn als in der Sache selbst lag. Ebenso 
nämlich, wie in der ersten Periode, galt auch jetzt noch das Volk und 
seine Comitialgerichte als die allein regelmässige Behörde zur Ausübung 
der Criminaljustiz; und diese Ansicht wurde sogar noch durch eine lex 
Sem/irottia neuerdings und auf das Bestimmteste eingeschärft. Die quae- 
stiones perpeiuae dagegen waren, ebenso wie die früheren Quästioneu für 
einzelne Fälle, blosse Commissionen, um im Namen und anstatt des Volkes 
Criminalurtheile zu sprechen, und so wie diese keine ursprüngliche, son- 
dern nur eine übertragene Jurisdiction ausgeübt hatten, so war dasselbe 
auch bei ihnen der Fall. Ihre ganze Machtvollkommenheit beruhte, gleich 
den Quästioneu der ersten Periode, auf dem besonderen Aufträge des Vol- 
kes, wodurch sie überhaupt ihre Entstehung erhalten hatten, und der Un- 
terschied zwischen der Jetzigen und früheren Zeit bestand bloss darin, 
dass sonst dieser Auftrag für jeden einzelnen Fall speciell ertheilt wurde, 
jetzt aber generell für alle Zukunft.” 

2) Rudorff Römische Rcchtsgeschichte 1, 76 sagt bei der Vergleichung 
der Volks- und Schwurgerichte nicht richtig, die letzteren hätten nicht wie 
jene auf Tod oder andere Capitalstrafen erkennen dürfen. Capitalstrafen, 
d. h. solche, wodurch das capui verloren ging, durften auch Geschworene 
verhängen, nur nicht wirkliche Todesstrafe. 

3) Bei der allgemein angenommenen Meinung ist es unnöthig, viele 
Gelehrte namentlich anzuführen. Ich erwähne daher nur Rein im Crimi- 
nalrecht der Römer S. 612, A. F. Rudorff in der Abhandlung Ad legem 
Aciliam de pecuniie repetundit (in den Abhandlungen der Berliner Acade- 
mie, 1861) S. 422 Calpurniam illam (legem) L. Pisonis, latnrn a. u, c. 60.i, 
qua lege tuni quaeiliones perpeiuae constilutae. 
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4) Die übrigen Stellen, an denen Piso, der Urliebor de» ersten Repe- 

tiindengcsetzcs, erwälmt wird, sind folgende. Als Muster von Rechtliehkeit 
führt ihn an Cicero in Verr. III, 84, 195 Uh. <■/«* htjem de 

periiniis repeiiwdis primiis lulii. Ferner sagt Cicero, wo er von der im 
Staate überliand nehmenden Habsucht spricht, de off. II, 21, 75 Aonr/mn 
ceuiuni et derein ifuiti äh«/, cum de pecuniis repetundis n L. Pisone hita hx 
esl, nulln utilea ctim fuisset. At rero postea tot tepes et pfoximrte pitaet/ue 
diiriores, tot rei. tot damnuti u. s. w. Tac. Ann. XV, 20 mai/istniliium mo- 
ritia Cal/mniia scita peprrit. Ausserdem wird die hx Calpuniiu erwähnt 
hei Val. Max. VI, 9, 10, vergl. Festiis p. 285 ä. r. religiouh. und in den 
Fragmenten eines späteren Gesetzes, von dem wir demnächst zu sprechen 
haben werden. 

5) Die gewöhnliche, jetzt allgemein geltende, Ansicht, wie sie haupt- 
sächlich durch die verdienstvolle Monographie von C Seil die Recuperatio 
der Römer (Braunschweig 1837) gebildet worden ist, sehe man z, B, bei 
Rudorff Römische Rechtsgeschichte 11, 34; Keller der Römische Civilpro- 
cess p. 34, Rein das Privatrecht der Römer S. 873 und in Paulys Real- 
encyclopädic VI, 413. Sie stützt sich auf die Stelle von Festus p. 274 

Heciperalio esl, ul ail (liillus Aelius, cum inler populum (nämlich Homanum) 
et reges nnlionesgue et ciriliites peregrinns lex conrenil , quomodo per reci- 
peratores reddaulur res rcciperenturgue resque pricatas inter se persequon- 
lur. Aus dieser Stelle kann man allerdings schliessen, dass das Rechtver- 
fahren, durch welches Streitigkeiten zwischen Römischen und auswärtigen 
Bürgern entschieden wurden, reciperoiio hiess ; aber dass die recupcralorrs 
überhaupt aus diesem Verhältnisse ents[)rangen. liegt nicht in der von Aelius 
Gallus gegebenen Detiuition. Es ist ebenso wahrscheinlich, dass sie netten 
den eigentlich so genannten iudices von ältester Zeit her bestanden und 
nur, weil sie für die Schlichtung internationaler Verhältnisse besonders 
passend waren, auf diese übertragen wurden : ohnehin ist die Erklärung, 
wie eine eigentlich internationale Einrichtung auf Römische Verhältnisse 
übertragen werden konnte (und dies müsste mau unzweifelhaft annehmen), 
sehr schwierig. Umgekehrt ist es leicht begreiflich, wie die recuperuiorcs. 
wenn sie schon im Staate bestanden, auch für /üe Verhältnisse mit fremden 
Bürgern, z. B. mit den Latinern (Dionys. VI, 95) angewendet werden konn- 
ten. Die Römische Bürgerschaft selber bestand aus vielen, verschiedenen 
Stämmen angehörigen Theilen ; für die Rechtsverhältnisse dieser war eine 
Einrichtung, welche bei der grösseren Zahl der Entscheidenden beide Par- 
teien gloichmässig zur Geltung zu bringen erlaubte und nicht Alles in die 
Hand eines dem regierenden Stande angehörigen Richters legte, billig und 
zweckmässig. Dann würden die recuperaiores der Zeit, wo sich der Staat 
aus verschiedoueu Theilen zu bilden begann, d. h. seinem Ursprimge an- 
gehören. üeber die übrigen die recuperaiores betreffenden Punkte wird 
mau die Beweisstellen für die von uns gcäussei-ten Ansichten in den oben 
angeführten .Schriften finden. 

6) Für die Beschleunigung, welche in dem Verfahren mit recuperaiores 
statt gefunden haben soll, führt man an Plin.' epist Hl, 20 Sam >it in 
recuperatoriis tifdicitÄ, sic rtos in liis cohu/üä quasi repente apprehensi, sin- 
ceri iudices fuimus. Hier, meint man. ginge der Ausdruck repente nppre- 
heiisi auf die Schnelligkeit des Verfahrens. Indessen der Zusammenhang 
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(Ipr Gpflankpii erpebt die Unmöglichkeit dieser Auffassung. Plinius spricht 
von der geheimen Abstimmung im Senate, welche allmälig zu den gröss- 
b-n Nachtheilen bei der Wahl von Beamten fühlte: in einem vorliegenden 
Falle habe sie, weil sie plötzlich eingotreten sei und keine Zeit zu Intri- 
guen gewählt habe, zu einem guten Erfolge geführt. Also re/ienle appre- 
Itemi bezieht sich auf das einem Recu|)eratoreugerichte Vorhergehende, kei- 
nesweges auf eine Beschleunigung oder Verzögerung in dem Gerichte selbst. 
Ebenso ist es bei Gaj. IV, 185 Fiiml anlcm tndimoniu-recuperatoribus sup~ 
posiiisj id ext. ut ijvi non steterity is- prolintts a recuperatnribw in sumniam 
rndimonii condeninetnr. Auch hier bezieht sich prolinus auf die Einleitung 
des Recujiei-atorenverfahrens, welches ohne vorhergehende Weitläuftigkeit 
statt finden kann , nicht auf die Art und Weise des Verfahrens selbst. 
Auch bei Cicero p. Tüll. 10 recipmalores dare, «( (puun priinuiii res iudien- 
rrlur und div. 17. 56 ittdichim dal slnlim-iudivanl recupenilores beziehen 
sich die Ausdrücke der Schnelligkeit nicht «auf die Dauer des Verfahrens, 
sondern darauf, dass dasselbe bei feststehendem Rechtspunkte unmittelbar 
oingeleitet werden kann. Daher ist cs auch nicht gelungen, irgend etwas 
aufzufiuden, worin das Recuperatorengericht kürzer gewesen wäi-e als je- 
des andere Gericht, man müsste denn an die angebliche Beschränkung der 
Zahl der Zeugen, welche dabei statt gefunden haben soll, denken. 

7) Man sehe darüber die Auseinandersetzung in der Abhandlung Oe 
^Jncedoniae humanorum prorincine prnesidibus , t/ni fuerunt usque ad T. 
f'rspasianuin in meinen Cuinmealnliones rpigrapkicae Vol. 11 p. 165. 

8) Man sehe die Meinungen der Neueren erwähnt bei Rein Römisches 
Criminalrecht S. 647, dei' zwar selber den ganzen Charakter des Gerich- 
tes nicht richtig auffasst, aber doch erkennt, dass es kein eigentliches Ge- 
richt, sondern nur ein praeiudidnm, wie er es nennt, war. 

9) Denn dass er in seinem Consulate und einige Jahre nachher diese 
Provinz gehabt hatte , habe ich in meinen Siudia Itunuma I, 13, wo ich 
von der Vertheilung der Provinzen während dieser Jahre sprach, bewiesen. 

10) Zn diesen Ausschüssen gehören z. B. diejenigen, welche für die 
Vertheilung der Staatsländereien, also auch zur Anlegung von Colonien 
eingesetzt wnirden, aber auch zur Besorgung vielfacher, anderer Geschäfte. 
Noch zahlreicher wurden sie, als unter der KaisciTegierung eine sorgfäl- 
tigere und eingehendere Behandlung der Geschäfte ointrat und die ordent- 
lichen Beamten von vielen Pflichten, welche sie früher gehabt hatten, ent- 
bunden wurden. Man sehe z. B. Dio Cass. LVII, 14; Plin. ep. II, 1, 9 
und besonders die Auseinandersetzung in der trefflichen Abhandlung von 
Bart. Borghesi über den Consul Burbulejus p. 49. Verschieden davon ist 
es, wenn ein oder mehrere Senatoren von dem Senate selbst mit der Un- 
tersuchung einer Sache und der Vorbereitung der Senatsbeschlüsse beauf- 
tragt werden. Ein ganz ähnliches Beispiel wird uns von Tac. Ann. 111, 
63 berichtet. Es handelte sich im Senate um die Untersuchung der An- 
sprüche, welche einzelne Griechische Staaten auf das Recht dos Asyles 
für bestimmte Tempel machten. Der Senat hörte zuerst die Gesandtschaf- 
ten einiger Staaten, dann als deren zu viele wurden, übertrug er dio Un- 
tersuchung der Einzelheiten den Consulu. behielt sich aber in seiner Ge- 
jammtheit die Entscheidung auf den Antrag der Consuln vor. 

11) Eine V'crtheilung der Provinzen auf die jährlich erwählten Con- 
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suln und Prätoreii nach den allerdings mangelhaften Nachrichten, welche 
uns darüber erhalten sind, hahe ich versucht, in einer Abhandlung Oe Cal- 
lia Homanorum pioriiicia in meinen Sludia Romann (Berol. 1859) p. 11 sq. 
Daraus wird sich die Richtigkeit meiner Behauptungen ergeben und ich 
brauche hier auf Einzelheiten nicht weiter einzugehen. 

12) Man sehe die so eben angeführte Abhandlung S. 12. 

13) Dass der erste stehende Gerichtshof aus Reeuperatorcu bestand, 
erkannte auch C. T. Zumpt de legibus iudiriisgue repeluiidnrum {Berol. 1845) 
p. 13, und vor ihm Seil die Recuperatio der Römer S. 371, der den ge- 
schichtlichen Zusammenhang, in welchem diese rerupemtores mit den frü- 
heren, welche bei den Anklagen der Spanischen Provinzen entschieden, 
bemerkt. Auf die Ansicht früherer Gelehrten, welche bei den stehenden 
Gerichtshöfen an Richter denken, ist es unnöthig einzugehen. W Rein 
im Criminalrecht der Römer S. 614 ist schon von Zumpt a. a. 0. wider- 
legt worden. Er meint, die guaeslio per/ietun de repetiindis sei ein stehen- 
des Oriminalgericht gewesen, die reruperaiores aber hätten nicht ein stän- 
diges Collegium gebildet. Hier liegt ein Irrthum über den Begriff eines 
stehenden Gerichtshofes zu Grunde. Dies ist nicht ein solcher, in dem 
die Richter stehend sind, sondern ein solcher, bei dem immer Klagen an- 
gebracht werden können. Der Vorsitzende ist deshalb stehend, die Rich- 
ter wechseln. 

14) Ganz unrichtig ist die Ansicht von Göttling Geschichte der Rö- 
mischen Staatsverfassung (Hallo 1840) S. 424. Er nimmt als .Anzahl der 
Personen, aus denen die Richter für jeden Process erwählt wurden, 350 
oder 450 oder 1050 an, wobei er nicht bedenkt, dass, mag man auch an 
alle bisherigen Irilhümer der Gelehrten über die. Entwickelung der gune- 
stiones perpehiae glauben, jedenfalls durch die bestimmtesten Zeugnisse 
fcststeht, dass bis auf C. Gracchus nur Senatoren zu Richtern in Repetun- 
denprocessen genommen wairden. Göttling alx'r spricht sogleich bei dem 
Calpuruischen Gesetze von einem album iudiemn und fasst die Richter als 
Repräsentanten des gesammten Volkes auf. Eine Widerlegung dieser An- 
sicht, welche auch nicht einmal durch scheinbare Giünde unterstützt wird, 
ist imnöthig. 

15) .Man sehe z. B. W. Rein Römisches Oriminalrecbt S. 606, auch A. 
F. Rudorflf Römische Rcchtsgeschiohte I, 76. Noch Th. Mommsen im Corp. 
Inscr. Lat. 1, 115 scheint, so viel man aus den angeführten Stellen schlies- 
Sfn darf, eben derselben Meinung zu sein 

16) Man möge sich nicht täuschen lassen, wenn von den Gelehrten 
noch andere Bestimmungen als dem Calpurnischen Gesetze angehörig an- 
geführt worden. Z. B. Rein Römisches Criminalrecht S. 612 (vergl. eben- 
denselben in Paulys Realencyclopädie VI, 446) führt processualische Be- 
stimmungen, die in demselben gestanden hätten, an. Wir haben ausführlich 
bewiesen, dass das Gesetz unmittelbar nichts mit dem Processc zu thun 
hatte: derselbe blieb ira Wesentlichen derselbe, wie er früher gewesen war. 
Zweitens soll das Calpurnische Gesetz eine Beschreibung der verbotenen 
Handlungen enthalten haben. ,Ein allgemeines Verbot der Erpressung 
stand oben an, und zwar mit den Ausdrücken perunuie captae, Liv. XLHI, 
2, Cic. de leg. 111, 20 coaetne, conrilialae, arersae, Cic. div. 1.” Dass jene 
Ausdrücke in dem Gesetze vorgekommen sind, ist möglich, wenn gleicn 



Digitized by Google 




Anmerkungen. 



397 



wir nichts davon wissen und die angeführten Stellen von den Gesetzen 
über Erpressungen im Allgemeinen, nicht von dem Calpurnischen insbeson- 
dere handeln. Aber ein allgemeines Verbot der Erpressung war unnütz: 
das vei-stand sich von selbst. Es konnte nur heissen, dass bestimmte Hand- 
lungen in Bezug auf Erpressung verboten seien und das dadurch gewon- 
nene Geld vnedererstattct werden sollte. Ferner „waren Bestimmungen dar- 
über aufgonommen, was der Statthalter wirklich zu fordern habe, Cic. 
Verr. 111, 81.” Dass dies nicht der Fall war, haben wir S. 38 bemerkt: 
es wäre in der That ein ausserordentliches Gesetz gewesen, wenn es die 
so verschiedenartigen Leistungen der Provinzen an ihre Statthalter im Ein- 
zelnen festgcstellt hätte, auch unnütz, da diese Feststellungen schon früher 
vorhanden sein mussten. In der citirten Stelle von Cicero steht nichts 
derartiges. Es wiid ein Senatsl«;8chluss und Gesetze erwähnt, nach denen 
der Statthalter von Sicilien Getreide für seinen und der übrigen Behörden 
Gebrauch empfangen sollte; aber von dem Calpurnischen Gesetze ist nicht 
die Rede. Es waren andere Gesetze, durch welche die Verwaltung Sici- 
lieus geregelt worden war. 

17) Man vergleiche die Ergänzungen , wie sie zuerst C. A. C. Klenze 
in seiner Ausgabe der von ihm so genannten lex Ser, Hin (Berol. 1825) p. 40 
aufgestellt hat, mit denen, welche Th. Mommseu im Corp. Inscr. Lat. I p. 59 
angenommen, und A. F. Rudorff ml legem Aciliam (Berol. 1862) p.451 wei- 
ter ausgeführt hat. Wir werden auf dieselben später, wo wir von der lex 
Aciliii sprechen, zurückkommen. 

18) Freilich scheint dies zu thun A. F. Rudoiff in der Zeitschrift für 
geschichtliche Rechtswissenschaft XII S. 138 flgd. (vergl. dessen Rechts- 
geschichte 1, 77). Er sagt, vor der ersten quaesiio perpeiun, welche durch 
das Calpurnische Gesetz eingeführt worden sei, wäre sncrmnenio geklagt 
worden. Dagegen spricht erstens, dass die Einleitung des Verfahrens ohne 
Geheiss des Senates nicht stattfindeu konnte, zweitens der recuperatorische 
Charakter desselben, welchen wir durch Vergleich mit dem vor dem Cal- 
purnischen Gesetze gebräuchlichen Verfahren nachgewiesen haben. Auch 
Ed. Laboulaye les lois rriminellrs des llmmtins (Paris 1845) |). 199 nimmt 
eine Anwendung des V'erfahrens mittelst sarmmentum auf das neue durch 
Piso eingeführte Quästioueuverfahren an, ohne sich jedoch daiüber zu er- 
klären, wie er sich eine solche Anwendung denkt. 

19) Besonders Rein Criminalrecht S. 613 hat den Einwand gemacht, die 
legis acdoiifs und somit auch die ucHo sncramenia, seien veraltet gewesen und 
diese Ansicht macht ihm um so grössere Schwierigkeit, da er die Meinung 
der übrigen Gelehrten theilt, das Calpurnische Gesetz habe auch über den 
Process gehandelt. Er muss also annehmen, dasselbe habe eine veraltete 
Processform eingeführt. Indessen hat Rein in Paulys Realencyclopädie 
VI, 447 seine Ansicht zuriiekgenommen, ohne Jedoch zu einem anderen be- 
stimmten Ergebnisse zu kommen. 

20) Dies ist, wie wir in der 18. Anmerkung gesehen, besonders Ru- 
dorffs Meinung. Er glaubt, vor dem stehenden, durch das Calpurnische 
Gesetz gegründeten, Gerich'tshofo sei sacinwenln verhandelt worden. 

21) Dies nahm C. T. Zuinpt de legibus iudiriisgue repelundai-um (Be- 
rol. 1845) 1, 12 an. Eigentlich, meint er, sei die aeiio sacrmnenio nur für 
Römische Bürger bestimmt gewesen, dann aber durch eine Juristische Fic' 
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tion auf die Bundesgenossen übertragen worden. Dass dies geseliehen kann, 
beweist Gajus IV, 37. Er sagt lirm riritm Komana peregrino fiiigihir, 5) 
eo nomine ngal nut rnm eo agitiur, quo nomine nostris legihu^ actio consti- 
lula esl, fügt aber hinzu »• motlo inslum til eam nctionem eliam ad pere- 
grinum ejrlendi. Als Beispiele lieiint er nr/io fnrii und ex lege Aqvilia 
damni iuiiinae. Daraus erhellt unzweifelhaft die Mbglichkeit, dass die ac- 
tio sacramenio auch, wo es sich uni Erpressungen handelte, den Bundes- 
genossen gegeben werden konnte; aber dass es wirklich geschehen ist, 
folgt daraus nicht. Man kann sich sogar einen genügenden Grund den- 
ken, weshalb man es nicht that. Wo Bürger und Fremde zusammeu leben 
sollten, war es nothwendig, die juristischen \'erlmltuisse so zu ordnen, dass 
Beide ohne Schaden neben einander bestehen konnten : es war eine solche 
Fiction an ihrem Platze. Dagegen eben dasselbe auf das Verhältniss der 
Bundesgenossen zu den Römischen Beamten zu übertragen, war bedenk- 
lich. Die Er.steren waren unterworfen, sie gehorchten wider ihren Willen, 
die Befehle mussten oft streng, oft hart sein: der Gehorsam hätte nicht 
erhalten werden können, wenn man die Regierten mit den Ihiamten durch 
die actio sacrainenlu auf gleichen Fass gestellt hätte. Die Bürger standen 
den Beamten, die aus ihnen hervorgingen und ihr Amt nur für eine Zeit 
bekleideten, allerdings gleich, die Bundesgenossen konnten ihnen nicht 
gleichgestellt werden. Es war natürlich, für sie als Mittels|ierson den Se- 
nat hinzustellen, der überhaupt die auswärtigen Beziehungen Roms leitete 
und beurtheilen konnte, was in jedem Falle der Nutzen und die Sicher- 
heit des Reiches verlangte. Aus diesem Grunde glaube ich, dass die ac- 
tio sacraincnto, wenn gleich es an sich möglich war, doch in diesem Falle 
nicht den Bundesgenossen gestattet wurde, Th. Mommsen im Gorp. Inscr. 
Lat. 1, 66 nimmt auch die actio iacranienio im Re|ietundonprocesse für 
die Bundesgenossen als möglich an, ohne jedoch näher auf die Einzelhei- 
ten cinzugehen. 

22i 8o thut es nicht nur Kleuze fragmenta legis Serriliae ji. XII, son- 
dern auch C. Seil die Recuperatio der Römer S. 373 und Rein Römisches 
Criminalrechl S. 613, welche den Satz, dass Fremde an den legis actinnes 
keinen Theil gehabt hätten, ohne Gründe anzuführen, als sicher und uu- 
bestreitbar hiustellen. 

23) Man sehe Klenze fragmenta legis Serciliae p. XIII, Zumpt de legi- 
bus iudiciisque repeiinidarnin ]). 10, (dieiiso die Gelehrten, welche zuletzt 
über diesen Gegenstand geschrieben haben, wie Rudorff iu der Römischen 
Rechtsgcschichte I, 77, Rein in Paulys Realencyclopädio VI, 447. Einen 
Gnmd dafür, dass wenigstens in den späteren Repetundengesetzen auch 
Römische Bürger geschützt waren, fuhrt an Rudorff in seiner Schrift ad 
legem Aciliam p. 431, nämlich die Anklage, welche Cicero gegen C. Ver- 
res wegen seiner Erpressungen gegen Römische Bürger während seiner 
städtischen Prätur erhoben hatre. Ich erkenne diesen Grund nicht an, 
kann ihn aber hier nicht widerlegen. 

24) Man sehe W. Drumann Geschichte Roms II, 81 und Henzeu iin 
Corp. Inscr. Lat. I, 446. 

25) Dies wurde aufgestellt von Bai-t. Borgbesi in den Annalen des 
archäologischen Institutes 1849 S. 9, auch angenommen von Th. Mommsen 
im Corp. Inscr. Lat. 1, .55. ' 
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26) Dies war die Meinung von G. Sigonius de iud. II p. 607, der in- 
dessen keinen anderen Grund anfiilirt, als den, früher seien die Verurtheil- 
tcn nur in der litis aesliinalio, später auch mit Verbannung bestraft wor- 
den. Uebrigens schreibt er das Gesetz dem Volkstribuuen M. Junius Peu- 
nus zu. Ihm folgten die Späteren, bis Klenze fi-ngmcuia legis Serriliae 
p. 41 und 49 die Unrichtigkeit dieser Ansicht darthat. 

27) So äusserte sich Seil die Recuperatio dei- Römer S. 375, der eine 
eigenthümliehe Ergänzung der lückenhaften Worte in dem Repetuudenge- 
setze annahra und die nrtio snnanienio auf diese in der Provinz lebenden 
Römischen Bürger bezog. 

28) C. T. Zumpt de Irgihus iudiriisgue repctundarum p. 14 stellte diese 
Ansicht, aber nur als Vennuthuug, auf. Da.ss sie nicht begründet ist, ha- 
ben wir oben gezeigt, wo wir das Recht der Römischen Bürger, nach der 
hx Cnlpurnia ZU klagen, nachgewiesen. Die Ansicht der neuesten Gelehr- 
ten erkennt man aus Rudorff Römische Rechtsge.schichte 1, 77, Th. Momm- 
sen Gorp. Inscr. Uat. 1, 55. Auch Rein Römisches Criminalrecht S. 615 
und Paulys Realencyclopädie VI, 447 hatte sich ganz unbestimmt ge- 
äussert. 

29) So erklärt es z. B. Pighius Ami. II, 476, der ihm, gerade so wie 
es in der Zeit nach Sulla geschali, als Provinz während seines Amtsjahres 
die quaestiu de crimiiie itiler sicarivs durch das Loos Zufällen lässt. Ihm 
sind die übrigen Gelehrten gefolgt, wenn sie auch nicht ihre Ansicht über 
diesen Fall genau aussprechen. Man vergl. G. T. Zumpt de iud. et leg. 
lepetunddium p. 17. Ein eigeuthümliches Bedenken über die spätere Be- 
strafung von Tubulus bringt Klenze iu seinen l’rohgomena zur hx Serrilia 
p. Xlll vor. Er sagt, der Process gegen ihn sei ein ausserordentlicher 
Repetundenprocess gewesen: dies köuue nur so erklärt werden, die Anklä- 
ger gegen ihn seien Römische Bürger gewesen, welche im ordentlichen 
Repetundeiiprocesse nach dem Galpuruischeii Gesetze nicht hätten klagen 
dürfen. Wir haben erstlich früher erwiesen, dass die erste guaestio per- 
peiuii npeiundiiniin auch den Römischen Bürgern die Anklage erlaubte, 
zweitens ist es ganz unsicher, ob Tubulus seiuc Gutereuclmug über Mord 
gegen Römische Bürger geführt, oder nicht vielleicht gegen Bundesgenos- 
sen (vergl. Th. 1, 2, 371). Drittens endlich fand gegen Tubulus kein Re- 
petundeuproccss statt. Ist das eine blosse Erpressung, wenn Jemand sich 
bestechen lässt, um Unschuldige zu veruitheilcn und vielleicht hinzurich- 
teu? Das haben die Römer immer als ein todeswürdiges Verbrechen be- 
trachtet, nicht als ein Vergehen, das durch Wiedererstattung des empfan- 
genen Geldes gut gemacht werden könnte. 

30) Diese Ansicht wird vorgetragen von Pigh. Ann 111, 60, und es ist 
anzuerkenucn, dass sie bestehen kann, ohne dass ein alter Schriftsteller 
des Irrthums angeklagt wird. Indessen dass sie eine unsichere Vermu- 
thung ist, giebt ihr Urheber selbst zu. Pighius hat in der Beurtheilung 
dieser Verhältnisse deshalb von vorn herein einen falschen Standpunkt, 
weil er von 149 v. Ghr. an die Einsetzung der zahlreichen späteren 
Griminalgerichtshöfe und die Vertheilung derselben au die während ihres 
Amtsjahres in der Stadt bleibenden Prätoreu anuimmt. 

31) Dies war die Meinung von Manutius de legibus c. 15 und einigen 
anderen. In neuerer Zeit wurde die,selbe aufgenommen vou Geib Geschichte 
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des Römischen Criminalproccsscs S. 197, und Laboulaye /oi» criminelles 
des Romains p. 5J16. 

32) Diese angebliche l>ösung der Widersprüche wurde vou Tli. Momm- 
sen an verechiedenen Stellen aufgestellt, angenommen von Rndorff, indessen 
mit einigem Schwanken. Denn in der Römischen Rcchtsgeschichte I, 93 
spricht derselbe von 600 oder 900 Richtern des Sempronischen Gesetzes, 
dagegen ad legem Aeiliam p. 443 glaubt er an die Zahl 900, ohne Zweifel, 
weil er der Meinung ist, die in dem Acilischen Gesetze vorkommende Zahl 
vou 450 Richtern müsse die Hälfte der von Gracchus eingesetzten Richter 
sein. Als oh die Zahl dei- Richter später nicht vermehrt werden konnte ! 
Und weshalb die Hälfte? Auf den willkürlichsten Annahmen beruht die 
Vermuthung von Göttling Römische Staatsverfassung S. 457. Man ver- 
gleiche deren Widerlegung bei C. Peter Epochen der Verfassungsgeschichte 
S. 236, K. W’. Nitzsch die Gracohen S. 401. 

33) Eine ljurze Untersuchung hierüber stellte zuerst an M. Ant. Fer- 
ratius li/nsiolarum libri sex (Venet. 1738) 1, 1 p. 2. Er meint, die Privat- 
richtcr hätten aus allen Ständen genommen werden können und sucht 
dies, ohne Polybius’ Zeuguiss anzufüliren, durch Beispiele zu beweisen. 
Unter ihnen führt er eines aus der Zeit vor den Gracidien an , M. Porcius 
Cato, der Richter gewesen sei zwischen Ti. Claudius Centumalus und P. 
Calpurnius Lanarius, bei Val. Max. VHI, 2, 1 ; Cic. de off. HI, 16, 66. 
Er hält jenen Cato, durch den Ausdruck von Valerius verführt, für den 
Vater des Censorius, also für einen Römischen Ritter, und veilegt den Pro- 
cess vor die Gracchen: er war aber, wie Cicei-o bemerkt, der Vater des 
Uticensis. Ueberhaupt unterscheidet Fenatius nicht die Zeiten, was die 
neueren Gelehrten gethaii haben. S. z. B. Rein Römisches Privatrecht 
S. 866, Fr. L. Keller Römischer Civilproeess S. 44. 

34) Für ein eigenes, besonders erlassenes Gesetz sprechen sich die 
meisten Gelehrten aus, z. B. unter den neueren Rein Römisches Criminal- 
recht S. 411, Rudorff Römische Rechtsgeschichtc I, 86. Dagegen mit dem 
Gesetze über Provocation verbindet es z. B. K. W. Nitzsch die Gracchen 
S. 390, Mommsen in seiner Römischen Geschichte, doch dieser zweifelnd 
und ohne einen Grund für seine Vermuthung anzufuhren. G. T. Zumpt 
de legibus iudiciisijiie re/ielundartim p. 17 äussert sich nicht über die Beschaffen- 
heit des Gesetzes, meint aber, eine besondere guaestio sei deshalb nicht 
eingesetzt, sondern sie mit der de sicarüs verbunden worden. Diese guae- 
slio nimmt er nämlich wegen des Processes von Tubulus als schon zu der 
Gracchen Zeit bestehend an. Wir haben dies oben S. 399 widerlegt. 

35) Dies war die Meinung von Rein Römisches Criminalrecht S. 709. 
Wir selbst haben in der Einleitung zu unserer Ausgabe von Cicero pro 
Murena (Berol- 1859) p. .Will über das Verbrechen der Amtserschleichung 
und seine Bestrafung gesprochen. Wir konnten indess dabei auf eine zu- 
sammenhängende Darstellung nicht eingehen. Zurückkommen werden wir 
auf den Gegenstand später, wo wir von dem Calpurnisehen Gesetze, dem 
ersten eigentlich und besonders über Amtserschleichung gegebenen, handeln. 

36) Dies ist das Ergebniss der Untersuchungen von C. G. Zumpt in 
seiner academischen Abhandlung Lieber die Römischen Ritter und den 
Ritterstaud in Rom (Berlin 1840) S 26. Es wird allgemein angenommeu, 
z. B. von Becker Römische Alterthümer 11, 1, 291. 
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37) Ich habe auf diesen Punkt zuei’st aufmerksam gemacht in meinen 
Studio nomano p. 17, auch C. Gracchus als Urheber der Veränderung be- 
zeichnet Eine näliere Auseinandersetzung lag indessen damals nicht in 
meiner Absicht 

38) Ausführlich ülier dieses Gesetz hat gesprochen M. Aut Ferratius 
rpitlulae (Venetüs 1738) III, 8. Seine Darstellung ist klar und überzeu- 
gend. Ich nehme sie nur in so fern nicht an, als er meint, das Gesetz hätte 
nur über die eonsularischen Provinzen gehandelt. Dies war nicht möglich, 
da zu gleicher Zeit auch bestimmt werden musste, welches die prätorischen 
Provinzen sein sollten. 

39) Man vergleiche darüber die Auseinandersetzung in meinen Studio 
Romnna p. 73. 

40) Die erste besondere Ausgabe dieser Bruchstücke besorgte C. A. 
C. Klenze /'Vajmen/a legis Serriliae repelundanitn (Berol. 1825), die neueste 
ist von Ad. Fr. Rudorff Ad legem Aciliam de pecuniis repetundis Intam 
anno ah urhe 631 rel 632 (Borol. 1862). Ich gebrauche die critisch be- 
richtigte Abschrift, wie sie sich im Corp. Inscr. Lat. n. 198 (I p. 49) durch 
Th. Mommsen findet. Die Ergänzungen der Lücken, welche die genannten 
Gelehrten hinzugefügt haben, nehme ich bis auf die öfters wiederkehren- 
den Formeln nicht an und die Gründe, weshalb dies nicht möglich ist, 
werden sich im Verlaufe der Untersuchung ergeben. Es ist ein eigenes 
gelehrtes Vergnügen, solche Ergänzungen zu ersinnen, hat aber nicht den 
entsprechenden wissenschaftlichen Werth, da im besten Falle nur mehr 
oder minder mögliche Vermuthungen zu Tage gefördert werden. Gefähr- 
lich aber ist dies Vergnügen in so fern, als es Gelehrte, welche den Sachen 
ferner stehen oder nicht auf besondere Untersuchungen eingehen können, 
verfuhrt. 

41) Dem Servilischen Gesetze wurden die uns erhaltenen Bruchstücke 
zugewiesen von Carl Sigonius de iudteüs II, 27, und diese Mciuung gewann 
so sehr die Oberhand, dass Klenze ohne Bedenken C. Servilius als Urheber 
des Gesetzes in seine Ergänzung der Biuchstücke aufnahm. Eine etwas un- 
klare Andeutung, dass das uns bruchstückweise erhaltene Repetundengesetz 
unter der lex iudiciuiia I' Crmchi geschrieben sei, gab Th. Mommsen in 
seinem Aufsatze Ueber die leges iudiciariae. des Vll. Jahrhunderts bis zur 
lex Auielia in der Zeitschrift für Alterthumswisscnschaft 1843 S. 824. Da- 
gegen C. T. Zum|>t Oe legibus iudiciisque repeluiidai um p. 20 widerlegte 
zuerst den Glauben an die lex Serrilia und wies die Bruchstücke der lex 
Acilia zu: ihm folgte Rudorff in seiner neuesten Bearbeitung p. 421, wäh- 
rend er in seiner Rechtsgcschichte 1, 77 sie einer lex incerta repetundarum 
zugeschrieben hatte. Auch Mommseu ira Corp. luscr. Lat, nennt die Bruch- 
stücke nur eine Ux repetundarum. 

42) So sagt Rudoidf in seiner Abhandlung über das Acilische Gesetz 
p. 428, indem er damit begründen will, weshalb dasselbe so bald nach dem 
Sempronischen gegeben worden sei. Den andern Theil seiner Meinung 
über den Zusammenhang des Acilischen und Sempronischen Gesetzes wer- 
den wir später widerlegen. 

43) Geib Geschichte des R/imischen Crirainalprocesses S. 374 sagt: 
.Allein freilich ist hier zu bemerken, dass die Comperendinatio niemals, 
wie die Ampliatio, auf alle Quästiouen, sondern, wenigstens so weit unsere 
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Nachrichten reichen, immer nur auf die <juiieslio de l e/ielundis sich erstreckt 
hat.” Dies ist in Bezug auf die Ampliatio nicht richtig; auch von ihr 
wissen wir durch bestimmte Nachricht nur, dass sie sich auf Repetunden- 
processe bezogen hat. Folgerichtig müsste man schliessen, bei den übrigen 
Processen liabe es weder .\inpliatio noch Comperendiuatio gegeben, was 
eine Verkelirtheit ist. Es ist zu verwundern, dass Geib durcli die üeber- 
legung, dass die Coiu])erendinatio durcli das Scrvilische Gesetz eingefrihrt 
worden sein soll, nicht auf den wirklichen Charakter des Gesetzes selbst 
geleitet worden ist. 

44) Diese Erklärung giebt Rudorff ad legem Aciliam p. 428. Ich sehe 
hierbiM ganz davon ab, dass die Zahl der neunhundert Semprouiseheu 
Richter auf Vei-rauthung beruht und zwar einer unbegründeten Vermuthiing. 
Ich habe S. 62 gezeigt, dass die Stelle von Livius, wo von neunhundert 
die Rede ist, sich gar nicht auf die Richter bezieht. 

45) Ich vergleiche als Beisjiiel, was Tacitus Ann. IV, 16 über die Wahl 
des Flamen Dialis erzälilt. Es mussten drei vorgeschlagen wei-den , aus 
denen einer gewählt wurde. Hier konnte, da es sich um eiuen Vorechlag 
handelte, die Zahl, aus der gewählt wurde, sicherlich geringer sein als bei 
den Richtern. 

46) Man findet den .Stroit, mit welchem noch Geib Geschichte des 
Römischen Criminalprocesses S. 373 zu kämpfen hatte, ausführlich darge- 
stellt in dem iudex legum (hiiim. Tüll, ed Grell, p. 120. 

47) Es ist ein Verdienst von Rudortf Romisclic Rechtsgeschichte I, 78, 
zuerst auf die Griechische Inschrift von Astypalaca zim Zeitbestimmung des 
Acilischen Gesetzes aufmerksam gemacht zu haben; Mommsen im Corp. 
Inscr. Lat. 1, 56 hat die fernen; Anwendung davon gemacht. Er spricht 
ohne Weiteres von der in derselben erwähnten lex lluhriu .icilin : er musste 
sagen, dass dort stände secundum legem et liubriiim el Acilinm , wodurch 
seine Erkläruugsweise ausgeschlossen wird. Mommsen meint, das Sempro- 
nische Gesetz habe sich allerdings auf die gunestio regeiundtiritm, auch auf 
andere damals bestehende, gimrstioues bezogen. Dennoch habe man es für 
uöthig erachtet, die guiictiio repeiundnrum neu zu ordnen. Weshalb, setzt 
er nicht hinzu, und es ist schwor glaublich, dass dies sogleich bei Leb- 
zeiten von Gracchus geschehen sei, der Jede von seinen Gollegen ausge- 
hende Anordnung selbst ausführen konnte, zumal bei dem Verbrechen der 
Erpressung, für welches das den Begritf feststelleude Gesetz von Calpur- 
nius existirte. Was Mommsen weiter m(!int, M.’ Acilius, dessen Sohn von 
Mucius Scaevola erzogen worden sein soll, sei unmittelbar nach dem Tri- 
bunate gestorben mid wahrscheinlich als Gracchus’ Anhänger in de.s,sen 
Stui-z verwickelt worden, ist ganz unsicher. Angenommen wurde Momm- 
sens Beweisführung von Rudoi-fF 1. 1. p. 426, der, weil in der Inschrift von 
Astypalaea xai« tov vdpov steht, den Beweis, dass in dei-selben nur von 
einem einzigen Gesetze die Rede sei, für sicher hält. Er hätte auch die 
folgenden Worte xi'i ve 'Pöflptov xat töv ’.Axikiov betrachten müssen; dann 
wäre er zu einem verschiedenen Ergebnisse gelangt. Ich habe diesen Punkt 
über die Zeitbestimmung des Acilischen Gesetzes austührlicher behandelt, 
um zu zeigen, zu welchen unmöglichen Annahmen der Glaube au die Be- 
schränkung des Acilischen und Servilischen Gesetzes auf Erpressuugeu ge- 
führt bat. 



Digitized by Google 




Anmerkungen. 



403 



48) Th. Mommsen in seinem Aufsatze über die hges iuiiiciariae des 
VII Jalirhunderts in der Zeitschrift für Alterthumswissenschaft , 1843 
S. 821, sagt zwar: ,dass noch mehrere leges iiidicinriae dieses Zeitraumes 
uns gänzlich unbekannt sind, ist nicht zu bezweifeln” ; indessen Gründe für 
diese Behauptung gielit er nicht an. Es scheint dieselbe mit seiner An- 
sicht, dass die uns bekannten Gesetze sich nur auf den Repetundenprocess 
beziehen und Gracchus ein zwar allgemeines Richtergesetz, das aber erst 
durch besondere Gesetze auf die einzelnen Verbrechen angewendet werden 
musste, erliess, zusammenzuhängen. Dann bedurfte es allerdings noch vie- 
ler Gesetze, welche jetzt, wo wir die weitere Bedeutung der uns bekannten 
Gesetze erwiesen haben, unnöthig sind. Dieser seiner früheren Meinung 
zu Liebe hat wohl auch Mommsen im Corpus Inscr. Lat. den uns erhalte- 
nen Bruchstücken des Richtergesetzes nicht den Namen des Acilischen 
gegeben ; er gesteht sonst, dass Alles, was wir von dem Acilischen Gesetze 
wissen, und der Charakter der Bruchstücke zu einander passt. 

49) Mommsen im Corp. Inscr. Lat. I, 56 sagt, es sei klar, dass das 
Rubrische Gesetz in dem Acilischen als bestehend angeführt würde, guod 
lex Kuliria de colonia Carllinginem deducendn — ila comviemoratur , ut 
eiim tum iidliuc rnluisse appareal. Man mOge sich durch diesen zuver- 
sichtlichen Ausdnick nicht täuschen lassen, wie es Rudorff ad legem Aci- 
linm p. 425 ergangen ist: die angebliche Klarheit entsteht nur durch 
ganz unsichere Vermuthung. Bald nachher erklärt es Mommsen auch für 
klar {Tulam rem ila fere ordinandum esse upparet), dass das Acilische Ge- 
setz in demselben Jahre gegeben sei, wie das Sempronische, was nicht 
nur nicht klar, sondern undenkbar ist. Ueber das Rubrische Gesetz kön- 
nen wir hier nicht ausführlich sprechen. Es ist sicher, dass die Colonie 
Carthago nicht zu Stande kam, auch das Rubrische Gesetz wui'de am Ende 
aufgehoben, aber nicht sogleich, nicht, ohne dass die darnach ernannten 
Dreimänner ihr Amt zu Ende führen konnten. Man vergleiche imsere Aus- 
führung in CommeHlalimics epigraphinte. I, 218, die von Mommscn Corp. 
Inscr. Lat. I, 96 mehr mit Behauptungen bestritten, als mit Gründen wider- 
legt worden ist. 

50) Freilich Klcnze in seiner Ergänzung der Bruchstücke p. 28 hatte 
eine solche Bestimmung über die Wahl eines besonderen Prätors in das 
Capitel über die Wahl der jährlichen 450 Männer Zeile XV hineingebracht. 
Indessen sie ist unrichtig, da eine solche Bestimmung nicht in das Capitel, 
dessen Ueberschrift uns erhalten ist, passt. Freilich sind auch die Ei^än- 
zungen von Mommsen und Rudorff nicht zu billigen. Jener schreibt : Prae- 
tor guei post /». I. ruyalam ex hac lege iuudex f'aclus eril, dieser Praetor 
guei fiosteaguam hance legem pupuivs pleiteste iouseril ex hac lege quotannis 
faclus, crenlttsre eril. Die Worte in Zeile XIX ad iudicem , ih eum antmm 
quei ex h. I. faclus eril, wenn sie wirklich so lauteten, sind verschieden- 
artig. Es muss dem Sinne nach etwa heissen l'raeior qui post h. l. roga- 
lam haue quaestiunem sortilus eril oder rui — olttenerit; denn dass die 
Anweisung auch des Vorsitzes in den Schwurgerichten, wenn es dafür einen 
besonderen Prätor gab, durch das Loos geschah, ist nicht zweifelhaft. 

51) Es heisst ausdrücklich Z. Xlll und XVI queite in senalu siel fue- 
riire. Darin fanden Klcnze p. 29 und Mommsen p. 65 den Ausschluss 
der curulischen Beamten von dem Amte eines Geschworenen und mit Recht. 

26 * 
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Denn alle diese waren entweder im Sonate, wenn sie ilir Amt nicht mehr 
bekleideten, oder in demselben gewesen, wenn sie es bekleideten. Rudorff 
p. 444 bezieht den Ausdruck nur auf die niederen Senatoren, weil in dem 
Erpressungsgesetze als diejenigen, welche von demselben betroffen wurden, 
zuerst die hbheren Beamten, daun queire in sciialu senlentiam dixil dixeril 
aufgezälilt würden. Indessen einmal ist dieser Ausdruck nicht der gleiche 
und dann ist es nicht nothwendig, da.ss, wenn ein Ausdruck in besondeier 
Verbindung eine besondere Bedeutung gehabt hat, er eben dieselbe auch 
in anderer Verbindung habe. Jedenfalls mussten die höheren Beamten be- 
stimmt bezeichnet werden und da sich für sie kein anderer Platz findet, 
sind sie in jenem auf sie passenden Ausdrucke zu suchen. 

52) Diese Bestimmung ist, da die Worte queire in urhem Rmnam pro- 
piusre urbein liomnm uns zweimal an den betreffenden Stellen erhalten 
sind, sicher, aber ihre Absicht scheint nicht sowohl die zu sein, für die 
Bequemlichkeit der Römischen Bürger zu sorgen und den weiter entfernt 
wohnenden die Last des Richteranites zu ersparen, als die, dasselbe nur 
den das beste Bürgerrecht besitzenden Bürgern zu übertragen. Bei der 
Uebertragung von Vormundschaften ist es allerdings Rechtsregel, die von 
dem Orte der Vormundschaft entfernt Wohnenden zu verschonen; man 
vergl. Rudorff' p. 445; aber mit dem Ricliteramte verhält es sich anders. 
Es galt als eine Art von Staatsamt und war in damaliger Zeit, wo es 
Schwurgerichte nur für Amtsverbrechen gab, dazu bestimmt, die Oberauf- 
sicht über die gesammte Staatsverwaltung zu führen. Es war natürlich, 
dass man es nur an diejenigen, welche sonst zu den eigentlichen senato- 
rischen Staatsämtern befähigt waren, übertrug. Zur Zeit der Gracchen 
aber gab cs in der Nähe Roms noch Gemeinden, welche des Bürgerrech- 
tes entbehrten, und diejenigen, welche es ausserhalb Roms, z. B. in den 
Latinischen Colonien besassen, entbehrten dennoch das Recht zu den Ehren- 
stellen : nach dem Bundesgenossenkriege änderte sich dies. Man vergleiche 
imscre Siiidia Humana p. 30. Aus die.scm Grunde, glaube ich, wurde in 
diesem Acilischen Gesetze eine Entfernung von Rom bestimmt, innerhalb 
deren die Richter ansässig sein mussten; ob dies aber 1000 Schritt waren, 
innerhalb deren das impei ium der städtischen Beamten galt, wie Rudorff 1. 1. 
meint, bezweifle ich; denn auf das imperium kommt es hier nicht au. Es 
konnte auch, wie Moramsen p. ü5, freilich aus anderen Gründen, wollte, 
eine grössere Entfernung genannt sein, auch noch ausserdem andere Be- 
schränkungen hinzugefügt werden, um die Besitzer des vollständigen Bür- 
gerrechtes näher zu bezeichnen. 

53) Die Erwähnung desselben haben demnach Mommsen und Rudorff 
in ihre Ergänzung des Gesetzes aufgenoramen. Es war eine Inconsequenz 
von C. T. Zumpt <le leqilms iudiriisque re/jetundarum p. 22, während er für 
das Sempronische Gesetz einen Census annahm, denselben für dies Acili- 
sche zu leugnen und daraus zu folgern, dass nach demselben auch Leute 
aus der Plebs zum Richterarato zugelassen worden wären. Er wurde dazu 
durch die damals allein bekannte Ergänzung von Klenze verleitet, der für 
die Erwähnung des Census keinen Platz behielt. 

54) ln den Ergänzungen des Acilischen Gesetzes hat man bisher die- 
sen Punkt übersehen, vielleicht weil man auch in dem sogenannten Juli- 
scheu Muuicipalgesetze keine solche Bestimmung über die Zulassung zu Mu- 
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nicipalümtern fiudot. Dennoch ist es sicher, dass nur Freigeborene zu 
den Municipalämtern gelangen durften. Indessen das Vcrliältniss war dabei 
ein verscliiedencs. Denn als Bedingung für die MunicipaUimter war Kriegs- 
dienst in einer Legion aiifgcsfellt, zum Legionsdienst aber gelangten nur 
Freigeborene : mithin war eine weitere Erwähnung der Ingenuität unnütz, 
dagegen in dem Richtergesetze, das keinen Kriegsdienst verlangte, nöthig. 

55) Wir hal>en in dem Gesetze nur übrig r/ueire mere, und dass in 
dem letzteren Worte merccrle liegt, ist nicht zweifelhaft. Deshalb ergänzte, 
Klenze p. 30 qurire mercede aliqtta conductus siel, sicherlich richtiger als 
Sigonius queire mercalor siet fueriite ; denn eben die Classe der grossen 
Kaulleute, die reich und unabhängig geworden waren, .sollte die neuen 
Richter liefern. Dennoch ist Klcnzcs Ergänzung zu nichtssagend: ich 
glaube, C. T. Zumpt de legihus iudiciisque rejieltindarum p. 21 trifft dem 
Sinne nach das Richtige, wenn er meint, qui mercedem a /lopulo iwn ncci- 
jiiant seien zum Richterarate zugelassen worden. Die Ergänzung Momm- 
sens und Rudorffs qurire mercede eonsHhila depitgnaxit depvgnarerit ar- 
lemre ludicram fecil feceril ist hauptsächlich nachgebildct der ähnlichen 
Bestimmung in dem sogenannten Julisehen Municipalgesetze Z. 123 queite 
lanistaturam artemre ludicrnm fecil feceril, und Z. 113 queite depugnandei 
causa aucloralus es! , eril, fuil, fueril ; sie ist indessen unpassend, weil in 
ihr der emi>fangene Lohn hervorgehoben wird. Als ob denn Jemand, der 
zu seinem Vergnügen als Gladiator aufgetreten wäre oder die Bühne be- 
treten hätte, weniger ehrlos geworden wäre! Zur Gracchischen Zeit war 
die Erwähnung der Gladiatoren und der Schauspieler unnütz, da damals 
nur Sclaven und Freigelassene zu diesem Erwerbe griffen und diese wur- 
den durch andere Bedingungen des Gesetzes ausgeschlossen. Zu Caesars 
Zeit hatte sich dies geändert und es ist nicht richtig, die späteren Ver- 
hältnisse ohne Weiteres auf die frühere Zeit zu übertragen. 

56) Die Pflichten selbst, welche der Prätor zu erfüllen hat, sind be- 
kannt, die Worte, in welchen sie vorgeschrieben werden, sind nicht sicher. 
Namentlich ist der Anfang der beiden betreffenden Capitol nach Rudorffs 
Veimuthung (tui ex h. I. i» eu(m annuni qunerel, is die . . . poslquam ex 
h. I, in eum annum CDL riros legeril, eorum uinnium, quei ex) h. I. CDL 
rireis in eum annum lecles erunl , ea naniina in tabula in albo alramenlo 
scriplos patrem, tribuin cognomenque tributimque discriptos habelo schwer- 
lich richtig; aber auf die Bestimmungen selbst ist dies von geringem oder 
keinem Einfluss. 

57) Die erste Meinung sprach aus Klenze p. 35, und ihr folgte C. T. 
Zumpt a. a. 0. p. 22, auch Rudorff Römische Rechtsgeschichte I, 78. Da- 
gegen Mommsen im Corp. luscr. LaL I p. 66 stellte die zweite auf, und 
ihr schloss sich Rudorff ad legem Aciliam p. 448 vollständig an. Beson- 
dere Gründe gegen Klenze und für seine eigene Meinung führt Mommsen 
nicht au, er nennt nur Klcnzcs Ergänzung unglaublich verwind. Sicher- 
lich ist dieselbe nicht ausreichend und beruht grossentheils auf zweifel- 
hafter Muthmassung, aber eben dieselben Mängel finden sich bei Momrasens 
Ergänzung und diese leidet überdem , wie wir erweisen werden, noch an 
eigenthümlicher Unwahrscheinlichkeit. 

58) So entschuldigt die Wiederholung Klenze p. 38 Quae snox de ma- 
gislratibus quaeque de senaloribus dicunlur, superflua videri potsinl , cum 
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fere cadem iam su/irti dicta siiil de C DL eiris , de i/uibus solis nd singulm 
causns illi iudices legendi fuerinl; repelila rero ridenlur haec, ndcersiis opli- 
mttiium partes dicta ^ ne furte vitiuai in iam lectis CDL viris faetnm, oh- 
noxium foret ullo indieia singn/ari. Was die letzten Worte ohnoxiuin foret 
bedeuten sollen, ist nicht recht klar. 

59) So sagt Mommsen Corp. Inscr. Lat 1 ]>. 66 qui tidcntur nirsus 

hic enumerarif ne admittatur ^ qui inter leetionein CDL virorutn et iudicii 
huius constilutiunem inhahitis factus est Indessen ist seine Meinung, wie 
man erkennt, schwankend und er würde ohne Zweifel gern eine andere 
Erkläning annehmen. 

60) Die Worte selbst , sage ich , sind an sich nicht passend ergänzt, 
wenigstens von der Mehrzahl der Gelehrten. Ich habe unter dem Te.\te 
die Ergänzung von Mommsen angegeben: sie ist au sich nicht unrichtig. 
Aber Klenze p. 40 schrieb quri de peeunia capla in ins edactus fuerit aut 
quod rum eo lege Caipnrnia etc., was falsch ist, weil nicht derjenige von 
der Befähigung zum Richteramtc ausgeschlossen werden kann, welcher an- 
geklagt worden ist, sondern nur der Verurtheiltc. Rudoiff p. 451 ergänzt 
quei raptae conetae caneiliatae avorsaere pecuniae reus est eritre aut quod 
lege Calpurnia etc., ebenfalls unrichtig. Denn reus ist nicht derjenige, mit 
dem nach dem Calpuruischen oder Junischen Gesetze verhandelt worden 
ist, sondern derjenige, mit dem verhandelt wird. Es sind dies Kleinig- 
keiten ; aber auf solche kommt e.s bei der Ergänzung und dem Verständnisse 
der Bruchstücke an. 

61) ln dem Streben, die Lücken zwischen den Bruchstücken zu ergän- 
zen und wo möglich einen volKständigen Te.vt zu liefern, kommt man sehr 
leicht dazu, Formeln, welche sich einmal finden, überall bei ähnlicher Ge- 
legenheit anzuwenden; dadurch macht man das Gesetz inhaltsleer. Die 
Römer wendeten solche Formeln zwar an, l)esa.ssen aber dabei oft eine 
wunderbare Kürze, des Ausdrucks, indem sie mit einzelnen Worten ganze 
Classen von Personen oder Sachen bezeichneten , und dadurch der Erklä- 
rungskunst der .luristen einen grossen Spielraum gewährten. Im Acilischen 
Gesetze werden nicht immer bei denselben Sachen dieselben Formeln und 
Wendungen gebraucht. Z. B. Z. XX heisst es de CDL rireis quri in evm 
annum ex h. I. lertri eriiiit, dagegen Z. XXI bei durchaus ähnlicher Sache 
mit verändertem Ausdrucke ex eis quei ex h l. CDL rirei in eum annuin 
leelei erunt. Die Wörter legere und edere werden durchaus gleichbedeutend 
gebraucht, bald das eine, bald das andere, von eben derselben Sache und 
Person, zuweilen auch beide verbunden. Z. XX heisst es, wahrscheinlich 
von dem Angeklagten, arvursaria edat aus der Richterliste, und doch Z. 
XXII von dem Ankläger, aber ebenfalls von der Wahl von 100 Personen 
aus der Richterlistc c riros ex eis quei ex h. l. CDL drei in e«m annum 
leelei erunt , tjui vivni , legiH , aber Z. XXIV olrcnfalls von dem Ankläger 
von eben derselben Wahl aus der Richterlistc quos C is quei petet ex h. l. 
edideril, und nachher Z. X.XV lege.rit ediderilte. Es ist also kein Unter- 
schied in dem Gebrauche dieser Wörter, beide sind passend, sie werden 
nach Belieben einzeln oder zusammen gebraucht. Wenn daher Mommsen 
p. 66 glaubt, facito , wo es sich in diesem Capitel lande, ginge immer auf 
den Prätor als handelndes Subject, so ist dies möglich und man kann die 
Lücken immer so ausfullen, dass dies der Fall ist; aber nothwendig ist es 
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nicht und in der Bedeutung und dem Gcbrauctic dos Wortes selbst liegt 
keine Veranlassung da/.u. Deshalb würde es nicht auffallend sein, wenn 
entweder in der Lücke von Z. XXI das V'erbot der gesetzlich nicht erlaub- 
ten Vcrhiiltnissc des Anklägers und der von ihm vorgeschlagenen 100 Rich- 
ter kurz, wie. in Z. XXIV, angegeben würde, oder im Falle dazu der Platz 
fehlen sollte, dasselbe sogar mit dem bei den vom Prätor selbständig ge- 
wählten Richtern hinzugefügten Vorbote verbunden würde. Um also den 
ungefähren Sinn des am Ende von Z. XXI .Ausgefallenen anzugeben, könnte 
man so ergänzen: facilo utei is die ricetiswno ex ea die, qno quoiusqM 
tjuisque numen deloleril , C viros ex eis, quei ex h. I, CDL rirei in eum 
mitwtu leclei eniitl, quei liral, legal e(x eis, qiii eum qui petet nulla eanim 
quae s s. sunl nccesitvdiue nUinqal. Tum praetor iuralus facilo, ul -V viros 
addal , dumne quis in eis siel, qtioi is queire ei linde pelelur , nepe quis 
iuil)ex siel , quoi is queire ei qui pelel gencr socer u. S. W'. Indessen soll 
hieimit nur die Möglichkeit einer Ergänzung in dem von uns angegebenen 
Sinne gezeigt, keinesweges die Ergänzung selbst vorgonommen werden, 
die sich vielleicht noch in mannigfach anderer Weise denken Hesse. 

62) Zu Anfang von Z. XXIII ist uns erhalten das Wort abeiil , als 
Schlusswort eines Satzes, der eine von dem Prätor nicht zu wählende 
Classc von Personen bezeichnete. Mommsen und Rudorff ergänzen dies 
queire ab iirhe Itoma plus .... milia passuiini) aberil , denken also an 
diejenigen , welche, weil sie ihren Wohnsitz ausserhalb Roms haben, nicht 
zum Richteramte zugelasscu werden sollen. Man vergl. über sie Z. Xlll 
und XVll und oben Anmerkung 52. Indessen kann dies nicht durch abesse 
bezeichnet werden und viel richtiger dachte Klenze i>. 40 an reipublicac 
causa abesse. Wer in Staatsgeschäften, z. B. als Soldat, abwesend ist, darf 
nicht zum Richteramte gewählt werden. Es ist wahrscheinlich, dass diese 
Bestimmung sich nur bei der Wahl dieser durch den Prätor eigenmächtig 
zu wählenden Richter, nicht bei den für die Richterliste gewählten findet. 

63) Der Lateinische Ausdruck Z. XXIII neice ampUus de una familia 
umim hat etwas Anstössiges. Man erwaitet de singulis familiis siugulos, 
d. h. immer einen aus einer Familie. Dennoch darf man nicht daran den- 
ken , dass etwa nur ein einziger Obmann zwi.schen den beiden von den 
Parteien ernannten Richtern gegeben worden sei. Dann würde der Zusatz, 
er solle aus einer einzige.n Familie genommen werden, unverständlich sein. 
Es sind in den Bruchstücken des Gesetzes um so mehr Räthsel, je mehr 
man in die Einzelheiten eingeht, und man muss zufrieden sein, die Haupt- 
sachen ungefälir zu verstehen. 

64) Den ersten Schluss hat ganz richtig Rudoi-ff ad leg. Aril. p. 448: 
er w'ürde auch den zweiten gemacht hal>en, wenn er den Verlauf des von 
Asconius dargestellten Verfahrens näher erwogen hätte und nicht durch 
Annahme der Vcnnuthung Mommsens über die Augabe, welche der .Ange- 
klagte über seine Verwandten aus der ganzen Zahl der jährlichen Richter- 
liste machen sollte, vorher eingenommen gewesen wäre. Die Ergänzung 
Rudorffs , welcher die Ideen Mommsens nur weiter ausführt, ist folgende : 
faciloque utei is unde pelelur die decimo ex eo die quo delatum) erit , de 
CDL rireis quei in eum a/inum ex h. I. leclei erunt arrorsario edat eos 
om(nes quorum quis ei unde pelelur quoiumte nomen delalum' erit, gener, 
socer, th/'icui pri)tignus siet u. s. w. hat an sich einen sehr ungelenken 
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Ausdruck, wie man ihn in einem Gesetze, das sorgfUltig ansgearbeitet ist, 
nicht nach Vermuthung annehmen darf. Denn wer wird so sprechen: i< 
unde petetur — cdat cos, quomm quis ei utiJc f/elctur gen er — «iet? Viel 
richtiger in stilistischer Hinsicht war Klenzes Ergänzung p. 36, der zwischen 
der Angabe der Vcrwandtschaftsverhältnissc und der Voi-schrift über den 
Vorscldag zu Richtern ein anderes Subject einschiebt. Mit ihrer Benutzung 
könnte man etwa so Vorschlägen ; facilo ulet die decimo ex eo die quo 
quoiusqtie quisque nomen detoleril C riros is quci delule)rit de CDL vireis 
quei in eum annum ex k. I. lectei erunt itrrorsnrio edat: eos oni(nes prnelor 
reei/iilo, dumne quis in eis sil, quci ei, qui detoleril gener n. s. w. 

65) Z. XXIV ist uns zwar nur erhalten Tum eis pr. fncilu, «(ei is unde 

petetur die L eius numen delnluin cril quos C viros is quei 

pcicl ex h. I. edideril, de eis iudiccs qu(os; aber Mommsen p. 66 schliesst 
aus der Grösse der Lücke, dass es die. LX geheissen habe, ich glaube mit 
Recht. Die Zahl der Geschworenen, welche verworfen werden dürfen, cr- 
giebt sich aus Z. XXV nom)en ex h. I. delalum eril, L iudices ex h. 1. non 
legerit ediderilve. 

66) So mühevoll auch die Ergänzungen von Rudorflf p. 452 gewesen 
sind, so wenig können wir ihnen doch einen andern Werth beilegen, als 
den einer ganz unsicheren Vermuthung. Wesentlich weiche ich ausserdem 
von ihnen darin ab, dass ich im Ganzen 100 Richter, als übrigbleibcnd 
nach der Verwerfung durch die beiden Parteien, annehme. 

67) Ich werde mich deshalb hauptsächlich des Textes, wie er mit we- 
niger Zusätzen bei Mommsen Corp. Inscr. Lat. I, 58 vorliegt, bedienen. 
Die Ergänzungen bei Rudorff ad legem Aciliam p. 429 sind für unseren 
Zweck eher hinderlich als förderlich. 

68) So lautet es bei Klenze p. 2, bei Mommsen, bei Rudorff p. 429. 
Mommsen ergänzt so: ab eo, qui die. cos, pr. mag. eq. eens. aid. tr. pl, 
q. III rir cap. III tir a. d. a tr. mi)l. I. Illl primis nliqua earum fuerit, 
queire filius eorum quoius eril (qiieiee) quoins(re) pater Senator siel. Gründe 
für diese Ergänzung giebt nur Klenze , aber nicht recht vollständig, an. 
Ich habe über dieselbe ausführlich im Texte gesprochen. Indessen es ist 
in dieser Stelle noch ein weiteres Bedenken. Die Erztafel hat nämlich 
ohne Andeutung einer Lücke queire filius eorum quoius eril quoius pater 
Senator siel: eret nach Klenzes Vermuthung ist queive eingeschoben und 
quoius(te) verbessert. Es ist misslich , auf eine solche Verbesserung allein 
die nothwendige Erwähnung der Senatoren in diesem Gesetze zu gründen. 
Es kommen allerdings in der Abschrift desselben, welche wir besitzen, 
kleine Fehler vor und deshalb könnte man nichts dagegen sagen, wenn 
juoiuji « statt '/Moiiu geschrieben wird, aber auch noch yi/eirc einzuschieben ist 
zu gewaltsam. Ueberdem geschieht die Erwähnung , dass jeder .Senator 
von dom Gesetze betroffen wird, an der Unrechten Stelle, ln den beiden 
Capiteln über die Aufstellung der Richterliste geschieht sie unmittelbar 
nach der Aufzählung der niederen Beamten. Dies ist in dem ersten Capitel 
des Gesetzes nicht möglich, weil uns die auf die .Vufzählmig der niederen 
Beamten folgenden Worte erhalten sind und anders lauten. Aber es konnte 
auch bei der Aufzählung der vom Gesetze Betroffenen die umgekehrte Ord- 
nung eingehalten werden, zuerst die Senatoren, in denen die höheren Be- 
amten inbegriffen sind, dann die niederen Beamten, etwa so qui in senatu 
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siel fuerilee, guive Ir. pl. g. Illrir cap. Ir, mit. I. Illl primis aligua earum 
fueril gueite filius eurum guoius cril guoiusrc pnler sennlor siel. Die beiden 
letzten Ausdrücke guei filius eonim guoius eril und guoius pnler sennlor siel 
sind nicht gleichbedeutend; es werden verschiedene Tempora gebraucht 
und darin scheint zu liegen, dass die Söhne der nicdeien Beamten nur so 
lange, als ihr Vater das Amt bekleidet, die Söhne von Senatoren aber für 
immer von dem Gesetze betroffen werden. 

69) So thun es Klenze und Rudorff p. 429, von denen der Letztere 
ergänzt Quoi ceiti Romano sociumre no)minisre Lalini exicrarumre tmlio^ 
num yuoire in arbiirnlu dicione poteslale amiciliar(c popuUi Roinnnei ante 
hance legem rognlnm u. 8. w., während Mommsen die Erwähnung der Rö- 
mischen Bürger fortlässt. Als Grund für seine Ergänzung fülirt Rudorff 
p. 431 an, erstens das Verzeichniss der städtischen Beamten, die von dem 
Gesetze getroffen wurden, z.weitcns den in dem Gesetze gebrauchten Aus- 
druck pelere und pelilio, der bei Bürgern eigenthümlich sei. Beide Gründe 
wiegen nicht schwer; denn die städtischen Beamten kamen vielfach mit 
Nichtbürgern in Berührung und dass pelere nur von Bürgern gesagt werde, 
lässt sich nicht erweisen : repetere, was gleich stellt^ ist ja bei den Bundes- 
genossen, welche Klagen gegen Römische Beamte anstellcn, gewöhnlich. 
Rudorff erwähnt noch, beim Processc gegen Verrcs habe Cicero seine An- 
klagegründe auch von Verrcs’ städtischer Prätur hergenommen. Er über- 
sieht dabei, dass das ganze erste Buch der zweiten nciio gegen Verres 
ausserhalb ‘ der eigentlichen Anklage steht und nur zur Unterstützung der 
we.gen der Provinzialverbrechen begonnenen Anklage hinzugefügt ist. In- 
dessen, dass auch Bürger nach dem Acilisehen Gesetze anklagcn konnten, 
ist nicht zweifelhaft; aber die Erwähnung derselben in Verbindung mit 
allen Bundesgenossen Roms ist sprachlich ungeschickt. Klenze p. 2 beruft 
sich auf das Thorischc Gesetz Z. XXI guei ceivis Romanus sociumve no- 
minisre Lalini, guibus ex formula logalorum u. S. W. Er Übersieht dabei, 
dass dort nur eine gewisse Classe von Bundesgenossen erwähnt werden 
soll. Anders muss der Ausdruck sein, wenn alle Bewohner des Römischen 
Reiches bezeichnet werden sollen 

70) Ich stimme also nicht mit Mommsen p. 64 überein, der zwar für 
die spätere Zeit einen Schutz der Römischen Bürger durch die Repetun- 
dengesetze annimmt, aber ihn beim Acilisehen Gesetze leugnet, weil er den 
Ursprung der ganzen Gesetzgebung über Repetuuden aus dem Verfahren 
vor dem Fremdenprätor herleitet. Ich glaube dies im Früheren richtiger 
erklärt zu haben. 

71) Schon Sigouius erkannte die Beziehung der lückenhaften Worte 
des Acilisehen Gesetzes auf die Bestimmung des Jütischen Gesetzes, und 
Klenze p. 4 richtete darnach seine Ergänzung ein. Dagegen Mommsen 
p. 64 stellte die Behauptung auf, das Acilische Gi'setz, als das mildere, 
habe eine inässige Erpressung gestattet: er verführte dadurch Rudorff 
p. 429, in seiner Ergänzung eine geradezu undenkbare Bestimmung dem 
Acilisehen Gesetze zuzuschrciben. Es heisst nämlich so: ciii cici Romano 
— ah eo, gui diclalor — siel, in nnnos singulos pecuniae guod siel amplius 
HS ... — ablatum — »ie(, de ea re eius pelilio — eslo , also, was ein 
Beamter von einem Römischen Bürger über eine bestimmte Summe er- 
presst hat, das soll von ihm wiedergefordert werden dürfen. Damit wäre 
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den Bcaintcu die Möglichkeit gegeben, indem sic bei den Einzelnen immer 
imterlmlb der genannten Summe blieben, auf die gesctzmJissigste Weise 
ungeheure Reiehthiimer zu erpressen. Gründe für seine Behauptung, da,ss 
erst d;is Julisehc Gesetz Geschenke von Erpressung geschieden habe, führt 
Moiumsen nicht an: in den uns erhaltenen Worten des Aciliseheu Gesetzes 
finde ich keine Nothwendigkeit, nicht einmal eine Walu'scheinlichkcit, dass 
der Ausdruck über die Geschenke mit dem über die Erpressung zu ver- 
binden ist. Aber Monirnsen nennt sogar die Höhe der Summe, welche die 
Erpressungen nicht überschreiten dürfen: er sagt, 4000 Sestcrzcii jährlich; 
denn so hoch wurde bei der Vcrui-theilung von 0. Cato, bei welcher die 
Richter sehr streng gewesen sein sollen, der Process geschätzt (Veil. 11, 8). 

Ein Beweis liegt hierin nicht. Denn auch w'enn die Höhe der erlaubten 
Summe etwa 3000 Scsterzen betrug, waren die Richter dennoch sehr streng, 
wenn sic einen hoch angesehenen Mann, weil er diis erlaubte Mass um ein 
so Geringes überschritt, verurtheilten. Gar keinen Schluss aus dem Pro- 
cessc Catos kann man ziehen, wenn das Mass nur für Geschetike, nicht für 
Erpressung galt. Denn ob Cato wegen des einen oder wegen des andern 
vcrurtheilt wurde, wissen wir nicht. Wir erwähnen noch, dass die Ergän- 
zung pro miigi$iriiiu pitiesiiiii; imperio rurriiionr , welche die neueren Ge- 
lehrten hinzugefügt haben, unrichtig ist. Die senatorischen Beamten und 
Senatoren werden nicht nur, wenn sie ein öffentliches Amt oder Geschäft 
üben, durch das Acilische Gesotz verpflichtet, sondern überhaupt: ihr gan- 
zes Beben ist ein öffentliches, ihre ganze Thätigkeit eine polithsche. Da- 
her unterliegt ihr ganzes Thun den Gesetzen über Beamte. Dies zeigt sich 
besonders bei den Senatoren, welche so oft sie senatorische. Thätigkeit 
üben, und nicht bloss, wenn sie ausserdem noch einen besonderen Auftrag 
verwalten, den Bestimmungen der Gesetze über Eriircssungon unterliegen. 

Das Verhältniss bei Marcianus 1. 1 Dig. de lege lul. rep. (Dig. XL VIII, 11), 
auf welche Stelle Mommsen sich beruft, ist verschieden : döl t werden nicht 
die Senatoren als vom Julischen Gesetze Betroffetie angeführt, sondern alle, 
welche ein Amt, Gewalt, Besorgung, Gesandtsctuift oder irgend eine andere 
Art öffentlicher Thätigkeit ausüben. 

72) Die Ergänzungen bei Klenze p. 5 haben den Sinn, cs solle, wenn 
nach der lilh uestimalio sich nicht alles Geld so fände, wie es in der An- 
klage laute, eine Anklage gegen denjenigen , an welchen das Geld gekom- 
men sei, stattfinden. Diese Bestimmungen konnten weder so lauten, 
noch au dieser Stelle, am Anfänge des Gesetzes gegeben werden. Momm- 
sen bezieht den Paragraphen darauf, wenn der Prätor die Klage mit Un- 
recht abgewiesen, so solle der folgende Prätor nicht gehindert sein, sie 
anzunehmen. Aehnlich Rudorff, wenn das Gericht nicht so gehalten wäre, 
wie es nach diesem Gesetze gehalten werden solle, fände darüber eine 
neue Anklage statt. Dann wären die Anklagen über eine und dieselbe 
Sache unendlich. Diese, Bestimmungen sind theils unmöglich, theils unnütz. 

Ich erkenne in diesen Ergänzungen das auerkennenswerthe Streben, die 
geringen Ueberreste des Gesetzes verständlich zu machen, aber ebenso die 
Unmöglichkeit, dies zu erreichen. 

73) Bei Klenze und Mommsen finden sieh zwar einige Ergänzungen, 
aber doch noch giössere Lücken ; Rudoi ff hat Alles vervollständigt. Indessen 
darauf näher einzugehen lohnt sich nicht. Er giebt Alles nur als unsichere , 
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Verniiithung und gellt von dem ynmdsatzc aus, das Acilische Gesetz habe 
nur über Erpressungen gcliandolt. 

74) Diese Venimtluuig über das Militair- und Processjabr ist von Th. 
Mommsen in einer Abhandlung, die Reehtsfragc zwischen Caesar und dem 
Senat (aus den iVbhandlungeu der hist. phil. Gesellschaft in Breslau, 
1. Bd.) S 12 flgd., aufgestellt worden. Man würde auf dieselbe nicht wei- 
ter einzugehen brauchen, wenn er nicht in jener Abhandlung an seine 
Vermuthung andere Vennuthungen über die Streitigkeiten zwischen Cae- 
sar und dem Senate, welche am Ende zum Bürgerkriege führten, geknüpft 
hätte, wenn er nicht in der Römischen Chronologie bis auf Caesar (Berlin 
1858) S. 98 seine Ansicht wiederholt und am Ende im Corp. Inscr. Lat. 1, 
64 zur Ergänzung der Lücken des Acilischeu Gesetzes benutzt und da- 
durch auch Rudoiif p. 435 zu gleichem Irrthume verleitet hätte. Ich hatte 
in meinen Stud. Rom. p. 191 kurz auf die Unhaltbarkeit von Mommsens 
Vermuthung hingewiesen und beiläufig zwei Schwmrgerichtsprocesse ge- 
nannt, welche erst nach dem 1. September begonnen wurden. Dafür wird 
mir von Mommsen im Corp. Inscr. Lat. a. a. 0. vorgeworfen, ich hätte 
die Sache nicht recht übeilegt: Jene beiden Processe hätten de ti stattge- 
funden und seien exlra ordinem verhandelt worden. Aber Mommsen in 
seiner Abhandlung S. 22 hatte allgemein behauptet: „Es ist ferner nach- 
zuweisen, dass der Römische Gcrichtsvorstand nach dem 1. September keine 
Processe mehr annahm.” Dagegen führte ich jene zwei Beispiele an und 
es ist ersichtlich, dass, wenn es möglich war, von da an bis zum Schlüsse 
des Jahres irgend welche Processe zu Ende zu führen, auch andere, als 
solche, welche ausser der Ordnung geführt wurden, angenommen werden 
konnten, lin Corp. Inscr. führt Mommsen noch zwei Stellen an, welche 
seine Meinung bestätigen sollen. Zuerst Cic. ad Att. I, 1 cum Komae a 
iudiciis fornm refrixeril, ej-cur/eiiius meiise Seplemhri. Diese Stelle beweist 
aber nur, was wir auch sonst wissen, dass im Monate Seiitcmber, wo das 
Wetter heiss und das Leben in Rom ungesund war, die Gerichtsgeschäftc 
eben so gut nachliessen als die übrigen Staatsgeschäftc: dass kein Process 
vom 1. September an begonnen werden durfte, beweist sie nicht. Ferner 
Plut. Quaest. Rom. 38 K^ivtot .MtTeXXo; üp/ispcb; ^evögevot xcil -zSdla So- 
xiüv ippdviaoi eTvcu xai roXmxö? i'irfi IxwXuev oliuvijeofiai pEvä Tov XeetIXiov 
(if)Va. Dieses Verbot des strengen Überpriesters konnte hundert verschie- 
dene Gründe haben: mit dem vermeintlichen Processjahrc hing es sicher- 
lich nicht zusammen. Denn, wie der Ausdruck Plutarchs beweist, blieb 
es entweder bei dem blossen Versuche des Verbotes oder wurde nach Me- 
tcllus ebensowenig beobachtet, wie es vorher nicht gegolten hatte. Auch 
die V'ennuthung Mommsens über das vermeintliche Militairjahr, selbst 
wenn man einsähe, wozu cs genützt haben sollte, ist vollkommen mibe- 
gründet. Er beweist sie erstens mit einer Inschrift des Jahres 203 n. Chr. 
(bei Ürelli-Henzcn 6752). Es ist eine Weihinsehrift von 16 Soldaten der 
Römischen Vigiles, die zu verschiedenen Zeiten während der letzten Hälfte 
des Jahres 19f) n. Chr. und Anfangs 2W n. Chr. eingetreten waren und 
gemäss den Privilegien des genannten Corps (Ulpian. Ul, 5) nach dreijäh- 
riger Dienstzeit zu den Vortheileu des Römischen Bürgerrechts gelangten 
und am 1. März 203 n. Chr. in die Tafeln der Empfänger von öffentli- 
chem Getreide eingetragen wurden. In diesem Vorgänge soll ein vom 
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1. März jedes Jahres beginnendes Militairjalir „deutlich zu Tage treten.” 
Ich bekenne, hierin nichts zu finden, als vielleicht eine bei dem Eintritte 
der Getreideenipfiinger beobachtete Sitte: was diese Getreidcenipfanger und 
rigiles, die nicht zum Römischen Militair gehören, mit dem Militairjahr 
zu thun haben, erkenne ich nicht. Bestätigt aber soll dies werden ,, durch 
die Wahrnehmung, da.ss, wo immer zusammen, d. h. in denisellien Militair- 
jahre eingetretene Soldaten gruppenweise erscheinen, diese sieh als in zwei 
Consulaten cingetreten bezeichnen.” Diese sehr miklaren Worte sollen be- 
wiesen werden durch drei Inschriften, ln der ersten (bei Ürelli-Henzcn 
6863) heisst es von sieben Soldaten einer prätorischen Cohorte, von denen 
fünf im Jahre 133, zwei im Jahre 134 cingetreten waren, sie hätten am 
7. Jan. 150 ihren Abschied erhalten; in der zweiten von Veteranen der 
dritten Legion gui miVUnre coejierunl (jhibrione et Torijualo, item Asialico 
II et Aguilino cos. (124 und 125 n. Chr.); in der dritten von Veteranen der- 
selben Legion (Renier Inscriptions de fAtgerie 19, 45, 4bJ gvi militare 
coeperunt Glabriune et llomullo et Praesente ct Rußno cos. (d. h. 152 und 
153 n. Chr.). Die Verabschiedung erfolgte, wenngleich das Anrecht der Sol- 
daten bestand, ganz nach dem Willen des Kaisers; die Verabschiedeten 
sagen nicht, sie seien in demselben Jahre cingetreten, sondern nennen im 
Gcgeutheile verschiedene Jahre. Ich erkenne also hierin nicht die geringste 
Spur von einem Militairjahrc. Denn dass Soldaten aus zwei aufeinander 
folgenden Jahrgängen befreundet sind und gemeinsam ein Weihgeschenk 
stiften, liegt in der Natur der Sache. Auf diese Beweise hin wird eine 
Einrichtung vcrmuthet, welche von dem bedeutendsten Einflüsse auf das 
ganze Militairwesen der Römer sein mus.ste, wird ferner eine Beschränkung 
des Processverfahrens angenommen, wie sie eben so undenkbar als unklar 
ist. Denn während Mommsen die Unmöglichkeit, einen Criminalprocess 
nach dem 1. September zu beginnen , behauptet, nimmt er die Möglichkeit 
eines Civilprocesses in derselben Zeit an. 

75) Die neuesten Ileransgeber nehmen bis Ende Z. VIll nur ein Ca- 
pitol an, in welchem sie aber mehrere Abschnitte machen; Klenze p. 8 
nahm von Ende Z. VI au ein besonderes Capitel an, dem er die üeber- 
schrift gab Quando occusare liceat. An diesen Inhalt glaube ich nicht; 
aber ein neues Capitel zu beginnen, dürfte sich empfehlen. Die Sache ist 
übrigens unbedeutend und wird von mir nur erwähnt, damit der Leser 
sich in den Bruchstücken des Gesetzes zurecht finde. 

76) Die Ucrausgeber nehmen an, kein Beamter irgend einer Art hätte 
während der Dauer seines Amtes angeklagt werden düi-fcn, und richten 
darnach ihre Ergänzungen ein. 

77) Klenze p. 47 hatte seinem 11. Capitel die Ueberschrift gegeben De 
tadimonio et exilio und demgemäss die Ergänzungen gemacht; Mommsen 
und Rudorff p. 454 haben das Capitel in mehrere Paragraphen zerlegt und 
die Erwähnung der Bürgen (tndes), welche nur auf Vermuthung beruhte, 
fortgelassen. Mommsen liess unentschieden, wer die Personen, welche nach 
dem Gesetze Geld erhielten, wären : Rudorff versteht unter ihnen die indi- 
ces, comites und guadruplutores. Von dieser Zahl nehme ich zuerst die 
comites aus, d. h., wie Rudoiff erklärt, die Begleiter des Anklägers bei der 
Voruntersuchung, welche derselbe führte, um die Beweise für die Anklage 
zu sammeln. Denn es lässt sich nicht beweisen, was Rudoiff meint, dass 
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dieselben vom Staate Geld und Unterhalt empfangen hätten, und die von 
ihm angeführten Stellen (Cic. p. Flace. 5, 13 und Schol. p. 235 Grell.) 
sprechen davon nicht. Sodann hätte vor allen Dingen der Ankläger selbst 
genannt werden müssen, der seine Begleiter beliebig wäblte. Endlich kann 
man schwerlich sagen, Jemand hätte nach dem Gesetze Gold bekommen, 
wenn er nur Auslagen und Reisegeld erhält. Eben so wenig, glaube icb, 
hat man besondere für die imlires und i/uni/rup/alores gesorgt: das war 
eine verachtete Beschäftigung, welche man schwerlich durch eine gest:tz- 
liche Bestimmung hat anständiger machen wollen. 

78) Momuisen p. 06 hat zuoist ergänzt /)>■ inudirio in cum qvi mnrluus 
e)rit aut in exilium ahifril-, Rudoiff p. 457 hat diese Idee weiter ausge- 
führt und nachgewieseu, dass wahrscheinlicher Weise der während der 
Üntersui'hung Gestorbene eben so behandelt wurde, wie derjenige, welcher 
in freiwillige Verbannung gegangen war. Er macht indessen mit Recht 
darauf aufmerksam, dass nach dem Ausdnicke des Gesetzes rem ab iis 
quaeriio bei ihnen die Untersuchung nur auf Wiederersatz des Erpressten 

ging. 

79) Z. XXXIII ist Folgendes übrig ca)mam deieel dumtaxat unum 
queire eil» pnieiilisre eins (leiberlus liberla)ve siel. Mommsen p. 67 und 
Rudortf p. 460 beziehen jenen einen, von dem das Bruchstück spricht, auf 
den Anwalt, der, |wie Cic. in Verr. lib. II, 8, 24 von dem Cornelischeu 
Gesetze beweist, zur Zeugenaussage nicht angehalten werden durfte. In- 
dessen die Sache ist zweifelhaft. Denn weshalb wurde nur ein einziger 
Anwalt ausgenommen, da das Gesetz selbst mehrere gestattete und der 
Prätor in jedem Falle sie bestellte und beaufsichtigte? Zudem wird cou- 
snm diccre. schwerlich von dem Anwälte gebraucht. 

80) Es ei^iebt sich aus den weiter erhaltenen Worten quacr)ire de ea 
re rollt apvd pr,, is praelor ct mornm ne fa(cilo, dass CS sich mil etwas 
handelte, was der Prätor erlauben, nicht was er selbst thun sollte. Aber 
ich billige Mommsens Enthaltsamkeit, der nur Einiges sehr unsicher er- 
gänzte, das Meiste aber lückenhaft Hess , mehr als die Kühnheit Rudorffs 
p. 463, der Alles wiederherzu.stollen vermeinte. Er bezieht das „Fragen 
des Prätore” darauf, dass derselbe die Zeugen gefragt, die geschriebenen 
Zeugnisse und sonstigen Bew eismittel in öffentlichen Gewahrsam genommen 
habe. Aber da die Zeugen vor Gericht durch die Parteien befragt wur- 
den, gehört es sich nicht, dass dies jetzt vor dem Beginne des Gerichtes 
durch den Prätor geschieht. Ich glaube, die Frage des Pratore bezieht 
sich vielmehr darauf, dass derselbe vor Beginn des Gerichtes feierlich den 
Angeklagten gefragt hat, was er zu seiner Entschuldigung oder Verthei- 
digung vorzubringeu habe. 

81) Ich weiche also von den Ergänzimgcn Mommsens und Rudorffs 
p. 465 ab. Der Erstere lässt Z. XXXVl einen Pfiragi-aphen beginnen, dem 
er die Ueberschrift giebt luudices utei iaureni nniequam considani, der Letz- 
tere ludices Ulei iaureni anlequam primum causa dicalur und knüpft dai'an 
noch einen neuen Paragraphen loudicum nnmina in conlione redlenlur 
proscribaniurque. Man kann den Inhalt desselben für wahrscheinlich hal- 
ten, ohne deshalb die Nothwendigkeit eines besonderen Paragraphen an 
jener Stelle anzuerkennen. 

82) Dies ist der Fall mit den von Rudorff p. 467 flgd. aufgestellten 
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Ergänzungen, der zwar allerdings mit Recht, wie es scheint, einige Ideen 
Mommsens verwirft, aber doch selber, wie er gesteht, nichts als sehr un- 
sichere Verinutbungen liefert: ihrer enthalten wir uns, weil uns die Er- 
gebnisse aus den Ueberbleibselu des Acilischen Gesetzes als Grundlage für 
weitere Forschung dienen sollen. Mommsens V'erdienst besteht bei die- 
sem Punkte darin, dass er die Redeutung von cnusiim iwn noscrre und die 
Vereehiedenheit zwischen dem Priitor und dem Richter, welcher über die 
Gründe der Abwesenheit der Parteien zu entscheiden hat, eikannte: da- 
durch ist er den Folgerungen, welche frühere, auch C. T. Znmpt de iud, 
rep. p. 22, machten, entgegen getreten. 

83) Ich erwähne eine Kleinigkeit. Es heisst iuutlex qui eam r)em 
quaeiel ex h. l rausiim tion twrrril. Wozu gehört ex h. zum V'orher- 
gehenden oder zum Folgenden? Sprachlich kann es nur zum Letzteren - 
gehören. Rudorft' j). 472 erkennt dies wohl, ist alier dennoch geneigt, es 
zum Vorhergehenden zu ziehen, weil in dem gegenwärtigen Gesetze nichts 
weiter über den vor einem Eiuzelrichter zu führenden, auf die Entschul- 
digungsgi'ünde bezüglichen Process sich lande. Es wäre richtiger gewe- 
sen, wenn er sich bemüht hätte, die Lücken mit derartigem auszufüllen. 
Jedenfalls benift er sich ohne Grund auf die Reistimmung von 0. T. Zumpt 
de iud. rep. p. 22, der in seiner gedrängten Darstellung eine Erklärung 
dieser Worte nicht beabsichtigt hat. 

84'1 Es sind uns nämlich erhalten die Worte q)uuquu sune a/ierius sen- 
tenliae ceriiur siel quod y/ . . . und Rudorff p. 474 erklärt sie nach Momm- 
sens Vorgänge so, der Eid habe das Verbot enthalten, seine eigene Ab- 
stimmung oder die eines andern Richters bekannt zu machen. Ich kann 
nicht glauben, dass es ein solcbes Verbot gab, noch weniger, dass die 
Richter es beschwören mussten. Das Gesetz hatte alle möglichen Vorkeh- 
rungen getroffen, damit die Abstimmung geheim bleibe: es beabsichtigte 
damit die Freiheit der Richter zu sichern. Wollte Jemand dennoch 
einem Mitrichter seine Abstimmung verrathen oder sonst seine eigene Ab- 
stimmung bekannt machen, so gab er damit freiwillig den ihm durch die. 
Gesetze gewährten Schutz auf. Der Staat konnte dagegen nichts einwen- 
den. Eher glaube ich, in jenen Worten liege das Vei bot, dass keiner der 
Richter auf die Abstimmung seiner Genossen auf eine ungesetzliche Weise 
einzuwirken habe, das Verbot, zu bewirken, dass Jemand mehr zu seiner 
oder einer andern Meinung entschlossen sei: sprachlich lässt sich diese 
Auslegung mehr rechtfertigen. 

85) Ein zwingenderer Beweis füi' die Richtigkeit der von uns ange- 
nommenen Ei'gänzung lässt sich nicht geben, als wir ihn in unserer Dar- 
stellung aus der Aebniiehkeit mit andern berathenden Versammlungen her- 
genommen haben. Zudem wird man keine andere passende Ergänzung er- 
denken können und alle Gelehrte haben sie bisher angenommen ; auch 
was C. T. Zumpt de iud. I'Cp. p.23 vorschlug, rem sese nasse (lixerinl, soll, 
wie sich aus seinen weiteren Worten ergiebt, dem Sinuc nach dasselbe 
sein. Dies genügt, um die höchste Wahrscheinlichkeit zu begründen. Frei- 
lich urtheilcn alle neueren Gelehrten, welche über das Acilische Gesetz 
gehandelt haben, etwa mit Ausnahme von C. T. Zumpt de indiciis repelun- 
darum p. 22 in Betreff' der in demselben envähnten ampliniio anders. 
Klenze hielt bekanntlich das vorliegende Gesetz fiii- das Servilische, wel- 
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ehcs , wie die Ueberliefening lautet, die innpliatio aufhob und die compe- 
rendinalio cinführte ; Cr suclite also p. 64 seines Buches die letztere durch 
Vermuthung in die Lücken der Bruchstücke hineinzubringen. Dennoch 
nahm er au, die Richter hätten zur Abstimmung drei Täfelchen erhalten, 
die dritte mit den Buchstaben NL (d. h. non li(inel), wodurch er im Wi- 
derspruche mit sieh selbst dennoch eine iwi/iliniio annimint. Seine An- 
sicht wird indess keinen Ycrtheidiger inchi' finden. Einen anderen Weg 
schlugen Mommsen und nach ihm Rudorff p. 477 ein, indem sie die ein- 
zelnen uns erhaltenen Worte in Z. XLVH und XLVIII zu ergänzen such- 
ten. Es ist uns erhalten ....»/* re tliöxerit fintetor px h. t. qnapret 

ita pronon, noch dazu in unsicherer Lesart. Dies ergänzt Mommsen non- 
dntn pl)nr(imis iiqup)i‘p äeixrrit, praetor (quei) ex A. /. quaeret , ita pro- 
non(iiaio. Nachher Z. .XLVlll schreibt eben derselbe, die wenigen und 
unsicheren Worte, welche uns erhalten sind, ergänzend so: luilices maior 
pars eoruot sei ita «oiuerirtl de ea re iujdieare, is HS. n. CCIOD quotiens 
quomque his in nno in(dicio pronovtiatmn erit, siit(futis inufta 

esio. Diese Andeutungen führt Rndorff weiter aus. Er macht drei Para- 
graphen, den ersten mit der uns erhaltenen Uebersehrift ludices in co)n- 
siliiim quomodo eant, den zweiten ludices IIS. ti, CClOO populo debeant, den 
dritten Hebilorum niimina ad quaeslorem drfrrantur. Die einzelnen Worte 
alle anzuführeu, ist nicht nöthig: ich bemerke nur zweierlei. Erstens er- 
gänzt er ita pronontiato Amplius delibrrandum rideri. Er beruft sich für 
die Foniiol amplius deliberandum auf Terent. Phorni. 11, 4, 17 und Mart 
Capell. de nupt. phil. 1, 4. Die zweite Stelle finde ich nicht, an der er- 
sten steht allerdings amplius deliberandum, aber nicht als juristische For- 
mel, sondern als Nachbildung derselben in Anwendung auf andere Lebens- 
verhältnisse. Der Prätor konnte so nicht sprechen, wenn ein neuer Ter- 
min angesetzt wurde. Er konnte nur sagen amplius quaerendum esl , d. h. 
die gerichtliche Verhandlung muss fortgesetzt, es müssen neue Beweise 
vorgebracht werden, weil die alten nicht für die Entscheidung genügen. 
Amplius deliberandum würde bedeuten, die Berathung der Geschworenen 
müsse fortgesetzt werden ; was diese Fortsetzung helfen sollte, begreife ich 
nicht. Richtiger war noch die Ergänzung amplius cognosceudum bei Geib 
Rümischer Criminalprocess S. 569. Zweitens, Mommsen hatte die Wort« «m- 
plius bis, wie seine Interpunctiou beweist, verstanden : „wenn die Entschei- 
dung zweimal amplius bei einem Processe gelautet hätte.” Dagegen macht 
Rudoi-ff nicht mit Unrecht die Bemerkung, dies müsse vielmehr heissen 
si bis in iino iudicio amplius pronontiatum erit. Er selbst schreibt also 
quotiens quomque amplius his in uno iu(dicio iudirarc nrgarerit, „SO oft er 
mehr als zweimal in einem einzigem Processe erklärt, keine Entscheidung 
fällen zu wollen.” Mommsen meint mithin, eine zweimalige ampliaiio ziehe 
Strafe nach sich, Rudorff dagegen, erst eine dreimalige. Ich halte seine 
Erklärung von amplius für die richtigere, ohne mich jedoch seiner sonsti- 
gen Auflassung der ganzen Stelle anschliessen zu können. Er nimmt, wie 
seine Ergänzung beweist, als Inhalt dieser drei Paragraphen folgenden an: 
der Prätor lässt nach dem Abschlüsse der Verhandlungen die Richter Zu- 
sammenkommen und von ihnen einen „gemeinscliaftlichen Richter” als 
Obmann erwählen. Wenn dieser Obmann erklärt, dass die Meisten, d. h. 
die Majorität, noch niebt eine bestimmte Meinung entweder für die Frei- 
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spreclmng oder für die Verurtheilung (nondum liquere) haben, dann soll 
der Prätor die Sache zum zweiten Male verhandeln und die Richter zur 
Berathuiig schreiten lassen. Wenn zwei Drittel der Richter, wie sie auch 
gegenwärtig sein mögen, erklären, nicht entscheiden zu können, so soll das 
Gesetz nidit im Wege stehen, dass der Prätor die Sache weiter unter- 
suchen und die Richter zur Beiathung schreiten lasse. Dies der Inhalt 
des ersten Paragi-aphen ; der des zuzeiten soll sein: diejenigen von den 
Richtern, welche nach dem Befehle des Prätors zur Berathung zu schrei- 
ten, erklären, nicht entscheiden zu können , diese sollen jeder, so oft er 
mehr als zweimal in einem Processe erklärt, nicht entscheiden zu können, 
dem Volke 10,000 llS. Strafe schuldig sein. Der dritte Pai-agraph soll dann 
die Anweisung an den Prätor, diese Schuldner dein Quästor anzuzeigeu, 
und an den Quästor, das geschuldete Geld einzutreiben, enthalten. Dieser 
Inhalt beruht in allen Thatsacheu, welche angegeben werden, auf Vermu- 
thung : nur nichtssagende Ausdrücke, praeiur quei ex h. I. iv{<licwm exer ■ 
cebit, deixerit, praelor qiiei ex h l. qunerel , itii /irotion . . . . , queiqvnmque 
aderuni, iudicare sind Überliefert, ausserdem die Bemerkiuig über die Strafe 
von 10,000 HS., aber ohne den Zusatz, wer sie zu geben habe. Ich glaube, 
es genügt, den Inhalt in deutscher Darstellung auzugeben, um zu erken- 
nen, dass ein solches Verfahren unmöglich war. Ich spreche nicht vou 
vielen schiefen oder unpassenden Ausdrücken ; aber vou einem übmanne der 
Geschworenen wissen wir sonst nichts. Zuerst soll die Weigerung der Mehr- 
heit (das soll plurimi bedeuten) hinreichen, um eine zw'eite Verhandlung 
herbeizuführen, zum zweiten Male zwei Drittel. Endlich soll es erlaubt sein, 
mehr als zweimal die Sache zu verhandeln, aber jeder, der mehr als zwei- 
mal sich weigert zu urtheilen, mit ungeheurer Geldstrafe belegt werden, 
w'ährend cs später Z. XLIX deutlich heisst, diejenigen, welche sich weiger- 
ten zu urtheilen, sollten entfernt, also nicht gezwungen werden, und dies 
Alles endlich soll der Inhalt eines Paragraphen sein, dessen uns überlie- 
ferte Inschrift lautet: „Wie die Richter zur Berathung schreiten.” Nur 
der Wunsch, Alles, auch das vollkommen Unklare, zu ergänzen, kanu zu 
so haltlosen Vermuthungen geführt haben. Was in jenen Zeilen, in denen 
so wenig und selbst dies noch auf unsichere Weise überliefei-t ist, gestan- 
den hat, weiss ich nicht und wird schwerlich Jemand finden können. Die 
Idee Mommsens, dass eine zweimalige Vertagung, die Rudorffs, dass eine 
dreimalige im Acilischen Gesetze mit Strafe belegt worden sei und dass 
dies den üebergang zu der Aufliebung der ampUaiio gebildet hat, ist 
nicht zu billigen. Wenn Acilius das vielfache Verschieben des Richter- 
spruches, das in früherer Zeit bei dem Freisprechen Schuldiger gemiss- 
braucht worden war, abschaifeu wollte, so musste er es verbieten und er- 
klären, mehr als einmal oder zweimal dürfe das ürtheil nicht verachoben 
werden und eine Strafe bestimmen, wenn es dennoch geschehe; aber ein 
wunderbares Gesetz wäre, es, etwas zu erlauben und dennoch mit hoher 
Geldstrafe zu belegen. Nach Mommsens Erklärung würde übrigens schon 
das Acilische Gesetz die campei endinuiw, deren Wesen in zweimaliger Ver- 
handlung des Processes liegt, eiugeführt haben. 

86) So verstand die Worte K lenze p. 60, über den zu vergleichen C. 
T. Zumpt de legibus iudiciisque repelundarum p. 23. Man sehe auch Ru- 
dorff ad leg. Aciliam p. 482. 
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87) RudorfF Ad legem Act/in»i p. 482 nimmt an , dasjenige Drittel, 
welches entfernt wurde, weil cs kein Urtheil fällen wollte, sei ebenfalls 
um 10,000 IIS. bestraft worden, wenn es sich zum dritten Male während 
eines Processes zu urtheilen weigerte. Diese Bestimmung wäre unnütz, 
wenn die frühere allgemeine über die Bestrafung aller Richter, die sich 
mehr als zweimal weigerten- zu urtheilen, galt: sie wäre auch, wie wir 
früher bemerkt, ungerecht. 

88) Um die Erkenntniss des Verfehrens, das bei dem Stimmen der 
Geschworenen stattfand, haben die Bemerkungen Mommsens im Corp. Inscr. 
Lat. 1 p. 61 und besonders die Arbeit Rudorffs Ad legem Aciliam p. 483 
unleugbare Verdienste, ln manchen Einzelheiten stimme ich mit demsel- 
ben freilich nicht überein. Wenn er z. B. so ergänzt, als ob der Prätor 
vor Gericht die nöthige Anzahl von Stimmtäfelchen habe beschreiben las- 
sen, so denke ich vielmehr, dass er dieselben schon beschrieben von dem 
Staate geliefert erhalten hat. Wenn er meint, das Gefäss für das Sammeln 
der Stimratäfelchen habe Wasser enthalten oder man habe wenigstens ge- 
than, als ob man Wasser hineingiesse, so glaube ich beides nicht; denn 
cs heisst Z. Llll detexam populo oslendito und der Name titella, Grie- 
chisch hgdritt, lässt sich, als von dem ursprünglichen Gebrauche herstam- 
mend, erklären. Was er von der aeguaiio sortium erzählt, passt nicht für 
das Acilische Gesetz, nach welchem eine solche unnöthig war. Auch einige 
Paragraphen, in welche er diesen Abschnitt eintheilt, halte ich nicht für 
begründet, so den pronunliationis faciundai causa sortialur, den praetor 
senlenlias prononliet, auch den de iudicio dimilleudo; dcnnoch erkenne ich 
Rudorffs Meinung als im Ganzen richtig an. 

89) RudorfF 1. 1. p. 489 nimmt an, bei der Zählung der Stimmen seien 
die Täfelchen „ohne Stimme” nicht niitgerechnet worden, und die absolute 
Majorität zwischeu den freisprechenden imd verurtheilcnden habe gegolten. 
Ich glaube, er fasst den Ausdruck p/Miiimae nicht scharf genug: wenigstens 
erklärt er ihn au einer anderen Stelle p. 478 als die absolute Majorität 
bezeichncud. 

90) Ich weiche in der Erklärung dieser sanciio legis von RudorfF p. 493 
ab: er veretelit darunter die am Endo von anderen Gesetzen befindliche 
allgemeine Strafformel, die allerdings auch sanciio heisst, von der ich aber 
nicht sehe, wie sie bei dem Acilischen Gesetze sich finden konnte. 

91) Anderer Meinung ist RudorfF p. 495. Er meint, es hätte im Ge- 
setze auch davon gestanden, dass das Geld baar in den Staatsschatz ge- 
zahlt werden dürfe und ergänzt demnach. Sein Grund ist, weil später 
zweimal Z. LXl und LXVl pecunia gune hace lege in aerario posila erit 
erwähnt wird, und zwar, wie er glaubt, vor dem Verkaufe der praedes. In- 
dessen der Verlauf ist folgender. Zuerst wird Caution gestellt für die zu 
erlegende Geldstrafe durch Bürgen, dann wird die Geldstrafe festgesetzt: 
wird sie von dem Venirtheilten nicht erlegt, so verfallen die Bürgen. Des- 
halb kann von dem im Staatsschätze liegenden Geldc vor dem Verkaufe 
die Rede sein, ohne dass desswegen schon vor der Festsetzung der Geld- 
strafe eine Zahlung in wirklichem Gelde an den Staatsschatz erwähnt 
wird. Mommsen hat dieselbe in seiner Ergänzung au.sgelassen. 

92) Mommsen und RudorfF p. 494 nehmen als üeberschrift des Para- 
graphen an De praedibus dandis bonisve vendendeit: ich glaube, es muss 
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statt des letzteren Wortes postidendeis heissen. Sie ergänzen nachher con- 
(ijvaeranlvr reneatit. Der letztere Ansdruck muss, glaube ich, fehlen. Von 
der Beschlagnahme der Güter allein ist in dem Bantischen Gesetze (Corp. 
luscr. Lat. 197, 11), welches RudorfF vergleicht, die Rede, und eben die- 
selbe wird auch nur bei Plin. ep. VII, 33 (scnn/ii») damnalo Massa censue- 
rat, ut bona etus publice cvslodireniur , welche Stelle Momiusen p. 68 an- 
fühi-t, angedeutcL 

93) Ihn nennt auch RudorfF p. 494 ausdrücklich in seiner Ergänzung; 
Mommsen ergänzt Iudex ^ui eam rem i/uaesieril, versteht aber doch darun- 
ter den Prätar. 

94) Ich habe mich im Ganzen den von RudorfF p. 498 und 500 ent- 
wickelten Ansichten angeschlossen; nur in Kleinigkeiten weiche ich ab, 
z. B. darin, dass ich glaube, das Gesetz erlaubte nur die Möglichkeit, legte 
nicht die Notliwendigkeit auf, für die litis aeslimalin andere Richter als 
den Prätor aus der Zahl der Geschworenen zu bestellen, darin, 'dass ich 
unter dem iudex guei eam rem i/uaesieril Z. LXII den Prätor verstehe, dass 
ich diesem eine Art Oberaufsicht und Verantwortung für die einzelnen 
Schätzungsprocesse zuschreibe. 

95) Man sehe über diesen Ausdruck Mommsen p. 68 und RudorfF p. 
502, deren Ansichten ich bei diesem Theile überhaupt gefolgt bin, wenn 
gleich im Einzelnen manche Zweifel übrig bleiben. 

96) RudorfF p. 503 flgd. erklärt nnd ergänzt die einzelnen Bruchstücke 
mit grosser Genauigkeit; aber vieles ist dabei unsichere Vermuthung: zu- 
weilen lässt sich sogar nachweisen, dass sie unbegründet ist. In Z. LXIIl 
hatte Mommsen als Ucberschrift des Paragraphen, welcher über den Ver- 
theilungstermin handelt, gebildet De irih)uio serrando. Dass dies nicht 
richtig ist, beweist RudorfF; aber sein eigener Vorschlag De tempore n 
iiidice stai)uio servanda verdient gewiss auch keinen Beifall. Demi dass 
ein Termin, wenn er überhaupt augesetzt wird, auch gehalten werden soll, 
versteht sich von selbst. Es steckt also in der Ucberschrift noch etwas An- 
deres, dessen Kenntniss mit dem grössten Theile der Worte, welche den 
Paragraphen bilden, verloren gegangen ist. RudoihF p. 505 verbessert dann 
die Ueberschrift des in Z. LXIV beginnenden Paragraphen, wo Mommsens 
Ergänzung Helii/uom) in aerario siel, obwohl sprachlich untadelhaft, doch 
die Lücke nicht ausfüllt, mit Wahrscheinlichkeit in (luei aberit eins portio) 
in aerario siel, aber er schliesst an die wenigen, aus dem Paragraphen 
selbst erhaltenen Worte, einen neuen Paragraphen De die prodeicendo, des- 
sen Ueberschrift und Worte auf Vermuthung beruhen. Ich halte dieselbe 
nicht für richtig. Es ist nicht wahrscheinlich, dass der Prätor nach dem 
Verlaufe des ersten Termines für die Vertheilung der Strafgelder noch 
einen zweiten, längeren ausschrieb : er war unnütz, da, wie RudorfF selbst 
aunimmt, auch beim zweiten Termine die etwa Ausbleibenden nicht fiii’ 
immer ausgeschlossen werden, sondern eine weitere Frist erhalten sollten. 
Eben so wenig glaube ich an die Ueberschrift des neuen, mit Z. LXV be- 
ginnenden Paragraphen De die proscribendo. Denn dass der Termin be- 
kannt gemacht wird, ist selbstverständlich; zudem fehlt in den uns erhal- 
tenen Worten des Paragraphen (Juei) praetor ex haee lege tribuendei causa 
prodeixerit, gerade das dafür beweisende Wort diem. Ich glaube, dass die- 
ser Paragraph mit dem folgenden, welchem RudorfF die Uebeiüchrift De 
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iribuiu proscribendo gicbt, zusammenhiingt und wahrscheinlich diese ge- 
meiusame Ueherschrift führte. Er Imndelte davon, dass der Prätor die 
Antheile der Bctheiligten, sowohl derer, die das Ihrige noch erhalten soll- 
ten, als auch derjenigen, die es schon erhalten hatten, auf einer Tafel 
öffentlich anf dem Markte ausstellen sollte. Die der Letzteren sollten 
noch eine hestimmte Anzahl von Tagen nach geschehener Vertheilung aus- 
gestellt hleiheu. Denn ich halte es nicht für fraglich, dass Z. LXVI nicht 
hloss die(s proxs)umos zu schreiben, sondern dazwischen noch eine Zahl, 
etwa C(entum), ZU ergänzen ist. Aus allem diesen crgiebt sich, dass, wie 
viel wir auch dem Scharfsinne der bisherigen Bearbeiter der Bruchstücke 
verdanken, doch noch für die Erkenntniss der Einzelheiten Manches zu 
erforechen übrig bleibt. 

97) Der Sinn dieses Paragraphen ist offenbar und von keinem Erklä- 
rer verkannt worden. Im Einzelnen aber ist die Ergänzung sehr schwie- 
rig und selbst Rudorff hat eine Lücke gelassen. Die Hauptschwierigkeit 
scheint mir in den letzten uns erhaltenen Worten zu liegen extra quam sei 
quid in saluram feretur. Das kann nicht heissen, wie die Erklärer mei- 
nen, die spätere lex Caecitia Uidia, welche das Geben von Gesetzen per 
saluram verboten haben soll, habe schon damals gewissermassen gegolten: 
es wäre zu wunderlich, wenn man eine gesetzgebende Versammlung, welche 
per saluram etwas annehmen sollte, damit hätte hindern wollen, dass man 
verbot, zu ihrem Behufe öffentliche Gerichte aufzulösen. Als ob sie in 
anderer Beziehung erlaubt gewesen wäre ! Es müssten dann ebenfalls im 
Acilischen Gesetze ausgenommen werden Volksversammlungen, welche ge- 
gen die Auspicien oder sonst gegen die Gesetze berufen würden. 

98) Der Scharfsinn der neuesten Erklärer des Acilischen Gesetzes hat 
eine eigentluimliche Vermuthung aufgestellt, um von Z. LXXII an ein Ver- 
ständniss der sehr lückenhaften, uns überlieferten Worte zu gewinnen. 
Mommsen im Corp. Inscr. Lat. p. 69 macht die Bemerkung, dass von 
Z. LX.Xll med. bis LXXIX med. und von Z. LXXIX med. bis LXXXV fin. 
sieben Zeilen einander entsprächen. Daher, sagt er, erhelle, dass fünf Pa- 
ragraphen, über die Fortsetzung des Proccsses durch spätere Beamten, 
über fniher entschiedene und zu Ende gebrachte Processc, über die Strafe 
der praerariratio, über die Ertheilung des Bürgerrechtes, endlich über 
die Ertheilung der Provocation, im Gesetze zweimal geschrieben standen, 
trotzdem dass sich für diese Dittogiaphie kein Grund anführen lie^se. 
Anfangs, nachdem er diese Dittographie bemerkt, fügt Mommsen hinzu, 
habe er geglaubt, es würden ähnliche Vorschriften bei zwei verschiedenen 
Gelegenheiten gegeben und daher komme die Aehnlichkeit der Worte, 
etwa in der Art, wie Z. Xll llgd. und nachher Z. XV flgd., wo zuerst über 
die Richterliste des laufenden Jahres, dann über die der späteren Jahre 
gehandelt würde, die meisten Ausdrücke zw'eimal wiederkehrten ; die Ver- 
schiedenheit trete nur zufällig nicht hervor, weil am Ende des Gesetzes 
die Lücken zu gross wären, auch sei in kleineren Sachen eine Verschie- 
denheit da. Indessen dieser Ansicht fehle es an Wahrscheinlichkeit, zu- 
mal da die Dittographie nicht am Ende eines Paragraphen, sondern in 
der Mitte des über die Provocation handelnden aufhöre. Dazu komme, 
dass in Z. LXXII die Ueherschrift des Paragraphen fehle. Derjenige, der 
dies Gesetz in Erz gegraben, sei überhaupt nachlässig gewesen : er habe 
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also, als er mit seinem Eingraben bis Z. LXXIX zu den Woiden i» tu(a 
quo'\u$que ceir)ilale gekommen, das Auslassen der Ueberschrift sieben Zei- 
len vorher bemerkt und daun, entweder aus Nachlässigkeit oder auf Be- 
fehl seiner Oberen Alles von Z. LXX au wiederholt. Demgemäss hat 
Mominsen, wenngleich er seiner Vermuthung weder Wahrscheinlichkeit zu- 
schreibt, noch sie überhaupt zu begründen versucht, nicht nur seine Er- 
gänzungen auf diesen vermeintlichen Fehler des Copisten gebaut, sondern 
auch die sieben Zeilen, von Z. LXXII .Sei is praetor bis Z. LXXIX in ««(« 
quohisque ceirijiaie in eine Art von Parenthese eingeschlossen, um dadurh 
auch äusserlieh anzuzeigen, dass sie überflüssig sind. Er hat daran 
schwerlich Recht gethan: er mochte die Vermuthung aufstellen, auch sie 
zur Ergänzung des Einzelnen benutzen; aber durch das Zeichen der Pa- 
renthese, das er hinzufügt, nimmt er das ürtheil des Lesers gleichsam ge- 
fangen und wird Gelehrte, welche die Verhältnisse der Inschrift nicht im 
Einzelnen prüfen können, täuschen. Er fand indessen einen gläubigen 
Nachahmer an Rudorff p. 419, der, ohne auf Gründe einzugehen, nur aus- 
eiuandersetzt, wie er sich den Intihum des Copisten entstanden denkt, 
nämlich durch die unbegreiflichste Tborheit desselben. Er macht nur die 
Andeutung, der Copist habe aus Furcht vor Anklage wegen Fälschung die 
ersten sieben Zeilen, welche er noch einmal schreiben wollte, nicht aus- 
gelöscht. Die Römischen Gesetze wären die wunderlichsten von der Welt 
gewerien, wenn sie einen armen Schreiber, der sich verschrieben hatte und 
daun seinen Irrthum verbesserte, wegen Fälschung Ije.straft hätten! Es 
war wohl weniger verzeihlich, wenn derselbe das falsch Geschriebene, als 
ob es richtig wäre, stehen liess und dadurch den Leser verführte, als wenn 
er seinen Irrthum eiugestand, den Leser durch Ausstreichen oder sonst 
irgend ein Zeichen aufmerksam machte und dadurch dem falschen Auffas- 
sen des Gesetzes entgegentrat! Ich nehme den Copisten nicht als beson- 
ders sorgsam in Schutz; aber so thöricht, wie Mommsen und Rudorff ihn 
darstellen, konnte er doch nicht sein, so verschwenderisch mit seiner Ar- 
beit. Sieben ganze Zeilen, ein gehöriges Stück Mühe, sollte er doppelt 
geschrieben haben, und deshalb, weil er eine Ueberschrift ausgelassen hatte ! 
Das war kein wesentlicher Fehler; denn bei anderen Gesetzen fehlen die 
Ueberschrifteu immer; manchmal vielleicht in diesem Gesetze selber, wie 
Mommsen bemerkt Mag man die Sache betrachten, wie man will, ein 
solches Verschreiben im Gesetze erscheint unerklärlich und unmöglich; es 
ist höchst misslich, die eigene Weisheit auf die Thorheit Anderer zu bauen. 
Die Uuhaltbarkeit von Mommsens Vermuthung lässt sich genügend nach- 
woisen. Erstlich die üebereinstimmung der sieben Zeilen von r^XXll bis 
LXXIX mit denen von LXXIX bis LXXXV ist unbedeutend und rechtfer- 
tigt Mommsens Folgerung nicht. Sie ist folgende: in dem ersten der an- 
geblich doppelt geschriebenen Paragraphen procineia obvenerii und iudi- 
ciote imperiote abierit abdicarerit, dann vo)let facilo ulei ea onmia, end- 
lich praelori quaestorique Omnium rervm quod ex; in dem zweiten Para- 
graphen fueritre ex lege und Iribunus plebei rogavit, dann quo magis de ea 
re eiuj n«me>i hacc lege, vielleicht auch deferatur quote magis de ea re, 
endlich actio iifi esto, im dritten Paragraphen ioudicandam adfuerinl {ad- 
fuerit) quei vivent eorum maiori parli (maiorei partis) salis fecerit (satisfa- 
ctum erit), im vierten Paragraphen »ei quis und ex hace lege quaestio erst 
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detultrit et is eo tuf/trio hace lege condemtuttus erit, turn, dann roctttio esto 
iiern stipendiague omnia , im fünften Paragraphen keine. Diese Ueberein- 
stimmung ist so gering und bezieht sich auf so wenig charakteristische 
Worte, dass sie vielleicht auf eine Achnlichkeit des Inhaltes in den ent- 
sprechenden Paragraphen deutet, aber keinesweges eine Dittographie, wie 
Mommsen es von vornherein nennt, d. h. eine aus Absicht oder Nachläs- 
sigkeit entstandene doppelte Schreibung ein und derselben Worte beweist. 
Erst, wenn man Mommsens und Rudorff’s Ergänzungen hinzunimmt, zeigt 
sich die Uebereinstimmung der ersten sieben Zeilen mit den zweiten, und 
es ist keine Frage, dass man mit gleichem Rechte noch etliche andere 
Dittographien in dem Acilischen Gesetze finden und, wenn man sich einige 
von den erhaltenen Worten als fehlend denkt, einen grossen Theil des- 
selben als Dittographie erklären kann. Mommsen sagt zwar, es fehle der 
Ansicht, dass in den entsprechenden Paragraphen ein ähnlicher Inhalt be- 
handelt werde, an Wahrscheinlichkeit: es ist dies indessen nur Behauptung. 
Somit weisen wir die ganze Vermuthung Mommsens und Rudorffs als un- 
begründet zurück: selbst geringfügige Ergänzungen, welche von ihr aus 
gemacht worden sind, werden mit grosser Vorsicht aufzunehmen sein. 

99) Auch Mommsen und Rudorff, welche diesen Paragraphen für gleich- 
lautend mit dem in Z. LXXIX beginnenden halten, nehmen als Inhalt des- 
selben eine Verordnung an, das Gericht solle nicht durch den Abgang des 
Prätors unterbrochen werden. Aber ihre Ergänzungen hängen von der' 
allgemeinen Vennuthung, welche sie über diese ganze Stelle haben, ab. 
Sie ergänzen deshalb .Sri is praetor guei ex hace lege guaerel sri(te is 
guaeslor guoi aerariuin Tel (Rudorff p. 550 guoive) urhnna proTinr)ia 
uhrenerit und auch Klenze p. 85 hielt die Erwähnung des Quästors für 
nothwendig, weil derselbe Z. LXXX genannt wird. Als ob nicht der Sinn 
sein könnte, auch wenn der Prätor wechsele, solle der Quästor eben die- 
selben Verpflichtungen behalten! Aber ich glaube, es zeigt sich hier die 
Unhaltbarkeit von Mommsens Conjectur deutlich. Denn der guaeslor cui 
aerarium tel urbana prorincia obrrneril ist nicht richtig. Der guaeslor ur— 
banus ist eben dei-selbe, welcher den Staatsschatz verwaltet, und tab. Ile- 
racl. Z. 37, welche Stelle, man vergleichen könnte, ist verschieden. Es 
steht auf dem Erze obtenerii iudiciore, aus Z. LXXIX verbesserte man 
obrenerit eo magistratu iudiciore, unnöthiger Weise, wenn man von der 
Uebereinstimmung der beiden Paragraphen absicht. 

100) Meine Erklärung dieses Paragraphen weicht von derjenigen, welche 
Mommsen und Rudorff geben, gar sehr ab. Beide denken an ein Schwur- 
gericht, das nach dem Calpurnischen und Junischeu Gesetze auch ferner- 
hin stattfinden könnte: sie ergänzen zu Anfang Quibus guom iudicium) fuil 
fueriive. Sie werden schwerlich eine klare Vorstellung darüber gewinnen 
können, wie man sich dies doppelte Schwairgericht das eine nach dem 
Calpurnischen und Juniechen Gesetze, welche nur Senatoren als eine Art 
von Geschworenen kennen konnten , das andere nach dem Acilischen Ge- 
setze, nach welchem die Ritter richteten, denken könne. Man muss viel- 
mehr den Anfang ergänzen Quibus guom sacramenlo aclum) fuil fuerilre. 
Im Uebrigen weichen Mommsen und Rudorff bedeutend von einander ab. 
Der Erstere sagt, wer nach dem Calpurnischen oder Junischen Gesetze 
freigesprochen oder verurthcilt sei, der brauche nach dem gegenwärtigen 
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GescUe nicht nochmals angcklagt zu werden, und die letzten Worte des 
Paragraphen ergänzt er so: wer gegen die Bestimmungen des gegenwär- 
tigen Gesetzes gefehlt habe, ehe dasselbe gegeben worden sei, dürfe nicht 
verklagt werden. Mominscn wird widerlegt, durch Rudorff p. 517, der auch 
mit Recht den unpassenden Ausdnrek : „freigesprochen oder verurtheilt” 
beseitigt. Rudorff selbst glaubt, wer nach dem Calpurnischen oder Juni- 
schen Gesetze verurtheilt sei, dürfe nacli dem gcgenw'ärtigen nicht wieder 
angcklagt werden: wer freigesprochen sei, dürfe von Neuem angeklagt wor- 
den, wenn die Freisprechung nach dem Erlasse des gegenwärtigen Gesetzes 
erfolgt sei. 

101) Diese Verhältnisse sind von Rudorff p. 518 überzeugend darge- 
stellt worden. Wir werden später bei der Schilderung des Processverfah- 
rens auf die praeraHcatiu im Allgemeinen zurückkommen. 

102) Jn früherer Zeit glaubte man, das uns erhaltene Wort pnwoca- 
tione beruhe auf einem Schreibfehler, wie deren manche und noch auffal- 
lendere in dem Acilischen Gesetze verkommen. So C. T. Zumpt de legibus 
iudiriisgiie rej>eiutidarum p. 2^ der auch das im Acilischen Gesetze vor- 
kommende tocalio statt des richtigeren vacalio verwarf. Jetzt hat man 
diesen Sprachfehler racaiio vielfach in der älteren Lateinischen Sprache 
gefunden und wird ihn auch in unserem Gesetze ertiagon müssen. 
S. Mommsen p. lü. Es ist das Verdienst Mommsens p. ^ auch die Pro- 
vocation an dieser Stelle vertheidigt und richtig erklärt zu haben. Er 
vergleicht noch die Stelle bei Val. Max. IX, ^ der erzählt, M. Fulvius 
Flaccus, Gonsul 125 v. Chr., hätte ein Gesetz geben wollen über die Er- 
theilifng des Römischen Bürgerrechtes an die Italiker und der Provocation an 
diejenigen, welche ihr heimathliches Bürgerrecht nicht hätten aufgeben wollen. 

103) Ueber diesen Unterschied im Römischen Bürgerrechte, der bis- 
her wenig oder gar nicht beachtet war, habe ich gesprochen in meinen 
Siudin lioiiiana (Berol. 1859) p. 331, auch uacligewiesen, dass gerade die 
Latinischen Beamten des it« Iwnuntm entbehrten und wie aus dem Stre- 
ben darnach der Marsische Krieg entsprang, der dann nicht bloss diese 
Forderung erfüllte, sondern auch ganz Italien das vollständigste Römische 
Bürgerrecht verschaffte. 

104) Ich nehme also die von Rudorff p. 522 vorgeschlagenen Ergän- 
zungen, wenngleich es ihm gelungen ist, alle Lücken scheinbar auszufüllen, 
nicht an. Wenn mau einige nichtssagende Formeln weglässt, ist für die 
Erwähnung der Ehrenämter, welche der mit dem Bürgerrechte zu beschen- 
kende Bundesgenosse bekleidet haben soll, noch Platz genug. 

105) Die üeberschrift eines neuen Paragraphen erkennt Mommsen 
p. II in den Worten iudez' deinceps fnciai pr. wegen der in ürsinus’ Ab- 
schrift vor denselben gelassenen Lücke, wegen des Conjunctivs und wegen 
des Inhaltes. Diese Gründe sind sehr unsicher. Denn Ursinus’ Abschrift 
ist sehr unzuverlässig, und andere, freilich nicht zuverlässigere, Abschriften 
haben keine Lücke, der Coujunctiv kann auch von einer vorhergehenden 
Conjunction abhängen und der Inhalt ist Mommsen selbst unklar: er er- 
gänzt ihn nicht. Freilich Rudorö’ p. 514 ergänzt ihn Iudex deinceps faciat 
principe defuncto. Aber hierin ist der Ausdruck iudex unklar, faciat ohne 
den Zusatz, was er thun soll, undeutlich, deinceps und pHnceps unverständ- 
lich. Es ist besser, die Lüeke unausgefüllt zu lassen. 
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106) Schon Klenze p. 518 ergänzte deshalb die Lücken an dieser Stelle 
ebenso wie die Worte in Z. LXXIV lauten, und für Monnnseu und Rudorff 
lag wahrscheinlich hierin ein besonderer Grund, um ihre Vemiuthung über 
den wunderbaren Schreibfehler des Copisten, von dem wir in Note 28 ge- 
sprochen haben, aufzustellen. 

107) Mau vergleiche hierüber die Andeutung von Mommsen p. 21 und 
die Ausführung bei Rudorff p. 523. Ich werde bei der allgemeinen Schil- 
derung des Proccssvcrfahrcns auf diesen Ppnkt zurückkommen 

108) Die Gelehrten haben ihre Ansicht über die Vereinzelung der 
Schwurgerichte zwai- nicht mit besonderer Beziehung auf das AciliscLe 
Gesetz ausgesprochen, sie ergiebt sich indessen aus dem, was sie bei der 
späteren Entwickelung der (junesiionei perpeluae über deren Einrichtung 
sagen. Man sehe z. B. Walter Geschichte des Römischen Rechtes 11, 835; 
Geib Geschichte des Römischen Criminalprocesses S. 17,3. Auch C. T. 
Zumpt de legibus iudiciisgue repelundnrum p. 22 macht Bemerkungen, welche 
eine gleiche Ansicht beweisen. 

109) Ich habe über dieses Gesetz gehandelt in meinen Commentationes 
rpigraphicae 1, 208. Später hat Mommsen theils an anderen Stellen, theils 
im Corp. Inscr. Lat. 1, II eine andere Meinung über das Thorische Ge- 
setz aufgestellt und damit manche Anhänger gewonnen. Ich halte seine 
Meinung nicht für begründet, und namentlich wird die Stelle von Appian, 
noch mehr die Ciceros, auf welche beide es hauptsächlich ankommt, un- 
richtig und auf unmögliche Weise erklärt. Indessen kann ich hier auf 
diese Meinungsverschiedenheit nicht eingehen: dass das Jahr UI als das- 
jenige anzusehen ist, in welchem das uns erhaltene Gesetz gegeben ist, 
steht fest 

110) Dieser Beweis für die Dauer des Acilischcn Gesetzes ist aufge- 
stellt worden von Mommsen im Corp. Inscr. Lat. ^ ^ und zwar als ein- 
ziger Beweis. Mommsen geht sogar so weit, aus diesem einzigen Grunde 
das Volkstribunat von Senilius Glaucia in das Jahr Ul v. dir. zu setzen, 
worüber wir später sprechen werden. Interessant ist, wie Rudorff AU le- 
gem Acitiam p. 422 sich zu dieser Meinung Mommsens verhält. Er lobt 
den Scharfsinn derselben, gesteht, es blieben ihm Bedenken, und erklärt 
am Ende, es sei nicht unwahrscheinlich, dass das Acilische Gesetz um 
Ul V. Chr. abgcschafft sei. Denn dass es gerade im Jahre Ul abgeschafft 
und das Servilische in demselben Jahre erlassen sei, folge nicht aus dem 
Beschreiben der Rückseite. Er fügt hinzu, es sei allbekannt, dass man 
refigi von den Gesetzen sagte, wenn sie abgescliatft würden. Aber was 
hat das mit dem Beschreiben der Rückseite zu thun? Reßgere heisst los- 
macheu, und im Falle man das Gesetz nicht mehr brauchte, vernichten. 
Zudem wer kann glauben, dass man ein Gesetz nur dann abnahm und 
losmachte, wenn es abgeschafft war? Nicht auch dann, wenn man die Erz- 
tafel anderweitig brauchte, das Gesetz dagegen, mochte es auch in Gel- 
tung bleiben, nicht mehr? 

111) Es wäre nicht nothwendig gewesen, diesen Punkt in allen Ein- 
zelheiten zu behandeln, wenn nicht in neuester Zeit darüber eine unrich- 
tige Ansicht aufgestellt worden wäre und vielfach Beifall gefunden hätte. 
In früherer Zeit (man .sehe den Index legum bei Grell, p. 273) hatten die 
Meisten geglaubt, Glaucias Gesetz sei lOÜ v. Chr. in eben demsclbeu Jahre, 
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wo derselbe als Prätor uinkam, gegeben worden. Dies ist nicht wahrschein- 
lich. Denn alle volksthümlichcn Gesetze jener Zeit gingen von Volkstri- 
buncu aus, und wäre es erst liD v. Chr. gegeben gewesen, so würde es 
bei der heftigen Strömung, welche sich in Jenem Jahre gegen die Volks- 
partei erhob, nicht zur Ausführung gekommen sein. Eben so wenig billige 
ich Pighius’ (Annalcs III, 153) Meinung, ülaucia sei 1115 v. Chr. Volkstri- 
bun gewesen und habe damals sein Gesetz gegeben. Dann hätte er nach 
länger als vier Jahren schwerlich bei seinem Tode noch so vielen Einfluss 
bei der Plebs gehabt. Pighius’ Grund lag ohne Zweifel darin, dass er bei 
Ciccros Zeugniss, fünfzig Jahre hintereinander hätten die ritterlichen Ge- 
richte bestanden, meinte, das Gesetz des Consuls Caepio sei gar nicht zur 
Ausführung gekommen. Indessen Cicero konnte bei seinem allgemeinen 
Ausdrucke und bei dem Bestreben, die richterliche Thätigkeit der Ritter 
zu preisen, auch eine ein-, selbst zweijährige Wirksamkeit von Caepios 
Gesetze übergehen. Eine eigonthümlichc Meinung stellte Th. Mommsen in 
der Zeitschrift für Alterthuraswissenschaft 1843 S. 823 auf. Er sagt: 
„Die gemeine Meinung, dass die Aufhebung der lex Sereilia Caepio nis auf 
die lex Servilia Glaucine repelund. zurückzufübrcn sci, ist durchaus grund- 
los. Es ist überflüssig, die abnorme, sich selbst aufhebende Annahme eines 
für alle Quästionen erlassenen Repetundengesetzes zu rügen. — Was Ci- 
cero von der lex (llaucioe erzählt, hat allein die Veranlassung gegeben, 
die lexSerritia unter die leget iuUiciariae zu stellen; man hat aber hinein- 
gelesen, was man zu finden wünschte. Denn dass Glaucia sich heneficio 
legis den Ritterstaud verpflichtete (Brut. 6^ 224), findet seine Erklärung 
in den geschärften Bestimmungen dieses Gesetzes, die natürlich die poli. 
tische Macht der damaligen Richter vermehren mussten. In der zweiten 
Stelle p. Scauro I, 2 — wird freilich gesagt, dass Scaurus bei den Rittern 
lege Sereilia repei. vor Gericht gestanden habe; allein es ist eine schlimme 
Uebereihmg, anzunelimen. dass diese lex Sereilia eben die Ritter zu Rich- 
tern gemacht habe. Das Gesetz, gua guaesiio exercebatur, und die lex iu- 
diciaria waren nicht dieselben : Cic. in Cornel. ap. Ascon. p. lär accus a- 
lus esl lege rorio de maieslale, rum seitalores rum eguilibus Romanis lege 
Plolia iudicarenl. Ebenso ist cs sehr bekannt, dass die lex Aurelia 
ii/dicifflria die Cornelischen Gesetze über die einzelnen Quästionen durch- 
aus bestehen Hess. Dies ist allerdings richtig, dass die Gerichte, als die 
lex Sereilia repei. gegeben ward, bei den Rittern gewesen sein ittüssen, 
hilft uns aber nicht weiter, da uns das Jahr dieser Rogation unbekannt 
ist. Klcnze setzt sie bekanntlich zwischen 648 und 654, und vor 654, wo 
Glaucia umkam, muss sie allerdings gegeben sein; allein die andere Grenze 
ist nur daraus entnommen, dass die lex O'laudae die lex Caepionis abro- 
giert haben soll, was eben widerlegt ist. Wenn Glaucia, wie es wahrschein- 
lich ist, sein Gesetz als Tribun gab, so fuhrt die lex annalis, die bei einem 
so populären Manne wohl anzuwenden sein dürfte, auf 648; cs ist sehr 
wohl möglich, dass er in den letzten Tagen des Jahres 647, wie gewöhn- 
lich gleich nach angetretenem Amte, sein Gesetz vorschlug, also noch un- 
ter der Herrschaft der lex Sempronia iudiciaria.” Ich habe diese vermeint- 
liche Beweisführung Mommsens angeführt, um zu zeigen, zu welchen 
Schlüssen die Verkennung der Richtergesetze dieser Zeit geführt hat. Er 
sagt zuerst, die Annahme eines Repetundengesetzes für alle Quästionen 



Digitiz-i' G- 



Anmerkungen. 



hebe sich selbst auf. Allerdings. Aber er setzt selbst etwas Verkehrtes, 
wie es sonst Niemand angenommen hat. Denn ein für alle Quästionen 
g^ebenes Rcpetundengesetz ist kein Rcpetundengesetz. Sodann nimmt er 
an, Glaucias Gesetz sei ein Rcpetundengesetz gew'cscn, was nirgends ge- 
sagt wird, und folgert weiter, durch dasselbe könne also ein Richtergesetz 
nicht abgeschafft sein, wobei er die lex Varia und Aurelia, welche einen 
ganz andern Charakter haben, als Beweise anführt. Seine Meinung; dass 
Glaucia sein Gesetz Ende 1111 oder Anfang IM v. Chr. gegeben habe, 
brauchen wir nach demjenigen, was wir im Texte bewiesen, nicht zu wi- 
derlegen. Er hat sie selbst für sehr unsicher gehalten und im Corp. 
Inscr. Lat. I, 55 zurückgenommsn. Glaucias Gesetz soll 111 v. Chr. gege- 
ben sein, weil in jenem Jahre das Ackergesetz, w’elches auf der Rückseite 
des Acilischen Gesetzes steht, erlassen wurde. Darüber haben wir kurz 
zuvor gesprochen. Der Meinung Mommsens traten indessen Rein in Paulys 
Realencyclopädie IV, 252 und Rudorff Ad legem Aciliam bei. Ich schliesse 
mich im Ganzen der Ansicht von C. T. Zumpt de legibu$ iudidisgue re- 
peiundarum p. ^ welche auf genauer Erwägung aller Nachrichten be- 
ruht, an. 

112) Aus dem Pluralis, welchen Tacitus gebraucht, kann man keine 
Folgerung machen. Zwar die Semproniae rogaiiones, von welchen er an 
derselben Stelle spricht, kann man wohl auf Tiberius Gracchus’ Versuch 
und seines Bruders Gajus wirklich durchgegangenes Gesetz beziehen. Aber 
Serviliae leges bezeichnet nur ein einziges Gesetz; er betrachtet jede ein- 
zelne Bestimmung desselben als eine lex: daher der Pluralis. Man vergl. 
Th. Monimsen de collegiis et sodaliciis (Kiliae 1843) p. 43. 

113) Die erste Ansicht, Caepio habe die vor Gracchus bestehende Ein- 
richtung wiederhergestellt, wird von den früheren Gelehrten getheilt, z. B. 
von Klcnze Fragmenta legis Sertiliae praef. p. XV, Drumann Geschichte 
Roms II, 490 und IV, ßl Die Zusammenstellung von Caepios Gesetz 
mit dem vou M. Drusus findet sich schon bei Eruesti im Index legum zu 
Cicero, und sie ist angenommen worden von Mommsen in der Zeitschrift 
für Alterthumswissenschaft 1843 p. 815. Derselbe beruft sich bei der Be- 
gründung dieser .\nsicht auf Cic. p. Cornel. bei Ascon. p. 29 Vemoria te- 
neo, cum primvm senalores cum equitibm Homanis lege Plolia iudicarcnl, 
hominem dis ac nobililali perinvisum, Cn. Pompeium, causam lege Varia de 
maieslale dixisse; er scbliesst daraus, vor der lex Plotia wären Senatoren 
und Ritter nicht zusammen Richter gewesen. Dieser Schluss ist nicht rich- 
tig: Cicero sagt nur, als zuerst die lex Plolia gegolten, ' sei Pompejus an- 
geklagt worden, und in Folge der lex Plolia hatten Senatoren und Ritter 
zusammen das Richtcramt gehabt. 

114) Man sehe die Anführungen bei Orelli Index legum p. 2fi9. Alle 
neueren Gelehrten sind in der Ansicht, dass Caepios Gesetz wirklich durch- 
gegangen sei, einig. 

115) ln früherer Zeit hatte man Glaucias Gesetz für eine lex repeiun- 
darum erklärt, ohne sich um den Zusammenhang desselben mit den Ge- 
setzen über die anderen vermeintlichen Schwurgerichtshöfe zu kümmern. 
S. den index legum bei Orelli p. 271. Erst Klcnze Fragmenta legis Ser- 
tiliae proleg p. XV regte die Frage an, wie dies Rcpetundengesetz zu den 
übrigen Schwurgerichtshöfeu stünde, ln Folge davon nahm C. T. Zumpt 
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de legihus iudiciisgue repelundarum (). an, Glaucia habe in seinem Tribu- 
natc zwei Gesetze gegeben, ein allgemeines Rielitergcsctz und ein anderes 
über den Schwurgericlitsliof für Erpressungen. Denuoeh schwankte er in 
seiner Ansicht : er erkannte die Unmöglichkeit, dass die Bestimmung über 
die Einsetzung der Ritter als Geschworener einen Theil des Repetiuidcn- 
gesetzes gebildet habe, meinte aber daun, es habe eines Re.pctundengesctzes 
nicht bedurft, die, Aenderung ira Stande der Richter sei durch das allge- 
meine Richtergesetz vorgenommen worden. Die späteren Gelehrten sind 
zu der Meinung, dies Scrvilische Gesetz handle ausschliesslich über Rc- 
petuuden, zurückgekehrt ; so Mommsen, der es in seiner Abhandlung über 
die leges iiidiriariae des VII. Jahrhunderts. (Zeitschrift für Alterthumswis- 
senschaft 1843 p. 812 flgd.) nicht aufführt, aber im Corp. Inscr. Lat. Ij 5& 
unter den Repetundengesetzeu nennt, auch Rein in Paulys Realencyclopä- 
die IV, 1000 und VI, 449. Nur Rudorff Römische Rechtsgeschichte Ij ZI 
und 93 führt die lex Serrilia Glauciae sowohl unter den Repetundenge- 
setzen, wie unter den leget iudicinriae an. 

116) Bekanntlich schloss Klenze Fragmenta legis Seniliae p. 21 gerade 
aus demjenigen Paragraphen des Acilischen Gesetzes , der über die Beloh- 
nung mit dem Römischen Bürgerrechte handelte, dasselbe sei das Servilische 
Gesetz. Er wairde widerlegt von 0. T. Zumpt de legibus iudieiisque repe- 
lundantm p. 25. ln dem Ergebnisse stimme ich mit dem Letzteren über- 
ein, in den Gründen nicht; er glaubte nicht an das Provocationsrecht 
(s. oben S. 422) , sondern meinte, weil Cicero p. Balbo c. 24 sagt iV«»i 

fundos igilur factos populos Lntinos arbitramur aut Serriliae legi aut ceteris, 
quibus Latinis hominihtit erat pru/iosilum aliqua ex re praemium rivitalis'/ 
es würden mit den „übrigen Gesetzen“ die vor dem Servilischen erlasse- 
nen angedeutet. Dies glaube ich nicht. Cicero meint damit andere, nicht 
richterliche, Gesetze, welche die Belohnung des Bürgerrechtes wegen irgend 
welcher Verdienste um den Römischen Staat verhiessen. 

117) Man vergleiche hierüber Rein Römisches Privatrecht, 2. Aufl., 
S. 921 , Rudorff Römische Rechtsgeschichte II , 251. Sehr richtige Be- 
merkungen über die älteste Rechtssitte in dieser Beziehung macht Keller 
Semeslria p. 617. 

118) Man sehe Gajus IV, 15j Festus p. 283 Hes cumpereudiuala signi- 
ficat iudicium in tertium diem constitutum; Pseudo - AsCOU. in Cic. in Verr. 
p. 164 ; Cic. p. Mur. 12 extr., auch Valcr. Prob, de noiit. Das Nähere er- 
geben die Lehrbücher über das Römische Privatrecht. 

119) Schwierigkeit in der Erkenntuiss des Wesens der comperendinatio 
entstand aus der Nachricht des falschen Asconius zu Cic. in Verr. lib. I^ 9 
p. 163: er sagt, bei der zweiten Verhandlung habe zuerst der Vertheidi- 
ger, dann der Ankläger gesprochen. Dies wurde von den älteren Gelehr- 
ten, z. B. von Sigonins de iud 11, 2Q und 22j angenommen und verthei- 
digt, ist jedoch ausführlich von Ferrutius epist. ^ 9 p. 36 widerlegt wor- 
den. Derselbe beweist, erstlich, dass eine solche Form des Verfahrens, 
nach welcher der Ankläger zuletzt spräche, gegen den Geist jedea Crimi- 
nalrechtes und insbesondere des Römischen sei, zweitens, dass in Ciceros 
Reden für Fontejus undVerres ausdrücklich erwähnt wird, der Ankläger 
habe auch bei der zweiten Verhandlung zuerst gesprochen. Jetzt 
ist eine solche Widerlegung der Nachrichten von Asconius zu den 
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Vorrincn weniger iiilthig: man weiss, dass sie nicht von dem wirklichen 
Asconius, sondern von einem unbekannten Scholiaston herriihren, der die 
Worte Ciceros vielfach falsch verstanden hat. In diesem Falle hatte der 
vorgebliche Asconius die Worte Ciceros in Verr. lib. Ij 9j 2S Si cum, i/ui 
posleriui dijcit , opus e$t redargui, accusniorh causn, ul bii agerelur , con- 
siilulum CSt falsch erklärt. Dennoch bleiben die Nachrichten auch dieses 
falschen Asconius immer beachtenswerth, namentlich diejenigen, welche er 
aus anderen Commentaren zusammengetragen hat, wie sich denn solche 
auch zu dieser Stelle finden und von uns benutzt worden sind, lieber das 
Wesen der eompcrend'malio und ampliai'w hat von den neueren Gelehrten 
mit grosser Soigfalt gehandelt Geib Römischer Criminalprocess S. UfiSflgd. 
und ich stimme mit ihm bis auf einen Punkt fast überein. Man ver- 
gleiche auch die kurzen Artikel von W. Rein in Paulys Realencyclopädie 
(2, Ausgabe) p. 921 und II, 580. 

120) Man sehe Geib Römischer Criminalprocess S. 377, dessen Ansicht 
sich die übrigen Gelehrten angeschlossen hnben. 

121) Er war schon 131 v. Chr. Volkstribun gewesen und hatte als 
solcher die geheime Abstimmung in den Volksgerichten cingeruhrt. S. Bd. 1^ 
2i 195. Die Schilderung, welche Cic. Brut. 2^ 91 von ihm giebt Tum 
L. Cassius multum potuit , non eloguentia, sed dicendo turnen, homo non 
libernlilate , ul alii, sed ipsa tristitia el sererilate popularis passt auf die 
Worte, welche Valerius Maximus von ihm braucht. Dass dieser ihn Prätor 
nennt, ist eine üngenauigkeit im Ausdruck. Er hatte eine prätorische 
Stellung bei der Untersuchung über Incest und stand darin dem anderen 
Prätor, welcher den Schwurgerichtshof leitete, gleich. Wir werden später 
andere Fälle, in denen Männer consularischen Ranges zu Vorsitzenden von 
Schwurgerichtshöfen ernannt wurden, finden. 

122) Allerdings hat die älteste Handschrift bei Valerius Maximus legis 
Memmiae, aber andere Handschriften haben anders und es ist bekannt, 
wie leicht Fehler in Eigennamen Vorkommen. Pighius in seinen Annalen 
zu 140 V. Chr. hielt es für dasselbe, wie die bei Cic. p. Sex. Rose. 19, 55 
erwähnte lex Remmiu, ich glaube, mit Unrecht. 

123) Pighius in seinen Annalen 111, 1113 setzt es in das erste Tribunal 
von Appulejus und nennt als Veranlassung die Flucht des Hei'res. Aber 
dennoch erwähnt er es p. 115 auch im zweiten Tribunale desselben, und 
nimmt hier als Inhalt an, erstlich u(i guod tributim plebs iussuset populum 
teneret, eine Bestimmung, welche längst in das Römische Staatsrecht über- 
gegangen W'ar, ferner nd guod plebes frtrta5c(, senutus intra guintum diem 
eins auctor fieret plebiscitumgue guicis Senator iuramenlo suo roborarel; gut 
reaisarel, settalu moverelur el XX talentum multum populo dar et , was nur 
eine Clausei des Appulejischen Ackergesetzes war (S. unsere Comment. 
epigraph. I, 226). Den letzten Gedanken führte Göttling Geschichte der 
Römischen Staatsverfassung S. 455 weiter aus und machte damit die Er- 
kenntniss des Gesetzes unmöglich. Ernesti im Index Irgum zu Cicero 
neigt indessen zu Pighius’ zweiter Ansicht und sie wird auch von Rein 
Römisches Criminalrecht S. 507, bei welchem man die Namen der übri- 
gen Gelehrten uachsehen möge , angenommen. Rudorff Römische Rechts- 
geschichte L 32 scheint die Meinung, dass das Appulejische Gesetz de 
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maiestale auf den Volkstribun von 1Ü3 und lÖQ il Chr. zuriickxufuhrcn sei, 
überhaupt für unsicher zu halten. 

124) Rudorff Riimisclie Rechtsgcschichtc 82 führt unter den Gesetzen 
über Majestätsverbrechen auch eine lej: Oahinia ungewisser Zeit an, welche 
nach Porcius Latro dccl. in Cat. lü capitale Bestrafung wegen geheimer 
Versammlungen bei Nacht angeordnet haben soll. Möglich, dass ein solches 
Gesetz gegeben wurde; wenigstens verboten schon die Xll Tafeln solche 
Versammlungen (s. Bd. L L 384) ; aber es brauchte weder das Wort Ma- 
jestät des Volkes, war also kein Majestätsgesetz, noch handelte es über 
das Verbrechen perduellio, wie Rein Römisches Criininalrecht S. 473 meint 
Denn die Klagen darnach kamen nicht vor die Volksversammlung. 

125) Man sehe z. B. Rein Römisches Criminalrecht S. 506, auch 493 
flgd., wo man die Meinungen der übrigen Gelehrten angeführt findet. 

126i Man weiss es auch bestimmter aus Cic. in VeiT. I, 5, 13, wo 
Cicero seinem Angeklagten droht, er wolle ihn wegen Majestätsverbrechen 
belangen und wenn er dann losgesprochen rvürde, wegen perduellio beim 
Volke selbst anklagen. Es bestanden also beide Formen des Verfahrens 
neben einander. 

127) Dies ist also die Ansicht nicht bloss der älteren Gelehrten, wie 
z. B. von Pighius Ann. III, 218, sondern auch aller neueren, z. B. Rein 
in Paulys Realencyclopädie IV, 357, Rudorff Römische Rechtsgcschichte 
93. Es giebt keine andere. Eine Ausgleichung der verschiedenen Nach- 
richten versuchte Mommsen in der Zeitschrift für Alterthumswisscnschaft 
1843, 814. „Offenbar war dies eigentlich keine communicaiiu iudiciorum, 
sondern eine Uebertragung der Gerichte an den Senat; allein factisch ge- 
nommen konnte es doch für eine Gleichstellung der Ritter mit den Sena- 
toren in den Gerichten gelten. Diese factische Auffassung findet sich mm 
nicht bloss bei Appian selbst, sondern sie wechselt auch sonst mit der 
formell richtigeren ab; als Inhalt der lex Livia wird bald angegeben, dass 
sie die Gerichte den Senatoren übertragen habe — so Vellejus, Asconius, 
dann nucl. de rtri* Ul.-, bald wieder, «( nequn parle iuifirin penes senatum 
et equeslreiH ordinem essent." Man siebt, die Erwägung des Zeugnisses 
von Appian ist wenig gründlich, und die angebliche Ausgleichung der 
Zeugnisse besteht in den Worten fonnell und factisch. 

128) Die Nachrichten Ciceros über Drusus’ Gesetz hat allein Momm- 
sen in der Zeitschrift für Alterthumswissenschaft a. a. 0. in Erwägung 
gezogen. Er sagt, sie ständen seiner Annahme von der Aufnahme der 
Ritter in den Senat nicht entgegen. „Dass diese Bestimmung rückwirkende 
Kraft haben und namentlich wohl die Richter in dem schmählichen Pro- 
cess des Rutilius treffen sollte, deutet nicht bloss Appian an, sondern auch 
Cicero , wenn er sagt ob rem iudicatnm und qui rei iudicasseni gegen den 
gewöhnlichen Sprachgebrauch.” Diese Ciceronische Stelle ist nur dann 
mit der Meinung der Gelehrten vereinbar, wenn Drusus’ Gesetzesvoi-schlag 
nicht blos rückwirkende Kraft, wie Mommsen sich ausdrückt, hatte, son- 
dern wenn er nur auf die Vergangenheit, nicht auf die Zukunft ging. 
Wenn er lautete, dass die Römischen Ritter, welche früher Geschworene 
gewesen wären, vor Gericht gestellt werden sollten, so wai- es möglich, 
dass in Zukunft die Schwurgerichte nur mit Senatoren besetzt wurden; 
dagegen, sobald es hiess, die Ritter als Geschworene sollten auch in 
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Zukunft verantwortlich sein, musste es Geschworene geben, welche Ritter 
waren. Ich untersuche hier nicht, ob Drusus ein solches Gesetz über die 
früheren Schwurgerichte geben konnte: sicherlich passte cs nicht zu seiner 
politischen Absicht, alle Stände zufrieden zu stellen, wie sie von den 
Schriftstellern angegeben wird. Die Hauptsache aber ist, dass Mommsens 
Erklärung über die rückwirkende Kraft auf das Entschiedendste durch 
Ciceros Erläuterung von Drusus’ Vorschlag widerlegt wird. Er fügt z. B. 
Cic p. Rab. 7, IG , nachdem er mit den S. 242 angeführten Worteir Dru- 
sus’ Gesetz erwähnt hat, hinzu Qvid? hur Heere rolebant? minime, neque 
solwn hoc genus pecuniae cnpiendae turpe, sed etiam nefarium eise arbitra- 
banlur. Die Worte Heere rolebant gehen nur auf die Zukunft, folglich auch 
Drusus’ Gesetz. Was Mommscu von dem ungewöhnlichen Ausdrucke gui 
res iudicassent sagt, ist nicht verständlich, vielmehr iudicassenl ganz ge- 
wöhnlich. Ob rem ivdientam enthält eine Beziehung auf die Vollendung, 
aber auf die in der Zukunft stattfindende. 

129) Ich bemerke, dass die Herausgeber Appians diese Stelle falsch 
aufgefasst haben und namentlich die gewöhnliche Lateinische üebersetzuug 
nicht richtig ist 

130) Die Annahme des Livischen Gesetzes bezweifelten früher einige 
Gelehrte, z. B. Ahrens die drei Volkstribune S. 38; die späteren Gelehrten 
haben, wenngleich sic den wirklichen Hergang und die Zeit der Auf- 
hebung durch das Zeugniss Diodore nicht belegten, dennoch erkannt, dass 
cs mit den übrigen Livischen Gesetzen vor der Ausführung wieder aufge- 
hoben wurde. 

131) Wenigstens die juristischen Schriftsteller haben diese Meinung^ 
z. B. Rein Römisches Criminalrecht S. 509, Rudorff Römische Rechtsge- 
schichte I, 82. Die Geschichtsschreiber haben zum Theil die richtige 
Chronologie. 

132) Heber die Bedeutung dieses Julischen Gesetzes, welche von den 
Gelehrten in der Regel verkannt wird , vergleiche man die Auseinander- 
setzung in deu Sludia Homana (p. 369 flgd.). 

133) Heber die gerichtlichen Verfolgungen, welche M. Aemilius Scaurus, 
der prineeps sennius , im Jahre 90 zu erdulden hatte , haben einige Ge- 
lehrte, z. B. 11. Meyer Fragmenia oraiorum Itomanomm p. 261, Drumsmu Ge- 
schichte Roms I, 27, nicht richtig geurtheilt. Es erzählt von ihnen 
Cicero p. Scauro § 3 A6 eodem (Q. Caepione) etiam lege Varia custos 
Ute reipublieae proditionis esl in erimen eocatus , rexatus a Q. Varia tri- 
buna plehis non multo ante. Eine doppelte Anklage fand statt, die der Zeit 
nach frühere durch den Volkstribunen Q. Varius, die zweite durch Q. Caepio, 
die erste vor dem Volksgcrichte, welche der Tribun unternahm, die zweite 
vor dem SchwTirgerichte nach dem Majestätsgesetze. Mit dieser Nachricht 
Ciceros steht scheinbar Asconius’ Erklärung in Widerspruch. Iiatico bello 
exorto cum ob sueüj negalam eieitalein nubilitas in inridia esset, Q. Varius 
tribunus plebis, legem tulit, ut quaereretur de iis, quorum ope eonsiliove 
socii eonita populum Romanum anna sumpsissenl. Tum Q. Caepio, retus 
tnimicuf Seauri, sperans intenisse se oceasionem opprimendi eins egit, ul 
Q. Varius, tribunus plebis, belli eoneitati crimine adesse apud se Seaurum 
iuberet anno LXXII. Es folgt dann die bekannte Erzählung, wie Scaurus 
durch seine stolze Rede vor dem Volke deu Tribunen zum Schweigen 
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brachte. Indessen der Widerspruch zwischen Cicero und Asconius ist nur 
scheinbar. Der Scholiast erklärt die von Cicero angeführten Thatsachen 
ihrer Reihenfolge nach, zuerst das Varische Gesetz, dann Scaurus’ Anklage 
vor dem Volke durch den Tribunen, wenngleich die Zeitfolge eine umgekehrte 
war. Die Anklage nach dem Varischeu Gesetze erfolgte, wie alte damaligen 
Anklagen vor dem Schwurgerichte, sicherlich, weil Scaurus die Italiker be- 
günstigt haben sollte: wir hören von derselben sonst nichts, nur dass wir 
an Scam-us’ Freisprechung glauben müssen, weil nichts von seiner Verban- 
nung erzählt wird. Die Anklage oder vielmehr der Versuch einer Anklage 
durch den Tribunen soll, wie Asconius sagt, helli romiiaii crimine erfolgt 
sein, oder, wie es nachher heisst, Q. Forit« Hitpanvs W. Sraunim pHnci- 
pem senrilus sociiis i« anna iiil cunrocntne. Dagegen Val. Max. tll, 7, 8 
sagt Qui (inti pro rostris nrrvsaretvvt qvod ah rrpe IHithridate oh rem puhli- 
cam prodeiiäam pecuniam acce/nssel, causam suam ilii egil, und erzählt 
dann eben die, auch von Asconius envähnte Art der Vertheidigung. Asco- 
nius nennt also Valerius den König Mithridates. Das ist kein Wider- 

spruch; denn miter sorii kann Mithridates allein verstanden werden. Quint. 
V, 12, 9 sagt nur Aemiliutn Scnurtim nmpubtienm populi Romani prodidisse. 
aber Aurel. Vict. de vir. ill. 72 sagt Scaurus senex cum a Vnrio Irihuno ple- 
his aryueretur, quasi socios et Latium ad arma rorgissel. Wahrscheinlich 
stellte Varius den priuerps senalus wegen beider Sachen vor dem Volke 
zur Rede, sowohl wegen der Italiker als wegen Mithridates. Als er er- 
kannte, dass ein Gericht vor dem Volke keinen Erfolg haben würde, gab 
er dann sein Majestätsgesetz, in welchem er natürlicher Weise im 
Allgemeinen jeden Verrath des Staates als vor den Geschworenen strafbar 
bezeichnete. Vergl. übrigens Bd. I, 2, 353. Auch Mommsen in der Zeit- 
schrift für Alterthumswissenschaft 1843 S. 827 äussert sich nicht richtig 
über Scaurus’ Processe. Er sagt, die lex t'aria sei nicht eigentlich das 
Gesetz gewesen, qua iudicium coniinehatur , sondern sie hätte Caepio nur 
Gelegenheit gegeben , eine analoge Klage beim Volke einzubringen. 
Er fasst daher in dem von uns angeführten Bruchstücke Ciceros die 
Worte »Ort mutlo ante als zu Asconius’ Erklärung gehörig A'on mullo ante 
hello lialico u. 8. w. Beides ist in-thümlich: das Varische Gesetz hat mit 
einem Volksgerichte nichts zu thun. 

134) Denn die andere Erklärung dieser Stelle, welche Th. Mommsen 
in der Zeitschrift für Alterthumswisscnschaft 1843, 815 aufgcstellt hat, ha- 
ben wir oben S. 425 widerlegt. 

135) Man hat Schwierigkeiten in der Zeitbestimmung dieses Processes 
gefunden. Drumauu Römische Geschichte IV, 319 meint, er falle vor Cn. 
Pompejus’ Consulat, wo aber das Plautische Gesetz noch nicht existirte, 
Mommsen a. a. 0. S. 828 übersieht, dass Pompejus , wie sich aus seinem 
Triumphe ergiebt, am Endo seines Consulatsjahres nach Rom zurückkehrte 
und dass einige Zeit vertliessen konnte, che er wieder das Heer und 
Proconsulat übernahm: er meint vielmehr, dass sich das Proconsulat un- 
mittelbar an das Consulat ausserhalb Roms anschloss. Dadurch kommt 
er auf die Vermuthung, ob nicht irgend ein anderer Pompejus gemeint 
sei, muss aber doch zugeben, dass Ciceros Beschreibung dis ac nohililaii 
perinvisum nur auf jenen Cn. Pompejus passt. 
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136) Ich habe dies in meinen Stuäia Romana p. 371 erwiesen und 
kann hier auf diesen Punkt nicht weiter eingehen. 

137) Früher waren mehrere Gelehrte der Ansicht, das Plautische Ge- 
setz sei nicht zur Ausfühnmg gekommen; daher sucht Klenze Ad legem 
SriTilifiDi p. XV dies durch Anführung des Processes von Cn. Pompejus 
zu widerlegen. Mommsen a. a. 0. S. 828 kommt nun, da an der Annahme 
des Gesetzes nicht gezweifelt werden kann, auf den Gedanken, es sei „tran- 
sitorisch” gewesen, d. h. nur für das Jahr 89 gültig, in dem es, wie wir 
erwiesen, noch gar nicht zur Ausführung gekommen ist. Als Grund für 
seine Ansicht führt er nur die Stellen von Velhyus und besonders die von 
Cicero an ; er verwechselt dabei den ausschliesslichen Besitz der Gerichte 
mit der Theilnahme an denselben. Üie Folge aber für Mommsen ist, dass 
er überhaupt das Varische Gesetz, sein Verhältniss zum Plautiscben und 
die Veranlassung zu beiden nicht richtig auffasst. 

138) Man sehe dai-über unsere Auseinandersetzung in den Commen 
Inliones epigrajihicae 1, 262. 

139) Die Zahl der Gelehrten, welche über diese lex Rlaulia de ri ge- 
schrieben haben, ist sehr gross, nicht bloss die derjenigen, welche gele- 
gentlich ihre Meinungen über dieselbe geäussert, sondern auch die derer, 
welche ausführlichere Untersuchungen angestellt haben. Die Hauptunter- 
suchung, auf welche auch die neuesten Gelehrten, z. B. Rudorff Römische 
Rechtsgeschichte I, 83 zurückgehen, bleibt die von C. G. Wächter im Neuen 
Archiv des Criminalrechts Vol. Xlll S. 8 flgd. Bei ihm, so wie bei Rein 
Römisches Criminalrecht S. 738 und in Paulys Realencyclopädie VI, 2675 
möge man die umfangreiche Literatur über diesen Punkt nachseben. Eine 
Anfühi'ung oder Widerlegung der einzelnen Ansichten würde uns hier zu 
weit führen. Wir heben nur gelegentlich Einzelnes hervor. Ueber den 
Urheber und die Zeit des Plotischen Gesetzes äussert sich Rein a. a. 0. 
wie wir, ohne indess auf Gründe einzugehen, und weil diese auch von den 
früheren Gelehrten entweder gar nicht oder nur sehr unvollkommen ange- 
geben waren, hält Wächter Beides für durchaus unbestimmt. Ich glaube 
indess Gründe genug angeführt zu haben, um bei einer Sache, über welche 
wir keine ausdrückliche Nachricht besitzen, wenigstens zu einer geschicht- 
lichen Wahrscheinlichkeit zu gelangen. 

140) Am Besten hat die Giünde gegen das Dasein einer lex Lutatia 
de it zusammengestellt Wächter a. a. 0., der dann auch dadurch überzeugt 
wurde und andere überzeugte, z. B. Rudorff' Römische Rechtsgeschichte 
1, 83, auch F. Walter Geschichte des Römischen Rechtes (3. Ausgabe) § 808. 
Dagegen andere Gelehrte, z. B. Rein a. a. 0. glaubt an die Verschieden- 
heit beider Gesetze, und giebt auch dafür entscheidende Gründe an. Er 
glaubt, die lex 1‘lauiin sei in Bezug auf die strafbaren Handlungen immer 
die Grundlage, geblieben, aber die lex Luiaiia sei ein processualischer Nach- 
trag zu derselben gewestm, deren sich der Ankläger in dringenden Fällen, 
um den Process zu beschleunigen und Aufschub unmöglich zu machen, be- 
dienen konnte. Er folgt darin ungefähr der Ansicht von Ferratius Epist. 
1, 12 p. 51. Gründe für diese Ansicht führt Rein nicht an: es ist nur 
eine Vermutbung, um das gleichzeitige, wohlbezeugte Bestehen beider Ge- 
setze neben einander zu erklären. Ich halte sie nicht für richtig. Ja sogar 
für unverträglich mit dem Wesen Römischer Gesetze, welche niemals einen 
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processualischen Nachtrag gaben, ohne das vorige Gesetz aufzuheben. Aber 
es ist eine Widerlegung unnöthig; ich glaube eine richtigere Erklärung 
beider Gesetze gefunden und damit ihr beiderseitiges Bestehen vollständig 
erklärt zu haben. 

141) Dies wurde von Pighius Ann. 111, 228 angenommen, der deshalb 
in jenes Jahr Q. Catulus als Volkstribunen ansetzte, ohne sonst irgend einen 
Grund dafür zu haben. 

142) Man sehe z. B. Pighius Ann. III, 395. Indessen schon ältere 
Gelehrte, wie Hotomann, gaben das richtige Jahr an und die neueren sind 
ihnen gefolgt. 

143) So Pighius Ann. III, 375, der hier, wie so oft, wo er seine un- 
sicheren Vermuthungen giebt , irrt und auch von neueren Gelehrten noch 
zu oft als Quelle benutzt wird. 

144) Es ist also nicht richtig, wenn man glaubt, alle Processe über 
Gewaltthätigkeit seien ausserordentlicher Weise an allen Tagen geführt wor- 
den. Dafür giebt es weder ein Zeugniss noch die Wahrscheinlichkeit: nur 
die nach dem Lutatischeu Gesetze anhängig gemachten genossen dieser 
Beschleunigung des Verfahrens, nicht die nach dem Plautischen Gesetze. 
Es irrt also z. B. Mommsen im Corp. Inscr. Lat. I, 64, wenn er alle Pro- 
cesse über Gewaltthätigkeit als ausserordentliche betrachtet. 

145) Wächter in der angeführten Abhandlung tadelt mit Recht in 
Fällen, wo unsere Quellen diiiÄig sind, die Versuche von wörtlicher Resti- 
tution der Gesetze; aber weshalb er nicht glaubt, dass einzelne Ausdrücke 
in den Stellen der Alten uns erhalten sind, sehe ich nicht ein. Z. B. das 
zweimal erwähnte rem/mi/ienm oppugnare scheint dazu zu gehören. 

146) Man sehe meine Siudia Ramann p. 24, wo ich die Entstehungs- 
geschichte dieser Provinz ausführlich nachgewiesen habe. 

147) Einen solchen Irrthum Appians nimmt z. B. Druroann Geschichte 
Roms II, 438 au, ohne dafür Gründe anzuführen. In der Stelle aus dem 
Anszuge von Livius’ Geschichtswerk (Liv. per. LXXVll) L. Sulla cieiiaiit 
tiaium ordinauil, exindn co/onias deduxii ist noch sehr auffallend die Be- 
merkung, Sulla habe damals Colonien gegründet. Dies kann unmöglich 
richtig sein. Man begreift nicht, wen er hätte ansiedeln soUcn. Es sind, 
wie wir aus bestimmtem Zeugnisse wissen, seit Marius nur Soldatencolo- 
nien gegründet worden : seine eigenen Soldaten brauchte aber damals Sulla 
noch zum Mithridatischen Kriege und für fremde Soldaten wird er schwer- 
lich gesorgt haben. Höchstens köniite er ein Gesetz gegeben haben, dass 
seine Soldaten nach Beendigung des Krieges mit Land versorgt werden 
sollten ; aber das heisst doch nicht „Colonien ausführen”. Deshalb halte 
ich noch immer für wahrscheinlich die von mir in Commenlatioiies epigra- 
phicae I, 246 vorgeschlagene Verbesserung exinde copias eduxit. Sulla 
ging, nachdem er seine Verfassungsgesetze gegeben, mit seinen Trui)pen 
aus Rom und dann nach Asien. Das ist eine selbst in Livius’ Auszuge 
uothwendige Bemerkung, welche sich sonst in demselben nicht findet. 

148) Ich habe über dieses Verhältniss des Valerischen und der Cor- 
neliscben Gesetze schon gesprochen in den Commenlationes epigraphicae 
I, 247. 

149) Dies thut auch z. B. Dnimann Römische Geschichte III, 139, 
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während E. W. Fischer in seinen Zeittafeln es mit entschiedenem Unrecht 
dem Jahre 79 v. Ohr. zuweist. 

150) Man führt auch die tex Antonia de Thennessibus au als ein Ge- 
setz, das während der Geltung der Sullanischen Gesetze von Volkstribunen 
gegeben worden sei. Es heisst in der uns theilweise erhaltenen Ueber- 
schrift, cs sei von den Volkstribuncn C. Antonius, Cn. Cornelius, C. Fun- 
danius und anderen de s{rnalus) »(enleniia) von der Plebs gegeben worden, 
und Th. Mominseu in dem Corp. Inscr Lat I, 115, sowie früher in der 
Zeitschrift für Alterthumswissenschaft 1846, 107 vennuthet, es sei erlassen 
worden im Jahre 71 v. Chr., also zu einer Zeit, wo die Verfassung Sullas 
in Bezug auf die Beschränkung der tribunicischen Gewalt noch bestand. 
Wäre diese Vermuthung begründet, so hätten wir in diesem Gesetze einen 
unzweifelhaften Beweis, dass Sulla den Tribunen nicht das Recht der Ge- 
setzgebung nahm , sowie ein belehrendes Beispiel, wie in der Zeit der Be- 
schränkung die Tribunen dasselbe geübt hätten. Indessen die Vermuthung 
ist sehr unsicher. Mommsen führt zw'ei Gründe an. Erstlich heisst es zu 
Anfänge des Gesetzes , diejenigen Bürger von Thermessus, welche vor dem 
1. April 72 v. Chr. ihr Bürgerrecht erhalten hätten, sollten auch fortan es 
behalten und an den Freiheiten von Thermessus Theil nehmen. Mommsen 
sagt, es dürfe von jenem ereten April bis zum Tage des Antonischen 
Gesetzes kein grösserer Zeitraum verstrichen sein als um zu verhindern, 
dass fremde Bürger sich in das BürgeiTecht von Thermessus eindrängten. 
Diese Schlussfolgerung ist nicht recht klar, sicherlich beweist sie nichts. 
Im Gegentheil musste von dem ersten April 72 v. Chr. an so riel Zeit 
verstrichen sein, dass Fremde sich in Thermessus eindrängen konnten: 
sonst wäre die Bestimmung, dass nur die bis zum ersten April 72 v. Chr. 
aufgenommeneu Bürger fortan das Bürgerrecht haben sollten, unnütz, wenn 
nicht wirklich Fremde sich hätten eindrängen können. Mithin konnten 
auch zwei und mehr Jahre vergehen seit 72 v. Chr., ehe das Autonische 
Gesetz gegeben wurde. Zweitens sagt Mommsen, C. Antonius, der 66 v. 
Chr. Prätor, 63 Consul war, hätte nach dem Altersgesetze 71 v. Chr. Volks- 
tribun sein können. Sicherlich, aber eben so gut auch 70 oder 69 v. Chr. 
Die Aedilität scheint C. Antonius nicht bekleidet zu haben. Man nimmt 
es zwar an, deshalb weil er die Gunst des Volkes durch eine scaena ar- 
geniea bei seinen Spielen gewonnen haben soll (Plin. naL hist. XXXIII, 53; 
Val. Max. II, 4, 6; Cic. p. Mur. 19,40): diese Spiele bezieht man auf seine 
Aedilität. Man sehe z. B. Drumann Geschichte Roms 1, 533; F. G. Schu- 
bert Oe Ronmnorum aedilibus p. 412. Indessen aus den Worten Ciceros 
an der zidetzt angeführten Stelle {fuodsi ego, qui irinos ludos aedilis fece— 
ram, lauten Aniunii lud'u cummocebar , geht hervor, dass Antonius seine 
Spiele später als Cicero gegeben hat. Nun war Cicero Aedil 69 v. Chr. 
und erlangte Prätur und Consulnt in dem ersten Jahre, wo es ihm gesetz- 
lich erlaubt war, d. h. die Prätur in dem kürzesten .Vbstande von der 
Aedilität, der gesetzlich erlaubt war. Antonius aber war 66 v. Chr. zugleich 
mit Cicero Prätor, folglich kann er höchstens ebenfalls mit ihm zugleich, 
69 V. Chr., Aedil gewesen sein. Dies aber war er nicht, M. Caesonius war- 
Ciceros College in der curulischen Aedilität. Daraus folgt, dass C. Anto- 
nius seine Spiele als Prätor gegeben, die Aedilität aber, wie so viele an- 
dere, gar nicht bekleidet hat. Wir haben von derselben sonst keine An- 

m. 28 
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deutung. Um so nu-hr wird man annehmen können, dass C. Antonius 
sein Trilninat erst 70 oder 09 v. Chr. bekleidet liat. Wir wissen von ihm 
ausserdem nur, dass die Censoren L. Gcllius utid Cn. Cornelius, welche 
im Jahre 70 ihr Amt antraten, ihn aus dem Senate stiessen, (Ascon. p. 84) 
wofür sic als Gründe anführten, dass er früher Erpressungen in Griechen- 
land sich habe zu Schulden kommen lassen und sein Vei-niögeu verschwen- 
det habe. Sein Tribunat wird dabei nicht erwälint. Es ist nicht wahr- 
scheinlich, dass die Censoren, welche hauptsächlich zur Säuberung des 
Senates von den schlechten Sullanischen Elementen erwählt waren, die 
Musterung des Senates alsbald nach ihrem Amtsantritte vorgenommen 
halK'n. Deshalb halte ich es für wahrscheinlich, wenngleich nicht für sicher, 
dass C. Antonius erst 69 v. Chr. Volkstribun gewesen ist und mit ihm 
jene acht andern, Cn. Cornelius, Q. Marcius, L. llostilius, C. Fundanius, 
C. Popilius, M. Valerius, C. Autius, Q. Caecilius, deren Namen uns in der 
Inschrift des Corp. Inscr. Lat. n. 593 genannt werden. Eben demselben 
Jahre schreibe ich also auch das in Tributcomitien gegebene Gesetz über 
Thermessus zu. Es giebt indessen noch einen andern Grund, weshalb ich 
in diesem Antonischen Gesetze über Thermessus nicht ein von Volkstri- 
bunen unter der Herrschaft der Sullanischen Verfassung erlassenes Plebiscit 
erkennen kann. Es heisst, es sei gegeben de senalus senieniia. Sulla 
muss, als er den Volkstribuncu und den Tributcomitien das Recht nahm, 
selbständig Gesetze zu geben, mehr verlangt haben. Er musste fordern, 
wenn er überhaupt eine solche Befuguiss der Tribunen und der Tribus zu- 
lassen wollte, dass über jede vor das Volk zu bringende Sache ein Be- 
schluss im Senate gefasst und diiss also ex senalus cunsuUo die Frage an 
das Volk gerichtet wurde. Ein Senatsbeschluss schliesst die Meinung {seu- 
lentia) des Senates ein, fügt aber noch die Form eines Beschlusses hinzu. 
Solch eine Form, welche die nurlorilas des Senats darstellte, musste Sulla 
verlangen ; denn der Meinung des Senates waren die Beamten auch ftüher 
in der Regel gefolgt. Eine Sammlung von Stellen aus Inschriften, in de- 
nen diese Formel vorkommt, giebt Maiini Aui dei fratelli Arrnli p. 557 
und 628 ; andere aus Inschriften und Schriftstellern wird man leicht hinzu- 
fügen können. Die letzteren sprechen nicht immer genau und setzen den 
schwächeren Ausdruck für den stärkeren. Z. B. wenn Cic. p. Balb. 8, 19 
sagt, die Consuln L. Gellius und Cn. Cornelius (72 v. Chr.) hätten ex se- 
natus senieniia ein Gesetz über die von Cn. Pompejus mit dem Bürgerrechte 
beschenkten Bundesgenossen gegeben, so spricht er ungenau: in dem Ge- 
setze stand ex senalus consullu, wie Cic. p. Cluent. 49, 136 selbst von 
einem andern ähnlichen, in eben derselben Zeit und ebenfalls von Consuln 
gegebenen Gesetze sich ausdrückt. Der in den Worten liegende Unterschied 
und die durch Sullas Verfassung gebotene Nothwendigkeit ist deutlich. 
Im vorliegenden Falle war die Bitte der Bürger von Thermessus im Se- 
nate, vor den zunächst alle Augelegenheiteu der auswärtigen Völker ge- 
hörten, zur Sprache gekommen, man hatte sie für billig erachtet, aber 
keinen förmlichen Beschluss gefasst: die Tribunen erwähnten die, wenn- 
gleich nicht förmlich ausgedrückte, Uebereinstimmung mit dem Senate, 
welche sich nicht bloss auf das Ganze des Gesetzes, sondern auch auf 
dessen Einzelheiten bezog, in ihrem Vorschläge an das Volk, um denselben 
zu empfehlen. Dies konnten sie zu Jeder Zeit, auch als sie im Vollbe- 
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sitze iliier Macht waren, tliun. Selbst aus den Ereignissen des Mithri- 
datisehen Krieges lässt sich die Wahrscheinlichkeit darthun, dass im Jahre 
7t das Gesetz über Thennessus in Rom noch nicht gegeben werden konnte. 
Denn damals währte noch der Kampf mit Mithridates; erst nach dessen 
Vei-treibung kam L. Lucullus im Jahre 70 v. Chr, dazu, die Verhältnisse 
des von ihm ganz eroberten Kleinasiens zu ordnen und erst für die dar- 
auf folgende Zeit passt die Berathung im Senate und der A'olksbeschluss 
über Thennessus. Mithin ist es eine unzulässige Vennuthung, den Volksbe- 
schluss über Thennessus den Volkstribunen während ihrer Beschränkung durch 
die Sullanischen Gesetze zuzuweisen. Appian spricht allgemein, die Abstim- 
mungen hätten nach ihnen nur in Centurien stattfinden sollen; dies schliesst 
die gesetzgebende Thätigkcit des Volkstribunen vollständig aus. 

151) Die schwierige Frage über die Beschränkung der tribunicischen 
Gewalt durch Sulla ist von J. Rubino De Irihimicia polestale gualit fueril 
inrie a Sullae dictalura tis^ue ad primum consu/alum Pompeji (Cassellis 
1825) behandelt worden. Ihm ist W. A. Becker Handbuch der Römischen 
Alterthümer II, 2 , 288, weniger L. Lange Römische Alterthümer 1, 610 
gefolgt. Rubino behauptete, Sulla habe den Tribunen das Recht, Gesetze 
zu geben und Anklagen vor dem Volke zu unternehmen, vollständig ge- 
nommen. Dagegen hat sich erklärt Th. Mommsen in der Zeitschrift für 
Alterthumswissenschaft 1846 p. 105, aus Liebe zu einer von ihm aufge- 
stellten Vermuthung. Er behauptet, Sulla habe die Plebiscite und Tribut- 
comitien nicht abgeschaßt , soudern den Tribunen das Recht der Gesetz- 
gebung gelassen, sic aber dabei von einem vorhergehenden Scnatsbeschlusse 
abhängig gemacht. Die Stelle aus Liv. per. LXXXIX omne ius legum fe- 
rendantm ademil kann er mit dieser Meinung vielleicht vereinen , indem 
er sagt, der Ausdrur;k sei etwiis übertrieben, Sulla habe den Tribunen 
allerdings das Recht der selbständigen Gesetzgebung genommen. Aber 
grössere Schwierigkeiten macht Ap]>. bell. civ. I, 59 Dort wird von den 
Gesetzen Sullas im Jahre 88 gesprochen, durch welche die Volkspartei unter- 
drückt werden sollte, zuerst von dem nothweudigen Vorbeschlusse des Se- 
nates, bei Anträgen an das Volk, dann yeipoTOvtat |xtj xaxi <pOA.a« 
dXXa xaxa Äti/ou;, tö{ TiA/.to; EtaSt, yiyvEadai; hinzugesetzt wird, 

Sulla hätte gemeint oUte -it yEipoxovfac tv xoij Tt^vrjai xai öpaouxctxciii dvxt 
xülv It rEptousi'a xa'i EipooÄiqc ytyvopi^vac, 5(uSeiv fxi sxaOEOtv d'pop[xd{. 
Mommsen sagt: „Appian spricht gai- nicht, wie der einfache Wortsinn lehrt, 
von der Abschattung der Tributcomitien, sondern von der Wiedereinfühning 
der Servianischen Stimmweise in den Centuriatcomitien, statt der späteren 
nach Tributcomitien.” Den von uns ebenfalls angeführten Zusatz Appians 
übergeht Mommsen. Dennoch fasse ich auch, wenn ich mich auf die 
ersten Worte beschränke, den „einfachen Wortsinn” anders auf. Wenn es 
heisst, die Abstimmung des Volkes solle nicht nach Tribus, sondern nach 
den Servanischen Centurien erfolgen, so kann kein der Römischen Ge- 
schichte Kundiger an etwas anders als an die Ersetzung der Tributcomitien 
durch die Centuriatcomitien denken. Sonst müsste man annehmen, man 
könne überhaupt, wo von einer tribusweisen Abstimmung des Volkes die 
Rede wäre, auch an die Centurien denken, ln den Centuriatcomitien sind 
die Centurien, nicht die Tribus, trotzdem dieselben auch beobachtet wur- 
den, das entscheidende und narh diesem entscheidenden Merkmale werden 
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die Comitien benannt. Was sollte auch Sulla für ein Interesse haben, die 
Beobachtung der Tribus in den Ccnturiatcomitien aufzuheben? Es steht 
fest, dass eine wesentliche Acnderung des Charakters der Comitien nicht 
bewirkt worden wäre. Der Zusatz ferner Applaus, der die Armen und 
Frechen den Reichen und Besonnenen gegenüberstellt, beweist vollends, 
dass im Allgemeinen die Tributeomitien, wo die Kopfzahl galt, den Cen- 
turiatcomitien , in denen Reichthum und Würde überwog, entgegengesetzt, 
nicht an eine unbedeutende und uns bis jetzt ganz unbekannte Aeuderung 
in der inneren Anordnung der Centuriatcomitien gedacht wird. Mommsen 
unternahm jene unbegründete Erklärung aus Liebe zu einer anderen Ver- 
müthung , die dann freilich Appians Ausdruck noch unbegreiflicher macht. 
Sulla soll die Tributeomitien nicht bloss haben bestehen lassen, sondern sie 
sogar selbst zur Anerkennung seiner Verfassung benutzt haben. Wir haben 
ein über die Aintsdiener der Quästoren handelndes Gesetzesfragment (Corp. 
Inscr. Lat. n. 20ü) , das sich durch die in der Ueberschrift erhaltenen 
Worte firincipium fuil pro irihu als Bruchstück eines Plebiscites ausweist. 
Dies Bruchstück hat in einer oberen Ecke die mysteriösen Zeichen VIII 
de XX <j., welche, wie jetzt anerkannt ist, zur Unterscheidung dieser Ge- 
setzestafel dienten und für denjenigen bestimmt waren, welcher dieselbe 
nebst anderen ähnlicbeu aufzubewahren hatte. Antonius Augustinus hatte 
die Idee , die zwanzig in jenem Zeichen erwähnten Quästoren mit den Ge- 
setzen Sullas, der zuerst zwanzig Quästoren erwählen liess, in Verbindung 
zu bringen; er sagte, jenes Bruchstück gehöre dem Sullanischeu Gesetze 
an , wodurch zuerst zwanzig Quästoren eingesetzt wurden. Daraus würde 
dann folgen, dass Sulla seine die Verfassung ändernden Gesetze in Tribut- 
comitien gegeben habe, diese mithin von ihm nicht aufgehoben worden seien. 
Diese Idee nahm Mommsen auf in seiner Abhandlung Ad legem de scribis 
el viaioribus (Kiliae 184-3) p. 4, vertheidigte sie in der Zeitschrift füi' Alter- 
thumswissensebaft 1846, 105 und nannte in dem Corp. Inscr. 1. 1. ohne 
Weiteres das Gesetz das Coruclische über die zwanzig Quästoren, ergänzte 
auch die Ueberschrift des Bruchstückes in diesem Sinne. Indessen jene 
Idee beruht nur auf Vermuthung. Sicher ist nur die Folgerung, dass 
jenes Gesotzesbruchstück aus der Zeit von Sulla abwärts, seit der cs jähr- 
lich zwanzig Quästoren gab, stammt. Auch nach Sulla konnten, ohne dass 
die Zahl der Quästoren vermehrt wnrde, über ihre Amtskreise und ihre 
Unterbeamtcu Gesetze erlassen werden, ja wir haben in Betreff der erste- 
reu sogar eine gewisse Andeutung bei Cic. p. Mur. 8, 18. Dass aber Sulla 
als Dictator über die Quästoren ein Gesetz in Tributeomitien gegeben 
habe, ist sehr unwahrscheinlich. Ei-stlich wird man schwerlich annehmen 
dürfen, er habe über die Quästoren allein ein Gesetz gegeben, nicht auch 
zugleich über die Prätoren , deren Zahl er ebenfalls vermehrte, nicht auch 
über die Reihenfolge der Aemter, die er bestimmt, nicht auch über das 
Verbot, ein und dasselbe Amt nochmals zu bekleiden: dann wäre der Titel 
„über die zwanzig Quästoren ” ein sehr unpassender. Zweitens ein Dicta- 
tor und Tributeomitien! Das streitet gegen alle Römische Sitte. Es stan- 
den ja Sulla mit Leichtigkeit auch die Centuriatcomitien zu Gebote. Wie 
er seine Gesetze gegeben habe, wird uns nur bei einem erzählt, nämlich 
bei dem über die Bestrafung der Municipien, welche gegen ihn gekämpft 
hatten: es war, w'ie Cicero de dom. 30, 79 ausdrücklich sagt, ein Cen- 
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turiatgesetz. Aus diesen Gründen lialte ich die Vermnthung über die lex 
Cornelia de XX ^vaesioriius für unbegründet und die Nachricht Appians, 
Sulla habe die Tributcomitien aufgehoben, für zuverlässig. 

152) Ausführlich hat hierüber gesprochen Rubino a. a. 0. p. 49, in- 
dem er sich an Lipsius Electa I, 2, 13 anschliesst. Er verwirft schliess- 
lich die Nachricht Appians, kann aber nicht verstehen, wüe er dazu ge- 
kommen sei, seine Vermuthung ausznsprechen. 

153) In diesem Punkte weiche ich von der Ansicht Rubinos a. a. 0. 
p. 32 flgd. ab. Er unterscheidet drei Rechte der Volkstribunen coutiunem 
habere, conlionem dare und in coiilionem praducere Diese Unterscheidung 
nehme ich nicht an. Wer das Recht hat, eine catiiio za halten und zu 
leiten (roniioHem habere), der muss nothwendiger Weise auch das Recht 
haben, Jemandem, der darum bittet, das Wort in dieser Volksversammlung 
zu gestatten (eontionem dare) und Jeden, den er will, sei cs dass jener will 
oder dass er nicht will, vorzuführen, um seine Meinung zu sagen (in con- 
lionem produccre). Wären diese drei Sachen nicht zusammen in einem 
Rechte vereinigt, so könnte überhaupt keine ordentliche coniio gehalten 
werden. Es ist widersinnig, dass ein Tribun sollte einem Andern das 
Wort verstatten oder ihn gar wider seinen Willen zum Reden zwingen 
können , ohne selbst reden zu diiifen. Wir finden auch schon im Beginne 
des Tribunates, als das im condonis für dasselbe errungen wurde, alle 
jene drei Sachen zusammen erwähnt. Rubino meint nun, das Recht cun- 
iionem habere hätten die Tribunen nach Sulla nicht gehabt, und zwar we- 
gen der von uns angeführten und erklärten Stelle von Cicero p. Cluent. 
40, 110. Er meint, in den Worten Aique idem quanto in oHio poslea suis 
Ulis ipsis fuit , per quos in a/tiorem locum ascenderat liege eine Beziehung 
auf jenen Cotta, der im Jahre 75 v. Cbr., wie es bei Sali, fragm. III, § 2, 
8 heisse, einige Rechte den Volkstribunen wiedergegeben habe. Aber unter 
den .Seinigen” kann schwerlich der Consul Cotta verstanden werden, der 
allerdings die Tribunen begünstigt, hatte, aber üoeh nicht zu deren Ange- 
hörigen gerechnet werden darf. Ueher die Rechte, welche Cotta den Tri- 
bunen wieder einräumtc, werden wir später eine andere Meinung auf- 
stellen. Als zweiten Grund giebt Rubine au, dass vom Jahre 75 an häufiger 
Volksversammlungen der Tribunen erwähnt werden. Dies ist richtig, kann 
aber besser von der seitdem angeseheneren Stellung der Tribunen und 
davon, dass bedeutendere Männer das Amt bekleideten, hergeleitet werden. 
In einen Widerspruch mit sich selbst gerätli Rubino, da er den Tribunen 
wegen des uns überlieferten Falles von Cn. Sicinius auch zur Zeit 
ihrer grössten Erniedrigung das Recht i« conlionem producendi zuzu- 
gestehen genöthigt ist. — Wenn Lange Römische Alterthümer I, 610 
meint, das i«s coniionis der Tribunen habe Sulla dadurch beschränkt, dass 
er es von der Einwilligung des Senates abhängig machte, so ist das eine 
ganz unbegründete Vermuthung. Einmal lässt es sich, da es jeden Tag 
geübt werden kann , nicht von einem Senatsbeschlusse abhängig machen 
und dann spricht dagegen das Beispiel von Sicinius, der die Consuln in 
seiner Volksversammlnng zum Sprechen aufforderte. Hätten sie selbst erst 
die Erlaubniss dazu geben müssen, so hätten sie eine eigene Volksversamm- 
lung berufen. 

154) Rubino a. a. 0. p. 7 nimmt dieses Falles halber an, Sullas Ge- 
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setz über die Tribunen sei erst in diesem Jahre 80 v. dir. nacli dem er- 
wähnten Einsprüche des Tribunen C. Ilerennius gegeben worden. Denn er 
glaubt p. 43 tlgd., die Trilmnen hättoii wedm- gegen Senatsbeschlüsse noch 
beim Volke Einspruch tbun dürfen. Dass diese Ansicht unbegründet ist, 
glauben wir friiher genügend erwiesen zu haben. Die Beschränkung der 
Tribunen schreibt sich von 88 v. dir. her und wurde sogleich, wie Sulla 
zur Macht gelangte,, ins Werk gesetzt. Die Meinung über die Beschrän- 
kung des tribunicischen Eins|)rucbs auf Ilülfeleistung an Einzelne vertritt 
z. B. Lange Römische Alterthümer 1, 611. 

155) leb habe über diesen Process und die Verhältnisse von C Anto- 
nius gehandelt in den Ctniimriitaliones epigrnplneae 11, 182. 

156) Diese folsche Ansicht von den Prätoren ist vornehmlich durch 
Pighius’ sonst so gelehrtes Werk, in dem er die Annalen der Rümischeu 
Geschichte zusammenstellte, verbreitet worden. Ich habe über diesen Irr- 
thum in den ('ommrnlntiones rpigraphienr II. 176 und Sluiliit Hnmnna p. 
16 sq. gesprochen, auch daselbst die Zahl und die Entstehung der Pro- 
vinzen, welche es bis auf Sulla gab, fcstgestcllt. 

157) Dies ist also die Meinung nicht nur der älteren Gelehrten , wie 
von Pighius Aun. I, 267 , Lipsius in seinem Excurs zu Tac. Ann. 1, 14, 
sondern auch der neueren, wie von Geib Römischer Criminalprocess S. 181, 
Drumann Römische Geschichte 11, 485, Becker -Marquardt Römische Alter- 
thümer II, 2, 190, Lange Römische Alterthümer 1, 569, Rudoidf Römische 
Rechtsgeschichte II, 337 und anderer. 

158) Man vergleiche besonders die Untersuchung bei Ferratius epislo- 
Ine p. 64, welchem die neueren Gelehrten in den Hauptsachen gefolgt 
sind. 

159) Wir kennen den ersten für die Vonnundschaftssachen ernannten 
Prätor , Arrius Antoninus aus einer Inschrift , welche ich in meinen C’owi- 
tnenlal'wnes epigrnphicac Vol. 11 init. erläutert habe. 

160) Von den PrätortTii selbst haben wir in dieser Beziehung keine 
Nachricht ; aller über die den Prätoren an Rang gleich stehenden ausser- 
ordentlichen Beamten spricht Cicero de leg. agr. II, 13, 32, wo man die 
Noten der Herausgeber vergloiohen kann. 

161) Die erste Meinung scheint Lipsius für die richtige zu halten, die 
zweite wird von Ernesti vorgezogeu, die dritte endlich ist von Nipperdey 
aufgestellt worden. Die letzte ist mit Tacitus’ Worten in Widerspiuch; 
denn das heisst nicht, Jemandem die Prätur geben, wenn ihm erlaubt wird, 
sich darum zu bewerben, und ganz anders spricht Tacitus HI, 19, wo dem 
Fulcinius Trio für eine andere glückliche Anklage das Consulat verheissen 
wird. Auch gegen die zweite Ansicht spricht der Ausdruck; wo SueL 
Cal. 19 eine solche ausserordentliche Erwählung für die Zukunft erwähnt, 
sagt er prnetorem extra ordinem designabat. 

162) Man sehe über dasselbe die Auseinandersetzung in meinen Siu- 
dia Romana p. 72 flgd. 

163) Livius gebraucht nämlich von ihm das imperfeetnm iubebal. 
Darin liegt , dass cs zur Zeit, wo die Wahl der vier Prätoren geschah, 
bestand. Livius musste iimit sagen, wenn er bezeichnen wollte, dass es 
in jenem Jahre erst gegeben worden sei. 

164) Dass Cicero nach seiner Prätur keine Prozinz verwaltete, ergiebt 



Digitized by Google 



Annierkungon. 



439 



sich aus der angcfiilirtcii Stelle Ciecros pro Mur. 22. Wiihrcud seines 
Consulutes erhielt er zuerst Macedonieii, danti Italien, trat aber auch die- 
ses freiwillig ab. Man sehe dariiber meine Stiulia Kumamt p. 57. Später 
wurde er durch das l’oiu|)ejische Gesetz genOthigt, dafür die Verwaltung 
Ciliciens auf ein Jahr zu überuchmeu. S. meine Commentiitwnes e/iigra- 
phiciic 11, 207 s<j. 

1G5) Vieles hierher Gehörige hat gauz richtig bemerkt C. G. Zumpt 
Ueber die persönliche Frcilieit des Römischen Bürgers (Darmstadt 1846) 
S. 41 flgd. , was wir schon bei unseren frühei’cn Untereuchungen benutzt 
haben. In manchen Punkten ist indessen unsere Anschauung und Begiün- 
dung der in der Geschichte hervortretenden Thatsachen eine andere; denn 
wir betracht(m die Entwickelung des gesammten Strafrechts und nicht 
bloss eine Seite desselben. 

166) Einige Gelehrte äussern Zweifel, ob Sulla ein Gesetz über Er- 
pressungen gegeben habe, wie z. B. Ed. Laboulaye Eisai sur les lots cri- 
minelles des Rointiins (Paris 1845) p. 269 bemerkt, man wisse nicht, ob 
Sulla das Scrvilischc Gesetz geändert oder ob er sich begnügt habe, in 
seinem Erpressungsgesetze dasselbe zu- wiederholen uud nur die Bestim- 
mungen über die Richter zu ändern. Die übrigen Gelehrten sprechen von 
einem Cornelischcn Gesetze, in welchem auch das Verbrechen selbst und 
sein Begriff behandelt worden sei, so ausser andern W. Rein im Crimi- 
nalrecht der Römer S. 621 , uud Paulys Realencyclopädie VI, 450, C. T. 
Zumpt de iudiriis repeluiidariim I, 38; Rudorff Römische Rechtsgeschichte 
1, 78. Den Punkt über die litis aesiimtiiin, welche war als nicht beweisend 
für das Vorhandensein eines solchen Gesetzes dargethan haben , erwähnen 
z. B. Rein und Rudoiff a. a. 0., besonders abei' Eruesti im Indejc legum 
zu Cicero. 

167) Diese Meinung über die vierfache Entschädigung nach dem Cor- 
nelischen Gesetze sprach schon Klenze ad legem Serciliam p. XII, wenn- 
gleich zögernd, aus; bestimmt wurde sie augenommen von Rein Römisches 
Criminalrecht a. a. 0. , ohne indessen durch irgend einen Grund als jene 
nichts beweisende Stelle von Pseudo- Asconius wabrscheiulieh gemacht zu 
werden. Die alsbald erwähnte Meinung, die Strafsumme habe nach dem 
Comelischen Gesetze den 2 J fachen Betrag des Erpressten betragen, ist 
von C. T. Zumpt a. a. 0. aufgestellt worden. 

168) Diese von uns einem Comelischen Provinzialgesetze zugewiesene 
Bestimmung schrieb besonders Rein im Römischen Criminalrechte S. 622 
und in Paulys Realencyclopädie VI, 450 einem Comelischen Repetunden- 
gesetze zu. Andere betrachteten sie als gehörig zu einem Gesetze de pro- 
rinciii ordiiiandis. Man sehe Erncsti im Index legum zu Cicero. Wir wer- 
den später über ähnliche Bestimmungen, welche Sulla traf, handeln. 

169) Man sehe Rein a. a. 0. Auch C. T. Zumpt a. a. 0. meint, die 
Bestimmung, dass das nicht zu Statuen verbrauchte Geld nach fünf Jahren 
zurückgefordert werden dürfe, rühre von dem Comelischen Gesetze her. 
Ebendaselbst findet man auch die Erwähnung der den Statthaltern zu ihrer 
Ehre geweihten Spiele und Feste, über welche wir demnächst sprechen. 

170) Mau sehe hierüber C. T. Zumpt a. a 0. p. 40. Die anderen 
Gelehrten haben diesen Punkt nicht berührt. 

171) S. H. Rinkes üispulalio de crimine amOilus ei de sodaliciis apud 
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Homanos tempore lihenie reipublicoc ([..tieduni 1854) |). 60 macht die Be- 
merkung, dass Uorneiisclie Gesetze Iwi Cicero nur die von Sulla herrüh- 
renden hci.sscn. Dies mag richtig sein, hat aber seinen Grund nur darin, 
dass zu Ciceros Zeit die Gesetze Sullas an Zahl und Wichtigkeit alle an- 
deren überwogen. Für die Erklärung des Scholiasten ist diese Bemerkung 
von keiner Bedeutung. 

172) ln früherer Zeit schwankte man. Fischer in seinen Zeittafeln 
S. 108 bezieht des Seboliasteu Nachricht auf das Gesetz des Jahres 181 
V. Ohr., Becker Römische. Alterthümer 11, 2, 41 auf ebendasselbe. Rein 
Römisches Criminalrecht S. 708 auf das von ihm sogenannte Cornclisch- 
Fulvische Gesetz. Dagegen Th. Mommsen de cotlegiis et sodulicüs ßoma- 
noriim p. 44, Rinkes a. a. 0. und ich selbst in der Einleitung zu meiner 
Ausgabe von Ciceros Rede pro Murena p. XIX erkannten beim Scholiasten 
ein Sullanisches Gesetz. 

173) Ich weiche also hierin sehr von den Ansichten S. H. Rinkes 
ab, der a. a. 0. S. 53 als Hauptgrund für die Annahme eines Cornelischen 
Ge,sctzes über Amtserschleichung den anführt, dasselbe folge notbwendig 
aus Sullas übriger Gesetzgebung. Er erkannte freilich, eben so wenig wie 
die übrigen Gelehrten, die Behandlung des amhitut in den früheren Ge- 
setzen: auch ich selber in der Einleitung zu Ciceros Rede pro Murena 
hatte damals diesen Punkt nicht im Zusammenhänge mit den übrigen Ge- 
setzen tintei-sucht und muss deshalb einen Theil der dort ausgesprochenen 
Ansichten zurücknehmen. 

174) Man sehe z. B. Ernesti im Index legum zu Cicero t. v. leget 
Corneline und W. Rein in Paulys Realencyclopädic IV, 968. Andere, z. B. 
Drumann Römische Geschichte II, 492 stellen nur die einzelnen von Sulla 
gegel>euen Bestimmungen zusammen, ohne die Gesetze, zu welchen sie ge- 
höi-ten, anzugeben. Eine, gewöhnlich diesem Cornelischen Gesetze über 
die Ordnung der Provinzen zugeschriebene Bestimmung haben wir oben 
S. 362 als nicht zu der allgemeinen Gesetzgebung Sullas gehörig erwiesen. 

175) Man sehe die Zusammenstellung der vermeintlichen hierher ge- 
hörigen Bestimmungen besonders bei W. Rein Römisches Criminalrecht 
S. 514. 
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